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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vorsitzend e: Präsident Dr. Maleta, Zweiter 

Präsident Dipl..lng. Waldbrunner, Dritter Prä­
sident Wallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 
K r a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 

Dr. van Tongel und Frühbauer. 
Seit der letzten Haussitzung sind zwei 

Anf r a g e b e a n t w o r t u n g e n  eingelangt, die 
den Anfragestellern z u g  e g a n g e n  sind. Sie 
wurden auch vervielfältigt und an alle Abge­
ordneten verteilt .. 

Die in der gestrigen Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebellen Vorlagen w e i s e  ich z u  
wie folgt: 

254 der Beilagen: Übereinkommen über die 
Regelung von \Vasserentnahmen aus dem 
Bodensee, und 

282 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Agrarverfahrensgesetz 1 950 abgeändert und 
ergänzt wird (Agrarverfahrensnovelle 1966), 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft ; 
256 der Beilagen: Bundesgesetz über die 

Einbringung einerSacheinlage bei der Dach-
stein Fremden verkehrs-Aktiengesellschaft, 

267 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem im 
Gehaltsüberleitungsgesetz Bestimmungen über 
die Dienstzweige, Amtstitel und Anstellungs­
erfordernisse der Beamten in handwerklicher 
Verwendung getroffen werden, sowie 

270 der Beilagen: Bundesgesetz über die 
Regelung von ]�orderungen des Bundes gegen 
die Axamer Lizum Aufschließungs-Aktien­
gesellschaft, 

dem Finanz- und Budgetausschuß ; 
266 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 

das Notarversicherungsgesetz 1 938 abgeändert 
und ergänzt wird (10. Novelle zum Notar­
versicherungsgesetz 1938), 

280 der Beilagen: Bundesgesetz, betreffend 
die Erhöhung von Richtsätzen für die Gewäh­
rung von Ausgleichszulagen im Bereich des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und 
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver­
sicherungs gesetzes , 

281 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem das 
Gewer bliche SeI bständigen -Pensionsversiche­
rungsgesetz abgeändert wird (16. Novene zum 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetz), und 

285 der Beilagen: Bundesgesetz, betreffend 
die neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, 
mit dem Beziehern von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung eine Teuerungszulage 
gewährt wird, 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung. 
Ferner weise ich den Bericht der Bundes­

regierung, betreffend die Reform des öster­
reichischen Presserechtes, dem Justizausschuß 
zu. 

Bevor ich in die Tagesordnung eingehe, 
gebe ich bekannt, daß heute eine Mittagspause, 
und zwar von 14 bis 15 Uhr, eingeschaltet wird, 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (204 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1967 (258 

der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe V 
Kapitel 30: Justiz 

Präsident : Wir gehen in die Tagesordnun g 
ein. Wir gelangen heute zur Spezialdebatte 
über die Beratungsgruppe V. Diese umfaßt 
Kapitel 30: Justiz. 

Spezialberichterstatter ist der Abgeordnete 
Dr. Kummer. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Dr. Kummer : Hohes 
HallS! Meine Damen und Herren! Der Finanz­
und Budgetausschuß hat die finanzgesetzlichen 
Ansätze der gegenständlichen Beratungsgruppe 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1967 
in seiner Sitzung vom 1 6. November 1 966 in 
Beratung gezogen. 

Die Gesamtkosten der Rechtspflege (Aus­
gaben weniger Einnahmen) sind von 3 1 6  Mil­
lionen Schilling im Jahre 1966 auf 3 1 5  Mil­
lionen Schilling im Jahre 1967 gesunken; der 
Anteil der verbliebenen Ausgaben des Justiz­
ressorts am Gesamtbudget ist von 0,46 Pro­
zent auf 0,42 Prozent gesunken. 64,4 Prozent 
der Ausgaben werden durch eigene Einnahmen 
gedeckt ( 1965: 55,7 Prozent, 1966: 6 1 ,3 Pro­
zent). 

Die gesamten Staatsausgaben haben im 
Jahre 1966 täglich pro Kopf der Bevölkerung 
25,68 S betragen und werden im Jahre 1967 
auf 27,63 S steigen. Von den verbleibenden 
Ausgaben entfallen auf die Justiz - unter 
Bedachtnahme auf die gestiegene Bevölkerungs­
zahl - täglich pro Kopf der Bevölkerung 
1l,84 Groschen gegenüber 1l,93 Groschen im 
Jahre 1966. 

Die Personalkosten sind weiter von 567 Mil­
lionen Schilling auf 610 Millionen Schilling 
angewachsen, die Sachausgaben von 249 Mil­
lionen Schilling auf 275 Millionen Schilling, 
sodaß ein Verhältnis von 68,9 Prozent zu 
31,1  Prozent besteht. 
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Dr.Kummer 
Gegenüber dem Dienstpostenplan 1966 tritt 

im Dienstpostenplan für 1967 keine Vermehrung 
von Posten ein. Der Personalstand beträgt 
insgesamt 9116 Bedienstete, und zwar 
1496 Richter (+ 17), 157 Staatsanwälte (+ 2), 
3170 Beamte der allgemeinen Verwaltung (-1), 
16 Bundeslehrer, 2178 Justizwachebeamte 
(+ 19), 1616 Vertragsbedienstete nach dem 
Entlohnungsschema I (- 36) und 483 Ver­
tragsbedienstete nach dem Entlohnungs­
schemall (-1). 

Der Arbeitsanfall sowie auch dIe Zahl der 
Erledigungen ist, wie aus einer Tabelle hervor­
geht, in den Jahren 1965 und 1966 im wesent­
lichen gleich geblieben. Die näheren Details sind 
der im Spezialbericht enthaltenen Tabelle zu 
entnehmen. 

Von den Sachausgaben entfallen in Millionen 
Schilling: 41,4 auf die Rechtspflege, 30 auJ die 

Haftkosten, 22,2 auf Beheizung und Beleuch­
tung, 33 auf Post, Telephon und Telegraph, 
31,4 auf die Arbeitsbetriebe, 28, 1 auf die Ein­
richtung der Ämter und Justizanstalten, 8,4 auf 
Vollstreckungskosten und 10 auf Pauschal­
vergütungen an die Rechtsanwaltskammer. 

Die Zahl der Justizanstalten hat gegenüber 
dem Vorjahr keine Erhöhung erfahren. Der­
zeit sind 29 bezirksgerichtliehe Gefangenhäu­
ser in Betrieb. Mit der übernahme weiter-er 
bezirksgericbtlicher Gefangenhäuser in die 

Strafvollzugsverwaltung muß gewartet wer­
den, bis die notwendigen baulichen Adaptie­
rungen durchgeführt werden können. 

Die Entwicklung des Belages in den öster­
reichischen Justizanstalten, die bis Ende 1962 
noch eine steigende Tendenz aufgewiesen hat, 
seit Beginn des Jahres 1963 aber rückläufig war, 
zeigt wieder ein Ansteigen der Belagsziffern. 

Am 30. September 1966 waren von den männ­
lichen Strafgefangenen 572 in Anstalten mit 
beschränkter Sicherheit untergebracht, somit 
um 63 mehr als am gleichen Stichtag des Jahres 
1965. 

Die Zahl der an diesem Stichtag zur Arbeit 
eingesetzten Insassen betrug 4911. Auf Grund 
der bisherigen Entwicklung des Arbeitsein­
satzes der Insassen der Justizanstalten kann 
schon jetzt gesagt werden, daß das Verhältnis 
zwischen der Anzahl der ständig zur Arbeit 
eingesetzten Insassen und der Zahl der aus den 
verschiedensten Ursachen unbeschäftigten In­
sassen gegenüber dem Vorjahr verbessert wer­
den konnte. Es läßt sich daher eine Steigerung 
der Einnahmen aus der Gefangenenarbeit 
voraussehen. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen 
die Abgeordneten Dr. Kleiner, Dr. Hauser, 
Dr. Stella Klein-Löw, Dl'. Kranzlmayr, Doktor 
Broda, Regensburger, Dr. Hertha Firnberg, Ma­
chunze, Skritek, Dr. Halder, Moser und Konir 
das Wort. Bundesminister Dr. Klecatsky 
beantwortete in sehr eingehender Weise die 
während der Debatte an ihn gerichteten Fra­
gen. 

Bei der Abstimmung am 17. November 1966 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze des 
Kapitels 30, in der Fassung deI' Regierungs­
vorlage, mit Stimmenmehl'heit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
auf Grund seiner Beratungen den Antr a g, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 30: Jmltiz, des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1967 (204 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßigeZustimmung erteilt. 

Ich beantrage, in die Spezialdebatte einzu­
gehen. 

Der Belag an Untersuchungs- und Straf­
gefangenen belief sich am 30. September 1966 
auf Präsident : 'Vir gehen in die Debatte ein. 

6332 (+ 427) Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
577 (+ 73) Abgeordnete Dr. Kleiner. Ich efteile es ihm. 

Männer .............. . ... . 
Frauen ............... . .. . 
Burschen ................ . 
Mädchen ................ . 

357 (+ 34) 
13 ( - 2) 

Insgesamt . .. 7279 

Unter ihnen befanden sich in Untersuchungs­
haft 1662 Männer (um 131 mehr als am gleichen 

Stichtag des Vorjahres), 136 Frauen (+ 33), 
127 Burschen (+ 24) und 10 Mädchen (+ 2). 
In den Arbeitshäusern gab es 468 Insassen 
(382 Männer und 86 Frauen), in den Bundes­
anstalten für Erziehungsbedürftige 337 Zög­
linge (259 Burschen und 78 Mädchen). 

Die Zahl der in den bezirksgerichtlichen 
Gefangenhäusern angehaltenen Gefangenen 
betrug am 31. Dezember 1965 insgesamt 
312 (31. Dezember 1964: 316). 

Abgeordneter De. Kleiner (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Auch dieses Kapitel wird 
der Ablehnung durch die sozialistische Frak­
tion verfallen. Das wird. Sie, meine Damen und 
Herren von der ÖVP-Fraktion, ja sicherlich 
nicht überraschen. Es ist Grund genug vor­
handen, es seiner Ansätze wegen abzulehnen. 

Das Jahre hindurch bestandene bestimmte 
Verhältnis der Aufwandssumme für das Ka­
pitel Justiz zur Gesamtaufwandssumme des 
Budgets ist für das Budget 1967 erstmalig 
verlassen. Obwohl gegenüber 1966 höhere 
Ansätze zu verzeichnen sind, werden diese 
Mehrausgaben aber durch die gesetzlichen 
Ausgaben, die für die Erhöhung der Gehälter 
erforderlich sind, völlig kompensiert. 
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Im Kapitel Justiz sind aber auch keinerlei 
befriedigende Förderungsausgaben zu ver­
zeichnen, sodaß wir schon allein deswegen 
keinen Grund dafür sehen, diesem Kapitel 
zuzustimmen. 

Leider ist aber auch hinsichtlich der Erledi­
gung der vielen bereits fertigen oder weit­
gehend vorbereiteten wichtigen Gesetzesvor­
lagen kein Fortschritt zu verzeichnen. 

Wir haben schon im Finanz- und Budget­
ausschuß darauf hingewiesen, welche Vorlagen 
eigentlich schon dringend durch das Haus zu 
erledigen wären, aber es hat sich da noch kein 
Erfolg ergeben. Lediglich für das Pressegesetz 
scheint die Aussicht zu bestehen, daß es in 
konkretere Behandlung gezogen wird, wenn 
man sich etwa an dem Bericht der Bundesre­
gierung orientiert, der über diesen Gegenstand 
ausgesendet wurde. 

Ich möchte auf eine wichtige Gesetzesvorlage, 
die schon im Jahre 1965 im Entwurf fertig war 
und an der die Interessenvertretungen der 
Arbeitnehmer ein besonderes Interesse haben, 
hinweisen: auf den Entwurf für ein Gesetz 
über die Sozialgerichtsbarkeit. Die Erledigung 
dieser Verfahrensmaterie erscheint uns außer­
ordentlich wichtig, weil man das umfangreiche 
�rbeitsvertragsrecht, das Arbeitsrecht und das 
vielgliedrige Sozialrecht nicht weiter den (I-rt\­
richtsständen überlassen kann, die es heute für 
diese Rechtsmaterien gibt: den Arbeitsgerich­
ten, den Schiedsgerichten für die Sozialver­
sicherung und den Einigungsämtern, soweit 
sie eine rechtsprechende Tätigkeit ausüben. Es 
ist aber auch auf die Dauer den Rechtsuchen­
den nicht zuzumuten, sich in der Vielzahl von 
Gerichten und Behörden mit einer verwirren­
den Fülle von Zuständigkeiten zurechtzufin­
den. Es ist also höchst notwendig, auf diesem 
Gebiet eine moderne und fortschrittliche Ver­
fahrensordnung herzustellen. Die mehr als 
2 Millionen Beschäftigten und die fast 1 Mil­
lion Pensionisten, aus deren Kreisen jährlich 
rund 30.000 Streitfälle kommen, brauchen 
eine einheitliche Gerichtsorganisation. 

Daß mit der Sozialgerichtsbarkeit nichts wei­
tergeht, läßt uns befürchten, daß wieder Mei­
nungen zur Geltung kommen, die etwa lauten, 
daß man die Aufgaben der derzeitigen Arbeits­
gerichte und der Schiedsgericht.e für die Sozial­
verSIcherung sowie die Entscheidungstätigkeit 
der Einigungsämter den Bezirksgerichten und 
den Gerichtshöfen erster Instanz überträgt. 
Das wäre allerdings sehr bedauerlich und ein 
nicht zu rechtfertigender Rückschritt. 

Die Arbeits- und Schiedsgerichtsbarkeit den 
ordentlichen Gerichten, das würde also heißen, 
den Bezirksgerichten einzuordnen, könnte ange­
sichts der Entwicklung des Arbeitsrechtes und 
seiner Bedeutung nicht verantwortet werden. 

Was unsere Zeit erfordert, ist ein weiterer 
Ausbau unseres Gerichtswesens im Sinne der 
Schaffung eines eigenen Gerichtsstandes für 
den umfangreichen und für unser Gesellschafts­
leben so wichtigen Bereich des Arbeits- und 
Sozialrechtes. 

Ich nehme an, daß diese Forderung, die 
Arbeitsgerichtsbarkeit und die Schiedsgerichts­
barkeit in die ordentlichen Gerichte einzu­
bauen, viel zu sehr aufgebaut ist auf die her­
kömmliche Auffassung oder Unterscheidung 
in ordentliche und außerordentliche Gerichte. 
Welchen Sinn allerdings diese Unterscheidung 
heute noch hat, ist nicht mehr recht erfind­
lieh. Die Rechtsentwicklung ist ja darüber 
längst hinweggegangen, daß Gerichte nur auf 
Grund des Allgemeinen bürgerlichen Gesetz­
buches und des Strafgesetzes zu judizieren ha­
ben. Vor allem die Entwicklung der Industrie­
gesellschaft und andere Veränderungen unseres 
Gesellschaftslebens mußten den Rahmen der 
sogenannten ordentlichen Gerichtsbarkeit 
sprengen. 

, Die. Gewerbegerichte, heute Arbeitsgerichte, 
der Patentgerichtshof, die Konsulargerichte, 
die Schiedsgerichte, die Einigungsämter und 
schließlich die aus dem Durchbruch der Rechts­
staatsidee entstandenen beiden Gerichtshöfe, 
der Verwaltungsgerichtshof und der Verfas­
sungsgerichtshof, bilden mit den Zivil- und 
Strafgerichten den Komplex des österreichischen 
Gerichtswesens. Daran ist nichts außerordent­
lich, es ist alles ordentlich. Das ABGB., 
das vor mehr als 100 Jahren die einzige Rechts­
quelle für das Arbeitsrecht war, ist heute längst 
überholt; se ist kaum mehr von subsidiäter 
Bedeutung. Das Arbeitsrecht hat sich bede'u­
tend fortentwickelt durch eine große Zahl 
von arbeitsrechtlichen Sondergesetzen, durch 
die Entwicklung des Kollektivvertrags- und 
des Betriebsverfassungsrechtes sowie des So­
zialversicherungsrechtes. Das alles erfordert 
eine eigene ordentliche Sozialgerichtsbarkeit. 

Eine Sozialgerichtsbarkeit allerdings derart, 
daß in der ersten Instanz Sozialgerichte die 
heutigen Agenden der Arbeitsgerichte, der 
Schiedsgerichte und der Einigungsämter, so­
weit es sich um Streitentscheidungen handelt, 
judizieren, in der zweiten Instanz Sozialgerichts­
höfe als echte Berufungsinstanzen und in 
dlitter Instanz ein oberstes vom Obersten 
Gerichtshof unabhängiges Sozialgericht tätig 
sind. 

Dagegen gibt es schon einige Einwendungenj 
zunächst die, daß eine solche Ordnung des 
Sozialgerichtsbarkeitswesens eine nicht ge­
nügende Auslastung der Richter mit sich 
bringen würde. Diesem Einwand ist, glaube 
ich, damit zu begegnen, daß eine entsprechende 
Sprengelgestaltung auch eine entsprechende 
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Dr. Kleiner 

Auslastung der Richter möglich macht. Ich 1 Senaten zu judizieren. Aus dieser Vielfalt der 
werde darauf noch ganz kurz zurückkommen. I Senate kommt auch schon eine entsprechende 

Kollege Kummer, der heute Berichterstatter 
zu diesem Kapitel ist, hat in einem Artikel 
über die Sozialgerichtsbarkeit einige prüfende 
Feststellungen gemacht und im Verlaufe dieser 
Darlegung darauf hingewiesen, daß sich Voll­
sozialrichter an Vollsozialgedchten, die nur 
mit den Angelegenheiten, die vor den Sozial­
gerichten zu verhandeln sind, bef'ichäftigt sind, 
in eine Speziallauf bahn begeben müßten und 
damit in ihrem Aufstieg gehindert wären. 
Richter, die auf ein bestimmtes Gebiet ein­
gerichtet sind beziehungsweise an ein bestimm­
tes Gebiet gebunden sind, haben dann nicht 
mehr die Möglichkeit, in jeder Sp:1rteder Rechts­
pflege tätig zu sein. 

Dieser Einwand ist grundsätzlich absolut 
richtig, aber so sehen wir ja - ich meine damit 
die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer­
die Sozialrichter nicht. Wir meinen nicht, 
daß das Richter sein sollen, die ein Leben lang 
an die Sozialgerichte gebunden sind, sondern 
wir meinen, daß es Richter sein sollen, die, 
solange sie dem Sozialgericht angehören -
das wird in der Regel doch einige Jahre der 
Fall sein -, auch nur mit sozialgerichtlichen 
Angelegenheiten beschäftigt sind. Richter 
dieser Art werden mit der Rechtsmaterie, 
in der sie zu judizieren haben, tiefer und gründ­
licher verbunden sein als solche, die zu einem 
Drittel Grundbuchsrichter, zu einem zweiten 
Außerstreitrichter und zum letzten Drittel 
Sozialrichter sind. Natürlich sollen die Richter 
im Verlaufe ihrer Berufst.ätigkeit in jedem 
Rechtsbereich tätig sein, aber in jedem voll­
ständig und nicht zur Hälfte oder gar zu ('1ne111 
Drittel. 

Ein zweiter Einwand gegen diese dreistufige 
Ordnung der Sozialgerichtsbal'keit, wobei in 
der ersten Instanz alle Angelegenheiten, die 
zur Sozialgerichtsbarkeit gehören, anfallen 
sollen, ist der, daß die Schaffung eines 
neuen Höchstgerichtes, also des Obersten 
Sozialgerichtes, die Widersprüche in den Ent­
scheidungen der Höchstgerichte nur vermehren 
würde. Dieser Einwand ist absolut unzutreffend. 
Er hat vielleicht den Schein der Richtigkeit, 
wenn man davon ausgeht, daß nun anstatt 
drei Höchst,gerichten vier bestehen würden. 
Aber die Widersprüche, die sich derzeit zwischen 
dem Obersten Gerichtshof und, dem Verwal­
tungsgerichtshof oder dem Verfassungsgerichts­
hof ergeben, werden sich dann zwischen dem 
Obersten Sozialgericht und den beiden anderen 
Höchstgerichten ergeben, jedenfalls nicht mit 
dem Obersten Gerichtshof, weil ja der in 
diesen Angelegenheiten keine Zuständigkeit 
mehr hat. Schließlich und endlich hat ja 
der Oberste Gerichtshof in vielen verschiedenen 

Zahl von Widersprüchen, entweder mit dem 
Verfassungsgerichtshof oder mit dem Verwal­
tungsgerichtshof. Die Zahl der Höchstgerichte 
hat mit der Zahl der widersprechenden Ent­
scheidungen jedenfalls nichts zu tun. 

Ich würde nicht dafür plädieren, diese nicht 
sehr erfreuliche Tatsache noch zu verstärken, 
daß, an statt zu einer Rechtsvereinheitlichung 
zu kommen, durch widersprechende Entschei­
dungen gerade der höchsten Gericht.e die Rechts­
verwirrung an die Stelle der Rechtsverein­
heitlichung tritt. 

Bei der Tatsache, daß bei den derzeitigen 
Arbeitsgerichten und den derzeit je neun 
Schiedsgerichten und Einigungsämtern im Jahr 
zirka 30.000 Streitsachen anfallen, erweist es 
sich sicher zweckmäßig, alle Agenden dieser 
drei Behörden Sozialgerichten erster Instanz 
zuzuweisen. 'Venn man davon ausgeht , daß 
derzeit 60 Arbeitsgerichte bestehen, die dann 
natürlich zuviel wären, man also mit weniger 
als 60 Sozialgerichten auskommen würde, 
dann kann man damit rechnen, daß sich pro 
Sozialgericht durchschnittlich ein Anfall von 
600 Fällen pro Jahr ergeben wird; das ist sicher­
lich eine ausreichende Beschäftigung und würde 
auch zu einer ausreichenden Auslastung der 
Richter führen. 

Die neun Sozialgerichtshöfe würden dann 
als echte Berufungsinstanz fungieren und nicht, 
wie im Entwurf vorgesehen, als erste Instanz 
in Sozialversicherungsrechtsangelegenheiten zu 
judizieren haben und dadurch mit einer Un­
masse 'VOll Routineangelegenheiten belastet 
sein. 

Das Oberste Sozialgericht wäre dann eine 
wirkungsvolle Revisionsinstanz, die nur bei 
Nichtigkeit und unrichtiger rechtlicher Beur­
teilung bei gleiehzeitiger grundsätzlicher Be­
deutung des Falles in Anspruch genommen 
würde. Eine solche Organisation der Sozialge­
richtsbarkeit wäre von einer Effektivität, die 
wir für den weiten Bereich des Arbeits- und 
Sozialrechtes sicherlich dringend brauchen. 

Die sozialistische Fraktion hat heute drei 
Anträge eingebracht, die bezwecken sollen, 
daß wichtige gesetzliche Entscheidungen, die 
auch vorbereitet sind, doch vorweg getroffen 
werden, vor allem einen Antrag auf Änderung 
derStrafprozeßordnung 1960, der die Aufhebung 
des standrechtlichen Verfahrens besorgen soll. 
Die Einrichtung einer Sondergerichtsbarkeit 
ist einem Rechtsstaat sicherlich nicht ent­
sprechend. :Moderne Verkehrsmittel gewähr­
leisten im übrigen den rechtzeitigen Einsatz 
jener staatlichen Machtmittel, die gegebenen­
falls einmal notwendig sein könnten, um das 
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Umsichgreifen gewisser Verbrechen, die der­
zeit dem standgerichtlichen Verfahren zugeteilt 
werden, zu verhindern. 

Der zweite Antrag betrifft eine Abänderung 
des Artikels 85 des Bundes-Verfassungsgesetzes, 
der mit der Abänderung der Strafprozeß­
ordnung im Sinne der Aufhebung des stand­
gerichtlichen Verfahrens in Übereinstimmung 
gebracht werden muß und der verlangt, daß 
der § 85 einfach lautet: "Die Todesstrafe ist abge­
schafft", und nicht, wie es bisher heißt: 
"Die Todesstrafe im ordentlichen Verfahren ist 
abgeschafft". Sie müßte also dann ü.berhaupt 
abgeschafft sein. 

Ein dritter Antrag hat in Ergänzung des 
Strafgesetzes Strafbestimmungen gegen Ver­
hetzung zum Gegenstand. Es handelt sich 
hier um sehr wichtige Regelungen, und wir 
hoffen sehr, daß diese Anträge der sozialisti­
schen Fraktion die Zustimmung des ganzen 
Hauses finden werden. 

Meine sehr geehrten Damen u,nd Herren! 
Lassen Sie mich nu.n auf einige grundsätzliche 
Themen übergehen. Es wird ja sehr häufig 
der Rechtsstaat angerufen, es gibt da und dort 
Rechtsstaatsbeteuerungen, und es gehört auch 
die Beschäftigung mit den Rechtsstaatsproble­
men zu den Lieblingsthemen des Herrn Justiz­
ministers. Das ist an sich sehr erfreulich und 
lobenswert, denn ein Justiz minister, dessen 
besondere Sorge die Befestigung des Rechts­
staates und der demokratischen Ordnung ist, 
ist sicherlich auf dem richtigen Wege und 
entspricht seinem Amt richtig. 

Aber es kommt doch darauf an, in welchen 
Zusammenhängen die Rechtsstaatserwägungen 
angestellt werden. Da glaube ich, von unserem 
Herrn Justizminister sagen zu können oder 
sogar sagen zu müssen, daß es im besonderen 
die sogenannten kollektiven Mächte sind, die 
sich seines besonderen Interesses erfreuen 
und die er in ihrer Bezogenheit zur demo­
kratischen Rechtsordnung, zum demokratischen 
Rechtsstaat zu durchleuchten sich bemüht. 
Das ist sicher ein Gegenstand von außer­
ordentlicher Bedeutung. 

Aber, meine Damen und Herren, eine Um­
schau in diesem Halbrund ergibt, daß hier aus­
schließlich Vel'treter der kompaktesten aller 
kollektiven Mächte sitzen - sie sitzen im 
Moment in sehr geringer Zahl da -, aber sie 
sind durchwegs Vertreter der politischen Par­
teien, also, wie gesagt, der kompaktesten kollek­
tiven Mächte. 

Daneben aber gibt es noeh die kollektiven 
Mächte, wie sie sich in den Klmmern, in Ver­
bänden, in Bünden und Organisationen darstel­
len. Auch von diesen Verbänden und Kammern 
sit,zen ja eine ganze Reihe sehr bedeutender 
Repräsentanten in diesem Hohen Haus, sodaß 

man mit Fug und Recht behaupten kann, 
daß es sich bier um das klassiscbe Forum zur 
Behandlung der Problematik der kollektiven 
Mächte in unserem Recbtsleben handelt. 

Der Herr Justizminister hat in Darstellungen, 
in Zeitscbriften und Vorträgen des öfteren 
darauf hingewiesen, daß sich die kollektiven 
Mächte über die Grenzen unserer Rechtsord­
nung in ihrer Machtausübung hinaus entwickelt 
haben - ich werde noch konkreter darauf 
zurückkommen - und daß sich manche dieser 
kollektiven Mächte, manche dieser Interessen­
verbände mit der Verfassung geradezu in 
Widerspruch befinden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die kollektiven Mächte in Form der PaIteien, 
Kammern, Interessenverbände, Geweckschaf­
ten, Industriellenvereinigung und so weiter 
sind doch zweifellos normale Entwicklungs­
ergebnisse der modernen Demokratie. Auf 
dem Boden der Meinungsfreiheit, der Presse­
freiheit, der Vereins- und Versammlungs­
freiheit und des Koalitionsrechtes entwickeln 
sich Interessenverbände und Parteien mit 
Selbstverständlichkeit. 

Die Klärung der Rechtsstellung der Parteien 
steht ja dem Hohen Hause bevor. Es liegt 
bereits eine Stellungnahme der Bundesre­
gierung vor, mit der wir uns vermutlich im 
kommenden J abr zu beschäftigen haben wer­
den. Wir können also vorderhand die poli­
tischen Parteien aus den Erörterungen über 
die kollektiven Mächte ausklammern. 

Was es aber neben den Parteien noch an 
kollektiven Mächten gibt - ich habe sie 
schon genannt -, das ist es, was vom Herrn 
Justizminister besonders beurteilt wird. Die 
Kammern kommen dabei verhältnismäßig 
glimpflich davon. Er anerkennt, daß die 
Kammern im selben Maße von den staat. 
lichen Gesetzen abhängig sind wie die un­
mittelbare Staatsverwaltung. Trotz einiger -
meiner Ansicht nach unbegründeter - ver­
fassungsrechtlicher Bedenken kommt der Herr 
Justizminister zu dem Schluß, daß die Kam­
mern immerhin "über das rechtsstaatliehe 
Kontrollsystem des Bundes-Verfassungsgeset­
zes an das Gesetz gebunden sind". Seine 
Bedenken hinsichtlich der Kammern beziehen 
sich auf das gesetzliche Begutachtungsrecht, 
das nach Ansicht des Herrn Justizministers 
zu Artikel 41 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in Widerspruch steht. In diesem 
Artikel 41 Abs. 1 ,vird der Weg der Bundes­
gesetzgebung beschrieben, und auf diesem 
Wege sollen dem Nationalrat unter anderem 
Gesetzesvorschläge der Bundesregierung zu­
kommen. 

Inwiefern das Begutachtungsrecht der Kam­
mern verfassungsgesetzwidrig sein soll, ist 
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nicht erfindlich, wenn man davon ausgeht, 
daß die Kammern nicht zu Regierungsvor­
lagen Stellungnahmen und Gutachten ab­
zugeben haben, sondern zu Entwürfen der 
ministeriellen Ressorts. Es steht ja in der 
Bundesverfassung nirgends, wie die Regie­
rungsvorlagen zustande kommen, und es ist 
auch den Bundesministerien keine ausdrück­
liche Ermächtigung gegeben, Entwürfe zur 
Vorbereitung von Regierungsvorlagen zu er­
stellen. Daher ist es meiner Ansicht nach 
verfassungsrechtlich nicht bedenklich, durch 
einfaches Gesetz den Kammern die Befugnis 
zu übertragen, Gutachten zu Gesetzentwürfen 
zu erstatten. 

Jedenfalls ist die Legalität der Kammern 
bestätigt. Das beruhigt mich. Ich hoffe 
nur, daß der Herr Justizminister sich des 
Unterschiedes der Macht bewußt ist, der 
zwischen diesen kollektiven Mächten, wie 
die Kammern sie repräsentieren, besteht. 
Die Handelskammern vertreten eine Macht, 
die über den Produktions- und Verteilungs­
apparat verfügt und über ein unübersehbares 
Maß steuerlicher Begünstigungen, wozu in 
letzter Zeit noch die Wirtschaftswachstums­
geschenke des Herrn Mitterer gekommen sind. 
Die Arbeiterkammern repräsentieren die 
Macht der Lohn- und Gehaltsempfänger, die 
in wirtschaftlicher Abhängigkeit von ihren 
Arbeitgebern die Produktion bewirken und 
wesentliche Steuer begünstigungen verdienen 
würden, denen aber die Steuer gleich beim 
Lohnempfang und beim Einkauf abgenommen 
wird. 

Die sorgenvollen Bedenken des Herrn J ustiz­
ministers hinsichtlich der verfassungsrecht. 
lichen Verankerung der kollektiven Mächte 
beziehen sich aber im besonderen auf die 
in der "Sozialen Selbstverwaltung" tätigen 
Verbände, und das sind die Gewerkschaften 
und ihre Vertragspartner. Obwohl der Herr 
Justizminister anerkennen muß, daß die In· 
teressenverbände, einschließlich Gewerkschafts­
bund natürlich, durch Gesetze sogar zu 
Staatsfunktionen berufen sind, stellt er fest, 
daß ihre Macht weit über die Grenzen hinaus 
wirkt, die den Gesetzblättern zu entnehmen 
sind. 

Wird das weiter so formuliert, daß jener 
Bereich, in dem autonom kollektives Arbeits­
recht geschaffen wird - und das ist die 
Kollektivvertragstätigkeit der Gewerkschaften 
mit ihren Partnern -, der Bundesverfassung 
überhaupt fernsteht, so ist daraus abzu­
leiten, daß es dem Herrn Justizminister ein 
Anliegen ist, nach gesetzlichen Regelungen 
zu suchen, die die von ihm gesehene über­
einstimmung der Interessenverbände in der 
sozialen Selbstverwaltung mit der Bundes-

verfassung herstellen. Ich glaube nur, Herr 
Justizminister, daß auf der Seite der In. 
teressenverbände die Befürchtung besteht, 
daß bei einer solchen Gesetzgebung Klammern 
und Fußangeln für die Tätigkeit der Gewerk. 
sc haften entstehen werden, die sie hindern 
würden, ihre Tätigkeit im Interesse der 
Arbeitnehmer auf eine wirkungsvolle Weise 
zu besorgen. 

Ich kann aber auch gar nicht einsehen, 
inwiefern es einer besonderen übereinstim. 
mung der Interessenverbände mit der Ver­
fassung, mit dem Bundes-Verfassungsgeaetz, 
bedarf. Die Bundesverfassung delegiert in 
Artikel 10 Ziffer 11 die einfache Bundes­
gesetzgebung zur Regelung von Arbeiterrecht 
und Arbeiter- und Angestelltenschutz. Der 
Begriff "Arbeiterrecht" ist in keiner Weise, 
weder seinem Inhalt noch seinem Umfang 
nach, definiert, sodaß also eine auslegende 
Interpretation zulässig ist. Es geht ja auch 
gar nicht anders, als daß auf Grund dieser 
verfassungsrechtlichen Delegation nun alles, 
was man in den Bereich des Arbeiterrechtes 
- oder wie wir es heute nennen: des Arbeits­
rechts - hineinbringt, dann auch einfach­
gesetzlich geregelt wird. Auf diese Weise 
ist auch das Kollektivvertragsgesetz zustande 
gekommen, sodaß ich zu dem Ergebnis komme, 
daß das Kollektivvertragsgesetz unmittelbar 
im Bundes-Verfassungsgesetz wurzelt. 

Ich glaube auch, daß der Herr Justiz­
minister die Gewerkschaften überhaupt in 
einer besonderen Beurteilung hat, denn nicht 
anders ist eine Formulierung zu verstehen, 
die er auf der vor kurzem stattgefundenen 
Tagung der Österreichischen J uristenkommis­
sion gewählt hat. Sie lautet: Außer halb des 
demokratischen Rechtsstaates - außer halb 
des demokratischen Rechtsstaates! -, ver­
krampft in ein überholtes klassenkämpferi­
sches Stellungssystem, steht auch die soge­
nannte soziale Selbstverwaltung, also jener 
Bereich, in dem die Sozialpartner als Rechts­
erzeuger die Wirtschafts- und Sozialordnung 
gestalten. 

Dieser Hinweis auf die klassenkämpferische 
Stellung kann ja nur ein Hinweis auf die Ge­
werkschaften sein; es sei denn, daß der Herr 
Justizminister so objektiv ist, daß er auch 
die andere Seite als ein Stellungssystem im 
Klassenkampf betrachtet. Aber wenn nun 
der Herr Justizminister sagt, daß es den 
Partnern in der "Sozialen Selbstverwaltung" 
gegeben ist, Recht in der Wirtschafts- und 
Sozialordnung zu erzeugen, so muß man 
doch, glaube ich, berichtigend darauf hin­
weisen, daß die Sozialpartner Recht nur 
im Bereich des Kollektivvertragswesens er­
zeugen. Es wäre gar nicht so schlimm, wenn 
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die "sogenannten" Sozialpartner die Wirt-I sicht begegnen wird. (Ruf bei der SpO: 
schaft ordnen könnten, aber so weit sind Sorge !) 
wir nicht, und alle Versuche, die von uns aus- Diese Vorsicht ist schon angesichts der 
gegangen sind, etwa eine gesetzliche Re- schwerverständlichen, durcheinandergehen­
gelung für eine nicht dirigistische, sondern den Feststellungen und Argumentationen ge­
im Interesse der gegenwärtigen Wirtschafts- , boten. Einerseits bestätigen Sie der Arbeits­
o�dnu�g planende Gestaltung zu bring�n, rechtslehre die Richtigkeit ihrer Auffassung -
SInd bIsher abgelehnt worden; aber es ware ich zitiere nun - daß der Staat als der In­
vielleicht eher ein Glück al� ein l!nglück für 

I haber des Rechts�t�ungsmonopols die Kollak­
unsere Gesellschaft, w�nn WIr zu eIner

. 
solchen

, tivvertragsparteien zur Gestaltung von Ar­
s�:gsamen �lanung In unser�r Wlrtsch�ft I beitsbedingungen delegiert hat" und daß, wie 
kamen, womIt - das betone ICh noch eIn- ' Rudolf Strasser und Hans Floretta scharf­
mal - wi: nicht et�a eine. dirigi8tis�he Wirt- sinnig nachgewiesen haben - Ihre Worte-, 
schaft meInen. (Beifall be� der SPO.) "die im vertraglichen Zusammenwirken er-

Der Herr Justizminister sagt an einer zeugten Normen der Kollektivverträge .. . 
anderen Stelle seines Vortrages: Wo immer echte durch die staatliche Delegierung ge­
die Rechtsstaatsidee die Menschen bewegte, deckte, generelle Rechtsnormen sind", um dann 
stand ihnen vor Augen der Zugriff des Kollek- im Handumdrehen das autonome Arbeits­
tivs. Und es müßte also der einzelne vor vertragsrecht - das sind nun die Normen 
diesem Zugriff bewahrt werden. des Kollektivvertrages als verfassungs-

Nun möchte ich wiederholen, was ich 
widrig zu bezeichnen, weil es bloß formal­

schon gesagt habe, daß sich doch diese Kollek- gesetzlich delegiert ist. 

tive, die Gewerkschaft, aber auch die Unter- Der Meinung, das autonome Arbeitsver­
nehmerverbände, aus der Entwicklung, die tragsrecht sei nur formalgesetzlich delegiert 
der Liberalismus zum modernen demokrati- und daher verfassungswidrig, halte ich ent;. 
sehen Staat genommen hat, ergeben haben. gegen, was ich schon gesagt habe : die Ver­
Die Rechtsstaatsidee ist ja aus dem Kampf wurzelung des Kollektivvertragsgesetzes un­
gegen den Absolutismus und die ihm dienende mittelbar in unserer Verfassung. 
Bürokratie entstanden. Dieses Kollektiv Der Begriff "Arbeiterrecht" ist also ein­
würgte die Freiheit des einzelnen, und unter deutig determiniert, und man kann nicht davon 
dem Schutz dieser Macht besorgte die kollek. reden, daß es sich hier um ein Rechtsgebiet 
tive Wirtschaftsmacht des Kapitalismus die handelt, das außerhalb der Grenzen unserer 
rücksichtslose Ausbeutung der zur verelende- Rechtsordnung steht. Das Kol1ektivvertrags� 
ten Masse der Arbeitnehmer herabgedrückten gesetz ist meiner Ansicht nach ein wahres 
einzelnen. Grundgesetz für die Schaffung modernen 

Auf dem Boden des Rechtsstaates, soweit Arbeitsvertragsrechtes. (Beifall bei der SP(j.) 
er vollendet war, koalierten sich die einzelnen Was in Ausführung des Kollektivvertrags­
zu Verbänden zur Wahrung und zur Wahr- gesetzes geschieht, können .keine Verordnungen 
nehmung ihrer Interessen. Auf dem Boden im formellen Sinne sein, wie Sie . das, Herr 
des Vereins- und Vereinigungsrechtes, der Justizminister, behaupten, und die Kollektiv­
Vereins-, Versammlungs- und Preßfreiheit - vertragsparteien sind keine Behörden, sondern 
das habe ich schon gesagt - erwuchsen aus was sie zustande bringen, sind Verträge 
freiwilligen Mitgliederzusammenschlüssen die neuerer Art, die erforderlich wurden, weil 
Interesscnverbände der Arbeitnehmer. Sie das Vertragsrecht des Allgemeinen bürger­
wurzein also zweifellos in unserer Rechts- lichen Gesetzbuches mit der Gesellschafts­
ordnung und -sind damit auch in überein- entwicklung nicht mehr im Einklang steht. 
stimmung mit unserer Verfassung. (Beifall Die Kollektivverträge beseitigen aber auch 
bei der SPÖ.) nicht die individuelle Vertragsfreiheit. Das 

Ich bin nicht der autorisierte Sprecher ist nämlich auch eine Behauptung, daß es 
der Gewerkschaften, aber es handelt sich darum geht, "den einzelnen" in seinem Recht 
hier um ein Problem, das sich schon aus vor dem Zugriff der Kollektive zu schützen . 
meiner Berufsstellung und meiner direkten Die Kollektivverträge beseitigen keineswegs 
Verbindung zu den Gewerkschaften ergibt; die individuelle Vertragsfreiheit, sie setzen 
schließlich bin ich selbst auch Gewerkschafts- nur, und zwar im anerkannten Schutzinteresse 
mitglied. Aber ich bin überzeugt, in ihrem. der arbeitenden Menschen, Untergrenzen, die 
Sinne zu sprechen, wenn ich sage, daß nicht unterboten werden dürfen. Das ist 
man Ihren Bemühungen, Herr Justiz- I zweifellos ein sozialer Fortschritt. 
minister, den Gewerkschaftsbund aus der. Wenn dann die Behebung dieser sicherlich 
vo� Ihnen behaupteten Verfassungswidrig- grundlos behaupteten Verfassungswidrigkeit 
kelt "herauszuretten", mit sehr viel Vor- durch einen "Verbänderat" an Stelle des 
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Bundesrates empfohlen wird, muß man sich 
schon fragen, ob solche Vorstellungen sich 
wirklich konsequent aus dem Bau und dem 
Geist unserer Verfassung ableiten lassen. 

Die Gewerkschaften werden sich einer rechts­
staatlichen Vervollkommnung unserer Wirt­
schafts- und Sozialordnung sicherlich nicht 
entgegenstellen, und sie werden auch gegen eine 

eIlligen Tagen gelesen, daß Sie, Herr Justiz­
minister , der Referent des Senates des Ver­
waltungsgerichtshofes gewesen sein sollen -
mußte sich in dem Moment, in dem die Ent­
scheidung noch nicht ausgesprochen und ver­
kündet war, klar sein, daß ein Mensch außer­
halb des Rechtes der Republik stand, nämlich 
der des Landes verwiesene Dr. Otto Hab.:::burg. 

stärkere Verankerung der Interessenverbände Es war also der Satz: Kein Mensch steht 
in miserem rechtsstaatlichen demokratischen außerhalb und über dem Recht ! ,  die Einleitung 
System nichts einzuwenden haben. Sie werden zu all dem, was an Rechtsstaatswidrigkeit 
sich aber - so hoffe ich - nicht in ein Netz- dann in der Begründung des Habsburger­
werk kasuistischer, formalistischer und hem- gesetzes geschehen ist . Vor allem, daß der 
mender Reglementierungen, die weder unserer Verwaltungsgerichtshof es geradezu flagrant 
demokratischen Rechtsordnung Gewinn noch unterlassen hat, das im § 36 Abs. 9 
den Arbeitnehmern, die sie vertreten, Nutzen desVerwaltungsgerichtshofgesetzesvorgesehene 
bringen, einspannen lassen. (Beifall bei der Ermittlungsverfahren durchzuführen. Das 
SPÖ.j hätte bedeuten müssen, daß man sich der 

Gestatten Sie mir aber, meine sehr geehrten Person des HerrnDr. OttoHabsburgvergewissert 
Damen und Herren, mich noch weiter auf die und prüft, ob seine Erklärung auch das Ver­
Rechtsstaatssorgen des Herrn Justizministers trauen verdient, das man in eine solche Er­
zu beziehen. In seinem Vortrag "Was verlangt klärung setzen muß. 
der Rechtsstaat heute 1" vor der österreichi- I Ich möchte nicht im einzelnen wieder­
sehen Juristenkommission sprach er von jenen, holen, was uns in den heißen Juni- und Juli­
die einmal mehr dem Rechtsstaat pseudo- I tagen des Jahres 1963 so leidenschaftlich 
demokratisches entgegensetzen wollten. Wer bewegt hat. Wir waren damals der Meinung, 
diese "Jene" waren, wird sich im Verlauf 

I daß es um den Rechtsstaat der demokratischen 
meiner Darstellungen noch ergeben. Zur Republik Österreich geht, weil von dem un­
Re<:htfertigung seiner Kennzeichnung dieser mittelbaren Abkömmling des letzten Habs­
Pseudodemokraten zitierte der Herr Justiz- burgerkaisers zumindest die Möglichkeit einer 
minister ein Erkenntnis des Verwaltungf3- Gefährdung der Sicherheit der Republik aus .. 
gerichtshofes vom 24. Mai 1963, das den Ge- geht, da ja bekannt war, daß er die monarchi­
danken zum Inhalt hat, daß im demokratischen sehe Verfassung ungeniert als die richtige be­
Rechtsstaat sich der Volks wille nur in der Form zeichnet und daß er auch erklärt hat, daß ihn, 
des verfassungsmäßigen Gesetzes zu äußern wenn er einmal nach Österreich zurückgekehrt 
vermöge, daß der Gerichtshof, indem er das sein sollte, nichts hindern könnte, sich für die 
Gesetz und nur das Gesetz vollzieht, den im Wiederherstellung der Monarchie einzusetzen. 
Gesetz geäußerten Willen des Staatsvolkes V . f h . . 11 . ht d d ß' R h t t k ' M h Der erwaltungsgerlChtsho at m semer 
vo Zle un a 1m ec tss aa eIn ensc .. d d I d ß . h d "b d R h d k . ß h lb d Begrun ung arge egt, a man nIC ts an eres � e�

te 
em ec t un eIller au er a es zu tun brauche, als die Erklärung mit den ec s steht. Voraussetzungen, das heißt also, genau mit 

Mit diesem sehr richtigen letzten Satz den Worten des § 2 des Habsburger­
- und ich möchte sogar auch sagen: mit gesetzes, in Übereinstimmung zu bringen. 
diesem effektvollen Satz! - wurde ein Spruch Da muß man sich schon fragen, wozu dann das 
des Verwaltungsgerichtshofes abschließend ge- Habsburgergesetz ein Festsetzungsverfahren 
rechtfertigt, der in seiner Begründung - nach für das Ausreichen einer solchen Erklärung 
unserer Meinung - einen schweren Schlag durch die Bundesregierung und den Haupt­
gegen das Rechtsstaatsprinzip, so wie es ausschuß vorsieht - was durch das Inter­
unserer republikanisch-demokratischen Ver- pretationsgesetz, das das Haus einstimmig 
fassung innewohnt, bedeutet. Sie werden viel- beschlossen hat, nun auch eindeutig klar­
leicht schon erkannt haben, daß es sich um gestellt ist -, wozu man ein solches Verfahren 
die Habsburger-Entscheidung des Verwal- braucht, wenn es nur auf die übereinstimmung 
tungsgerichtshofes handelt. mit dem Wortlaut des Gesetzes ankommt. Das 

Dieser Satz: Kein Mensch steht über dem kann auch ein kleiner K1nzleibeamter in der 
Recht und keiner außerhalb des Rechtes 1, steht Einlaufstelle des Bundeskanzleramtes über­
so ziemlich am Ende der Begründung des prüfen. 
Spruches des Verwaltungsgerichtshofes, aber! Der Verwaltungsgerichtshof hat außer der 
gedanklich war er sicherlich an den Anfang. Unterlassung des gebotenen Ermittlungsver­
gesetzt. Denn der Verfasser des Verwaltungs- fahrens auch die Zweckbt'stimmung des Habs­
gerichtshoferkenntnisses - ich habe erst vor, burgergesetzes, die Sicherheit der Republik zu 
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gewährleisten, mit Hinweisen auf die Ent­
wicklungsgeschichte dieser Worte einfach hin­
weggeschoben und diese Worte "im Interesse 
der Sicherheit der Republik" als ein legistisches 
Motiv bezeichnet, das nicht in ein Gesetz 
gehöre. Herr Justizminister, ich muß Sie an 
den sicherlich auch von Ihnen als großen 
Rechtslehrer anerkannten Rudolf von Jhering 
verweisen, der in seinem großen Werk "Der 
Zweck im Recht" sagt: Nicht das Rechts­
gefühl hat das Recht erzeugt. Das Recht kennt 
nur eine Quelle, das ist die praktische des 
Zwecks. Eine Zweckbestimmung gehört in 
ein Gesetz, und die Worte "im Interesse der 
Sicherheit der Republik" lassen keine andere 
Deutung zu, als daß es sich dabei um den Zweck 
des Gesetzes handelt, daß. es darum geht, 
durch die Landesverweisung des letzten Habs­
burgerkaisers die Republik zu sichern, ebenso 
durch die Landesverweisung der Mitglieder 
dieses Hauses, sofern sie nicht die bekannte 
Erklärung abgeben. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Wir lassen uns 
nicht ohneweiters durch romantisch deklamierte 
metaphysische Rechtstaatsbegriffe IrrI­
tieren, denn nach Hans Kelsen ist jeder Staat 
ein Rechtsstaat, sofern er eine Rechtsordnung 
hat. Unsere Rechtsordnung aber ist die der 
demokratischen Republik mit dem ihr einge­
ordneten Rechtsstaatsprinzip. Nehmen Sie 
daher zur Kenntnis, Herr Justizminister, daß 
wir "Pseudodemokraten", als die Sie uns 
bezeichnet haben, die Nachkommen jener 
Sozialdemokratischen Partei sind, die an der 
Errichtung der Republik Österreich im ent­
scheidenden Maße beteiligt war und die allein 
verhinderte, daß diese junge Republik in den 
Apriltagen des J �hres 1 91 9  ein Opfer der 
bolschewistischen Diktatur wurde. ( Beifall 
bei der SP(j.) 

In diesem Zusammenhang mögen Herr 
Dr. Withalm und seine Freunde zur Kenntnis 
nehmen, daß es ihnen nicht gelingen wird, mit 
der Volksfrontlüge die nächsten Wahlen zu 
gewinnen. Seit 1 9 18 distanzieren wir uns klar 
und eindeutig von den Kommunisten und haben 
jede von dort kommende Gefahr abgewehrt. 
Das Volk läßt sich nur einmal durch eine Lüge 
in Angst versetzen. Es ist der ÖVP und dem 
Einfluß des Herrn Dr. Withalm - er sitzt jetzt 
hier, ich kann ihn also direkt ansprechen -
nur einmal gelungen, das Volk mit der V olks­
frontlüge in Angst zu versetzen. (Abg. Dr. Wi t­
halm : Herr Kollege Dr. Kleiner, Sie haben sich 
bis heute noch immer nicht von den Kommunisten 
distanziert! - Abg. We ilehart : Das beweisen 
die Betriebsratswahlen! - Abg. Dr. Withalm:  
Wir haben Sie oft  aufgefordert, eine klare 
Distan�ierung vorzunehmen! - Abg. Weile­
hart: Wie oft haben wir das gesagt ! Ihnen paßt 

es überhaupt nicht! Wo sind denn die Kommu­
nisten jetzt ?) 

Herr Dr. Withalm, nehmen Si,e zur Kenntnis: 
Wir brauchen Ihre Aufforderung, uns von den 
Kommunisten zu distanzieren, in keiner Weise I 
(Beifall bei der BP(j. - Abg. Dr. Withalm: 
Die Aufforderung haben wir an Sie gerichtet, Sie 
sind ihr nicht nachgekommen ! - Abg. We i k­
hart: Wir haben das durch Taten bewiesen !) 
Wir haben uns, das wissen Sie ganz genau, 
auf dem Parteirat vor den Wahlen klar und 
eindeutig von den Kommunisten distanziert r 
(Abg. Gl aser :  Das bilden Bie sich bloß ein!­
Abg. Dr. Withalm:  Erinnern Sie sich nur an 
die Erklärung des Herrn Abgeordneten Dr. Kreis­
ky während des Wahlkampfes!) 

Ich weiß schon, was Sie wollen, Herr Dr, Wit­
halm: Sie wollen, daß die Distanzierungs­
erklärung etwa so lautet: Wir verbitten uns die 
Stimmenabgabe der Kommunisten! Das wäre 
die Distanzierung. (Abg. Dr. Withalm: Das 
bleibt ganz Ihnen überlassen !) Mit einer solchen 
Dummheit, Herr Dr. Withalm, dürfen Sie 
uns nicht kommen. Die kommunistisohen 
Wähler sind wahlberechtigt (Abg. Dr. W i t­
halm : Natürlich !), und ich gebe mich nicht 
der Lächerlichkeit preis, indem ich jemandem, 
der zur Wahl gehen kann und dessen Ver­
halten in der Wahlzelle ich nicht beeinflussen 
kann, sage: Du darfst die Stimme nicht für 
eine bestimmte Partei oder für meine Partei 
abgeben! - Was Sie da wollen, Herr Dr. Wit­
halm, ist typisch für Sie: Es ist eine Demagogie, 
mit der Sie die Wähler e i n m a l  irritieren 
konnten! (Beifall bei der BP(j, - Abg, Benya 
zu Abg. Dr. Withalm : Das ist Ihre Demo­
kratie ! ) Das ist Ihnen e i n  m a l  gelungen, 
Herr Dr. Withalm. (Abg, Dr. W i thalm :  
Bleiben Sie dabei, ich habe gar nichts dagegen, 
praktizieren Sie es auch in Zukunft! - Abg. 
Prob s t: Von der Prader-Erklärung haben Sie 
auch nicht Abstand genommen, der gesagt hat, 
der OAAB ist von den Kommunisten unter­
wandert ! Rufen Sie lieber den Prader zuerst 
zur Ordnung ! - Weitere lebhafte Zwischenrufe.) 

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen ge­
bend): Meine Damen und Herren! Ich bitte, 
sich etwas zu beruhigen. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Kleiner! 

Abgeordneter Dr, Kleiner (fort8etzend): Herr 
Dr. Withalm! Es ist Ihnen e i n m a l  gelungen, 
was den Konservativen 1924 in England gelun­
gen ist. Vielleicht war das ein Vorbild für Sie. 
Die Konservativen haben damals eine Wahl 
durch die Ausschlachtung des berüchtigten 
Sinowjew-Briefes gewonnen; ich weiß nicht, 
ob Sie das kennen. Die LabourParty ist damals 
geschlagen worden. Aber bei der nächsten Wahl 
ist die Labour-Party als die weitaus stärkste Par-
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tei in das Unterhaus eingezogen und hat die Thema zuwende, hätte ich eine allgemeine 
zweite Labour-Regierung gebildet. (Abg. Dok- Bemerkung zu machen. Ich möchte nicht auf 
tor Withalm: Sehen Sie, Sie haben ja HoDnun- alles, aber auf manches replizieren, was Herr 
gen ! ) Dr. Kleiner ausgeführt hat. 

Ich versichere Ihnen, Herr Dr. Withalm, Ich teile mit ihm ein berufliches Schicksal : 
die Kugel rollt zurück. Sie werden damit, Wir beide kommen aus einer Interessenvertre­
mit dieser Demagogie, eine zweite Wahl nicht tung. Ich teile seine Auffassung über die ge­
mehr gewinnen, weil die Menschen inzwischen schichtliehe Entstehung dieser Körperschaften. 
erkannt haben, wer es ehrJich mit der Demo- Sie waren Selbstschutzorganisationen für den 
kratie meint und mit den Feinden der Demo- einzelnen, der in der Zeit des Frühkapitalismu8 
kratie nichts zu tun hat. (Beifall bei der S PÖ. - von der wirtschaftlichen Macht des Stärkeren 
Ironische Heiterkeit bei der Ö V P. - Abg. bedroht war. Das war der wirkliche historische 
Dr. Withalm: Mit Demagogie haben wir noch nie Grund dieser Bewegungen. Was es aber heute 
eine Wahl gewonnen ! - Abg. B e nya : Die zu erkennen gilt, ist - das bitte ich auch 
letzte ISoviel Märchen wurden noch nie erzählt ! - Herrn Dr. Kleiner zu respektieren -, daß 
Abg. K onir :  Schre·iben Sie Wahlen aus ! - wir vielleicht in einer Zeit leben, wo diese 
Der Präsident  gibt wiederholt das Glocken- Organisationen - ich selbst gehöre einer solchen 
zeichen.) Meine Herren ! Ihr Gelächter beweist als Beamter an - aus diesem ihrem Selbst­
mir, wie Sie solche Fragen behandeln. Ich schutzzweck heraus in die Gefahr geraten 
will es Ihnen ersparen, alles das aufzuzählen, was könnten, daß sie nicht mehr zum Schutz des 
Sie mit den Kommunisten in der Vergangen- einzelnen, sondern mitunter zu seiner Unter. 
heit gemeinsam gehabt haben. (Lebhafte Zwi- werfung führen könnten. (Abg. J u ngwirth:  
8chenrufe.) Aha, der Wirtschaftsbund !) - Meine Herren, 

Präsident (mehrmal8 das Glockenzeichen ge- bitte noch nicht dazwischenzurufen, lassen Sie 
bend) :  Meine Damen und Herren ! Durch mich doch einmal einen Gedanken vortragen. -
Lautstärke wird die Demokratie nicht ge- Vor dieser Gefahr könnten wir stehen. Wer 
rettet ! Ich bitte, sich etwas zu beruhigen ! nicht in einem Interessenverband arbeitet, 
(Abg. WeiJchart zu Abg. Dr. Withalm : Herr wird das von außen viell�icht nicht .zugeben 
Generalsekretär ! Wenn wir nicht gewesen wären, wollen. ( Abg. H erta W � n k l e r :  W �r haben 
säfJen Sie mit der Ö V P nicht in diesem Saal jreigew.ählte

. 
Funktionäre

. 
!) Frau �ollegin, las­

und wir auch nicht ! Wir haben die Schlacht sen SIe mICh doch emmal weltersprechen ! 
gegen den Kommunismus gewonnen, nicht Sie ! - Ich sage Ihnen, diese Sorgen sind allgemein, 
Abg. Ing. Kunst :  Was war mit der Figl- das können Sie auch in Westdeutschland und 
Fischerei ? - Heftige Zwischenrufe und Gegen- in Amerika finden, es ist eine allgemeine 
'rufe. - Der Präsident gibt neuerlich das Tendenz. 
GlA>ckenzeichen.) Meine Damen und Herren ! Wir Wenn wir diese Sorge aufzeigen, dann ist 
sind beim Kapitel Justiz . Ich bitte das Hohe damit in keiner Weise gemeint, daß wir diese 
Haus, sich jetzt etwas zu beruhigen. Wir sind beim Entwicklung der Selbstverwaltung bedauern. 
Kapitel Justiz und nicht in einer Wähler ver- Ich teile mit Herrn Dr. Kleiner die Meinung, 
sammlung. Das Wort hat Herr Abgeordneter daß wir die Autonomie dieser Verbände brau­
Dr. Kleiner. ehen. Wenn der Staat - ich habe das, glaube 

Abgeordneter Dr. Kleiner (abschließend) : Wir ich, hier schon einmal festgestellt - von 
sind also sicher, daß die Volksfrontlüge nicht seiner Rechtsetzungsmacht in diesem sozialen 
noch einmal ziehen wird. Aber wir sind uns Bereich der Selbstverwaltung nicht Gebrauch 
auch dessen bewußt, meine Damen und macht, dann tut er es doch in der Absicht, 
Herren, daß wir harte Proben vor uns haben den unmittelbar Beteiligten die Regelung ihrer 
werden und daß wir noch manchmal für die Angelegenheiten selber zu überlassen, sicher­
Sicherheit der Republik und für den Rechts- lieh in der Meinung, daß sie es besser treffen 
staat werden einstehen müssen. Das öster- werden. 
reichische Volk wird uns jedenfalls bereit Ich darf Sie daran erinnern, daß ich 
finden, wie immer in aller Vergangenheit, für von dieser Stelle aus in der Debatte über die 
Österreich, seine demokratische und repu- Regierungserklärung des Kabinetts Klaus II 
blikanische Verfassung einzutreten. (Leb- gesagt habe : Wenn wir in diesem Bereich 
hafte.r Beifall bei der SPO .) tätig sind, wenn es wahr ist, daß diese Organi­

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Hauser. Ich erteile 
es ihm. 

sationen so mächtig geworden sind, daß sie 
frei vom Staat ihre Macht entfalten können -
das können sie heute, denn niemand kann den 
Unternehmerverbänden und den Gewerk-

Abgeordneter Dr. Hauser (ÖVP) : Hohes schaften dreinreden, wenn sie Lohnpolitik 
Haus ! Bevor ich mich meinem eigentlichen I betreiben (Abg. Ulbrich : Haben Sie eine 
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Ahnung !) ; wir haben doch diese Macht, ge- Wenn wir also sagen : In diesem Bereich der 
meinsam üben wir sie aus -, dann geht es um funktionellen Demokratie wird Recht durch 
die eine Einsicht, daß wir alle, die wir in diesem übereinkunft erzeugt - das ist in allen Staaten 
Prozeß tätig sind, uns wie Staatsmänner be- der Welt so, wo freie Gewerkschaften und freie 
nehmen müssen. Das ist doch die Erkenntnis, Unternehm�rverbände verhandeln -, dann 
die wir ziehen wollen. gilt dafür eine Regel, die wir uns hinter die 

Ich bin mit Dr. Kleiner der Meinung, Ohren schreibenmüssen : In diesemBereichwird 
daß wir autonom bleiben sollen. Wir werden es keine Lösung geben, wenn wir uns nicht 
die Autonomie der sozialen Selbstverwaltung mehr verstehen sollten. Die Regel, daß eine 
nicht abschaffen. Woher haben Sie denn Seite allein gleichsam die Regierung in die 
überhaupt das Gespenst einer solchen Sorge 1 Hand nimmt, gibt es nicht. Gerade deswegen, 
Wir wollen das nicht, Herr Dr. Kleiner. meine Herren, plädiere ich hier unentwegt dafür 

- Sie haben mich hier noch nie anders reden Aber wir müssen eines wollen : Wir müssen uns in 
diesem Prozeß so betätigen, daß wir uns der gehört -, daß wir das Gespräch führen . .  Im 
Macht, die wir vom Staat delegiert erhalten Bereich dieser Selbstverwaltungsdemokratie 

sind wir darauf angewiesen, gesprächsfähig haben, gewachsen zeigen. zu bleiben. 
Hohes Haus ! Ich habe schon einmal hier Wenn ich die ganze Debatte über das vorlie-

gesagt : Man kann von der Regierung her nichts gende Budget vor mir sehe, habe ich eine Sorge : 
gegen eine verfehlte Lohnpolitik unternehmen, es entsteht eine Stimmung, die immer mehr 
wenn es eine gäbe. Das Kollektivvertrags- vom sachlichen Argument wegstrebt. Beide 
gesetz, Herr Dr. Kleiner, bietet keine Möglich- Seiten entgleisen oft in der Atmosphäre dieser 
keit des Eingriffes, auch wenn die Macht Stimmung. Ich möchte Ihnen damit nur 
etwa einer Gewerkschaft in einem Streik über- aufgezeigt haben, in welchem Geist ich diese 
spitzt ausgeübt würde oder wenn es die Unter- Dinge betrachte. In dieser Selbstverwaltung 
nehmer gar nicht zum Streik kommen lassen, werden wir auf Gedeih und Verderb immer wie­sondern gleich alles zugestehen, was gefordert der auf das Gespräch angewiesen sein. (Beifall 
wird. In diesem Bereich gibt es keinen Eingriff bei der (j V P. _ AbU. Pro b s t :  Bei der eigenen 
des Staates. Es ist nur das potentielle Eini- Partei müssen Sie anfangen !) Meine Herren ! 
gungsamtsverfahren vorgesehen, das aber nur Wann verlieren wir denn die Gesprächs. 
dann wirkt, wenn sich beide Teile dem Schieds- fähigkeit 1 Wenn wir . uns in diese hysterische 
spruch unterwerfen. Wir sind völlig souverän. , S timmung begeben ! Sie brauchen meine eigene 
Ich bitte, nur eines zu akzeptieren - ich glaube, Partei nicht anzuschauen, Herr Abgeordneter 
das ist doch ein Gedanke, den wir alle unter- Probst ! Wir sind ja nicht bereit, die Autonom.ie 
schreiben können - :  daß wir bei dieser Macht- dieser Verbände aufzugeben ;  machen Sie doch 
ausübung staatsmännisches Verantwortungs- hier keine neue Hysterie ! Es erfolgt immer der 
bewußtsein entwickeln müssen. Jawohl, die Versuch, uns irgend etwas zu unterschieben, 
Gewerkschaften, die Kammern sind in den Staat was wir nicht wollen. (Zwischenrufe bei den 
hineingewachsen, niemand wird sie wieder her- Sozialisten. _ Der Präsident  gibt das Glocken� 
auslösen. Um dieses Verantwortungsbewußt- zeichen.) 
sein geht es. Wenn Sie, meine Damen und Herren, 

Darf ich gleich noch etwas anfügen ; ich mir nicht einräumen, daß das, was ich jetzt 
muß jetzt extemporieren. Der Herr Abge- gesagt habe, irgendwie auch für Sie akzeptabel 
ordnete Dr. Kreisky oder Herr Dr. Broda ist, daß die Gesprächsbereitschaft das Wesens­
sprach einmal von der funktionellen Demo- element dieses Bereiches ist, dann kann ich 
kratie. In diesem Bereich, den wir jetzt meinen, mir nicht helfen : Dann wollen Sie eben nicht 
Herr Dr. Kleiner, gilt die funktionelle Demo- zuhören, dann wollen Sie nicht demokratisch 
kratie. Dort wird Recht nicht nach den Regeln sein ! (Abg. Dr. Bro d a :  Kollege Hauser ! Unsere 
der parlamentarischen Demokratie erzeugt, Warnung geht in die Richtung, daß man hier 
es wird nicht mit Mehrheit abgestimmt. Wir nicht einen staatlichen Perfektionismus 
müssen uns dort einigen, dort gilt, wenn man predigt, gerade auf dem Gebiet der Sozialpartner !) 
will noch immer die starre Koalition alter Art. Ich komme darauf zu sprechen. (Abg. Doktor 
Wa� wir gemeinsam beschließen, wird im Wege Broda : Das ist das Problem, und das hat Kol­
der Kollektivvertragsnormen Recht, worüber lege Kleiner vollkommen zutreffend aufgeworfen !  
wir uns nicht einigen können, das bleibt uner- Das ist das Problem, über das der Justizminister 
ledigt liegen. (Abg. Ing. Kunst : 1st das gut soviel spricht und schreibt ! - Ruf: Bitte, keine 
oder schlecht ?) Das ist gut so, ich bekenne Zwischenrede, Herr Doktor !) 
mich dazu. Hören Sie mir nur weiter zu. 
Mein Temperament ist nicht für solche Zwi- Präsident : Besser eine Zwischenrede als ein 
schenrufe, ich bin auchkeinguter Zwischenruf er. Zwischengeschrei. Ich bitte Dr. Hauser, 
Hören Sie doch einem Gedanken zu. fortzufahren. 
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Abgeordneter Dr. Hauser (fortsetzend) : Ich 
komme auf einen Gedanken zurück. Ich wollte 
Ihnen das mit Absicht jetzt in der Replik 
auf Dr . Kleiner sagen. Ich glaube, es ist unge­
heuer wichtig, daß auf dieser Ebene die 
Gesprächsfähigkeit erhalten bleibt. Wir sind 
alle nur Menschen, und die Emotion kann auch 
ein ruhiges und wohlüberlegtes Temperament 
oft zu Dingen verleiten, die man nicht sagen 
will. Fühlen Sie nicht alle, wenn um 1 1  Uhr 
nachts die Abendkrise beginnt, daß vom 
Standpunkt der Vernunft aus betrachtet hier in 
diesem Haus dann etwas nicht mehr stimmt � 
Sind das die Sternstunden unseres Parlaments � 
Ich glaube nicht ! Ich bin ein solches Tempera. 
ment, ich kann mich nicht mit dieser leicht. 

- fertigen Pauschalbeschuldigung von Zwischen· 
rufen abfinden. 

Mir hat einer der Herren unlängst zugerufen, 
ich sei ein "Zusammenhauer" .  Fragen Sie 
doch Benya, fragen Sie Hoffmann, der früher 
hier gesessen ist, oder lng. Häuser, ob ich 
nicht immer so mit ihnen verhandle, wie ich 
hier zu reden versuche. Glauben Sie nicht, 
daß das ein positiver Beitrag zur Demokratie 
isU (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Dr. Broda : 
Kollege Hauser ! Wissen Sie, was der Wider­
.spruch ist ? Außerhalb des Parlaments verhandeln 
Sie, im Parlament aber verhandelt die Mehrheit 
mit uns nicht ! Denke1� Sie an den Forschungs­
rat ! Verhandelt man im Parlament mit uns 
darüber ? Nein ! - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen. - Abg. Dr. Wi tha lm:  Denken 
Sie, Kollege Dr. Broda, an das ÖIG. Gesetz, den­
ken Sie an die Wirtschaftslenkungsgesetze, den­
ken Sie an das Hochschulstudiengesetz ! In 
der Demokratie entscheidet nun einmal die 
Mehrheit ! Darüber kommen wir nicht 
hinweg ! - Weitere Zwischenrufe bei der S PÖ 
und Gegenrufe bei de1' Ö VP. - Unruhe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Herren I Wir haben einen ganzen Tag Zeit, 
sodaß sich jeder melden kann. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Hauser. 

Abgeordneter Dr. Hauser (fortsetzend) : Herr 
Dr . Broda ! Ich bin jedenfalls d er Meinung, 
daß es im Bereich des parlamentarischen 
Lebens eben diese anderen zlJ] ässigen demo­
kratischen Möglichkeiten gibt. Wenn man 
nicht einig werden kann über eine Regierungs­
bildung, ist es ein zulässiger demokratischer 
\Veg, daß nur eine Partei die Verantwortung 
übernimmt. Sie haben sich dazu entschlossen, 
die Verantwortung nicht mitzutragen. In 
diesem Bereich gilt eben ein parlamentarisch 
anderer Weg. (Zwischen1'uje bei der SPÖ.) 
Ich bin aber gar nicht der M.einung, daß das 
nicht möglich ist. Ich habe auch in der 
Debatte über die Regierungserklärung gesagt, 
daß es im Wege der Debatte zwischen Regie-

rungspartei und Oppositionspartei auch eine 
Gesprächssituation gehen soll. Ich vertrete 
diese Meinung, nur d ürfen wir da nicht durch­
einanderschreien , sondern müssen uns im 
stillen Kämmerlein sachlich unterhalten. Das 
ist meine Meinung. 

Nun lassen Sie mich doch zu meinen An. 
liegen im Kapitel Justiz kommen. ( Abg. 
Dr. Brod a :  Etwas anderes hat Kollege Kleiner 
nicht gesa,gt ! Genau das hat Kollege Kleiner 
gesagt I) Ja, schon gut .  (Abg. Pr o b s t :  Mit 
Ihnen kann man nicht verhandeln ! - Der 
Präsident  gibt das Glockenze�chen.) Sie können 
mit jedem verhandeln. (Abg. Pro b s t :  Wer 
hat gesagt : Ich werde erzählen, was der Pitter. 
mann tür eine Haltung eingenommen hat ! ?) 

Präsident : Meine Dr�men und Herren I Es 
kann doch nicht Jeder mit jedem reden I 
( Heiterkeit.) Es versteht ja keiner die wert. 
vollen Argumente. Bitte, Dr. Hauser. 

Abgeordneter Dr. Hauser (fortsetzend) : Also 
jetzt Stille, Stille ! ( Weitere Zwischenrufe bei 
der SPÖ. - Abg. Dr. Withal m :  Die Öffent­
lichkeit hat nur erfahren, daß wir ein1:g sind ! -
Abg. P e t e r :  Herr Pr,'isident ! Dürfen wir jetzt 
auch mitrede1t oder nicht ? Darf ich ums Wort 
bitten 1 - Heiterkeit.) . 

Präsident : Endlich wendet man sich an 
den Präsidenten! Ich ersuche, auf ihn und 
seine Mahnungen zu hören und jetzt einmal 
den Abgeordneten, der am Rednerpult steht, 
nicht zu unterbrechen. 

Abgeordneter Dr. Hauser (fortsetzend) : Ich 
wollte eigentlich damit beginnen, daß wir das 
Kapitel Justiz nicht nur in dieser Debatte, 
sondern auch in den früheren immer als ein 
solches bezeichnen können, in dem es keine 
Klagen zu stellen gibt. Wenn sich Abgeordnete 
bei diesem Kapitel zpm Wort melden, dann 
meistens deswegen, weil sie irgendwelche 
Gesetzeswünsche anmelden, die das Ressort 
betreffen. 

Die im Justizdienst tätigen Beamten, seien 
es nun die der Justizverwaltung, die der 
Staatsanwaltschaften oder des richterlichen 
Dienstes, erfüllen ihre Pflicht. Es wild den 
im Justizdienst Tätigen gewiß nicht immer 
leicht gemacht. Vom Gesetzgeber nicht, der 
in einer wahren Gesetzesflut die Arbeitsgrund­
lagen für diejenigen, die mit der Rechtsan­
wendung beschäftigt sind, unentwegt verän· 
dert. Aber auch vom Staat als Dienstgeber 
nicht, der bei der Entlohnung seiner Beamten 
mit den in der Wirtschaft gezahlten Gehältern 
oft kaum Schritt halten kann, Ich möchte, 
von diesen zwei Gesichtspunkten ausgehend, 
heute zunächst einiges Allgemeines beitragen. 

Als der Richter nach der Überwindung des 
Absolutismus, in dem er nm der beamtete 
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Vollstrecker des im Gesetz verkörperten 
Willens des Landesfürsten war, durch den 
konstitutionellen Liberalismus von der Kabi­
nettsjustiz und den Hofdekreten befreit wurde, 
stellte man ihn unabhängig. 

In der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
tauchen in allen Rechtsordnungen des Konti­
nents die Garantien der Unabs�tzbarkeit und 
Unversetzbarkeit auf. Allein dem Gesetz 
sollte der Richter unterworfen sein. Doch 
schon um die Jahrhundertwende hören wir 
einen Richter - es war Beradt - in einer 
Schrift "Über den Richter" klagen. Er sagt 
dort : "Du bist frei ,  0 Richter ; bloß eine 
Million Paragraphen mußt du befolgen." Und 
diese Million bat sich seither gut velZinst, 
wie wir alle wissen. 

Über die Gesetzeshypertrophie wird oft und 
vergeblich geklagt. Mit dem Gesetzemachen 
ist es so wie mit dem Schuldenmaehen. 
Ein gestopftes Loch schafft zwei neue. Unwill­
kürlich denkt man an dIe Lernäische Schlange, 
aber weit und breit sieht man keinen Herkules, 
der dieser Hydra Herr wird. Wir kennen 
einen der Gründe der vielen Gesetze : die 
Entwicklung des modernen Leistungsstaates, 
den Staat, der immer mehr Aufgaben auf 
Rich nimmt. Wer also nach weniger Gesetzen 
ruft, kann in den Verdacht kommen, er möchte 
mit dem Leistungsstaat anbinden. Ich habe 
das nicht vor, ich will kein Schwimmer gegen 
den Strom sein. Aber dennoch frage ich : 
Gibt es nicht auch eine ungesunde Tendenz 
zur Verrechtlichung aller Lebensvorgänge ? 
Könnten wir nicht manches dem Leben selbst, 
dem freien Verkehr der BÜl ger untereinander, 
ihrer freien Übereinkunft, ihrer privatrecht­
lichen Gestaltung, ja oft vielleicht sogar der 
Sitte und dem Herkommen überlassen. 

Unsere Rechtsordnung sollte doch nur ein 
Teil unserer Lebensordnung sein. Überfordern 
wir nicht vielleicht das Recht, indem wir die 
Rechtsvorschriften an die Stelle des Gewissens, 
der menschlichen Vernunft, des menschlichen 
Anstandes, der sozialen Einsicht setzen 1 Ver­
kiimmert nicht der Mensch, wenn ihm sein 
Tun und Lassen in allem und jedem von 
Rechts wegen vorgegeben wird 1 Vielleicht 
würde er seine charakterlichen und persönlichen 
Werte in eine ganz andere Richtung und viel 
besser entwickeln können, wenn ihm nicht so­
viel vorgeschrieben wäre. Weniger könnte 
vielleicht auch beim Gesetzemachen oft mehr 
sein. Gewiß wäre es aber eine Erleichterung 
für den Dienst derjenigen, die im Staat mit 
der Rechtsanwendung befaßt sind . 

Und wie entlohnen wir nun ihre Dienste 1 

Offenkundig doch so, daß wir Gefahr laufen, 
bald zu wenige, vor allem vielleicht zuwenig 
gute Beamte zu haben. Mein Kollege Dr. Hal-

der wird dann noch elmge spezielle personal­
politische Sorgen der Justiz aufwerfen. Sie 
betreffen nicht etwa nur den richterlichen, 
sondern auch den nichtrichterlichen Dienst 
in der Justiz. Da und dort droht uns oft fast 
schon die Rechtsverweigerung mangels Perso­
na]s. Hier tut Einsicht not, glaube ich. Nicht 
nur die Einsicht des Gesetzgebers, der Gehalts­
gesetre für den öffentlichen Dienst beschließen 
muß, viel mehr noch die Einsicht jener Be­
völkerungsteile, die in der Wirtschaft, ob 
sie nun als Arbeitnehmer oder Unternehmer 
tätig sind, mit der Herstellung und Verteilung 
von Gütern und Dienstleistungen beschäftigt 
sind. 

Es geht eben nicht an, daß der Zuwachs des 
Bruttonationalprodukts ausschließlich dort 
verteilt wird, wo er sichtbar in Erscheinung 
tritt. Gerecht entlohnt wollen in diesem Staat 
nicht nur die produktiven Arbeitskräfte sein, 
sondern auch jene, die sonRt eine für die 
Gemeinschaft sinnvolle und notwendige Tätig­
keit entfalten. Wir branchen nicht nur Bau­
arbeiter, Metallarbeiter, Textilarheiter und 
Privatangestellte, wir brauchen auch den 
Verwaltungsbeamten, den Lehrer, den Richter. 

Ich möchte auf eines hinaus : Die solidarische 
Lohnpolitik - unsere Kooperation in dem 
Bereich, Herr Dr. Kleiner, den wir meinen -
sollte auf den öffentlichen Dienst nicht ver­
gessen ; vielleicht denken wir schon 1967 daran. 
Weniger Gesetze, bessere Entlohnung, das wäre 
doch ein guter Dienst an denjenigen, denen 
wir unseren Dank abstatten sollten für die 
Erfüllung ihrer Pflicht im Bereich der Justiz. 

Aber einen Dienst könnten wir der Justiz 
vielleicht noch erweisen : Man lasse sie in 
Ruhe ihrer schweren Pflicht nachgehen. Die 
Gerichtsbarkeit hat frei und unabhängig zu  
sein, sie muß aber auch unbeeinflußt und ohne 
Pression arbeiten können. 

Ich meine daher, daß es bedauerlich ist, 
wenn in den letzten Tagen wieder eine Kam­
pagne gegen hohe Richter entfaltet wurde, 
die das Ansehen der Justiz beeinträchtigen 
könnte. Mit dieser Kampagne hat. sich schon 
seinerzeit Herr Justizminister Dr. Broda aus­
einandersetzen müssen. Er hat sich damals 
anerkennenswerterweise vor die angegriffenen 
Richter gestellt. Ich glaube, es wird diesmal 
nicht anders sein können, es sind eigentlich 
dieselben Vorwürfe, die schon damals erhoben 
worden sind. 

Hohes Haus ! Es gibt unter den Richtern 
dieses Staates keinen einzigen, bei dessen 
Anstellung nicht die Gesetze dieses Staates 
beachtet worden wären. Dies gilt auch fllr 
Jene Richter, die schon in der NS-Ära Dienst 
versehen haben. Keiner, der nicht bei der 
Bildung der neuen Personalstände im Jahre 
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1945 zunächst von der § 19-Kommission des 
Verbotsgesetzes oder der Sonderkommission 
beim Innenministerium, der unter anderem 
Vertreter der drei politischen Parteien ange­
hört haben, überprüft worden wäre. Die 
Amnestiegesetze, die in diesem Haus auch 
mit den Stimmen jener beschlossen wurden, 
die selbst unter politischer Verfolgung litten, 
haben auch für den Bereich der Justiz einen 
Schlußstrich unter die Vergangenheit gesetzt. 

Hohes Haus ! Es ist weder der Demokratie 
noch der Gerichtsbarkeit abträglich, wenn 
Urteile von Gerichten einer öffentlichen Kritik 
unterzogen werden. Die öffentliche Meinungs­
bildung muß durchaus nicht haltmachen vor 
dem Wirken der Justiz. Es kommt aber sehr 
wohl darauf an, wie diese Kritik vorgebracht 
wird. Es geht nicht an, daß man persönliche 
Angriffe auf die am Verfahren beteiligten 
Richter vornimmt, damit das Vertrauen in die 
Justiz untergräbt, indem man ihnen gleichsam 
vorwirft, sie handelten bei ihren Entscheidun­
gen aus politischen, aus verwerflichen Motiven. 
Bedenken wir doch, daß diese Frage nicht 
etwa eine Restfrage aus dem Fundus der 
unbewältigten Vergangenheit ist. 

Hohes Haus ! Ich denke an die Zukunft. 
Wir billigen doch heute jedem Richter zu, 
als Staatsbürger eine politische Meinung zu 
haben. Wir wollen ja nicht das Neutrum 
oder den Richter, der sich in keiner Weise 
parteipolitisch orientieren dürfte. Wenn das 
so ist, dann muß die Justiz als unausbleibliche 
Prämisse hinnehmen, daß Richter mit einer 
politischen Überzeugung auch über Menschen 
urteilen oder ihren Streit schlichten, die viel­
leicht nicht mit der Überzeugung des Richters 
übereinst.immen. Wohin kämen wir aber, 
wenn dieser Rtil politischer Kampagne Schule 
machen würde, wenn es einer Gesinnungs­
gruppe, einer Wirtschaftsgruppe oder einem 
einzelnen, dem ein Urteilsspruch nicht zusagt, 
unbenommen bliebe, dem Gericht nun etwa 
vorzuwerfen, er sei nur deswegen verurteilt 
worden oder mit seinem Streitbegehren nicht 
dUI"chgekommen, weil der Richter anderer 
politische!' Meinung sei als er � 

Ich sehe das pro futuro, wie gesagt, und 
man mißverstehe mich bitte nicht. Ich möchte 
hier nicht ein Plädoyer für " Ehemalige " halten. 
Ich hoffe, daß mir das niemand so auslegt. 
Aber den Richter, der nach seinem Eid mit 
bestem Gewissen seine Urteile fällt, den 
müssen wir, glaube ich, nicht nur durch 
Presseverlautbarungen, sondern auch hier im 
Haus in Schutz nehmen. 'Venn diese Richter 
irren, dann werden andere Richter in dem 
geordneten Rechtszug eines demokratischen 
Rechtsstaates ihr Urteil überprüfen. So unbe­
quem ist allerdings die Demokratie, daß das 

rechtskräftige Urteil Recht schafft, auch wenn 
es einem unbequem ist. 

Wenn vielleicht der Anlaßfall des Kriegs­
verbrecherprozesses Nowak diese neue Kam­
pagne ausgelöst haben soll, dann bitte ich, 
doch auch die Stimmen in unserem Lager 
zu hören, die etwas peinlich überrascht waren, 
als ein zweites Mal beim Geschworenengericht 
der Freispruch erfolgte. Aber man darf doch 
jetzt die Dinge in einer Kampagne nicht so 
hinstellen, als ob die Richter des Obersten 
Gerichtshofes diesen Freispruch bewirkt hätten. 
Der Oberste Gerichtshof war nur in einer 
kassatorischen Funktion im Wege einer Nich­
tigkeitsbeschwerde befaßt. Beim ersten mal 
haben ja die Geschworenen verurteilt. Ein 
anderes Geschworenengericht, das neuerlich 
zur Urteilsfällung eingesetzt war, hat dann 
diesen Freispruch gefällt. Wenn man kritisiert, 
dann möge man dieses Urteil kritisieren, auch 
nicht wieder die Geschworenen, die daran mit­
gewirkt haben. Mein Kollege Dl'. Kranzlmayr 
wird sich mit dem Problem der Geschworenen­
gerichtsbarkeit noch näher befassen, aber ich 
möchte dafür plädieren, daß diese unglückliche 
Kontroverse zwischen der Widerstandsbewe­
gung und dem Justizministerium endlich bei­
gelegt wird. 

Frau Abgeordnete Jochmanl1 ! Sie haben 
uns vor einigen Tagen eine schöne und, wie 
Sie uns gesagt haben, Ihre letzte Rede gehalten. 
Ich glaube, Sie haben gesehen, daß wir Ihnen 
alle Beifall gezollt haben. Ich bilde mir ein, 
so wie Sie schon oft im Haus gesprochen zu 
haben. Ich habe hier gesagt : Ich möchte nicht 
erst in ein KZ kommen, bis mir der Knopf 
aufgeht. Ich möchte, ohne diese Leiden mit­
gemacht zu haben, durch bloße Selbstzucht 
zu dieser Einsicht kommen. Ich habe mich 
hier immer bemüht, 80 zu sprechen. Ich 
möchte Sie bitten : Wenn Sie dieses Haus 
verlassen, dann wirken Sie in jenem Geist, 
mit dem Sie uns hier zugeredet haben, auch 
noch in jenen Kreisen, in denen sich Ihre 
Schicksalsgefährten bewegen, weiter. Ich 
glaube, Sie werden Österreich einen guten 
Dienst erweisen. (Be·i/all bei der (jVP.) 

Hohes Hau s !  Nun zu meinem speziellen 
Thema. Ich möchte mich mit der Reform 
unseres Presserechtes befassen. Ein bißehen 
hängt es ja fast mit dem Letztgesagten zu­
sammen. Die historischen Darstellungen 
möchte ich mir ersparen. Sie wissen, wir 
haben im Jahre 1955 einen Referentenentwurf 
des Justizministeriums in einer parlamentari­
schen Enquete behandelt. In der IX. Gesetz­
gebungsperiode wurde dann eine Regierungs­
vorlage als "Pressegesetz 1961" im Hause 
eingebracht. Ein Unteraus8chuß hat sich mit 
diesem Entwurf, der zahlreiche Änderungen 
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erfahren hat, befaßt. Einige wichtige Fragen I Hohes Haus ! Wir werden den erwähnten 
blieben offen. Der Schlußbericht des Unter- Bericht der Bundesregierung über die Reform 
ausschusses vom 7 . Dezember 1961 wurde des Presserechtes im Justizausschuß beraten. 
vom JU8tizausschuß zwar zur Kenntnis ge- ! Ich glaube aber, die Plenardebatte zum Kapitel 
nommen, aber der Ausschuß selbst befaßte Justiz sollte doch Anlaß für einige allgemeine 
sich in der Folge nicht mehr mit der Materie. und grundsätzliche Bemerkungen sein : 

Der frühere Justizminister Dr. Broda er- Zwar scheint es sich bei dieser FraO'e um 
stattete am 31 .  März 1965 dem Hause einen ein sogenanntes heißes Eisen zu handel::, aber 
Bericht über den Stand der Angelegenheit. so heiß ist das Thema wieder nicht, daß über­
Damit wal'en für die X. Gesetzgebungspetiode stürzte Eile geboten wäre. Es ist ja nicht so, 
die parlamentarischen Aktionen, wenn man daß in Österreich keine Pressefreiheit be­
sie überhaupt als solche bezeiclmen kann , stünde. Die Standesorganisation der Presse 
auf dem Gebiet des Presserechtes zu Ende. warnt uns jedenfalls davor - man kann das 

In der jetzigen XI. Gesetzgebungsperiode dem Bericht entn�hmen -, überstürzt ei�e 
hat der Nationalrat die Pressegesetznovelle V:0rlage auszuarbeIten. Um was es geht, l�t 
1966 verabschiedet, die die Wiedereinführung dIe Anpassung u �seres Press�rechtes an die 
der EntschädigungspHicht bei ungerechtfertig- neuen gesellschaftlIchen EntwICklungen. 
ten Beschlagnahmen brachte und die Das leidige Ballspiel zwischen Regierung 
Pflicht zur Ablieferung von PHichtstücken auf - gleichgültig, ob das früher die Koalitions­
ausländische Druckwerke ausdehnte. regierung · war oder jetzt die Einparteien-

Im Zuge der Budgetdebatte faßte der regierung ist - und Parlament sollte auf­
Nationalrat am 23. Juni 1966 eine Ent- hören. Der Nationalrat war in den früheren 
schließung, in der die Bundesregierung ersucht Gesetzgebungsperioden jedenfalls nicht hn­
wird, dem Nationalrat im Laufe des Jahres 1966 stande, ein Pressegesetz zu verabschieden. 
den Entwurf eines modernen Pressegesetzes Die atmosphäl'ischen Bedingungen für eine 
vorzulegen. Einigung zwischen Presse und Parlament, 

Aus einem dem Hause bereits zugeleiteten aber auch innerhalb der parlamentarischen 
Bericht der Bundesregierung, den Herr Fraktionen waren damals nicht gerade günstig. 
Dr. Kleiner schon erwähnt hat, können wir Ohne eine wesentliche Änderung des Klim.as 
nun entnehmen, daß die Vorlage eines solchen kann man aber keinen ernsthaften Fortschritt 
modernen Gesetzentwurfes für das Presserecht erhoffen. Zwar mag es zu einer einvernehm­
bis zum Dezember nicht mehr möglich sein lichen Entschließung wie der des vergangenen 
wird. Das Bundesministerium für Justiz Mai reic�en, aber was dann ? . 

hat - naturgemäß an den bisher erreichten Das von den Presseorganisationen angeregte 
Stand der früheren parlamentarischen Arbeiten Komitee, allenfalls wieder die Durchführung 
anknüpfend - bereits im Juli den Vertretern einer Enquete könnte vielleicht ein Mittel 
der Presseberufe eine Diskussionsgrundlage sein, die atmosphärischen Bedingungen für 
geliefert und die Presseverbände gebeten, bis eine Verständigung zu schaffen. 
September hiezu ihre Stellungnahme bekannt- In ein solches Gespräch sollten alle Beteilig-
zugeben. ten mit bestem Willen, aber auch ohne lllusio-

Die Stellungnahmen der Presse verbände nen gehen. Zu einer solchen Illusion zähle 
bezeichneten nun durchwegs die vorliegenden ich die Auffassung, daß die gesetzgebende 
Entwürfe als unbrauchbar. Es wird angeregt, Körperschaft jemals darauf verzichten könnte, 
zur Vorbereitung eines geeigneten Entwurfes den hohen, für die Demokratie unveräußer­
beim Bundesministerium für Justiz ein Komitee lichen Wert der Pressefreiheit abzuwägen mit 
zu bestellen. Die Journalistengewerkschaft Rechtsgütern anderer, aber nicht minder 
schlägt vor, neuerlich eine parlamentarische wichtiger Art. Alle Freiheit in der Demokratie 
Enquete durchzuführen. Der Verband hat doch ihre immanenten Schranken ; es kann 
Östel'reichischer Zeitungsherausgeber regt an, also auch keine schrankenlose Pressefreiheit 
im Sinne der Vierten Konferenz der euro- geben. Diese Interessenabwägung, eine solche 
päischen Justizminister solle das Bundes- Grenzziehung zwischen den verschiedenen 
ministerium für Justiz in Zusammenarbeit konkurrierenden Grundrechtswerten, dabei 
mit der Presse einen Modellentwurf eines eine Grenzziehung, die der Freiheit der Presse 
europäischen Pressegesetzes ausarbeiten, der ihr Wesen beläßt, das ist gewiß eine schwierige 
nach Beratung durch die Konferenz der euro- rechtspolitische Aufgabe.  Kein noch so 
päischen Justizminister als Diskussionsgrund- blendend formulierter Leitartikel kann diese 
lage für ein neues österreichisches Pressegesetz Aufgabe aber dem Parlament abnehmen. 
dienen könnte. Auf diese Weise sollte schon Ich bitte, diese dem Parlament aufgegebene 
jetzt den Integrationstendenzen auch im Be- Güterabwägung nicht mit dem "Maulkorb"­
reich der Presse Rechnung getragen werden. Argument abzutun. Auch die Europäische 
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Menschenrecht�konvention, die Östeneich 
ratifiziert hat, sieht im Artikel 10 vor, daß 
aus verschiedenen, mit den Prinzipien einer 
demokratischen Gesellschaft im Einklang 
stehenden Gründen ein Vorbehalt für die 
Pressefreiheit gesetzt werden kann. Diese 
Konvention i�t ja ein Teil unserer Verfassungs­
ordnung . Sie sieht also die Notwendigkeit 
di_eHer Interessenabwägung vor. 

Ich habe schon gmmgt, daß wir in Österreich 
ja nicht der Pressefreiheit ermangeln. Aller­
dingA erscheint sie gemäß Artikel 13 des 
Staatsgrunclgesetzes von 1 867 mehr als ein 
A>!pekt der Freiheit der l\Jeinungsäußerung 
des einzelnen formuliert. Das Anliegen der 
Pl'eBSe, eine ihren Wesensbeclingungen beRger 
entsprechende VerfaRRungsgarantie zu erhalten, 
scheint mir unbedingt berüek�icht,igenswert. 
E� geht ja nicht nur um die Freiheit der 
Meinungsäußerung, sondern auch um di.e 
Freiheit der Information und die Freiheit der 
:Meinungsbildung , die in diesem öffentlichen 
Bereich zustande kommt . Ferner lFlt sicher 
der 'Vunsch der Presse berechtigt, aurh die 
übrigen,  früher gar nicht bekannt gewesenen 
�Ills!'lenllled ien, wie Hörfunk, Fernsehen und 
Film, in eine solche Regelung einzuhezieht>ll, 
Koweit sie Information und Meinung darbieten. 

Eine sole he arteigene Df'finit.ion der öffent ­
liehen Meinungsfreiheit, um die es der PrNlBC 
geht, macht aber die redIt-spolitische Interes­
senabwägung keineswegs lei.chter. EK geht ja 
nicht nur um den Sehutz dür Presse, zu dem 
Rieh jeder Demokrat bekennen wild,  es geht 
auch um den Schutz vor' der Presse . DaH 
klingt sehr hart formuliert , aber ich hoffe,  
meine folgenden AUt>führungcn werden dartun, 
wie es gemeint ist. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf 
die laufenden Arbeiten der beim Bunde!'!­
kanzleramt eingesetzten Kommission verwei ­
sen, die sich mit der Neuordnung unseres 
Grundrechtskatalogs befaßt. Wie ein roter 
Faden zieht Rich durch die Bemühungen 
d ie 'les beratenden Kollegiums die Tendenz 
hindurch, den einzelnen, das Individuum, 
in der "\Velt von heute wieder neu in Schutz 
zu nehmen vor den Mächten dieser Zeit, vor 
der }Iacht des Staates, vor der Macht der 
großen gesellschaftlichen Gruppen, der Kollek­
ti v€>. vor den Immissionen des technischen 
Zeitalters. Auch die Presse ist eine Macht . 
Schon Rousseau nannte sie neben den drei 
Staatsgewalten die viert.e Säule des Staates. 
Sie weiß ihre Macht auch zu, gebrauchen. 
'Ver aber könnte leugnen , daß sie mitunter 
auch in die Gefahr gerät, sie Zu mißbrauchen ? 
Auch ein Parlament, das selbst gelegentlich 
Zeugnis menschlicher Unvollkommenheit ab­
legt, darf, glaube ich, eine solche Feststellung 

treffen, ohne deswegen gleich pressefeindlich 
zu erscheinen. 

In diesem Haus bekennt sich jede Fraktion 
zur Demokratie und damit wohl auch zur 
Freiheit der Presse. Der Wunsch nach einer 
Modernisierung unseres Presserechtes ist eben. 
falls einhellig. Die Frage lautet nur, wie wir 
den wünschenswerten Fortgang der legislativen 
Arbeit am besten sicherstellen. 

Eine gewisse Erschwerung liegt zweifellos 
in der Verzahnung der gewünschten ver· 
fassungsrechtlichen Garantie einer neu formu­
lierten Pressefreiheit mit der ebenso wichtigen 
Rücksicht auf andere Grundrechte des Indivi. 
duums. Nun geht es bei der Presserechts­
reform aber nicht nur um die verfassungs. 
mäßige Verankerung einer besser formulierten 
Pressefreiheit, ein Großteil aller unserer Ent­
würfe hat sich ja immer auch mit der Reform 
einfachgesetzlicher Vorschriften, etwa mit 
dem Recht der Gegendarstellung, deI' Reform 
dcr Lasscrsehen Artikel, der Einführung der 
freiwilligen Selbstkontrolle der Presse und 80 
weiter, befaßt. 

Gedanklich lassen sich meiner Meinung 
nach zwei Wege erkennen : erstens die Aus­
arbeitung und Verabschiedung eines Presse­
geRetzes auf einfachgesetzlicher Grundlage 
unter vorläufiger Zurüekstellung der gewünsch­
ten verfassungsmäßigen Neuformulierung der 
Pressefreiheit. Ich glaube aber, daß das zu­
wpnig wäre. Das Parlament müßte sich für 
pinen solchen Fall meiner Meinung nach dazu 
enhwhließen können, in einer solennen All­
siehtselklärung der Presse zuzusichern, daß 
ihre verfassungsrechtliche Stellung Zug um 
Zug mit der in Angriff genommenen Neu­
regelung der Grundrechte erfolgen wird, und 
zwal im Sinne einer verbesserten Pressefreiheit 
und gleichzeitig eines verbesserten Persönlich· 
keitss('hutzes des einzelnen. 

Daß es vom Standpunkt der Rechtssystema­
tik wünschenswert wäre, wenn wir die neue 
Charta unserer Grundrechte in einer einheit­
lichen Verfassungsurkunde zusammenfassen 
könnten. bedarf wohl keiner Erwähnung. 
Der neue Grundrechtskatalog muß ja seiner 
Natur nach ein wohlausgewogenes System 
von Freiheiten und Schutzbereichen darstellen. 
Wir sind aber in der Grundrechtskommission 
noch nicht so weit. 

Der andere Weg wäre, konsequent und 
extrem gedacht, mit der Verabschiedung 
eines modernen Pressegesetzes so lange zuzu­
·warten, bis wir in der Grundrechtskommission 
Klarheit darüber gewonnen haben, welche 
neuen Grundwerte wir verfassungsrechtlich 
absichern, welchen neuen Umfang wir ihnen 
geben und in welcher Weise wir dem Problem 
ihrer oft widerstreitenden Zielsetzung Herr 
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werden solleIl. Ich hielte diesen zweiten \Veg I Ich kann mir deshalb nicht vorste.llen, 
für weniger wünschenswert. daß wir nicht angesichts unserer gemeinsamen 

Auf einfachgesetzlicher Grundlage könnte Grundauf fassullg im Rahmen einer fair geführ­
ein neues Pressegesetz zunächst viele Ver- ten Diskussion auch zu emer gemeinsamen 
besserungen bringen, die der Presse die Er- Regelung diesel' Fragen kommen könnteil. 
füllung ihrer Aufgaben in der modernen Zeit Daher meine ich, daß wir die Anregung der 
erleichtern, ihr Verhältnis zur Öffentlichkeit, Standesorganisationen der Presse aufgleifen 
zu den anderen Massenmedien, zum Staat und den Versuch unternehmen sollten, in 
und zur Justiz auf eine .gesündere Grundlage einem Gesprächskreis, der Journalisten, Heraus­
stellen. Für die praktische tägliche Arbeit in geber, Vertreter des Rundfunks und Fem­
den Redaktionen sind diese Vorschriften weit sehen8, Presserichter und Abgeordnete 
wichtiger als die programmatischen Sätze umfaßt, die legislativen Vorarbeiten für ein 
unserer Verfassung, deren entscheidende Be- modernes Plessegesetz wieder flottzumachen. 
d,eutung ich vom Prinzipiellen her keineswegs Denken wir aber dabei an ein 'Vort 
leugnen will. Die bisherigen verfassungsrecht- Montaignes : "Dem hilft kein Wind, der 
lichen Garantien der Presse blieben ja natürlich keinen Hafen hat, nach dem er segelt". Frei­
völlig unberührt. heit ist nur möglich in Verbindung mit 'Vahr-

Ich betone dabei aber nochmals, daß ich heit . Sie sei das Ziel ; der freie "Wind der 
gleichzeitig für eine feierliche Promesse des Information und der MeinungsäußeIUnO' soll 
Nationalrates eintrete, die der Presse . ihre uns der Wahrheit näherbringel�, weil die 
verbesserte, neuformulierte Freiheit im Gefüge Menschen von heute ihre "Welt, ihre Umwelt, 
anderer Grundrechte zusichert. (Abgeo'rdneter ihren Staat begreifen sollen, weil sie nur so 
Dr. Gorbach: Wie ist es mit der Bernfsaus- zu wacher Kritik an den Gefahren der Zeit 
bild1tng, dem Fähigkeitsnachweis ?) Auch das imstande sind. 
wäre bei unseren Gesprächen mit in die Frage Als Immanuel Kant, übrigens ein glühender 
einzubeziehen. (Abg. Dr. Broda : Das bringt d'ie Bekenner zur republikanischen Verfassung, 
Gefahr des N Ume1"U8 clau8usmit sich ! )Wir werden die Frage des 'iViderstandsrechtes gegen die 
das in einem Gespräch bestimmt bewältigen. Staatsgewalt untersuchte _ für seine Zeit 

Wie immer man es aber sehen mag, meine ein brennendes Problem -, da verneinte er 
Damen und Herren, in dem einen wie in dem dieses Widerstandsrecht .  Für ihn \VaT ein 
anderen Falle scheint mir ein Gespräch zwischen Recht undenkbar, der rechtlich konstituierten, 
allen Beteiligten von Nutzen zu sein. Ic h  habe im Besitz der Gesetzgebung, Regierung und 
diesem Haus noch nicht angehört, als die Rechtsprechung befindlichen Staatsgewalt mit 
seinerzeitigen Reformversuche im Sande ver- Gewalt zu widerstehen. An die Stelle dieses 
liefen. Ich weiß aber, daß eine Ursache dafür ihm als Widerspruch erscheinenden WunscheR 
die Inaktivität des gleichsam als Vorleistung setzte er die freie öffentliche Kritik an der 
gedachten Presserates war. Eine positive Staatsgewalt. Sie allein sei die mögliche und 
Mitwirkung der Presse in allen diesen Fragen, notwendige Kontrolleinrichtung zum Schutze 
nicht nur in den Fragen der Selbstkontrolle, der Volksrechte. 

" "  

wird ja für unsere Bemühungen unerläßlich 
sein. (Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner  
übernimmt den Vorsitz .) 

Ich muß gestehen, daß ich mich bei der 
Vorbereitung für meine Ausführungen eine 
Zeitlang verlockt gefühlt habe, einige eklatante 
Fehlleistungen der Presse in ihrem öffentlichen 
Wirken aufzuzeigen. Nicht nur die mimosen­
haften Politiker" auch Teile der Bevölkerung 
sind ja oft mit mancher Schreibweise von 
Zeitungen nicht einverstanden. Ich habe das 
bewußt unterlassen. Sie würden nämlich 
nicht der geringste Gegenbeweis für die Not­
wendigkeit einer freien Presse sein. Mensch­
liche Unzulänglichkeit ist überhaupt niemals 
ein Argument gegen eine als notwendig er­
kannte Einrichtung. Parlamentarismus, 
Demokratie und Pressefreiheit wurzeln doch 
in einer gemeinsamen Grundauffassung der 
Menschen über ihre staatliche Ordnung. Es 
gibt nicht das eine ohne das andere, wie die 
Geschichte beweist. 

Ich glaube, wir könnten alle Kantianer sein. 
Nur wer sich mit Kant, für den die gesetzlose, 
zügellose Freiheit. ein "Unding" war, zu einem 
gebundenen, pflichtbetonten Freiheitsbegriff 
bekennt, wer in einem solchen Sinne auch 
die Pressefreiheit meint, der kann mit Kaut 
sagen : "Die Freiheit der Feder ist das einzige 
Palladium der Volksrechte " .  Lassen Sie uns, 
meine Damen und Herren, Publizist.en und 
Abgeordnete, in einem solchen Geist das 
Gespräch aufnehmen. (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Zeillinger das Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Es war 
heuer das erste Mal, daß die Budgetdebatte 
von den :Mitarbeitern der Kammern, den 
Kammersekretären, eröffnet worden ist, und 
daher sind die Themen vielleicht etwas von der 
bisherigen Tradition abgew'ichen. Weit war 
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der Bogen gespannt, von Withalmscher Ver­
teufelung noch vor einer halben Stunde bis zu 
geistigen Höhen Kants in den letzten Sekun­
den. Und wenn hier schon so weite Ausflüge 
gemacht worden sind, dann erlauben Sie auch 
mir freiheitlichem Sprecher, daß ich mich ein­
leitend mit einem Problem beschäftige, das 
uns gerade in den letzten Wochen hier im 
Hause wiederholt beschäftigt hat. 

Meine Damen und Herren 1 Die Ministerien 
werden jetzt in zwei Gruppen einp;t-'teilt : in 
die Skandal gruppe und in die normale Gruppe. 
Es gibt keinen besseren Beweis dafür, daß daR 
Justizministeriuni nicht zur skandalumwiUe1'­
ten Gruppe gehört, als denjenigen, daß heute 
- zwar sind d ie Abgeordneten nicht in 8eh1' 
großer Zahl anwesend - das Fernsehen die 
Bewilligung bekommen hat, Aufnahmen in 
diesem Hause zu machen, weil eben das J ustiz­
ministerium ein unvetdächtigtes Ressort ist. 
Da� ist eine Bewilligung, die bei Ressorts, die 
der Regierungspartei unangenehm sind, Herr 
Generalsekretär Withalm, bekanntlich nicht 
erteilt worden ist. Heute nachmittag steht 
zum Beispiel das Bautenministerium auf der 
Tagesordnung, und wir werden es erleben 
müssen, daß der Fernsehzuseher darüber keine 
Sendung sehen darf, WeIl hier vielleicht Dinge 
gesagt werden könnten, die der Regierung 
oder der Regierungspartei unangenehm sind. 
Genauso ist gestern durch eine geschickte 
Regie das Handelsministeriam am Nachmitt.ag 
angeset.zt worden (Abg. Dr. W i t h alm ,' TV ie­
so ? Den ganzen Tag ist es gewesen !) , soda ß 
das nicht gesendet werden konnte. Genau in 
jenem Augenblick, als wir Freiheitlichen vor 
wenigen Tagen anläßlich der Debatte über die 
Landesverteidigung zu den Vorwürfen gegen 
den Verteidigungsminister Prader Stellung 
genommen und ih m Amtsmißbrauch vorge­
worfen haben, ist das Fernsehen aus dem 
Saal gewiesen worden. Das gehört auch irgend­
wie zum Justizressort, weil hier auch die 
Meinung:3- und Informationsfreiheit zur Dis­
kussion steht. 

Wir __ Freiheitlichen lassen einfach keine 
Gelegenheit vorübergehen, um zu sagen, daß 
seit einem halben Jahr jeder Versuch gemacht 
wird, eine objekt.ive und vollstäl1diO'e Infor­
mation der Öffentlichkeit zu verhind�rn. Das 
ist eben nach Auffassung der Regierungs­
mehrheit der Sinn des Volksbegehrens. Ich 
glaube, daß dadurch der Wille jener 832.000, 
die das Volksbegehren unterschrieben haben , 
Herr Generalsekretär, in das Gegenteil umge­
kehrt worden ist. Denn es war nicht ihr Wille, 
daß nur das über Rundfunk und Fernsehen 
gehen darf, daß die Opposition nicht meh.L' zu 
Wort kommen kann, daß nur dann gesendet 
werden darf, wenn es ihr von der . Mehrheit 

dieses Hauses gestattet . wird. Die Vervoll­
ständigung des Proporzes :  Sie haben uns 
beim Rundfunk noch mehr Minuten wegge­
nommen, Sie haben sie zwischen Volkspartei 
und Sozia1istischer Partei genau aufgeteilt. 
Sie haben die Zeit der Freiheitlichen sogar 
gekürzt, nachdfffi sich herausgestellt hatte, 
daß wir für Sie eine etwas unangenehme Opposi­
tion geworden sind . Das ist der neue Stil, mit dem 
wir Freiheitlichen uns aber nicht zufrieclen­
geben werden . (Abg. Dr. IV i tha lm ,' Über­
schätzen Sie Ihre Bedeutung mcht I) Sie üben 
eine Zensur im Fernsehen aus, über die wir 
uns unterhalten haben. Natürlich durfte das 
weder über den Rundfunk noch über das 
Fernsehen gesendet werden. Da wird dann 
plötzlich eine Tafel eingeblendet : "Störung". 
Diese Störung bestand aber nur darin, daß der 
von Ihnen bestellte ÖVP- Generalsekretär, der 
mangels Fähigkeit - pardon : mangels fach­
licher Voraussetzungen - Generaldirektor des 
Rundfunks geworden ist, es für richtig befun­
den hat, eine Zensur auszuüben und es zu ver­
bieten, daß bestimmte der Regierung unange­
nehme Stellen über den Bautenskandal selbst 
bei einem harmlosen Sketch, bei emem 
Kabarett gesendet werden. 

Die ZensUl' geht also schon so weit, daß sie 
sich nicht nur auf das Parlament, sondern 
auch auf das Lachen erstreckt. (Abg. 
M a c  h u n z e ,'  Das ist lächerlich !) Herr Kollege 
Machunze ! Sie finden das lächerlich, ja Sie 
können abwinken, aber das ist Ihr System ! 
Sie wollen einfach nicht, daß darüber geredet 
wird. Über die Justiz dürfen wir reden. Auch 
morgen beim Kapitel Landwirtschaft darf das 
Fernsehen im Saal anwesend 8Cl11. 

Aber beweisen Sie, daß Sie Demokraten sind, 
und lassen Sie auch heute nachmittag eine 
Übertragung durch das Fernsehen zu, wenn 
es darum geht, die Öffentlichkeit über den 
sogenannten Bautenskandal zu informieren, 
der sicher einzelnen Herren der Regierung 
unangenehm ist . Sie werden nicht besheiten 
können, daß sogar in einem Präsidialbeschluß 
das Ansuchen des Fernsehens, freie Über­
tragungen aus dem österreichischen Parlament 
durchführen zu dürfen, behandelt wurde. 
Solche Übertragungen sind in j edem freien 
Parlament der Welt eine Selbstverständlich­
keit, außer im englischen . . .  (Abg. M a chunze: 
Im englischen gibt es überhaupt kein Fern­
sehen I) Außer jenem englischen, wo keine 
Partei senden kann. Das ist auch ein Prinzip : 
Dort verzichten die Regierung und auch die 
Opposition auf Übertragungen. Aber Ihre 
Demokratie besteht darin, daß Sie sagen : 
Übertragen wird nur die Meinung der Regie­
rung, und übertragen werden darf nur das, 
was der Regierung angenehm ist, nicht aber 
das, was der Opposition angenehm ist. 
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Man kann sich zu dem System, daß m an I ständlichkeit für jeden rcehtlieh denkenden 
überhaupt nicht überträgt, bekennen, oder . Menschen ist. Aber dieser Gedanke hat großen 
man kann sich zu dem System bekennen, daß I Schaden dadurch erlitten , daß es praktisch 
Regierung und Opposition in gleicher 'Veise immer vom AUlolgallg einei4 Krieges abhängt, 
das Recht haben, die Massenmedien zu be. wer Recht bekommt. Die:wr Gedanke leidet 
nützen und die Öffentlichkeit zu informieren. so lange darunter , als m an zum Beü:lpiel die 

Ich \veiß, Sie von der Volkspartei llnd wir Verfolgung von Krieg�werbr('che1'l1 nur auf 
Freiheitlichen haben eine O'l'undsätzlich ver. bestimmte Völker hesehränkt ,  während bis in 

schiedene Einstellung : Sie bekennen sich seit I die jüngste Zeit �inein Kriegl-lve
.
l'breehen be­

dem Volksbegehren noch viel stärkfC'r, Herr I g���gen werden, d�e mal� �lOch meht· velfolgt , 
Kollege Machunze, zum Proporz . Sie habon · w� Il �an noch mc�t �el r3 ,  ,�e� den a�gen­

doch j etzt die totale Verpolitisierullg von I b��ckhch ��ch. . a��lItnglgen ,��leg . gewlI�nen 

Rundfunk und Fernsehen eingeleitet. w Ird. Das lt:lt eIll Schatten
; ,

der .�� dIesem I alle 
auf den Gedanken dos RecNe!":! fallt. 

Wenn wir die Tätigkeit des ja in Kürze 
s('heidenden Generaldirektors, der jetzt schon Ich möchte ausdrücklich noeh einmal fest. 
mit seinen Dienstver t rägen praktisch jegliche stellen : '·Vir ]'reiheitliehen bekennen uns dazu, 
Arbeit eines kommenden Intendantcn "Llockiert, . daß alle Verbrechen, auch jene Yf'rhrechen, 

ansehen, dann Htellen wir fest . daß er es gar die im Kriege begangen wordCll sind, ihre 

nicht zuläßt, daß dieser dann ;irklich unpoÜti. Sühne finden mÜRHcn. 
sehe Leute einstellen kaun , weil er jetzt schon Ich habe diese Benwrkungen deswegen 
allef! vorwegnimmt. Damit beweisen Sie doch : vorawlgeschickt, weil vor ellllgen Tagen 
So wie Sie das Volksbegehren h ier im Parla- Simon Wiescnthal eine Äußel'ung ma,chte _. ich 
ment abgewürgt und nie zur Abstimmung glaube, ich brauche Simon 'l"jesenthal in dicHem 

gebracht haben , 80 denken Sie ja gar nicht Hanse nicht vor1.Ustellcll -, die naeh dem 
daran, Rundfunk und Fernsehen tati'.ächlich Standpunkt von uns Fr(>ih.eitliehen nicht un­
aus dem Parteienstreit herauszuheben und widersprochen bleiben kunn. Ich möchte damit 
wirklich der Öffentlichkeit zur Verfügung zu nicht irgend wie die Tät i,r(kl:lt Simon ,'Tiesen· 
stellen. (Abg. Mac hunze : Ich habe gegla nbt, thaIs kritisieren. Es iRt sdhstveratänrllich sein 
Sie reden über Ju.8tiz !) Herr Kollege !  Ieh Recht , VOll Berufs wep:e-ll KriügRverbrecher 

habe nur gesagt : Da Kollegen, die Herren aufzuspüren und sie \"01' die Sehrnnken rIes 
Kammerfunktionäre, einen sehr weiten AUHfiug Gerichtes zu bringeJ1. 
gemacht haben, werde auch ich diese Gelegen- Simon Wiescnthal hat abe}' in aller Öffent . 
heit nützen. Ich sehe nicht ein , He.rr Kollege, lichkeit festgeRteIlt , daß im vergangenen Krieg 
warum es nur den Sprechern der Regierung mindestens 3 Millionen Juden von Öster­
erIan bt sein 8011 , einen dm'artigen Ausflug zu reichem ermordet worden sind. Wenn das 
machen, und warum es denn dem Sprecher wahr wäre, dann wären wir Österreicher das 
der freiheitlichen Opposition nicht auch erlauht verbrecherischste Volk der \Velt :  ein Volk 
sein sollte, einmal als Einleitung Gedanken mit nur 7 l\lillionen Einwohnern, das innerhalb 
auszusprechen, die übrigens auch zum Kapitel weniger Jahre 3 Millionen Morde begangen 
Justiz gehöten. Denn ich glaube, daß gerade haben soll . 
die Ausübung der Zensur, auch die Presse· Das sagte Simon Wie8enth�1l in einer Zeit, 
freiheit, die Meinungs. und Informations- als man eigentlich vom Gedanken der Kollek­
freiheit schon eine Beziehung zur Justiz haben. tivschuld immer weiter abrückte , ja in einem 
Ich darf darauf hinweisen, daß der zweite Zeitpunkt, wo gerade kurz vorher das Vati. 
Sprecher der Freiheitlichen, Herr Dr. Scrinzi, kanische Konzil in der Flage der Schuld der 
einen Antrag betreffend das Pressegesetz vor- Juden einen sehr entscheidenden und sehr 
legen und vertreten wird. Ich bekenne aber weiten Schritt dem Judentum entgegen getan 
auch, daß der Meinungsfreiheit irgendwelche hat. Im selben Moment macht Simon Wiesen­
Grenzen gesetzt werden müssen und sollen. thaI einen Schritt zurück und beschuldigt uns 

Ich möchte nun in diesem Augenb1ick ein Österreicher in der Gesamtheit, an der Er­
sehr heißes Eisen angreifen - ich fühle mich mordung von 3 l\'Iillionen Juden mitschuldig 
auf Grund meiner eigenen persönlichen Ver- zu sein. 
gangenheit dazu berechtigt -, über das in den Jeder von uns bedauert es, daß derartiges 
letzten Wochen in der Öffentlichkeit sehr geschehen konnte. Niemand, glaube ich, ist 
stark diskutiert worden ist_ Ich darf voraus- hier anwesend, der auch nur den geringsten 
schicken, daß wir Freiheitlichen selbstver- Versuch macht, irgend etwas an diesen Ver· 
ständlich den Gedanken bejahen, daß jedes brechen zu beschönigen oder zu verniedlichen. 
Verbrechen seine Sühne - ich betone aUR- Dennoch dürfen solche Worte Simon Wiesen. 
drücklich : seine Sühne, nicht Rache - finden thaIs nicht unwidersprochen bleiben, denn sie 
soll. Das ist ein Gedanke, der eine SelbHtver. werden in der Welt aufgegriffen. Sie wurden 
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in allen ausländischen Zeitungen zitiert. 'Wir nicht in das politische Konzept paßt, ohne 
müssen mit Bedauern feststellen, daß Hieh Rücksicht auf die Stellung, die man im Staate 
bis zur Stunde noch kein of fizieller Spreeher einnimmt, kritisieren und gleichzeitig die 
- ich denke hier in erst.er Linie an die Re- Gerichte ablehnen. 
gierung - von :'lolchen Äußerungen distanziert Ich darf Sie, meine Damen und Herren 
und ihnen klar widersprochen hat. daran erinnern, daß die Laiengerichtsbarkeit 

Es ist natürlich zu erwarten, daß eine solche ja nicht kampflos in unsere Verfassung auf­
Erklärung, eine solche Feststellung die Ein- genommen worden ist. Es gab damals harte 
leitung von kommenden Entschädigungsver- Kämpfe. Nun haben wir die Laiengerichtsbar­
handlungen sein wird. Wenn wir die Praxis keit in der Verfassung verankert und sollten 
der vergangenen Jahre verfolgen, so wissen so lange dazu stehen, als sie in der Verfassung 
wir, daß zuerst immer große Beschuldigungen verankert ist. Kein Wort dagegen, daß sich 
erhoben wurden, dann sind die entsprechen- eines Tages die Fachleute zusammensetzen 
den materiellen Forderungen gekommen. und darüber beraten, ob es an dem System der 

Wir müssen also rechtzeitig dafür sorgen, Laiengerichtsbarkeit irgend etwas zu moderni­
daß nicht materielle Forderungen im Zusam- sieren oder zu ändel'll gibt ; aber nur in dieser 
menhang mit Verbrechen an uns gestellt wer- Form, keinesfalls aber in der Form, daß wir 
den, die wir als Volk tatsächlich weder began- nun zwar die Laiengerichtsba.rkeit in der Ver­
gen noch zu vertreten haben. Aber durch das f�ssun� ha�en, aber schon in dem Moment, wo 
Schweigen laden wir in der Welt öffentlichkeit dIe LaIenrIchter zusammentreten - auch da 
eine große Schuld auf uns. Daher möchte ich I gestatten Sie mir ein offenes Wort -, der 
vom Standpunkt der Freiheitlichen aus sagen : I Druck d.urc�

, 
d�e öffentli?he Mein�mg b��innt : 

Wir distanzieren uns nicht nur von dem Vor- ganz glelChgultJg, ob es SICh um em polItIsches 
wurf eines Simon WiesenthaI sondern wir oder um ein kriminelles Verbrechen handelt, 
weisen diesen Vorwurf auch sChärfstens zurück wird in der öffentlichen Meinung ein bestimm­
Wir erwarten aber, daß auch von seiten de; I tes Ur�eil gebildet, den Geschwornen geradezu 

Regierung dazu ein klares Wort gesprochen I suggenert. 
wird. Sühne ja, Rache nein, Geschäft mit Ver- Und wehe, wenn sie den Mann freisprechen, 
brechen auf keinen Fall ! oder wehe, wenn sie ihn schuldig sprechen_ 

Zum Thema Meinungsfreiheit erlauben Sie Wenn sie dann also nicht das machen, was 
mir noch ein offenes Wort. Kollege Dr. Hauser dem Betre�enden oder d

.
er Gn�ppe jew�ils 

hat hier _ ich möchte das anerkennen _ ,  angenehm 1st, dann begmnt eme maSSIve 
bereits in objektiver Weise dazu Stellung ge_ I' K�iti� nicht nu� a� :Urteil - man. kann si.ch 
nommen. Aber ich möchte auch von freiheit- mIt emem Urteil kritIsch und sachlIch ausem­
licher Sicht ''-Zu jenen Diskussionen, die über . ander�et�en -, sondern an der Laiengerichts­
die Zweckmäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit barkeIt uberhaupt. 
von Geschwornengerichten entbrannt sind, Ich darf gerade vor allem jene, die in der 
eine Stellungnahme abgeben. Vergangenheit für die Laiengerichtsbarkeit 

Le'd G tt . t " bl ' h d d ß 
gekämpft haben, auf die Gefahr aufmerksam 1 er 0 es IS es U IC gewor en, a h d" d 

jeder in Österreich Urteile, die ihm nicht ange-
mac en, .te m e� oft gedankenlosen K�mpf 

nehm sind, in aller Öffentlichkeit kritisiert. 
gegen dIe heutIgen Geschwornengenc�te 

Ich bekenne ' A h '  h ft ' U t 
'1 f steckt. Ich darf nochmals sagen : Es gab vIele 

. uc mIr war sc on 0 em r eI ' u  '1 d' h ' .. , 
nicht angenehm, aber deshalb wäre es mir nie l '  

r�eI e, Ie a�c m� p��s�nhch u�ver�tänd-
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solche der öffentlichen Kritik auszusetzen, sie 

, n Irgen emem a em r ei b I h I '  . 
gefällt habe m 't d . .. 1- h I a zu e nen, 80 ange dIe Geschwornengeflchts-, n, 1 em meIner person IC en I b k 't '  d V J' k ' 
Ansicht nach zumindest ich mich nicht ein- I ar el m er erlassung veran ert 1st, 

verstanden erklären konnte. Jedem von uns ! Ich darf Sie, Herr Bundesminister, daher 
geht es so. Solange das aber nur "unverbind- : bitten : Achten Sie auf diese Entwicklung und 
liche Tischkritiken" bleiben, mag es ungefähr- erheben Sie überall dort mahnend Ihre Stimme, 
lich sein. Diese Kritik hat sich aber bis an wo man den Versuch macht, den Geschwor­
höchste Stellen vorgearbeitet. Herr Bundes- nengerichten - dort ist es optisch am wirk­
minister ! Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit samsten - oder den Gerichten überhaupt den 
darauf lenken, denn wir Freiheitlichen j;jehen Boden unter den Füßen abzugraben, Über­
eine Gefahr in dieser ständigen Kritik höch- haupt ein Appell an uns alle, auch an die 
ster Stellen, nicht nur an Geschwornengerich- Öffentlichkeit : Mehr Selbstdisziplin, Hände 
ten, sondern augenblicklich an den Gerichten weg von der Just.iz ! 
über�aupt. .Man kann einfach nicht jedes In den letzten Jahren ist es geradezu eine 
UrteIl, das cmem unangenehm ist und einem Sitte oder Unsitte geworden, daß man jede 
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Entscheidung der Gerichtsbehörden, der 
Justiz, sofort politisch kommentiert. 

Ich möchte gleich sagen : Es wird noch 
genügend Gelegenheit geben, über jenen Bau­
tenskandal,. der die Gemüter in der Öffent­
lichkeit so bewegt, zu sprechen. Abgesehen 
davon, daß es darum geht, hier unter Um�tän­
den eine Korruption aufzudecken und abzu­
stellen, steht nun auch das Ringen dahinter, 
wer stärker sein wird : die Politik oder die 
Justiz ? Das ist die öffentliche Meinung. Sie 
können mit dem Mann auf der Straße heute 
sprechen, er wird es Ihnen bestätigen : Es 
wird letzten Endes ohnehin wieder gerichtet 
werden, herauskommen tut gar nichts ! Das 
sind nicht nur Freiheitliche, die das sagen. 
Darin sehen wir Freiheitlichen eine Gefahr. 
Ich habe zuvor gesagt : Wo Schuld vorliegt" 
soll die Sühne folgen. 

Ich bin auch dagegen, daß jemand schuldig 
gesprochen wird, bevor seine Schuld vom 
Gericht festgestellt worden ist. Ich darf Sie 
an Aufmacher erinnern, und das war die 
öffentliche Meinung : Es gibt einen Unter­
suchungsrichter - ich kenne ihn persönlich 
gar nicht, ich weiß gar nicht, ob er eine bekannte 
politische Meinung hat beziehungsweise wohin 
er gehört -, der einen gewissen Mut und 
Initiative entwickelt hat, und schon konnte 
man schwere Angriffe lesen. Plötzlich waren 
nicht mehr die Beschuldigten schuldig, sondern 
der Untersuchungsrichter war schuldig. 
"Rechts beuger " wurde er plötzlich genannt, 
und nur deshalb, weil er im Rahmen der Gesetze 
das Recht angewandt hat. 

Das ist, wie ich glaube, eine große Gefahr. 
Hier müssen wir uns ohne Rücksicht auf die 
Partei richtig verhalten. Ich habe schon ein­
mal in diesem Hause gesagt : Ich behaupte 
nie, daß wir Freiheitlichen immer frei von 
Schuld sind oder keine schlechten Menschen 
in unseren Reihen haben ; der Prozentsatz 
wird bei allen Parteien gleich sein. Es kommt 
nicht auf die Menschen an, sondern darauf, 
wie wir in den Parteiführungen darauf reagie� 
ren. (Abg. Lola Solar:  Eine gute Feststellung !) 

Das möchte ich hier feststellen, damit kein 
falscher Eindruck entsteht. Es kann morgen 
einen Freiheitlichen genauso irgendwo erwi­
schen, und das wird der Partei unangenehm 
sein. Aber entscheidend ist immer das Ver­
halten der Partei dazu. Aber grundsätzlich 
falsch ist es, wenn man dann glaubt, man 
hilft einem Beschuldigten dadurch, daß man 
die Gerichte angreift, daß man einem Richter 
in aller Offenheit eine Rechtsbeugung vorwirft, 
sodaß sich jeder fragt : Welche Gerichte haben 
wir in Österreich ? Der Versammlungstenor 
lautet dann : Das ist gar kein Skandal, sondern 
es ist irgendein wild gewordener Richter - das 

ist so die Stimmung -, der irgendwo in einer 
Provinz stadt draußen plötzlich glaubt, den 
Hecht im Karpfenteich spielen zu können, 
aber es wird schon irgendwie gelingen, wieder 
Ordnung herzustellen. Und keine Angst, in 
einem Jahr ist alles wieder vor bei. 

Aber in dieser Stimmung, die 80 "unter­
irdisch" gelagert ist, besteht eine große Gefahr, 
nicht für die Beschuldigten oder für den 
Re ehtsfall , sondern für das Rechtswesen im 
allgemeinen. 

Ich möchte betonen : Ich habe als Anwalt 
volles Vergtändnis dafür, da ß der Anwalt 
mit jedem erlaubten Mittel für die Interessen 
seiner Klientel kämpft, aber es sind dann vor 
allem uns, auch den Kommentatoren, in dem 
Augenblick Grenzen gesetzt, wenn die Pforten 
des Gerichtes eneicht sind. 

Sollte sich einmal der Fall ereignen, was 
gar nicht ausgeschlossen ist, daß auch einmal 
ein Richter - ich sage das jetzt ohne jeden 
Bezug auf einen konkreten Fall, mir ist in 
diesem Zusammenhang nichts bekannt -
fehlt, dann ist es auch nicht gut, wenn wir 
zuerst in der Öffentlichkeit die Diskussion 
beginnen, sondern auch da sollen wir zuerst 
schauen, ob im Rahmen der bestehenden 
Gesetze die Ordnung wiederhergestellt werden 
kann. 

Ich möchte objektiverweise anerkennen - Sie 
wissen, daß wir Freiheitlichen in der Vergan� 
genheit manche scharfe Kritik an Ministern 
in diesem Hause geübt haben -, daß wir den 
Eindruck haben und zumindest keine gegen­
teilige und nachteilige Feststellung treffen 
konnten, daß bis zur Stunde von seiten des 
Bundesministers gerade in dem im Mittelpunkt 
der Öffentlichkeit stehenden Bautenskandal 
keinerlei Eingriffe und keinerlei unerwünschte 
Weisungen er folgt sind. Ich muß . sagen : 
"bis zur Stunde", weil wir also nicht wissen, 
ob es nicht Vor.schußlorbeeren sind. Denn, 
Herr Minister, wenn man glaubt, Vorschuß­
lorbeeren ernten zu können, darf man nicht 
Minister werden. Wir haben bis zur Stunde 
keinen Anlaß, hier eine Beschwerde vorzu­
bringen. 

Doch muß ich hier gleich sagen, daß in der 
Öffentlichkeit wieder eine Diskussion entbrannt 
ist, die vom Standpunkt des Parlaments gar 
nicht erfreulich ist : die Frage eines anhän­
gigen Auslieferungsbegehrens . Ich darf sagen, 
es ist sicherlich jedem von uns unangenehm. 
Es ist die Frage, ob diesem Auslieferungs. 
begehren entsprochen werden soll oder nicht; 
Was immer geschieht - ich muß sagen, ich 
bin aus kollegialen Gründen froh, Gott sei 
Dank nicht entscheiden zu müssen -, eines 
darf nicht passieren : daß durch eine Weisung 
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des Ministers ein Eingriff in das Verfahren daß das Heer der Finanzbeamten weiter ver­
erfolgt. größert worden ist, aber es ist doch keine Rela-

Ein sehr ungewöhnlicher Vorgang, der in tion, daß man auf der einen 
den letzten Wochen festzustellen war und Seite für die Finanz alles übrig 
eigentlich mit der ganzen Tradition dieses hat und um 40 Proz�nt mehr A-�osten s�haff�, 

Hauses gebrochen hat : Noch nie ist man dazu auf der anderen SeIte aber kem Verstandms 
übergegangen, schon im Zuge eines Ausliefe- ! hat, wen� die Justiz mit Wünschen kommt, 
rungsbegehrens die Schuldfrage durch Pro- und so seIt dem Jahre 1938 nur um � Prozent 
f�ssorengut�

.
chten zu pr�.fen b�zjeh�n?sweise I mehr A-Posten geschaffen worden smd. 

mcht zu prufen. In der OffenthchkeIt Ist nun Ich darf Sie Herr Minister um eine Antwort 
plötzlich der Eindruck entstanden, daß ein bitten - weil

' 
mir heute bekanntgeworden ist, R:ichter - vielleicht auch durch eine Weisung, daß von seiten der jüngeren Richter ein Schritt 

dIe der Staatsanwalt bekommt - veranlaßt geplant ist -, wie Ihre Meinung über die 
werden soll, das Auslieferungsbegehren zurück- schlechten Startbedingungen bei jenen Rich­
zuziehen. Ich freue mich, auch beim poli- tern ist die gut' qualifiziert sind schon 
tischen Gegner, wenn sich seine Unschuld nach dr�i J ahre� zu Richtern ernannt 

'
werden, 

herausstellt, das mächte ich ausdrücklich aber erst nach sechs Jahren das erste Biennium 
feststellen. Ich freue mich im Interesse des bekommen. Ich habe gehört, daß von seiten 
Hauses, und ich freue mich auch im Interesse I dieser Richter irgendeine Protestaktion 
unseres Volkes. Ich würde es aber als Unglück geplant ist, ich weiß nichts Näheres. Ich muß 
ansehen, wenn durch irgendeine Manipulation sagen, es ist immer betrüblich, wenn wir fest­
der Eindruck entstehen würde, die Volksver- stellen müssen, daß diese sicher treuen und 
treter richten es sich selbst in dem Augen- verläßlichen Diener unseres Staates ihrer 
blick, wenn es einmal jemanden von ihnen Unzufriedenheit durch Demonstrationen Aus­
betrifft. Herr Minister, ich glaube sagen zu druck verleihen müssen. 
können, daß das geradezu ein Prüfstein für . . .  
Ihre objektive Haltung in diesem Verfahren ist. Darf ICh zum Abschluß dIeses KapItels 

i noch eine kleine, eher humoristische Erläute-
Meine Damen und Herren ! Erlauben Sie, I rung geben. Ich danke Ihnen, Herr Minister, 

daß ich bei dieser Gelegenheit so wie auch in dafür, daß Sie beim Finanzminister hinsichtlich 
den vergangenen Jahren den Dank der frei- der Gehaltsauszahlung interveniert haben, die 
heitlichen Fraktion an alle Angehörigen der ja alle Bundesbeamten betrifft. Ich habe den 
Justiz, an die Richter, an die Beamten, an I Herrn Bundesminister in einer Anfrage darauf 
das Personal, an die Justizwachebeamten, aus- aufmerksam gemacht, daß die Beamten zwar 
spreche, die trotz der keineswegs leichten gesetzlich darauf Anspruch haben, ihr Geld 
Bedingungen in der Lage waren, die Justiz am 1 .  des Monats zu bekommen, daß sie aber 
auf einem Niveau zu halten, das unsere Aner- bis zum 5., 6 . ,  in einzelnen Fällen sogar bis 
kennung verdient. zum 7. warten müssen, bis das Geld ausbezahlt 

Dabei ist, wie ich hier feststellen möchte ist. Interessanterweise sind Banken dazu 
hinsichtlich des Personalmangels kei� übergegangen, jenen Beamten, die das Geld 
neswegs eine Besserung eingetreten. Herr am 1 . abholen, für di� Tage Zinsen zu ber�ch­
Minister, Sie wissen das selbst, aber man nen, da sie das Geld später vom Bund bekom­
muß es dem Hause immer wieder in Erinne- men, was sicherlich ihr gutes Recht ist. Ich 
rung rufen, und ich wäre Ihnen sehr dankbar, habe versucht, dieses Problem beim Herrn 
wenn Sie dem Hause etwas Näheres darüber Justizminister aufzurollen, und der Herr Justiz­
sagen könnten. Man löst zwar immer wieder minister hat beim Herrn Finanzminister inter­
Personalprobleme, aber nicht immer an der veniert. Der Herr Finanzminister hat mir 
richtigen Stelle. Es wäre notwendig, eine darauf einen freundlichen Brief geschrieben, 
klaglos funktionierende Justiz dadurch zu daß er sofort mit den Banken verhandeln und 
garantieren, daß man die PersonalwÜllsche versuchen wird, in kurzer Zeit - also bis zum 
der Justiz erfüllt, soweit dies unbedingt not- Herbst - eine befriedigende Lösung zu errei­
wendig i'St. ehen. Die Banken haben sich sofort an mich 

Die Überlastung der Richter steht heute gewandt und gesagt, sie sind nicht schuld. 

außer jeder Diskussion. Ich möchte hier nur Ich danke für die Intervention, darf aber fest­

zwei Ziffern gegenüberstellen, die letzten Endes stellen, daß sich überhaupt nichts geändert 
auch der Ausdruck des Regierungssystems hat. Es wird auch weiterhin dann ausbezahlt, 
sind. Bei der Finanz sind seit dem Jahre 1938 wenn es dem Herrn Finanzminister genehm ist. 

um 40 Prozent mehr A-Posten geschaffen wor- Ich habe erst dieser Tage festgestellt, daß 
den, bei der Richterschaft nur um 2 Prozent die Wurzel ganz woanders liegt, nämlich in 
mehr. Auch darüber sollten wir nachdenken. einer Anweisung des Herrn Finanzministers, 
Ich 'will mich gar nicht damit beschäftigen, daß das Postsparkassenamt erst am Ersten 

36. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 148

www.parlament.gv.at



2796 Nationalrat XI. GP. - 36. Sitzung - 6. Dezember 1966 

Zeillinger 

jedes Monats die Gelder an die Banken über- glaubt man, die Todesstrafe abgeschafft .  Die 
weisen darf. Erstens braucht der Weg seine Todesstrafe wurde aber nur für die kriminellen 
Zeit, und dann brauchen die Banken mindestens Verbrecher abgeschafft, die Todesstrafe im 
einen Tag, bis sie die langen Gehaltslisten ein- Standrecht besteht an und für sich weiter. 
gerichtet haben. Ich weiß nicht, ob der Herr Man kann natürlich sagen, daß das auch 
Finanzminister auch Ihnen geschrieben hat, Kriminelle sind, aber ich meine jetzt den 
daß er alles tun und dafür sorgen wird, daß der gemeinen Verbrecher. Für ihn gibt es 
gesetzlich vorgeschriebene Zustand, daß die die Todesstrafe nicht mehr, es gibt aber nach 
Beamten ihr Geld am Ersten bekommen, herge- wie vor die Todesstrafe im Standrecht. Ob 
stellt wird. Er hat Sie genauso getäuscht wie mich, Freund oder Gegner der Todesstrafe - ich 
denn er hat verfügt und die Verfügung bis möchte hier keine Diskussion auslösen -, es 
zur Stunde aufrechterhalten, daß die Abtei- ist ein unbefriedigender Zustand, und ich 
Jung 20 des Finanzministeriums die Gehälter glaube, daß wir einmal eine Stellungnahme des 
erst am Ersten des Monats überweisen darf. Herrn Bundesministers für Justiz in der 
Damit ist, glaube ich, die Intervention mit Öffentlichkeit erwarten dürfen, um die Dis­
Dank erledigt. Wir werden die Fortsetzung kussion darüber aufnehmen und durchführen 
mit dem Herrn Finanzminister selbst durch- zu können. (Abg. Dr. Broda:  Wir werden 
zuführen haben. Soweit gehört es schon in eine erste Lesung über unseren Initiativantrag 
das Ressort. haben, den wir heute eingebracht haben !) Wir 

Das Parlament beschließt nicht Gesetze, werden dazu Stellung nehmen können. 

damit der Herr Schmitz macht, was er will. Wir Freiheitlichen werden das Kapitel 
Auch der Finanz ministe I' hat sich an die Justiz ablehnen, wobei wir feststellen - ich 
Gesetze zu halten. Ich bin überzeugt, er wird glaube, wir haben keinen Zweifel darüber 
sich eher über die Schwierigkeiten hinwegsetzen gelassen-, daß es nicht an der Justiz liegt, wenn 
können, wenn er am Ersten sein Minister- wir ablehnen, sondern daran, daß wir Frei­
gehalt nicht bekommt, aber der kleine Beamte heitlichen den Standpunkt vertreten, daß die 
wartet am Ersten auf seine 3000 S, weil er Budgetpolitik ein Ausdruck der Regierungs­
den Zins zahlen muß, weil der Hausherr schon politik ist, die wir in der Gesamtheit ablehnen. 
anklopft und die Miete will, er muß zur Bank Darüber hinaus sind die Ansätze des Kapitels 
gehen und sich einen Kredit aufnehmen, weil Justiz vom Standpunkt desjenigen, der Inter­
der Bund das Gehalt erst am Fünften auszahlt, esse an einer gesunden Entwicklung der Justiz 
weil der Herr Finanzminister die Abteilung 20 an- hat, in höchstem Maße unbefriedigend. Die 
gewiesen hat, die überweisung VOll der Post. Wünsche der Justiz sind weitgehend nicht 
sparkasse an die Banken erst am Ersten durch· berücksichtigt worden. Wir können feststellen, 
zuführen. Man muß dem Herrn Finanzmini- daß wohl die Einnahmenseite, die ohnehin sehr 
ster, wenn er einmal anwesend ist, klal'machen, bescheiden ist, eine Steigerung aufweist, daß 
daß die Gesetze auch für ihn gelten, daß das aber die Justiz gegenüber anderen Kapiteln 
Gesetz, daß der Beamte das Geld am Ersten zurückhängt, daß sie also nicht die Aufwärts­
zu haben hat - wenn es ein Feiertag ist, entwicklung anderer Kapitel mitmachen 
sogar am Werktag vorher -, auch für ihn giJt. konnte. Es gibt also eine Vielfalt von Gründen, 
Das nur am Rande. die uns veranlassen, dem Budgetkapitel Justiz 

Herr Bundesmini&ter ! Es gäbe noch sehr unsere Zustimmung zu versagen. 
viel aus dem Bereich der Justiz zu besprechen Ich möchte sagen, daß gerade der Justiz 
und zu fragen. Es wird auch noch ein Frak- und der Person des Justizministers - in den 
tionskollege von den Freiheitlichen darüber Regierungen der Vergangenheit und in der 
sprechen. Ich möchte nur in Kürze noch zwei Gegenwart - besondere Bedeutung zukam und 
Fragen anbringen : auch heute zukommt. Ein Justizminister hat 

Die erste betrifft den weiteren Weg der es bei einer Koalitionsregienmg bestimmt 
Strafrechtsreform, die weitere Planung, nicht nicht immer leicht., .Justizminister zu sein 
so sehr hinsichtlich der Zeitplanung, sondern und den Rechtsstaat zu vertreten. Ich glaube 
dahin gehend, ob nun durch das geänderte aber, daß es ein .Justizminister auch in dem 
politische System die Absicht besteht, an den Augenblick nicht leichter hat, als eine Partei 
bisherigen Vorhaben, die wir durch die Bera- die absolute Mehrheit hat und sich ans 
tungen der Strafrechtskommission und auch menschlichen Gründen einfach dazu verleiten 
aus den bisherigen Aussendungen kennen, ent- läßt, die Mehrheit von 85 Mandaten an die 
scheidende Änderungen vorzunehmen. SteUe des Rechtes zu setzen, also dort, wo 

Die zweite Frage wurde, wie ich gelesen das Recht nicht ausreicht, die Mehrheit i1l 
habe, im Ausschuß schon behandelt, sollte die Waagschale zu weden. 

aber auch in der Öffentlichkeit einmal bespro- Ich darf Sie, Herr Bundesminister für 
ehen werden. Wir haben in Österreich, so Justiz, als Angehörigen dieser Regierung, 
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einer Regierung, dm en Politik wir Freiheit­
lichen aus grundsätzlichen Gründen ablehnen, 
gerade in dieser Situation bitten, Justiz­
minister in dieser Regierung zu bleiben ! Haben 
Sie weiterhin den Rechtsstaat im Auge und 
sorgen Sie dafür, daß die Justiz, daß die 
Gerichte unbeeinflußt arbeiten können ! Achten 
Sie, daß die Gesetze nicht nur dem Buch ­
staben, sondern auch dem Sinne nach auch 
von der Regierung eingehalten werden. Ich 
glaube, gerade in dieser Hinsicht h at es in 
den vergangenen Jahren sehr viel Kritik 
gegeben und gibt es sehr viel Kritik in der 
Gegenwart. Es wird an Ihnen, Herr Justiz­
minister, liegen, auch Mahner zu sein, nicht 
nur gegenüber der Öffentlichkeit, nicht nur 
gegenüber dem Haus, sondern auch gegenüber 
einer Regierung, die sich gern verleiten läßt, 
die Grenzen des Gesetzes zu überschreiten. 
Wir Freiheitlichen werden aus den dar­
gelegten Gründen dem Kapitel Justiz unsere 
Zustimmung versagen. ( Beifall bei der F PÖ.j 

Rechtsstaat anvertraut war, damit begonnen, 
daß sie ihnen unliebsame Urteile als Fehl­
urteile hingestellt haben und daß sie die­
jenigen, die die Urteile gefällt haben, ver­
dächtigt haben, aus unlauteren Motiven heraus 
so geurteilt zu haben. 

Selbstverständlich haben auch Richter das 
staatsbürgerliche Recht , eine politische Mei­
nung haben zu dÜl fen und diese kundzutun, 
ohne daß Gefahr besteht, daß diese ihre 
politische Gesinnung in den Urteilssprücben 
ihren Niederschlag findet . 

Ich wiederhole nochmals, d ie Fehlurteile 
der Ge�chwornengerichte - und zweifellos 
sind welche vorgekommen - sind am wenig­
sten auf politische Motive zurückzuführen. 
Vergessen wir nicht, meine Damen und Herren , 
daf3 es sich meist, um Straftaten gehandelt 
hat, die sch\\'ierige Tat- und Rechtsfl agen 
zum Inhalt hatten. Bedenken wir, daß die 
Taten , delentwegen �eurteilt werden soll t e, 
meist 20 Jahre und länger zur ücklagen ! 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : 
nächster Redner zum Wort gemeldet 
der Herr Abgeordnete Dr. Kranzlmayr. 
erteile es ihm. 

Als VergeH,.,en wir nicht, da.ß im Beweisverfahren 
ist oft widersprechende Zeugenaussagen vorlagen, 

Ich die richtig zu bewerten einem Laien meist 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Meine Frauen und 
Herren Abgeordneten ! Wieder einmal wurde 
in der j üngsten Zeit die Institutic.n unserer 
Geschwornengerichte einer heftigen Kritik 
unterzogen. Es wurden Stimmen laut, die 
eine Novellierung der Bestimmungen über 
die Laienbeteiligung in der Strafrechts­
pflege forderten. Viele aus dem V ülke sind 
der Meinung, daß eine NoveI1ierung am Platz 
wäre. 

nicht zugemutet werden kann . Es ist auch 
Tatsache, daß die Neigung zu gefühlsmäßigen 
Entscheidungen bei Laien besonders stark 
in den Vordergmnd tritt. 

Vielleicht ist auch der Umstand maßgeblich, 
daß manche Geschworne, so wie es auch heute 
vielfach die Menschen übel haupt tun. die 
Verantwortung für einen Schuldspruch nicht 
auf sich zu nehmen wagten. Obwohl wir 
Menschen eigentlich unser ganzes Leben lang, 
ja ich möchte fast Ragen, tagtäglich VOl die 
Au fgabe gestellt 'werden, zu urteilen, zu be-
u rteilen, zu entscheiden, in allen Leben8-

Unzweifelhaft sind von den Geschwornen Rchi flhten ohne Untetschied de� Betufes und 
mehrfach Fehlurteile ergangen, und die un- des Ge�chlechtes, 80 urteilen wir meist sehr 
gerechtfertigte Verneinung eines Schuld- leichtfertig. Ich getraue mir zu sagen , daß spruches durch die Geschwornen hat jeweil� wir tagtäglich alle mitsammen ein Fehlurteil 
Meinungen hervorgel1lfen, Beunl'u hig1.111gen machen, die Eltern bei der Beurteilung ihrer 
hervorgerufen. Ich darf sagen, sie haben auch Kinder, die JiJheleute untereinander, im Beruf 
uns mit Sorge erfüllt . unseren Vorgesetzten, aber auch unseren 

Es geht ja nicht darum, daß Menschen, Untergebenen gegenüber, aber auch gegenüber 
die offensichtlich eine schwere Schuld auf Menschen, die wir oft gar nicht näher kennen. 
sich geladen haben, freigesprochen wurden. Hat denn nicht jeder von uns schon mehrfach 
Was uns vor allem Sorge macht, ist der gesagt : Hier habe ich m ich eigentlich getäuscht, 
Umstand, daß im Inland, aber auch im der ist doch ganz anders , als ich angenommen 
Aus]and diesen Freisprüchen vielfach politische habe, ich habe mich hier geirrt, ich habe hier 
Motive unterschoben werden. ein falsches Urteil gefällt ! 1 

Hier bin ich einmal mit Kollegen Zeillinger Zu urteilen, zu entscheiden, Schiedsrichter 
einer Meinung. Ich möchte warnen, Be rufs- zu spielen ist eine große, verantwortungsvolle 
und Laienrichter in Bausch und Bogen zu Aufgabe. Vielen kommt es erst zum Bewußt­
verdächtigen, aus politischer Gesinnung heraus sein, was es heißt, über einen Menschen zu 
Verurteilungen odel Freisprüche gefällt zu I urteilen, wenn sie gerade als Laienrichter vor 
haben oder in Zukunft zn fällen. I diese Aufgabe gestellt. werden. 

Leider haben auch Persönlichkeiten dieses Meine Damen und Herren ! Ich habe 
Hohen Hauses, Persönlichkeiten, denen der I Berufsrichter gekannt, die oft nächtelang vor 
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der Fällung eines Urteils und dann wieder 
nächtelang nach der Fällung eines Urteils 
schlaflos w�ren, weil sie vorerst Sorge hatten, 
ein richtiges Urteil zu fällen, und nach der 
Fällung des Urteils SOl'ge hatten, ob das 
Urteil auch Rechtens war. 

Vielleicht sollen wir uns überlegen, der 
Richtel ausbildung noch mehr Bedeutung zu­
zumessen, auch bei der Richterauswahl die 
menschlichen Voraussetzungen zu prüfen , ob 
die Richteranwärter diese mitbringen. Aber 
vielleicht müssen ,"vir uns auch einmal über ­
legen, ob wir den Richterberuf nicht attrak­
tiver gestalten können, daß nur die besten 
Juristen und die besten Charaktere diesen 
Beruf ergreifen ; denn für den Richterbernf 
ist gerade der beste noch gut genug. 

Der Berufsrichter vor allem, aber auch 
der LaienrichteI braucht nicht nur ein großes 
Wissen, sondern au ch ein nicht minder großes 
Gewissen. Um es gleich vorweg zu sagen, 
aus all diesen Gründen bin a uch ich dafür, 
Überlegungen anzustellen, durch welche Maß­
nahmen wir diese Fehlerquellen in der Laien­
gerichtsbarkeit, in der Institution der Ge­
schwornengerichte ,  ausschalten können. 

Wenn ich zur Frage der Laienbeteiligung 
in der Stlafrechtspflege spreche, so möchte 
ich etwas über die geschichtliche Entwicklung, 
ihren Wandel und deren Ursachen sa,gen, 
weil Wif dann vielleieht diese Institution 
besser verstehen, weil wir uns dann vielleicht 
eher zu einer N ovellierung bereit erklären 
können. 

Wie bei allen Völkefn so finden wir auch 
bei unseren entferntesten Vorfahren die Be­
teiligung von Laien in der Strafrechtspflege. 
Ursprünglich wurde das Urteil im Thing 
ü bel' Vorschlag eines Volksgenossen von der 
versammelten Gerichtsgemeinde gefällt, später 
wurden die sogenannten Rachinburgi, die 
Ratsbürger, gewählt, und zur Zeit Karls des 
Großen wurden dann ständige Urteilskünder, 
die sogenannten Schöffen - hier finden wir 
zum erstenmal dieses Wort -, ernannt, 
ein Amt, das mit Beginn des Mittelalters 
erblich wurde. Die Schöffen erbrachten nicht 
nur den Urteilsvorschlag, sondern fällten auch 
das Urteil. 

Das Wirtschaftsleben und damit auch die 
Rechtsverhältnisse wurden immer kompli­
zierter. So wurde die Gerichtsbarkeit er­
nannten Personen übertragen. Sie sollten eine 
bessere Rechtsprechung erzielen, aber dadurch 
wurde die Mitwirkung des Volkes an der 
Rechtsprechung verdrängt. 

Als letzten Endes die Rechtspflege in die 
Hände von Richtern kam, die nach aus­
ländischem ReQht richteten, da fiel das Laien­
element zur Gänze weg. Dem Volke schienen 

aber diese Urteile immer weniger verständlich 
zu sein, und so erklärt sich auch die Rede­
wendung "Die Juristen sind denn böse 
Christen" . 

Unbestritten scheint die Tatsache, daß es 
jeweils von staatspolitischen Momenten ab­
hängt, ob bei der Ausübung der Strafrechts­
pflege nur der von der Staatsgewalt ernannte 
Richter oder auch ein Laie - in welcher 
Form immer - mitzuwirken hat. 

Ich möchte es sehr deutlich sagen : In 
den absoluten Staaten, in welchen die Staats­
gewalt in der Hand einer Person liegt - die 
Bezeichnung ist nebensächlich -, wird nebst 
den a.nderen Aufgaben der StaatsverwaJt.ung 
auch die Rechtsprechung nur von Personen 
ausgeübt, die durch das Vertrauen des Trägers 
der St.aatsgewalt berufen werden und für 
die daher eine gewisse Abhängigkeit von den 
Machtträgern gegeben ist. Daher ist in den 
absoluten Staaten das Laienelement in der 
Strafrechtspflege im allgemeinen und in jeder 
Form unbekannt. Hohes Haus ! Allein diese 
Feststellung muß uns genügen, um zu dem 
Schluß zu kommen, daß eine Demokratie 
der LaiengerichtsbaTkeit nicht entbehren kann. 

Die Französische Revolution hatte nebst 
anderem auch die Übernahme des Laien­
elements in die Strafrechtspflege zur Folge. 
Die politischen Wünsche der von der absoluten 
Herrschaft befreiten Bevölkerung, ein öffent­
liches, mündliches, von freier Beweiswürdigung 
getragenes Verfahren sowie die Einführung 
der Schwurgerichte und damit die Mitwirkung 
von Laien im Strafrechtsverfahren, fanden 
inFrankreichindemCode d'instruction criminelle 
von 1 808 gesetzliche Verankerung. 

In den drei Personen, des Anklägers , also 
des Staatsanwaltes, des unabhängigen, an 
niemandes Weisung gebundenen Richters so­
wie des Verteidigers, waren dem Angeklagten 
die nötigen Rechtsgarantien gegeben. Die 
Mitwirkung von Laien im Geschwornengericht 
verstärkte noch diese Garantien. Die Sache 
der Geschwornen wal" die Schuldfrage, während 
die Straffrage dem aus Berufsrichtern be­
stehenden Schwurgerichtshof allein oder ge­
meinsam mit den Geschwornen oblag. 

Nach der französischen Februarrevolution 
schlugen die Wellen auch nach ÖsteITeich 
und brachten zunächst interessa.nterweise nur 
für Pressedelikte die Geschwornengerichte in 
der französischen Gestalt. 

Die Laiengerichtsbarkeit verschwand wieder 
mit der Rückkehr zum Absolutismus und 
kam erst in der Zeit des Liberalismus wieder 
zum Vorschein. 

Vielleicht darf ich noch kurz erwähnen, 
daß das in Frankreich zur Ausbildung gelangte 
Geschwornellgericht auf englisches Vorbild 
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zurückgeht. - Diese Entwicklung zu schil- schwornen zur besseren Aufklärung schwieI"iger 
dern, wiirde Jedoch weit über diesen Rahmen Tat- und Rechtsfragen zweckmäßig sei , be­
hinausgehen. ziehungsweise es können auch die Geschwornen 

Der Einrichtung Österreichs als demokra- die Zuziehung der Berufsrichter erbitten, 
tischer Republik entsprach es selbstverständ- wenn sie im Zuge der Beratung Zweifel über 
lieh, sämtliche Verbrechen und Vergehen den Sinn der ihnen gestellten Fragen und 
einer Strafrechtsprechung zu unterwerfen, bei einiges mehr äußern. 
der das Laienelement vorhanden war. Dies Meine Damen und Herren ! Eigentlich ist 
geschah 1 920 durch die Einführung des durch diese zwei Bestimmungen die Ge­
Schöffengerichts. Neben den seit 1873 be- schwornengerichtsbarkeit schon etwas ihrem 
stehenden Geschwornengerichten entschieden urRprünglichen Sinn nach eliminiert worden. 
über Verbrechen und Vergehen, eben mit Es wird demnach von einer ""\Villensent­
Ausnahme der im Artikel VI Absatz 2 des scheidung des Schwurgerichtshofes oder der 
Einführungsgesetzes zur Strafprozeßordnung Geschwornen abhängig gemacht, ob im Einzel­
angeführten Straftaten, die aus drei Berufs- fall die dem System der Geschwornengerichte 
richtern gebildeten Erhebungssenate. An ihre entsprechende Alleinberatung der Geschwornen 
Stelle traten 1 920 die Schöffengerichte, bei oder die im Schöffensystem begründete ge­
denen nicht wie bei den Geschwornengerichten meinsame Beratung der Berufs- und Laien­
Berufsrichter und Laienrichter getrennt han- richter stattfinden soll. Es sind seit langem 
deIn, sondern gemeinsam entscheiden. in dieser Frage einige Juristen der Meinung, 

Auch damals haben sich Mißstände bei den daß diese Bestimmungen sogar verfassungs­
Geschwornengerichten ereignet, und diese widrig wären. Es entspricht jedenfalls mehr 
führten 1 934 durch das Strafrechts änderungs- dem Grundsatz der Konformität der Recht­
gesetz zu den sogenannten Schwurgerichten, sprechung, wenn es nicht im Belieben der 
die sich von den vorerwähnten Schöffen- einen oder der anderen Richtergrllppe gelegen 
gerichten lediglich in der Zahl der Mitglieder ist, ob Alleinberatung oder gemeinsame Be­
unterschieden : es gab drei Berufs- und drei ratung stattfinden soll, sondern wenn es 
Laißnrichter. Sache des Gesetzgebers ist, das eine oder 

In Deutschland hatte es schon seit 1 924 das andere zu bestimmen. 

Schwurgerichte gegeben, nur übel wog dort Ich darf bemerken, daß sogar im Ursprungs­
das Laienelement.  Es gab sechs Laienrichter land dfs Geschwornengerichtes, in Frankreich, 
und drei Berufsrichter. durch eine ordonnance legislative vom 20. April 

Mit Gesetz vom 22. November 1950 wurden I 1945 nu�mehr über die Scnuld- und Straf­

die Geschwornengerichte für die im Artikel VI frage . dIe Ber�fsrichter und Ge�chwornen 

Absatz 2 des Einführungsgesetzes zur Straf- gememsam abstImmen und entscheIden. 

prozeßordnung genannten Straftaten wieder- Meine Damen und Herren ! Die wenigen 
eingeführt.  Diese Geschwornengerichte traten Ausführungen lassen erkennen, daß es heute 
somit an die Stelle der seit 1 934 tät igen nicht mehr zweckentsprechend erscheint, wenn 
Schwurgerichte, die ihrer Natur nach nichts die strenge Seheidung zVi'ischen Sch\vur­
anderes als große Schöffengerichte waren. gerichtshof und Geschwornenbank aufrecht-

Vielleicht ist die Begründung der "Wieder- erhalten bleibt. Glauben wir doch nicht 
einführung interessant. Als HauptO'rund für - was immer wieder früher behauptet wurde -, 
die Rückkehr zum Ges{;hwornengel�cht wird da� .

die Laie� durch die geschulten Richter 
die ",riederherstellung des verfassungs�näßigen bel emer gememsamen Behandlung der Schuld­
Zustandes angeführt, da Artikel 91 des Bundes- frage beeinflußt oder gar unter Druck geset.zt 
Verfassungsgesetzes für die schwersten Ver- werden könnten. 
brechen und politischen Verbrechen und Ver- Schon bei der Enquete über die Neu­
gehen die Entscheidung über die Schuld des regelung der Geschwornengerichtsbarkeit am 
Angeklagten durch Geschworne, also einzig 28. Oktober 1 946, zu der der damalige Bundes­
und allein durch Laien, fordert. minister Dr. Gerö illustre Vertreter der Rechts-

Neu eingeführt wurde bei den Geschwornen- wissenschaft und der Berufspraxis um ihre Mei­
gerichten, daß den Geschwornen bei der nung gebeten hat, kam sehr deutlich die Mei­
Beratung ihres Spruchs durch das richterliche nung zum Durchbruch, daß für die Wiedereinfüh­
Element weitgehende Anleitung und Unter- rung der Geschwornengerichte sachliche Gründe 
stützung zuteil geworden ist, und z war kann überhaupt nicht maßgeblich wären. 
ausnahmsweise der Schwurgerichtshof an der Ich darf hiebei erwähnen, daß sich so 
Beratung der Geschwornen teilnehmen, aber berühmte Rechtslehrer wie die Herren 
nur dann, wenn der Schwurgerichtshof der Professoren Kadecka, Rittler und Grass­
einstimmigen Meinung ist, daß seine An- berger, aber auch der allen Richtern 
wesenheit während der Beratung der Ge- als berühmter Lehrer und Präsident bekannte 
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Leonhard absolut gegen die Geschwornen- ! daß die Schweiz vor kurzem diesen Weg 
gerichte ausgesprochen haben. ! gegangen ist. Aber ich bin der Meinung : 

Ich darf aus dem Protokoll zitieren. Kadeeka 'Vir sollen einen Weg gehen, der ein für 
sagte unter anderem : " . . . ob für die 'Vieder- allemal diese Schwierigkeiten, mit denen jetzt 
einführung der Geschwornengerichte übel'- die Geschwonlengerichtsbarkeit zu kämpfen 
haupt sachliche Gründe vorhanden sind" , hat, aus dem Wege räumt. (Beifall bei der 
das möchte ich verneinen. "Daß die Ge- O VP.) 
schwornengerichte in der Verfassung verankert Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
sind, ist kein sachlicher Grund, sondern nur Wort gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete 
ein formeller. Auch Verfassungsbestimmungen Herta Winkler. Ich erteile es ihr. 
sind abänderungsfähig und müssen abgeändert Abgeordnete Herta Winkler (SPÖ) :  Hohes 
werden, wenn sie unzweckmäßig sind." Haus t Obwohl heute zwei Budgetkapitel 

Professor RitUer sagte : "Mein Vorschlag verabschiedet werden, kann ich es Ihnen und 
geht dahin : Man sehe von der Einführung der mir nicht ersparen, zum Kapitel Justiz zu 
Geschwornengerichte sowohl in der alten, in sprechen . 
der Strafprozeßordnung 1873 enthaltenen Ge- Man muß ja ohnehin ein unverbesserlicher 
stalt als auch in der reformierten Form der Optimist sein, wenn man nach dem jahre­
ersten Strafprozeßnovelle 1934 ab und belasse langen und jahrzehntelangen vergeblichen Be­
es bei dem mit drei Richtern und drei Schöffen mühen, endlich eine Reform des heute 1 55 Jahre 
besetzten sogenannten Schwurgericht. " alten Familienrechtes herbeizuführen, den Mut 

Ich darf auch noch den Herrn Präsidenten nicht verloren hat, bei geeigneten An­
Leonhard zitieren, der hier auf die Äußerungen lässen zu diesem Kapitel zu sprechen. Aber 
des Präsidenten der Rechtsanwaltskammer wer sollte denn dafür eintreten, wenn nicht 
repliziert, der sich dafür ausgesprochen hat, die Mitglieder dieser gesetzgebenden Körper­
indem er, Leonhard, sagt : "Wenn die Rechts- schaft, wenn sie erkannt haben, daß Frauen 
anwaltskammer die Forderung aufstelle, die und Kinder, wenn sie auf den Schutz und die 
Geschwornen dürften nicht an das Gesetz Hilfe dieses Gesetzes angewiesen sind, durch 
gebunden sein, so widerspreche dies dem die veralteten Rechtsbestimmungen schwer 
Geiste der Strafprozeßordnung von 1873. und ungerecht benachteiligt werden 1 
Gerade die Auffassung der Geschwornen, sie Österreich ist auf dem Gebiete des Familien­
seien nicht an das Gesetz gebunden, habe rechtes sowohl hinter der internationalen 
zum Verfall dieser Einrichtung und zu ihrer Rechtsentwicklung als auch gegenüber der 
Diskreditierung in der Öffentlichkeit geführt ."  wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politi-

Sie sehen : Sie alle haben sich dagegen schen Entwicklung des eigenen Landes um 
ausgesprochen, wie ich schon gesagt habe. ein halbes Jahrhundert zurückgeblieben. 
Bei dieser Enquete haben sich einzig und Wenn wir von Jahr zu Jahr immer wieder 
allein der Präsident der Rechtsanwaltskammer die Gründe für das Nichtzustandekommen 
von Wien und Ren- Rechtsanwalt Dr. Rosen- der Reform untersuchen, so müssen wir un­
zweig für die Wiedereinführung der Geschwo

.
r- I widerleglich feststellen, daß die Geisteshaltung 

nengerichte eingesetzt. Ersparen Sie mir bitte, der ÖVP hier einzig und allein die Verant­
mich heute damit auseinandersetzen zu müRsen, wortung trägt. Wir Sozialisten haben uns 
warum die beiden letzteren sich dafür aus- immer für die Rechte der Frauen und der 
gesprochen haben. Familien eingesetzt, und solange wir die 

Hohes Haus ! Auch ich bin absolut der Justizminister gestellt haben, haben sich diese 
Meinung, daß bei schweren Verbrechen gegen I in jahrelanger Arbeit redlich bemüht, mit 
Leib und Leben und bei Verbrechen gegen I hervorragenden F�chleuten d�e Fa:r:nilienrechts­
den Staat das Volk an bev

. 
orzugter Stelle an 11 reform vo�zuberelten und m Emzeletappen 

der Rechtsprec-hung mitwirken soll . Auch beschlußreIf zu machen. Es wurden auch 
ich bin der Meinung, daß man bei Schaffung über einstimmige B�s�hlüsse. im M!nisterrat 
irgendwelcher Neuerungen behutsam ans Werk I un8ere� letz�n KoahtlOnsregIer�ng I� Jahre 
gehen soll. Und deshalb erlaube ich mir an- 1963 dIe RegIerungsvorlage 94 uber dIe Neu­
zuregen und den Herrn BundesminiHtel für ordnung des Güter- und Erbrechtes der Ehe­
Justiz zu bitten, eine Enquete einzuberufen gatten und im Jahre 1965 die Vorlage 763 

und die Meinung erforschen zu lassen, ob über die Neuordnung der Rechtsstellul1g des 
nicht doch heute eine Reform im Sinne der unehelichen Kindes dem Justizausschuß zuge­
Rückkehr zum großen Schöffengeric

.

ht am I wiesen und zwei Unterausschüsse eingesetzt. 
Platz wäre, wobei das Laienelement ohne Im Unterausschuß, der die Vorlage über das 
weiteres überwiegen könnte. Wir wären letzten j Güter- und Erbrecht der Ehegatten behandelte. 
Endes nicht die ersten, die eine solche Neuerung wurde hinsichtlich der Neuordnung des Erb­
machen würden. Ich darf nur erwähnen, rechtes von den Vertretern aller drei im Hanse 
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vertretenen Parteien eine einheitliche, der ! Herr Bundesminister ! Als ich die Behand­
Vorlage entsprechende Übereinstimmung ge- I Iung und Erledigung der Entwürfe der Fa­
funden . Zur Behandlung des Güterrechtes ist i milienrechtsreform vor einem halben Jahr hier 
es aus vorerst unerklärlichen Gründen nicht I urgierte, haben Sie auf die Meinungsverschie­
mehr gekommen, obwohl auch hier keine denheiten hiezu verwiesen.  Wir gla.uben als 
prinzipiellen oder politischen Gegensätze unter Vertreter der Bevölkerung, die ihre Aufgabe 
den Abgeordneten aller Parteirichtungen fest- ernst nehmen, nicht Rücksicht nehmen zu 
zustellen waren. können auf einzelne Gruppeninteressen - ich 

Ich mo" chte al B . . I t d habe es let7.tes Mal ausgeführt : Industriellen-s eWeIS, WIe ange un er en h I Abgeordneten e· h 'tl' h B t ·  b verband, Bauernkammern -, umsome r, a 8 m el lC e es l e  ungen zur . h . . . h d endlI'chen Recorm ' d t l' h E b- SlC dIese GruppenInteressen nIC t 0 er zu-l' Ierung es ge se z lC en r . d . h '  b . 1 F 11 . d und Güterrechtes der Ehegatten im Gange mm est nIc . t 1m Ü • en;legenc en a mIt . en 
sind, den ehemaligen Abgeordneten und heuti- I Interes8e� Ihrer �Itgheder dec�en (Zu8h�­
gen Unterrichtsminister Dr. Piffl zitieren, der ! �ung be� �e: sp(j) , son�ern WIr .haben hIer 
in der 31 . Sitzung der X. Gesetzgebungs- In erster linIe das Gesamtmteresse m den Vor­
periode am 28. November 1 963 _ auf Seite dergrund zu stellen. 
1 515 des stenographischen Protokolls nachzu- Die gesamte veraltete Regelung des Güter­
lesen - ausgeführt hat : "Ich habe Rchon standes steht heute mit den realen Gegeben­
vor zwei Jahren an dieser Stelle anläßlich der heiten, aber auch mit dem Rechtsempfinden 
Justizdebatte auf die Rechtsstellung der Ehe- unseres Volkes nicht mehr im Einklang. 
g�ttin währe�d der Dauer der Ehe hing�- Auch oie Allgemeine Erklärung der Mün­
WIesen und mICh dazu bekannt, daß etwa dIe schenrechte, verkündet von der Generalver­
Rccht.sver�utung ,alles kom�t vom Manne' ' '- I sammlung der Vereinten Nationen im Jahre 
er memt hler den Erwerb wahrend der Ehe - 1948, besagt im Artikel 16,  daß die Ehepartner 
"in unserer Rechtsordnung einfach keinen bei der Eheschließung, ,yährend der Ehe und 
Platz mehr hat, weder einen rechtlich begründ- bei der Auflösung der Ehe gleic.he Rechte 
baren no�h ei�en wirtschaftlich �vahrhaftigen�' , haben. In der guten aufreehten-Ehe sind diese 
sodaß "luer Änderungen unbedmgt notwendIg Grundsätze ja auch nicht bestritten oder in 
sind. Ich glaube also" - 80 sagte der heutige Frage gestellt. Dort aber, wo die Ehcaesinnung 
Herr Unterrichtsminister Piffi -, "daß wir nicht mehr vorhanden ist und di: Lebens­
auf w�ite Strecken ein Gebiet der Gemein- gemeinschaft der Ehepartner zerbricht, hat 
samkmt haben, von dem ich anfänglich sprach, der Gesetzgeber dafür zu sorgen, daß die Frau, 
zumindest 

,�
in Gebiet der Neutralität der Auf- die &ich gerackert und geschunden hat und die 

fas8ung(\n. für eine Vermögensbildung während der Ehe 
.J a und wenn wir uns erinnern : ein paar gespart hat, im Falle der Scheidung nicht mit 

Tage vorher hat die Frau Abgeordnete Solar lee.ren Händen das�eht. In der Ehe haben 
hier im Hau::; auf den Wandel und die Leistung be�de Par�ner . gememsam - das sa�t schon 
der Frau in der heutigen Industriegesellschaft bel der kirchlIchen Trauung der PrIester -
hingewiesen und mit Zahlen den Anteil der Freud und Leid miteinander zu tragen. Und 
Frauen an der Erwerbsarbeit aufgezeigt : über so soll auch, we�n es �icht mehr miteinander 
eine Million Frauen im Erwerbsleben selbstän- geht, das gememsam m der Ehe erworbene 
dig oder unselbständig beschäftigt. Die Frau Hab und Gut zu gleichen �eilen geteilt werden. 
Abgeordnete Solar hat damit eigentlich sehr (Zustimmung bei der SPÖ.j 
eindringlich widerlegt, wa& 1843 ein Dr. Wini- Nun zur weiteren Behandlung des Gesetz­
warter als Begründung des heute noch gelten- entwurfes über die Neuordnung der Reohts­
den § 92 ABGB. ausgeführt hat. Es heißt in stellung des unehelichen Kindes. Hiezu muß 
dieser Begründung nämlich, die Erwerbung folgendes in Erinnerung gerufen werden : 
setze besondere. Kräfte un� Geschi.cklichkeit In der Regierungsvorlage 763 heißt es auf vorau�, wozu. dIe Frau wellIger geeIgnet und Seite 10 in den Erläuternden Bemerkungen : was. mIt d�n Elgens�haften u�ld Verhältnissen des "Der vorliegende Gesetzentwurf ist das Er-vVelbes mcht verembar Sei. b . h · "h . C • h Arb 't ge nIS me rJa rIger um1angrelC er eI en 

Wer kann verstehen, daß solche überlegun- des Bundesministeriums für Justiz. Ihm sind 
gen heute noch die Grundlage unseres Familien- zwei Entwürfe . . .  vorausgegangen, die jeweils 
rechtes und der Rechtsprechung sind 1 Auch mit ausführlichen Erläuterungen versendet 
der heute noch geltende § 1237, der besagt, worden und zu denen zahlreiche und eingehen­
daß der Erwerb des Vermögens während der de Stellungnahmen eingegangen sind. Das 
Ehe vom Manne herrühre, steht mit dem Anteil Bundesministerium für Justiz hat die vielen 
der Frauen am Erwerbsleben, aber auch mit wertvollen Anregungen, die es erhalten hat, 
der allgemeinen ]>raxis in einem unüberbrück- sorgfältig geprüft und sie, soweit sie mit dem 
baren Widerspruch. gesetzgeberischen Vorhaben und dessen Grund-
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gedanken vereinbar gewesen sind, aufge- : .. 
Präsident Dipl.-In� . . Waldbrunner : Als 

griffen." Soweit die Erläuternden Bemer- ; nachstem Redner erteIle ICh dem Herrn Abge­
kungen - ein Hinweis darauf, wie viele Jahre . ordneten Dr. Halder das Wort. 
lang diese Bemühungen um die. Neureg�lung I Abgeordneter Dr. Halder (ÖVP) : Hohes der Rechtsstellung des unehelIchen Kmdes i Haus ! Meine Damen und Herren ! Ich habe 
schon dauern. · . I die Absicht, zum Strafvollzug in Österreich 

Ich möchte einen weiteren Beweis anführen, . und einigen Teilbereichen des Strafv ollzuges 
um damit aufzuzeigen, daß das nicht Meinun- i kurz Stellung zu nehmen. 
ge� d�r Sozialisten allei� si?d, son?ern daß I Es wurde schon mehrmals gesagt, da� der 
welt 

. .  
ub�r unsere Pa�teI hmaus em echtes

! Strafvollzug in Österreich nur zum germgen 
Bedurfms besteht, dIe Rechtsstellung . des Teil in Gesetzen, zum überwiegenden Teil 
unehelichen Kindes ne� zu .. 

or�nen. In emer aber in Verordnungen und Erlässen geregelt 
Stellungnahme der StelermarkIschen �andes- ist . Schon allein das Legalitätsprinzip erfordert 
regierung . vom 9. Dezember 1963 heIßt es : es, für den Strafvollzug die notwendigen gesetz� 

"Nach hieramtlicher Auffassung ist eine Re- lichen Grundlagen zu schaffen. Diese Arbeit 
form der derzeitigen Bestimmungen des Allge- ist ohne Zweifel dringend geworden und sollte 
meinen Bürgerlichen Gesetzbuches und der keinen Aufschub mehr erfahren. Die öster­
Verfahrensgesetze nur in zweierlei Hinsicht reichische Strafrechtskommisflion arbeitet nun 
notwendig und gerechtfertigt, und zwar erstens, schon !'leit 12 Jahren an der Reform des Straf­
um den Bedürfnissen entgegenzukommen, die I ge

.

setzes, vorausSichtlic
. 

h wird diese auch noch 
sich aus der Praxis der letzten Jahrzehnte auf einige Zeit in Anspruch nehmen . ( Abg. 
Grund der geänderten Lebensbedingungen Dr. Broda:  Sie ist längst abgeschlossen !  
ergeben haben, und zweitens, um dem Artikel 7 Fragen Sie die Mitglieder der Kommission und 
des Bundes-Verfassungsgesetzes zu . entspre- den Herrn Httndesminister !) Darüber hinaus 
ehen, wonach alle Bundesbürger vor dem hat sicherlich das Hohe Haus, verehrter Herr 
Gesetz gleich und Vorrechte der Geburt, des Abgeordneter Dr. Broda, noch einiges dabei 
Geschlechtes, des Standes, der Klasse und des mitzureden. (Abg. Dr. Broda ;' Aber die 
Bekenntnisses ausgeschlossen sind. Arbeiten dt3f Kommission sind abgeschlossen !) 

Soweit es sich bei der Unehelichenreform Es ist deshalb notwendig, die Neuregelung des 
nicht um den ersten 'Fall der Anpassung an die Strafvollzuges der allgemeinen Strafrechts­
dringenden Bedürfnisse der praktischen Hand- reform vorzuziehen. 
habung handelt, müßte der Entwurf das Ziel Unser Strafgesetz stammt bdmnntlich aus verfolgen, die Rechtsstellung des unehelichen dem Jahr 1852, die Strafprozeßordnung ist Kindes und seine Beziehungen zu den Elteni aus dem Jahre 1 873. Früher ging es beim sowie den mütterlichen und väterlichen Ver- Strafvollzug vornehmlich darum, die Straf­wandten möglichst jener des ehelichen Kindes gefangenen zu · bewachen. Heute aber steht anzupassen . " die Resozialisierung der gestrauchelten Men-

Nicht mehr und nicht weniger hat Justiz- schen im Vordergrund des Strafvollzuges. 
minister Broda in seinem Entwurf 763 der 

Die Tatsache, daß der Strafvollzug in Öster-Beilagen zum Ausdruck gebracht. 
reich bisher gesetzlich kaum geregelt war, Wir Sozialisten stellen uns seit eh und je hat sicherlich auch ihr Gute� . Man konnte auf den Standpunkt, daß die Neuregelung der eine Menge Erfahrungen sammeln, man konnte Rechtsstellung des unehelichen Kindes ein gute Anregungen der StrafvolJzugspraktiker Gebot der Menschenrechte und der Gleichheit erproben und damit den Strafvollzug weiter­vor dem Gesetz ist. Wer könnte es heute wirk- entwickeln. Alle diese Erfahrungen können und lich verstehen, daß durch das heute noch werden selbstverständlich bei der Schaffung geltende Gesetz zwischen einem leiblichen des modernen Strafvollzugsgesetzes Berück­Vater und seinem unehelichen Kind keine sichtigung finden . 

Verwandtschaft, sondern nur eine Sorgepflicht 
Vor kurzem hat das Justizministerium den begründet wird ? . . . . . . 

M ·  D d H ' G d t d ' MItglIedern des Justlzausschusse!'l eme statIstI-
�.me ame? u� e�ren . ere e un 'I sche übersicht über den Strafv ollzug im Jahre gep�uft wurde m dIesen "lel�n Jahre� genug. , 1965 zugeleitet. Diese übersicht ist sehr auf-Es Ist daher hoch an der Zelt, daß dIe recht- I hl ß . h d '  . d d m Just' IDJ'nI'c,te . . . . sc u reIC un WIr sIn e IZ "' -hchen BeZIehungen ZWIschen dem Kmd und . . .. . ' . d nk d E d· · ht h '  t t h b . ht rlUm fur dIese wertvollen InformatIOnen a - -essen tern, Ie lllc ge eira e a en, lllC 

b mehr im Geist des Jahres 181 1 geregelt bleiben, ar. 
sondern endlich, wie es eines Kultur- und I Wir ersehen daraus, daß derzeit in den Justiz­
Sozialstaates würdig ist, in demokratischem anstalten Plätze für 10.437 gesunde Insa�sen 
Geist reformiert werden. ( Be�f'all bei der und für 738 kranke Insassen vorhanden smd. 
SPÖ.) I Dennoch gibt es in einigen Justizanstalten 
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ständigen über belag, insbesondere etwa in 
Innsbruck oder in Linz. Der Überbelag beträgt 
teilweise mehr als 100 Prozent. Ein solcher 
Überbelag ist einem geordneten Strafvollzug 
natürlich keineswegs förderlich . Wir ent­
nehmen dem Bericht, daß im Wege von N eu­
und Ausbauten wirksame Abhilfe geschaffen 
werden soll. 

Ein besonderes Problem des S trafvollzuges 
liegt darin, daß die in Erlaßform ergangenen 
Hausordnungen - das sind die Richtlinien, 
nach denen die Freiheitsstrafen vollzogen 
werden -- keine ausreichenden gesetzlichen 
Grundlagen haben. Sie hab,'m sich zwar, 
obwohl sie schall aus dem Jahre 1925 stammen, 
also schon mehr als 40 Jahre alt sind, gut 
bewährt, doch wissen die S trafgefangenen um 
die sch wache rechtliche Fundierung und 
drohen allenthalben mit einer Klage an den 
Verfassungsgerichtshof, wenn sie vermeint­
liche Rechtsansprüche durchsetzen wollen. 

künftigen Berichterstattung durch das Bun­
desministerium für Justiz über den Strafvoll­
zug vielleicht auch über die vermeintlichen 
Ursachen Näheres zu erfahren. 

Schon der gesunde Menschenverstand sagt 
uns, daß es unbedingt vermieden werden sollte, 
Verkehrssünder, Jugendliche oder Verwal­
tungshäftlinge mit Schwerkriminellen zusam­
menzulegen. Diese Frage ist in ihrer Bedeutung 
nicht zu unterschätzen, wenn wir uns vor 
Augen halten, daß im Jahre 1 965 allein 
1 169 Verkehrssünder und 2435 Personen wegen 
Verwaltungsübertretungen in Strafhaft ange­
halten waren. In Österreich beherbergen die 
Strafvollzugsanstalten im Durchschnitt laufend 
8000 Personen . .  E'S dürften an die 20.000 Men­
schen sein, die im Jahresablauf mehr oder 
weniger lang in Strafhaft stehen. In Mit­
leidenschaft gezogen sind dadurch Zehntausen­
de von Familienangehörigen. 

Das Interesse, das allenthalben ' an fort­
Auch dieser Umstand erfordert eine baldige schrittlichen Neuerungen im Strafvollzug be­

Erlassung des Strafvollzugsgesetzes, weil es kundet wurde, ist daher wohl begründet. Das 
ansonsten kaum möglich sein würde, Ordnung, Bundesministerium für Justiz sieht sich in 
Sicherheit und Einheitlichkeit im Strafvollzug seiner legistischen Arbeit im Strafvollzug 
aufrechtzuerhalten. allerdings vor einer schwierigen Situation 

Die Bevölkerung' ist sicher der berechtigten ' deshalb, weil der bisher im Begutachtungs­
Meinung, daß sich die Strafgefangenen durch verfahren gestandene StrafvollzugsgeE!etzent­
produktive Arbeit möglichst selbst erhalten wurf bereits auf dem neuen Strafgesetzentwurf 
sollten. Tatsächlich bringen die Arbeitsbe- aufgeblut hat, wie auch in der Regierungs­
triebe laut Entwurf des Bundesfinanzgesetzes erklärung zum Ausdruck kam. Aus den von 
für das Jahr 1967 Einnahmen von rund 37 Mil- 11 mir angeführten Gründen muß die gesetzliche 
lionen Schilling, 1 Million Schilling mehr als Regelung des Strafvollzuges der allgemeinen 
im laufenden Jahr. Im Jahre 1965 standen : Strafrechtsreform vorgezogen werden und muß 
im Durchschnitt über 70 Prozent der Insassen sich daher noch am geltenden Strafrecht 
in Beschäftigung. Der Bedarf an Gefangenen- orientieren. Das sind sicherlich gewisse Schwie­
arbeit wäre ab3r sicherlich noch höher, und es rigkeiten, doch wird der Herr Bundesminister 
sollte getrachtet werden, den Stand an be- für Justiz mit seinem ausgezeichneten Mit­
schäftigten Insassen noch zu erhöhen. Damit arbeiterstab diese Schwierigkeiten gewiß mei­
könnte man die Einnahmen aus der Gefan- stern, und wir sehen dem angekündigten Ent­
genenarbeit steigern und die Kosten des Straf- wurf eines Strafvollzugsgesetzes mit Interesse 
vollzuges senken. Es würde dafürstehen, entgegen. 
Werkstätten und Arbeitsräume dort zu schaffen, Ein besonderes Problem des Strafvollzuges 
wo Beschäftigungsmöglichkeiten in der Wirt- ist der Haftkostenersatz . Nach dem geltenden 
schaft 'oder in der Landwirtschaft nicht in Recht kann das Gericht nur entweder alle 
ausreichendem Maße oder nicht in zweck- . Kosten des Strafverfahrens, zu denen auch die 
mäßiger Weise gegeben sind. Grundsätzlich I Kosten des S brafvollzuges gehören, für unein­
sollten alle geeigneten M:1ßnahmen ergriffen bringlieh erklären oder die Einbringung aller 
werden, das Verhältnis der Zahl der ständig Kosten in voller Höhe veranlassen. Unein­
beschäftigten Gefangenen zu der der unbe- bringlieh sind die Kosten nach geltendem 
schäftigten Gefangenhausinsassen zu ver- Recht nur, wenn sie überhaupt nicht einge-
bessern. bracht werden können. 

In diesem Bericht über den Strafvollzug Die Verpflichtung zur Tragung hohe I' Straf-
scheint mir die Tatsache nicht ganz unbe- vollzugskosten erschwert die Wiedereingliede­
denklieh, daß im Jahre 1965 5 Untersuchungs- rung in das Berufsleben und erhöht die Ver­
gefangene und 3 Strafgefangene Selbstmord suchung zur Rückfälligkeit. Es wäre daher 
verübt haben. Weiters haben 22 Untersu- eine Reform der Regelung über den Ersatz 
chungsgefangene und 12 Strafgefangene sowie der Strafvollzugskosten sicher sehr wünschens-
1 Zögling einen ernstlichen Selbstmordversuch wert, vor allem in der Art, daß Strafvollzugs­
unternommen. Es wäre von Interesse, bei der kosten ermäßigt werden können oder überhaupt 
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nicht zu erheben sind, wenn die Erstattung 
der Strafvollzugskosten den Unterhalt des 
Zahlungspflichtigen oder der ihm gegenüber 
Unterhaltsberechtigten oder sein Fortkommen 
oder die Erfüllung der aus der strafbaren Hand­
lung entspringenden Pflicht zur Schadensgut­
machung gefährden würde. 

Es ist ganz klar, daß sich die vielfältigen 
Anstrengungen um die Resozialisierung der 
Rechtsbrecher während der Vollziehung von 
Freiheitsstrafen oder während des Aufent­
ha.Ites im Arbeitshaus als vergeblich erweisen, 

und denselben dann bei der- Ermittlung der 
Haftkosten in Abzug zu bringen. Dies müßte 
einerseits dazu führen, daß die Strafgefan­
genen an der Arbeit mehr Interesse haben, 
andererseits würden die Haftkosten durch 
Anrechnung eines angemessenen Arbeitsver­
dienstes natürlich reduziert, wenn nicht über­
haupt kompensiert, und schließlich würden 
die Resozialisierungsbestrebungen wesentlich 
gefördert werden, wenn die Strafgefangenen 
nach ihrer Entlassung wenig oder vielleicht 
gar keine Haftkosten zu erstatten hätten. 

wenn der mit guten Vorsätzen für die künftige Entschließt man sich zu eine!' angemessenen 
Lebensführung entlassene Strafgefangene in Ent10hnung der Strafgefangenen, könnte mau 
der Zeit, da er wieder für den Unterhalt seiner sich umso leichter auch zu einer allgemeinen 
selbst und seiner Familienangehörigen zu I Arbeitspflicht der Strafgefangenen entschließen. 
sorgen beginnt, Haftkosten bezahlen muß, die Nach geltendem Strafrecht ist diese Arbeits­
mitunter mehrere tausend Schilling ausmachen. I pflicht ja nicht ganz zureichend vorgeschrieben. 
Es sollte also mindestens für jene Strafge- Eine allgemeine Arbeitspflicht der Strafge­
fangenen und Arbeitshausinsassen, die ihre I fangenen wäre nicht zuletzt auch ein Erzie­
Besserungsabsicht und ihren Arbeitsfleiß unter I hungsfaktor von ganz besonderer Bedeutung. 
Beweis gestellt haben, eine Ermäßigung oder I Beides wäre dazu angetan, mehr und mehr von 
eine völlige Nachsicht der Strafkosten ermög- der Strafkostenvorschreibung wegzukomme1l , 
licht werden. was einer wünschenswerten Resozialisierung 

Der derzeitige Haftkostenersatz ist bereits wiederum nur förderHch sein kann. 
seit 1958 - seither unverändert - für Straf- Nun gestatten Sie mir noch einige Bemer­
haft tä�lich mit 18 S und f�r Unter�uchllng8- 'I kUll�en zur Bewährungshilfe . Es gibt derzeit 
haft Imt 14 S festgesetzt, wahrend dIe Kosten in Osterreich beachtenswel'te Ansätze <leI' 
des Verpflegstages einschließlich Sach- und Bewährnngshilfe, vorerst allerdings nur für 
Personalaufwand für das Jahr 1 965 mit Jugendliche. Die Bewährungshilfe ist eine 
69,63 S errechnet ,,,urden. Von einer Nach- wichtige Ergänzung zu den Resozialisierungs­
ziehung wurde aus Opportunitätsgrunden bis- bemühungen, die schon während des Straf­
her Abstand genommen, wohl auch mit der vollzuges unternommen werden .  Eine gesetz­
Begründung, daß die Differenz zwischen deIn liehe Grundlage gibt es nur für die Bewäh.­
festgesetzten Haftkostenbetrag und dem tat- , rungsbilfe für Jugendliche, und auch hier nur 
sächlichen A�fwand durch di� er�olgsmäßig I für den Einsatz von ehrenamtlichen Be­
nur zum Ted erfa�bare ArbeItsleIstung der I währungshc

.
lfern. Die Bereits

. 
telIung von Sub­

Insassen gedeckt WIrd. ventionen für private Institntionen, die sich 
Im Jahre 1 965 wurden 30 Millionen Schilling mit der Bewährungshilfe befassen, ist gesetz­

in allen vier Oberlandesgerichtssprengeln an lich nicht ausreichend fundiert. Die Tätigkeit 
Haftkostenersatz vorgeschrieben. Davon der Bewährungshelfer ist ohne Zweifel einer 
wurden nur 1 1  Millionen Schilling oder ein wirksamen staatlichen Förderung würdig. 
Drittel eingebracht. Von deu Einbringungs- Absolute Anerkennung gebührt den Ver­
stellen der Oberlandesgerichte Graz, Innsbl'uck diensten, die sich private Institutionen und 
und Linz mußten zur Hereinbringung von private Bewährungshelfer bisher erworben 
Haftkosten im Betrag von etwas über 10 Mil- haben. 
lionen Schilling 24.557 ExekutionRallträge ge- Der Just.izausschuß hatte am 3. November 
stellt werden. Im Durchschnitt entfiel somit dieses Jahres Gelegenheit, sich über die 
auf jeden Exekutionsantrag ein Betrag von Tätigkeit des Vereines für Bewährungshilfe 
400 S. Daraus ist ersichtlich, daß damit auch in Wien ausreichend zu informieren. Wenn 
unverhältnismäßig hohe Verwaltungskosten wir bedenken, daß dank der privaten Initiative 
Vel'bUllden sind und die Hereinbringung der derzeit etwa 900 Jugendliche unter Bewäh­
Strafvollzugskosten von diesem Gesichtspunkt rungshilfe stehen, können wir ermessen, welche 
aus sicherlich nicht unproblematisch ist. Pionierarbeit auf diesem Sektor bereits ge­

Ich möchte in diesem Zusammenhang den 
Gedanken zur Überlegung stellen, ob es n icht 
zweckmäßiger wäre, den Strafgefangenen und 
Arbeitshausinsassen einen ihrer Arbeitsleistung 
angemessenen Arbeitsverdient zuzuerkennen, 
ihnen diesen Arbeitsverdienst gutzuschreiben 

leistet worden ist. 
Bei einem Vergleich mit der Bewährungs­

hilfe in anderen Staaten allerdings sehen wir, 
daß in Österreich auf diesem Gebiete noch 
manches aufzuholen ist ; Voraussetzung aller­
dings ist eine ausreichende gesetzliche Grund-
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lage für die Bewährungshilfe . Wir stellen mit 
Genugtuung fest, daß das Justizministerium 
hiefür die Initiative ergriffen hat und der 
Entwurf für ein Bewährungshilfegesetz bereits 
im Begutachtungsverfahren steht. 

Für die gesetzliche Regelung der Bewäh­
rungshilfe wäre meiner Meinung nach folgen­
des wichtig : Sie ist erstens einmal auf eine 
gesetzliche Grundlage zu stellen. Die gesetz­
lichen Grundlagen sind auch für die Bereit. 
stellung der erforderlichen Mittel für die 
Bewährungshilfe zu schaffen. Es ist der Ein. 
satz von hauptamtlichen Bewährungshelfern 
zu ermöglichen, und schließlich soll die Be. 
währungshilfe, die es in Österreich praktisch 
derzeit nur für Jugendliche gibt, auch auf die 
Erwachsenen ausgedehnt werden. 

Wenn wir dank der Initiative des Herrn 
Bundesministers Dr. Klecatsky bald ein moder­
nes Gesetz über den Strafvollzug und ein 
modernes Gesetz über die Bewährungshilfe 
haben werden, werden große Lücken in unserem 
rechtsstaatlichen Gebäude geschlossen sein. 

Es war heute schon - wenn ich abschließend 
noch auf ein besonderes Problem zu sprechen 
kommen darf - die Rede von den besonderen 
Schwim-igkeiten beim nichtrichterlichen Per­
sonal . Besonders groß sind diese Schwielig­
keiten im Bereiche des Oberlandesgerichts­
sprengels Innsbruck für Tirol und für Vor­
arlberg. Im August hat der Präsident des 
Oberlandesgerichtes Innsbruck einen ausführ­
lichen Situations bericht erstattet und diesen 
dem Herrn Bundesminister für Justiz unter­
breitet. Aus der Zusammenfassung ersehen 
wir, daß derzeit im Bereiche des Oberlandes­
gerichtssprengels lnnsbruck gegenüber dem 
systemisierten Stand 47 vollbeschäftigte Be­
dienstete - 9 des gehobenen Fachdienstes, 
14 des Fachdienstes, 22 des Kallzleidienstes, 
1 des Vollstreckungsdienstes und 1 des 
allgemeinen HilfsdienRtes - fehlen. Bei einem 
systemisierten Stand von 456 Bediensteten 
entspricht dies einer Unterbesetzung von 
mehr al8 10 Prozent, während die Unter­
besetzung beim nichtrichterlichen Personal 
in Österreich im Durchschnitt nur rund 
2 Prozent beträgt. Es sind also die Verhält­
nisse im Bereiche des Oberlandesgerichts­
sprengels Innsbruck besonders kritisch. 

Ich möchte hier in diesem Zusammenhang 
auf eine Bemerkung des Herrn Oberlandes­
gerichtspräsidenten verweisen, die anch in 
einem anderen Zusammenhange VOll beson­
derer 'Vichtigkeit ist . Es heißt hier : 

"Immerhin haben sich aber doch bisher die 
kleinen Gerichte im allgemeinen als krisen­
fester gezeigt als die größeren oder großen 
Gerichte, weil es dort leichter möglich ist, 
das erforderliche nichtrichterliche Personal 

zu halten. Es darf daher" - heißt es weiter -
"an dieser Stelle neben den Erwägungen, 
die in einem anderen Zusammenhang vorge­
tragen wurden, auch vom Standpunkt der 
Personalpolitik aus ganz besonders vor der 
Auflassung der kleinen Bezirksgerichte ge­
warnt werden. Sie sind mit nichtrichterlichem 
Personal leichter zu besetzen als die großen." 

Es findet sich in diesem Bericht auch ein 
Ausblick auf die Verhältnisse in der nahen 
Zukunft, der uns mit Besorgnis erfüllen muß, 
wenn es da heißt : 

"Das vorhandene Stammpersonal wird aus 
Gründen des Alters und der Gesundheit 
schon in wenigen Jahren aus dem Justizdienst 
ausgeschieden sein. In der Mittelschicht wild 
die sich noch verstärkende Abwanderungs­
bewegung eher die besseren als die schlechteren 
K1äfte erfassen. Aus der fluktuierenden Masse 
der jüngeren Bediensteten wird Fachpersonal 
nicht mehr in ausreichender Anzahl heran­
wachsen. Es ist sohin der Tag abzusehen, an 
dem die Personallage im Oberlandesgerichts­
sprengel Innsbruck so schlecht ist, daß die 
Arbeit in den Geschäftsstellen der Gerichte 
und Staatsanwaltschaften zusammenblechen 
wird." (Abg. Dr. Gorbach :  Härt !  Hört !) 
Damit würde die Justiz ihren Aufgaben in 
TÜ'ol und Vorarlberg mit allen sich daraus 
ergebenden Konsequenzen nicht mehr nach­
kommen können. 

Der Präsident des Oberlandesgerichts lnns­
bruck hat eine ganze Reihe von beachtens­
werten Vorschlägen erstattet, wie die Personal­
situation beim nichtrichterlichen Personal im 
Bereiche dieses Sprengels verbessert werden 
könnte. 

Ich möchte abschließend den Herrn Bundes­
minister für Justiz bitten, diese Vorschläge 
einer eingehenden Überprüfung zu unterziehen 
und die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
(Be1:jall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl..lng. Waldbrunner : Als 
nächstem erteile ich dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Scrinzi das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Ich 
darf mich ganz kurz noch einmal mit ein paar 
Fragen ,beschäftigen, die im mittelbaren Zu­
sammenhang mit dem Kapitel Justiz im Hause 
erörtert wurden und Anlaß zu sehr heftigen 
Wechselreden gaben. 

Wir sind der Meinung, daß die Rechtsstaat­
lichkeit eines Gemeinwesens nicht allein da­
durch charakterisiert ist, daß wir die erforder­
lichen Rechtsinstitutionen haben, sondern daß 
die Mittel und Möglichkeiten dieser Insti. 
tutionen, also in erster Linie unserer unab­
hängigen Gerichte, aber auch der ihnen vmge-

196 
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schalteten Staatsanwaltschaften und des Exe- Kenntnis nehmen können, daß die Kriminali­
kutivapparates, auf alle Bürger dieses Landes tätskurve in den letzten zwei Jahren 
gleich angewendet werden. eine leichte Verflachung aufweist, das ist aber 

Und da haben wir aus Anlaß der Debatte kein Grund zum Optimismus, denn wenn wir 
über den Bautenskandal doch berechtigte diese KUlve analysieren, so ist und bleibt 
Zweifel bekommen müssen, ob dieser Forde- dabei die Zunahme ganz spezifischer Ver­
rung auch Rechnung getragen wird. Wir ent- brechensstraftaten erschreckend. Die spezielle 
nehmen den Ausführungen des Herrn 'Bundes- Kriminalität gibt uns keinen Grund zum 
ministers für Justiz im Justizausschuß zum Optimismus. Insbesondere ist es die Zunahme 
Bautenskandal die Tatsache, daß die seit scheußlichel Blut- und Sittlichkeitsverbrechen, 
Jahren, mindestens seit 1964, laufenden Unter- welche die österreichjsche Öffentlichkeit in 
suchungen der Wirtschaftspolizei zu ein.em foftschreitendem Ausmaße beunruhigt. 
Schlußbericht am 1 7 .  Februar 1966 geführt Angesichts dieser Tatsache beschäftigt uns 
haben. Wir fragen uns nun : Wie ist es mög- eine Sorge im Zusammenhang mit der Straf­
lich, daß die damit befaßte Staatsanwaltsch aft rechtsreform. Wir stimmen zwar zu, daß ein 
Innsbruck erst acht Monate später, nämlich Maßregelstrafrecht, ein Strafrecht, das die 
am 12 .  Oktober, in der Lage war, einen Antrag Frage der Resozialisierung sehr viel mehr 
an den Untersuchungsrichter auf Einleitung betont, als es bisher der Fall war, das also die 
der Voru.ntersuchung zu stellen � Aus der Wiedereingliederung des Straftäters in die Nahdistanz des häufigen Umganges mit Ge- soziale Gemeinschaft mit in seinen Aufgaben­
richten, aus me.iner Sac�v

.
erständigent�tigkeit bereich einbezieht, richtig, modern, zukunfts­

heraus, kann ICh bestatIgen, daß dI� Ge- weisend ist. Aber wir würden doch sehr davor 
richte ständig über die Unmenge von BerIchten warnen daß wir in diesem Stadium allzu sehr 
kl�gen, die sie. n

.
aCh oben zu erstat�e� haben. I das Schuldprinzip aushöhlen, ja daß wir daz. u 

WIr f�agen, wIeso �s t r o t z d e m  
.
mo�IIC� war, kommen, es überhaupt aus der Strafgesetz­

daß dIe Bundeslegierung, das heIßt m dIesem gebung zu eliminieren. 
Fall das Justizministerium, wobei wir gar 
nicht daran zweifeln daß es so war, erst am Wenn wir uns redlich Rechenschaft geben, 
1 7. Oktober mit dies�r ungeheuerlichen Matm'ie BO. kann ich sagen : Es sind rechtspoliti�che 
konfrontiet't wurde. Hier scheint doch einfach DIfferenzen gewesen, welche neben der zweIfel­
dem Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz los schwierigen Materie des ganzen Komplexes 
nicht ganz entsprochen worden zu sein. Denn S�rafre��tsreform dazu ?eführt haben, daß 
wenn' man wiederum aus der Praxis der Ge- WIr zwolf Jahre nach Emsetzung der Straf­
richte weiß, wie rasch - und in manchen rechtskommission und Aufnahme ihrer Arbeit 
Fällen zu rasch - zugegriffen wird, wenn es noch �mI?er �icht so weit sind, daß . wir ?iese 
sich um kleine Übeltäter handelt, ja wie zu- MaterIe In dle8em Hohen Haus dIskutIeren 
gegriffen wird in Fällen, wo sich nachher könn�n. Dabei mag �ugebilligt werden! daß 
herausstellt, daß dieser Zugriff gar nicht es dIe �edeutung dI�ser . Reform zWeIfel��s 
gerechtfertigt war, dann muß man sich fragen : rechtfertIgt, uns dabeI Zelt z�. lassen. Zwo�f 
Warum haben in diesem Falle die Behörden Jahre aber sollten doch genugen, um dIe 
so langsam reagiert ? Das möchte ich, noch Materie diskussionsreif zu machen. 
ehe wir die Debatte zu diesem Thema aus Wir Freiheitlichen werden uns aber - wie 
anderem Anlaß heute fortsetzen werden, ganz ich nochmals hervorheben möchte - in 
gern einmal vom Herrn Justizminister aufge- diesem Zusammenhang sehr dafür einsetzen, 
klärt haben. Sie haben j a, Herr Minister, von den Grundsätzen eines Schuidstrafrechtes 
in der Debatte vom 23. November zum Teil nicht allzu sehr abzuweichen. Ich gebe zu, 
dazu schon Stellung genommen. daß historische Gründe, daß das Trauma 

Nun wende ich mich ein paar Themen des einer zweifellos bestandenen Klassenjustiz in 
in Rede stehenden Kapitels zu, um nur zu mancher Richtung rechtspolitische Überlegun­
ein paar Fragen einerseits den Standpunkt gen, insbesondere der Sozialistischen Partei, 
der Freiheitlichen Partei zu umreißen, an- beeinflussen . Aber noch einmal : Im Hinblick 
dererseits aber, wie ich einräume, zum Teil auf die Zunahme schwerer Verbrechen geht 
sehr persönlich gefärbte Anmerkungen zu ein es nicht an, vom Schuldprinzip abzuweichen. 
paar Themen unserer Justiz zu machen. Ganz besonders wird man darin bestärkt, 
Diese Anmerkungen kommen aus einer beruf- wenn man sich im Umgang mit Straftätern 
lichen Erfahrung im Umgang mit den Gerich- mit der Frage der inneren Motivation von 
ten, die ich in zwei Jahrzelmten insbesondere Straftaten beschäftigt, Dort ist erschütternd, 
als Sachverständiger bei verschiedenen Ge- wie das Aushöhlen dieses doch durch Jahr­
richten sammeln konnte. hunderte für die Straf justiz maßgebenden 

Meine Damen und Herren ! Wir haben Prinzips zu einer Einstellung der Täter geführt 
zwar mit einer gewissen Genugtuung zur hat, die ihrerseits wiederum vielleicht dafür 
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mitverantwortlich gemacht werden muß, daß r mehrfach straffällig gewordenen, aber nicht 
gerade diese Sorte von Verbrechen so zu- i bestraften geisteskranken Sittlichkeitsver­
nimmt. Ganz besonders gilt dies auch von i brecher ? Darum geht es ja. ( Abg. Rosa 
Sittlichkeitsverbrechen. Dabei werden wir .J ochm ann: lek war jakrelan" mit ]}fördern 
alle Maßnahmen der Resozialisierung durchaus beisammen ! Ich weiß es I) Ich glaube also, 
unterstützen. Wir möchten aber zugleich vor Sie wissen, was das bedeutet. Aber mit einem 
einer Überschätzung der Möglichkeiten der Bruchteil der Mittel, die wir auf anderer 
Resozialisierung einerseitr:. und vor einer Unter- Seite übermäßig aufwend�n, könnte man 
schätzung der Schwierigkeiten eindringlich doch dieses Problem in Osterreich endlich 
warnen. 

Ich glaube nicht, daß der Aufwand an 
Mitteln, der zum Beispiel in Gerasdorf ein­
gesetzt wurde, rechtfertigt, was bestenfalls 
im Sinne einer Resozialisierung erzielt werden 
kann. Ich weiß nicht, ob die Zahlen stimmen. 
Wenn aber zutrifft, daß wir für Straf­
gefangene, die wir dort unterbringen, al1ein 
bei der Investition je Kopf 600.000 S auf­
gewendet haben, und dann in Vergleich setzen, 
was wir in unseren hohen Schulen, in unseren 
Krankenhäusern investieren, dann, glaube ich, 
ist hier doch ein Mi ßverhältnis. 

Bei all diesen Dingen dürfen wir doch 
die Ergebnisse der Kriminalbiologie, die leider 
in Österreich viel zuwenig kultiviert wird 
- ich bin gar nicht im Bilde und bezweifle, 
daß wir eine einschlägige Lehrkanzel über­
haupt haben , keineswegs übersehen. 
Wir dürfen nicht verkennen, wieviel hier 
zweifellos, unabhängig von sozialen und von 
llilieugegebenheiten, im Persönlichkeitsbild, 
in der Persönlichkeitsstruktur des Täters vor­
gegeben ist, wie sehr leider "l'uomo delin­
quente", wie er schon vor über 100 Jahren 
bezeichnet wurde, zutreffend ist. 

Wenn wir aber SChOll zu neuen, moderneren 
Verfahren besonders im Strafvollzug vor­
stoßen, dann möchte ich wieder eine Forderung 
anmelden, die in Österreich - ich glaube, 
jetzt sind es ziemlich genau 60 Jahre -
immer wieder und bisher vergeblich ange­
meldet wurde. Das ist die Forderung nach 
einer Detentionsanstalt für geisteskranke Straf­
täter. Nach wie vor haben wir den Zustand , 
daß Ullsere psychiatrischen Krankenhäuser 
oder - wie sie zum Teil noch heißen -
unsere Heilanstalten mit diesen Typen von 
kriminellen Geisteskranken belastet sind, was 
einer unerhörten Diffamierung dieset· An­
stalten gleichkommt und was dazu bf'iträgt, 
daß wir ein gewisses Trauma, ein gewisses 
Vorurteil kaum beseitigen können, daR die 
Öffentlichkeit den Anstalten entgegenbringt. 
(Abg. Rosa J ockmann: Aber das sind dock 
Kranke !) Ja, das sind durchaus Kranke. 
Aber, sehr geehrte Frau Abgeordnete .Joch­
mann : Wäre es Ihnen angenehm, wenn 
- sagen wir - Ihre Tochter, Ihr Sohn, 
Ihr Bruder oder Ihre Mutter in der gleichen 
Anstalt einen Raum teilen müßte mit einem 

einmal lösen. 
Im Justizausschuß ist das Thema ange­

schlagen worden : Kriminalität und Alkoholis­
mus. Ein sehr ernstes ThAma. Dazu will ich 
aus meiner beruflichen Erfahrung einiges 
sagen, was vielleicht f'indrucksvoller ist, als 
wenn wir mit großen Statistiken aufwa.rten. 
Der Zusammenhang zwischen Kriminalität und 
Alkohol ist ja bekannt. Er ist, wie schon erwähnt, 
auch in allen einschlägigen Statistiken erfaßt 
worden. Aber auch hier genügt die rein 
quantitative Analyse keineswegs, um die 
Zusammenhänge wirklich eindringlich aufzu­
hellen. 

Ich selbst habe im Laufe der letzten Jahre 
viele,  jetzt sind es bald 50, Blutverbrechen 
als Sachverständiger zu begutachten gehabt 
und mußte feststellen, daß bei 95 Prozent 
aller dieser Fälle Alkoholisierung beziehungs­
weise mehr oder weniger Trunkenheit des 
Täters oder des Opfers für die Tat verant­
wortlich zu machen war. Dabei sind jene 
zahlreichen Fälle des bloßen Totschlages aus­
geklammert, wo gleichfalls der Alkohol seine 
verhängnisvolle Rolle spielt. Genauso ist 
es bei den Sittlichkeitsverbrechen, weniger 
bei den Notzuchtsdelikten der Jugendlichen, 
insbesondere auch nicht bei den Gruppen­
delikten. Bei den Sittlichkeitsdelikten aber, 
deren Opfer Kinder werden, also bei Schän­
dungsdelikten, Inzestdelikten und so weiter, 
ist es fast. hundertprozentig die Alkoholi­
sierung des Täters, welche das Zustande­
kommen von solchen Straftaten erklärt. 

Es ist hier im Hause auch die Frage Ver­
kehrsdelikte und Alkohol gestreift und an 
Hand des Ausweises der österreichischen 
E:tatistik von 3,5 bis 4 Prozent gesprochen 
worden. M8ine Damen und Herren 1 Die 
Dunkelziffer dieser Delikte i4 jedoch ein 
Vielfaches dessen, was die Statistik erfaßt. 
Und wiederum kommt eine� ganz entscheidend 
mit zur Überlegung : die Qualifizierung der 
Verkehrsdelikte. Da zeigt, sich, da ß, wie die 
Schweiz zum Beispiel kürzlich ausgewiesen 
hat, bei den Verkehrsunfällen mit schwerem 
Körper- oder Sachschaden in der Schweiz, 
die nicht gerade ein Land des übermäßigen 
Alkoholgenusses ist, 30 Prozent der Verkehrs­
straftäter alkoholisiert waren. 

Aber auch bei uns ist die Zahl erschreckend 
hoch, ganz besonders wenn wir die Folgen 
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von Verkehrsunfällen analysieren. Da zeigt man doch auch folgendes deponieren : Im 
sich, daß in den Fällen mit tödlichem Ausgang gleichen Maße, wie dem berechtigten Wunsch 
- sei es für den Lenker oder sei es für den der Presse nach Freiheit und nach Verankerung 
betroffenen Verkehrsteilnehmer - die Zahl dieser Freiheit auch in unserer Verfassung 
der alkoholisierten Lenker und Verkehrsteil- stattzugeben ist, muß an die hohe Verant. 
nehmer - das gilt für die alkoholisierten wortung der Presse appelliert werden, muß 
Fußgänger, Motorradfahrer und Radfahrer gefordert werden, daß die Selbstkontroll. 
im gleichen Sinn 'wie für die alkoholisierten einrichtungen besser als bisher funktionieren. 
Autolenker - erschreckend groß ist. Das stelle ich nicht nur im Hinblick auf die 

Und noch eine Erkenntni'3, die ganz be- Presse im etigeren Sinn des Wortes fest, 
sonders, wenn wir uns jetzt mit der neuen sondern, da Meinungs- und Pressefreiheit 
Straßenverkehrsordnung zu befassen haben, auch für die übrigen Kommunikationsmittel 
nicht übersehen werden darf und die die gefordert wird, auch im Hinblick auf Rund­
Wissenschaft gerade in den letzten Jahren funk, Fernsehen und so weiter. Die Presse 
herausgearbeitet hat : die Bedeutung der kleinen und alle diese Medien und die für sie Ver­
Alkoholdosen.  Es stellt sich nämlich heraus, antwortJichen müssen sich darüber im klaren 
daß die Schwere der Unfälle, so paradox sein, welche Bedeutung gerade diese Ein­
das klingen mag, mit dem Grad der Alkoholi- richtungen haben. 
!:Iierung abnimmt und daß die Spitze der Leider müssen wir immel wieder grohe 
schweren Verkehrsunfälle bei einer Alkohol- Mißbra" uch g d · Z h 't e - 'era e 1m usammen ang ml 
menge zwischen 0,5 und 1 Promille liegt. dem Kapitel Justiz muß das betont werden ...:;. 

Meine Damen und Herren ! Wenn wir uns im Sinne des Eingreifens in schwebende Ver .. 
daran erinnern, ",ie zwiespältig die Reaktion fahren auf der einen Seite, auf der anderen 
der Öffentlichkeit auf die Einführung der Seite im Zusammenhang mit all dem fest. 
0,8 Promille-Grenze war - es erinnert mich stellen, was zum Kapitel Schmutz und Schund 
ein wenig an die ähnliche Reaktion, die wir ' zu sagen ist. Das hat sehr enge Beziehungen, 
jetzt im Zusammenhang mit der Geschenk. denn wir wissen, daß die Jugendkriminalität 
annahme in Amtssachen von seiten des mit keine�wegs jene Entwicklung nach unten 
dem Alkohol befaßten Gewerbes gehört nimmt, die wir wün&chen würden. Wir wissen 
haben -, dann muß uns doch diese Er- umgekehrt aus dem Umgang mit vielen 
kenntnis zu denken geben. Die kleinen Dosen, Hunderten von Jugendlichen, die wir in 
die jeder einzelne von uns zu unterschätzen Strafverfahren zu begutachten hatten, auch, 
geneigt ist, erweisen sich als die gefährlichsten. wie sehr der Einfluß einer gewissen Presse, 

eines gewissen Film- und Funkwesens für Freilich bin ich mir darüber im klaren, das Zustandekommen von Straftaten der daß wir allein mit der Setzung von neuen 
N Jugendlichen verantwortlich gemacht werden ormen, etwa mit einer weiteren Herabsetzung 
der Grenze, nicht zum Ziel kommen werden, muß . 

sondern daß uns hier eine Aufgabe allgemeiner Es wird übersehen - das ist noch gar 
Erziehung gestellt ist, die uns erst in die nicht ausgesprochen worden - :  Wir haben 
Lage setzen wird, dieses Problem zu lösen. nicht nur mit dem Problem der Jugend. 
Insgesamt aber ist an der speziellen Kriminali- kriminalität zu kämpfen, sondern wir haben 
tät und ganz besonders auch an den Verkehrs- es in zunehmendem Umfang auch schon 
straftaten der Alkohol ungeheuer verhängnis. mit einer Kinderkriminalität zu tun. Ich 
voll beteiligt. hatte vor wenigen Tagen Gelegenheit, den 

Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie bekannten Wiener Heilpädagogen Professor 
mir noch kurz ein Abschwenken auf ein Asperger zu diesem Thema zu hören. Ich 
zweites wichtiges Kapitel, das heut.e schon kann nur sagen : Es ist erschütternd, was 
mehrfach diskutiert wurde : die Reform des ein so erfahrener Jugendpsychiater, Kinderarzt 
Presserechtes. Wir Freiheitlichen fühlen uns und Heilpädagoge zu sagen hat. Und da 
veranlaßt, hier wie schon wiederholt zu lasse ich gelten, daß es Milieuumstände sind, 
deponieren, daß wir unmißverständlich und da lasse ich gelten, daß es exogene Faktoren 
ohne Vorbehalt Anhänger der Pressefreiheit sind, welche für die'3e Kinderkriminalität, 
sind, daß wir sie als Fundament einer funk. für die Frühkriminalität und auch für einen 
tionierenden Demokratie betrachten. Wenn Teil der Jugendkriminalität verantwortlich 
man aber die Diskussion über Artikel 1 3  des zu machen sind. Hier haben auch vernünftige 
Staa tsgrundgesetzes über die allgemeinen Rech te Resozialisierungsmaßnahmen im Strafvollzug 
der Staatsbürger, über Artikel 10 der Europä- ihren richtigen und berechtigten Platz. 
ischen Menschenrechtskonvention und auch Lassen Sie mich noch ein Kapitel ganz 
die Diskussion im Zusammenhang mit den kurz streifen, wiederum zum Teil aus der 
Lasserschen Artikeln betrachtet, dann muß Schau nicht des Juristen, sondern des Medi· 
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ziners, der damit beschäftigt wird, nämlich 
das Kapitel unserer Sozialgerichtsbarkeit. Ich 
möchte mich nicht in die großen Probleme 
einmengen, aber einiges vorbringen, was vom 
Standpunkt deR medizinischen Sachverstän­
digen zur Sozialgerichtsbarkeit zu sagen ist 
und was vielleicht dazu dient, manche Klagen, 
die berechtigt geführt werden, zu illustrieren. 

Wir haben es dabei mit einer so spezi­
fischen Gerichtsbarkeit zu tun, daß ich glaube, 
sagen zu müssen : Der Typus des Richters, 
der derzeit in dieser Gerichtsbarkeit tätig ist, 
kann den Anforderungen dieser speziellen 
richterlichen Aufgabe nicht entsprechen. Der 
reine Jurist ist gerade in diesen Verfahren 
völlig dem medizinischen Sachverständigen 

wieder zu einer überforderung der Sach­
ver�tändigen. Wenn für j3de leichteste Gehirn­
erschütterung - das sind keine Ausnahms­
fälle - in erster und zweiter Instanz drei, 
vier Fachärzte, zwei, drei , vier Fachkliniken 
beschäftigt werden müssen, dann ist eines 
Tages die Leistungsfähigkeit der Sachver­
ständigen, seien es nun Personen oder Institu­
tionen, einfach erschöpft, sodaß die Warte­
zeiten auf Gutachten unter Umständen Monate, 
ja in manchen Fällen Jahre daul'rn. Es wäre 
also, wenn man an die Neuordnung der 
Sozütlgerichtsbarkeit geht, zu überlegen, ob 
man sich nicht auch im Grundkonzept mo­
dernen und neuen Vorstellungen wird zu­
wenden müssen. 

ausgeliefert . Das führt zu einer Reihe von Zum Abschluß, meine Damen und Herren, 
Unzukömmlichkeiten. Es wäre zu überlegen, noch ein besonderes Anliegen, das mich als 
ob man im Zuge der Reform der Sozial- Kärntner Abgeordneten beschäftigt. Es ist 
gerichtsbarkeit nich t auch einen neuen Typus ein Appell an den Herrn ,Justizminister im 
von Sozialrichter schaffen muß, der eine I Zusammenha.ng mit dem lVIinderheitenermitt­
Ausbildung sowohl in der Jurisprudenz als : lungsgesetz, auf das wir Kärntner schon seit 
auch in der Medizin mit dem Schwerpunkt i Jahren warten. Ich würde den Herrn Justiz­
Arbeitsmedizin, Reha,bilitation und so weiter minister ersuchen, seinen Einfluß, seine Kennt­
hat. Das sind Dinge, die wir eines Tages nisse dafür einzusetzen, daß wir endlillh, 
ernstlich überlegen werden müssen. ganz abgesehen von den Verpflichtungen, die 

Ich sehe natürlich den Einwand kommen : uns der Staatsvertrag auferlegt, zu einer 

Auch der Verkehrsstrafrichter ist weitgehend Regelung 0 dieser �rage a�f der Gr�ndlage. der 

auf die Mitarbeit des Sachverständigen aus Erkenntmsse des mternatlOnalen Mmderhe1ten­

dem Straßenverkehrswesen, des Ingenieurs, rechtes ko�men, daß der. Herr .Bo
undeskanzler, 

angewiesen, der Richter im Zivilprozeß ist der ansche1�en.d seh� eI.genwIl�Ige Wege zu 

auf die Mitarbeit des Bausachverständigen gehen bereIt 1st, WIe. ICh semer Anfrage­

angewiesen. Auf keinem Gebiet gibt es aber beantwortung v�m vO;Igen �onat entnehmen 

eine so spezialisierte Problematik wie in der konn�e, darauf hmgeWle�en wlr� , we]�he Wege 

Sozialgerichtsbarkeit. Ich arbeite seit fast zu emer gerechten Losung 1m SIIlI�e d�s 

20 Jahren mit den Bchiedsgerichten zusammpn �echtsstaates und. der R:e�ht8staathchkelt 

und muß sagen, daß ich mir diese Anregun,!ren f,:hr�n. Es kann SICh dabeI Immer nur um 

\virklich aus der intimen Kenntnis der em � erfahren handeln, welches dem Bekennt­

Probleme die sich dort stallen zu b-ingen llisprinzip Rechnung trägt. Ich würde den 

erlaubt h�be 
' 1 

I Herrn Justizminister als Jurist und Inhaber o 
eines Lehrstuhles bitten, in diesem Falle 

Die Tatsache, daß der Richter so sehr dem I den Herrn Bundeskanzler zu beraten. 
medizinischen Sachverständigen ausgeliefer t 
ist, führt zu einem jener Übelstände, die Damit, meine Damen und Herren, haben 
zum Teil dafür verantwortlich sind, daß die wir ein paar Dinge angemerkt, die wir zum 
Fristen, in denen Klagen vor diesen Gerichten Kapitel Justiz sagen wollten. Sie können 
erledigt und abgeschlossen werden können, ven;ichert sein, daß gerade aus der Lage einer 
so lang sind. Der Richter kann sich dem kleinen Opposition heraus die Forderung nach 
Ansuchen der Parteien auf immer weitere I der absoluten Rechtsstaatlichkeit ein Anliegen 
Ausdehnung des Beweisverfahrem, sehr schlecht ist, dem unser ganzes Interesse gilt, im Interesse 
widersetzen, weil ihm die Sachkenntnis man- des 8taatsganzen, aber auch im Interesse 
ge1t. Was hat das zur Folge � Da ß es auch des Funktionierens einer Demokratie, wie sie, 
hier - ich habe das beim Thema Kranken- wie wir hoffen wollen, in Österreich am 6. März 
versicherung schon diskutiert - der Bagatell- angebrochen ist. ( Bt3�f2ll bei der F pO.) 
fall ist, der einen wesentlichen Teil der Arbeit P O· ·d t DO 1 I Waldbrunner "" Zum do G '  ht k . d d d h raSI en Ip .- ng. leser erlC e onsumwrt un a ure unter W t ld t h t . h F Ab d t U O. d d . 1· h h 01' gerne e a SIC rau geor ne e 

mstan en er WIrk 10 sc wer Unfallver- L 1 S I I h t ·I ·hr 1 t t B r k k d F , oh ·  I Od · 
0 a 0 ar. c er eI e es 1 ' . e z e, erUIS ran e 0 er ru Inva 1 e Ins 

Hintertreffen kommt. Was macht der Richter 
also ? Es wird meist jedem Beweisantrag 
entsprochen. Das führt auf der anderen Seite 

Abgeordnete Lola Solar (ÖVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Ein<.> Vorrednerin hat hier gesagt, daß 
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es sehr lange dauert, bis das Gesetz über das 
Familienrecht zum Durchbruch kommt. Auch 
ich habe mir vorgenommen, heute von der 
Geduld zu sprEchen , die wir Abgeordneten, 
die wir schon längeI im Hause sind, stets auf­
bringen müssen, wenn es um grö ßere Gesetzes­
materien geht, wenn es um verschiedene Gesetze 
geht , die tief in das Leben der Menschen ein­
dringen oder die besondere Problematiken 
beinhalten. Das ist aber nicht nur auf dem 
Gebiet des Justizressorts, sondern auch auf 
anderen Gebieten der Fall. Ich kann mich 
erinnern, daß wir im Sozialressort das Strah­
lenschutzgesetz , das Tuberkulosegesetz, das 
Krebsbekämpfungsgesetz und so weiter gefor­
dert haben und daß wir auch darauf schon fast 
ein Jahrzehnt lang warten. Da greifen viele 
Kompetenzen ineinander, und es müssen eben 
gegenseitig die Schwierigkeiten abgewogen 
werden . 

Im Justizressort sind gegenwärtig verschie­
dene Reformen vorbel eitet, die Reform des 
Strafrechtes , die Reform des Pressegesetzes und 
auch die Refcrm des Familiemechtes. Wenn 
wir hier sagen, wir müssen Geduld haben, 
dann ist das gerade bei diesen großen Novellie­
rungen berechtigt . (Abg. Rosa Weber :  Seit 
1920, Frau Abgeordnete ! Da braucht man eine 
Geduld wie ein Esel !) 1920 waren wir noch 
nicht im Parlament !  Wir haben erst seit 1945 
die Zweite Republik, und seit dieser Zeit 
arbeiten wir hier . Die Zeit vorher haben wir 
nicht zu verantworten . Wir verantworten 
nur die Zeit seit dem Jahre 1945 . 

Hohes Haus ! Es ist notwendig - ich ent­
schuldige jetzt absolut nicht, daß ,viI' im 
Familienrecht noch nicht weitergekommen 
sind -, daß wir bei sc. großen Gesetzesmaterien 
einen gewissen Reifungsprozeß " 01' sich gehen 
lassen !  (Abg. Dr. Hertha Fi rnberg  : Das ist 
schon übe1·reif !) In manchen Fällen vielleicht, 
aber Sie werden beim Strafrecht sicher nicht 
sagen, daß es überreif ist. (Abg. Gram:  Der 
Kampf der Frauen ! - Präsident Wallner  
übernimmt den V Q1·sifz.) 

Ich möch te heute zu denselben Themen 
sprechen wie meine V(lrlednerin. Es ist inter­
eSflaut ,  daß wir uns die gleichen Themen 
au sgesucht haben - Sie selien also, es liegt 
sehr in der Luft. Ich darf sagen, daß es nicht 

schiedensten Meinungen gefunden, gegenteilige 
Meinungen , Bedenken gegen dies und jenes, 
und daraus folgend haben auch Juristen von 
unserer Seite etwas zögernd diese Bedenken 
zu überprüfen begonnen . Es bestand aber 
durchaus nicht die Meinung auf unserer 
Seite, daß eine Reform des Familienrechtes 
nicht angebracht ist . Ich glaube , daß sich 
diejenigen , die schon länger im Hause sind, 
noch genau erinnern können, daß ich. als Red­
nerin der Österreichischen Volkspartei es war, 
die am 3. Dezember 1959 zur Reform des 
Familienrechtes Stellung genommen hat. (Abg. 
Dr. Broda : Leider haben Sie sich nicht d'l�rch­
geMtzt, Fra'u, Kollegin ! Ich habe Ihre Rede 
oft und gerne z·itiert ! ) Durchgesetzt 1 Herr 
Justizminister außer Dienst , Sie werden sehen, 
daß es nicht so ist. Ich habe hier genau die 
Stellungnahme festgelegt und zu den grund­
sätzlichen Fragen und zur grundsät7.lich not. 
wendigen Reform des Familienrechtes gespro­
chen. (Abg. Rosa W e b e r :  Wir werden Sie 
heute in einem Jahr wieder be1:m Wort nehmen !) 
Ich möchte das heute nicht wiederholen , Bonst 
findet im stenographischen Plotokoll zweimal 
dasselbe seinen Niederschlag. Das ist, glaube 
ich, nicht notwendig . 

Keiner unserer Kollegen in der V ülkspartei 
ist der Meinung, daß die grundsätzliche 
Anschauung des Familienrechtes aus dem Jahre 
1 8 1 1  zu Recht best.eht, ,vonach die Handlungs­
unfähigkeit der Frau in allen Punkten ihren 
Niederschlag findet. Es wird keiner meiner 
männlichen Kellegen behaupten, daß das ein 
Recht ist und daß das unserer heutigen Ver­
fassung entspricht . Ich muß ja fast staunen, 
daß damals, im Jahre 181 1 ,  diese Handlungs­
unfähigkeit ihren Niederschlag fand. Das 
bürgerliche Gesetzbuch, das das Familienrecht 
enthält, wurde schließlich ZUI Zeit Maria 
Theresias bearbeitet . Maria Theresia hat 
bestimmt Handlungsfähigkeit bewiesen , wie 
sie vielleicht viele Herrscher vor oder nach ihr 
nicht bewiesen haben. Sie hat als Frau Hand­
lungsfähigkeit bewiesen (Abg. Rosa J D c h­
m a n n :  Die Männer waren 8tä1·ker I) , darum 
hätte eigentlich im Jahre 1 8 1 1  diese Hand­
lungsunfähigkeit gar keinen Raum im Gef'Jetz 
finden dürfen. Aber die allgemeine Anschau­
ung war damals 110ch so. 

ganz stimmt , wie die Frau Ahgeoidnete gesagt Sei t dieser Zeit - ich brauche das gar nicht 
hat, daß die Schwierigkeiten bei der Östel'rei- zu wiederholen - hat sich so viel gewandelt, 
chisehen Volkspartei liegen. Sie wissen, daß 11 daß dureh �ie Veränderung der Gesellschaft 
nach dem ersten Entwurf und nach der das Gesetz uberrollt wurde. Das Leben hat 
Enquete , die noch Justizminister Dr. Tschadek I das Gesetz überrollt ! Wenn wir heute eine 
im Justizministerium abgehalten hat und bei Reform dieses Gesetzes durchführen, dann 
der ich auch tmwesend war, aus den Kreisen muß sich nicht das Leben nach der neuen 
der Juristen zahlreiche Stellungnahmen abge- Reform richten , sondern die Reform muß 
geben worden sind, und wir haben in der sich nach dem schon gelebten Leben und nach 
"Österreichischen Juristenzeitu ng" die ver- der schon gelebten Praxis richten. (Abg. 
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Berta W i n k l e r :  Erleben wir das noch, I Kollegin ! Ich glaube, das muß jetzt unter 
Frau Abgeordnete ? - Heiterkeit.) Wir erleben Beweis gestellt werden, ob das wieder und wie­
es, j awohl. Ich glaube, wir können Sie heute de r geschieht. Ich setze die Hoffnung auf unse­
beruhigen. (Abg. Glas er : Wenn die Sitzun- ren Herrn Justizminister, daß es uns diesmal 
gen immer so lange dauern wie jetzt, ist es frag- gelingen wird, weil ich annehme - ich habe 
lich 1 - Abg. Wei k h a r t :  Die richtigen Parla- es  diesem neuen Entwurf entno mmen -, daß 
mentarier halten es aus !) I verschiedene Bedenken d arin schon ihren 

Da die Materie des Familienrechtes, da die Niederschlag gefunden haben, �as heißt, diese 

Reform des gesamten Familienrechtes aber Be denken wurden schon entkraftet. 

sehr umfassend und sehr groß ist, ist man In dem neuen Entwurf finden wir einen 
darangeschritten, Teilreformen. also Teillösun- Passus, der im alten Entwurf enthalten war, 
gen der Reform in Angriff zu nehmen. Wir nieht mehr : es ist dies der "Verschleuderungs­
haben e ine Reform schon zum Beschluß paragraph", der bei einer Verschleuderung des 
erhoben : das Adoptivrecht. Im Jahre 1960 Vermögens  des e inen Ehegatten den Zu­
ist das Adoptivrecht bereits beschlossen wor- gewinnanteilsansprnch des anderen Ehegatten 
den. während der Ehe nicht mehr vorsieht. Dieser 

Wir haben in der vergangenen X. Gesetz- e ine Paragraph ist also in dem neuen Entwurf 
gebungsperiode. und zwar im Jahre 1963, im nicht mehr enth alten. 
Haus bereits nach dem Begutachtungsverfah- Der neue Entwurf enthält ferner eine kleine 
ren des Entwurfes d ie Teillösung der Neuord- Abänderung der Feststellu ng des Unterschiedes 
nung des gesetzlichen Erbrechtes und des zwischen dem Anfangs- und Endvermögen des 
gesetzlichen ehelichen Güterstandes in Fo rm Güterstandes. e iner Regierungsvorlage vorgelegt bekommen 
und h aben e s  auch im Unterausschuß des Aus­
schusses bereits behandelt. (Abg. ROba W e b e r :  
Liegengelassen !) WiI' haben es dort mit den 
verschiedenen Abänderungen behandelt, es i st 
nur nicht fertig ge worden, weil eine vorzeitige 
Wahl die Arbeit  unter brochen hat. (A bg. 
Dr. Hertha F i r n b e r g :  Nein, nein ! Weil der 
Ausschuß nicht mehr einberufen wurde I) 

Ich habe schon gesagt: Ein solches Gesetz 
braucht einen gewissen Reifungsprozeß. Wenn 
also das Gesetz in irgendeinem Bel ang nicht 
ganz den Gegebenheiten entsprechen würde, 
käme es  vielleicht zu manchen Fehlentwick­
lungen. 

Es i st notwendig, daß man verschiedene 
Änderungsvorschläge sehr ernst überprüft. 
Es ist gerade beim Familienrecht - ich 
glaube, das ist uns allen selbstverständlich -
notwendi g, daß es ganz erm;tlich überprüft 
wurde. Und das braucht eben seine Zeit. 
Ich habe schon gesagt : DeI' Gesetzgeber muß 
ge duldig sein. ( Abg. Rosa W e b  e r ,'  Warum 
steht nichts in der Regierungserklärung drinnen, 
die tür vier Jahre gilt ? Kein Wort in der Regie­
rungserklärung über die Familienrechtsreform ! 
Können Sie uns das aufklären, Frau Abgeord­
nete ?) Warum es  nicht drinnensteht, kann 
ich nicht aufklären, aber ich kann Ihnen fol­
gendes sagen : Wir danken dem Herrn Justiz­
minister , und wir nehmen mit Genugtuung 
zur KenntniR, daß er nun bereits einen zweiten 
Reformentwurf für diese Gesetzgebungsperiode 
be arbeiten ließ und d aß dieser Entwurf schon 
zur Begutachtung vOlbereitet ist. (Abg. Doktor 
Hertha F -i rn b e r g : Begutachten 1m:r wieder und 
geh,en wir wieder in den A U8schuß, und 
dann geschieht wieder nichts !) Liebe Frau 

Eine dritte Veränderung findet sich auch 
bei der Erhöhung der Stundungsfrist bei der 
Erfüllung des Anspruchsanteiles. Fün f  Jahre 
waren es  im vergangenen Entwu rf, zehn Jahre 
sind es im neuen Entwurf. (A bg. Rosa W e b  e r :  
Besitzen SM den Entwurf 8chon, Frau Abge­
ordnete ? - A bg. M oser : Das wollte ich auch 
fragen !) Nein, ich besitze i hn ni cht. (Abg. 
M o se r : Sie müssen be80nders gute Beziehungen 
zum Ministerium haben I) Ich darf feststellen, 
daß ich zum zust än digen Herrn Ministerialrat 
gegangen b in und mich erkundigt habe, wie 
weit es steht. Das hätten wahrscheinl ich auch 

Sie alle tun können. (Abg. Dr. Hertha Fi r n­
berg :  Mir hat der Minister im Finanz- und 
Budgetau8schuß gesagt, daß der Entwurf erst 
ausgearbeitet wird I) Ich habe mich erkun­
digt: Der Entwurf liegt vor. I ch glaube, es 
ist kein Vergehen, wenn man Einblick nimmt, 
wie weit eine Gesetzesmaterie bearbeitet ist. 
Dieses Recht steht jedem Abgeordneten des 
Hauses zu, und jeder Abgeordnete geht 
anläßlich der VOl'be.ceitun g seiner Re de in 
d as zu ständige Ministeri um und erkundigt 
sich, wie die Dinge stehen. Das gehört zur 
Vorbereitung der Ausführungen hier i m  Hohen 
Hause. (Abg. Gram : Jawohl I) 

Ich möchte also feststellen, daß kleine Ände­
rungsvorschläge gemacht werden und daß 
dann der Entwurf zur Begutachtung ver­
schickt wird. Wir hoffen, daß wir - der 
Hel'l Minister betreibt absolut nicht die Taktik 
der Verzögerung ;  sonst hätte er nicht jetzt 
schon die Entwü rfe umarbeiten lassen und 
sie noch nicht zur weiteren Bearbeitung vor­
bereitet -, sehr bald im Hohen Haus 
die Regierungsvorlage vorgelegt bekommen 
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und dann im Ausschuß darüber beraten kön- I eine gut funktionierende Justizverwaltung 
nen .  I eine der wesentlichen Säulen der Demokratie 

Ich hoffe, daß die jetzige Vorlage so beschaf- , sind. Aber e8 kann ebensowenig auch darüber 
fen ist, daß wir gemeinsam zur Beschlußfas- 1 einen Zweifel geben, daß dieses gute Funktio­
sung kommen können, denn es ist sehr not- nieren vor allem davon abhängig ist, ob die 
wendig - ich te.ile diese Ansicht durchaus -, notwendige Zahl ausgebildeter Richter, aus­
daß wir mit Teillösungen bald zu einer Gesamt- gebildeten nichtrichterlichen Personali; und 
reform des Familienrechtes kommen. der Justizwachebeamten vorhanden ist. Wir 

I h .. ht h h o o b d' R ht verlangen mit Recht - ich glaube aber, nicht 
c moc e nun aue noc u er le ec s- . . . . 

stellun d S h 1· h Ki d h A I nur WIr, dIe Abgeordneten m dIesem Hause, 
g e une e IC en n es sprec en. uc 1 . '  ., 

h ·  h S' . d b'tt ' ht "b  1 I sondern dIe gesamte Bevolkerung - von der ler - ne men le mIr as 1 e nIe u e - ,  " , 
. t b C 11 ' M" t "  E t f I JustIz rasche und grundhehe Arbeit IS e enla s 1m InIs erlUm eIn neuer n wur ' 
für die Regierungsvorlage erarbeitet worden, ,Oft wur?e in diesem Hause ,schon - ich 
in dem alle Grundsätze aufscheinen die im ermnere mICh : erst vor kurzem WIeder - Klage 
alten Entwurf enthalten waren, viellei�ht auch darüber geführt, daß Urteilsausfertigungen 
mit kleinen Abänderungen. oder die Erledigung von Anträgen nach Mei-

ofh d' ' ht' t P kt d , nung der Beschwerdeführer über Gebühr lanO' u uer Ie WIC IgS en un e wer en WIr . � 
k ' h' d A ' ht h b O Ob 

brauchen und zu lange auf SICh warten lassen 
eIne versc 18 enen nSlC en a en : u er 

. 

die Vaterschaftsfeststellung (Abg. Gram:  Das Ich möchte dazu sagen, daß auch ich weiß, 
ist gefährlich ! - Heiterkeit) , über die Rechts- daß solche Ausfertigungen manchmal lange 
beziehung des unehelichen Kindes zu seinen brauchen. Aber ich möchte dazu feststellen, 
Elternteilen und zu deren Familien, über die daß das nicht etwa die Schuld des Personals 
Regelung der Erziehung, der Pflege, der Ver- ist, das im Bereiche des Ressorts Justiz tätig 
sorgung und der persönlichen Umwelt des ist, sondern daß es daran liegt, daß wir gerade 
Kindes, oder aber über die verschiedenen Din- auch im Bereiche der Justiz bald schon an 
ge, die noch ausstehen, zum Beispiel über die einem chronischen Personalmangel leiden, 
Regelung des Erbrechtes, Überall, glaube ich, könnten wir einen Per-

Ich glaube, daß es hier heiße Eisen gibt und sonalmangel leichf,�r ertragen als ger�de im 
daß man sich hier auf halbem Wege treffen Sektor �ler JustIZ, denn wenn 'WIr auf 
muß, daß vielleicht manche Juristen noch dem Geble�e der Rechtspflege und des Straf­
eine Abänderung vorschlagen werden. Das vollzuges mcht alles tun, �m den entspl'echen­
ist mir aber nicht bekannt, das wird auch von den . Nachwuchs heranzubIlden und den erfot­
den Verhandlungen im Ausschuß oder auch derhchen Perso�alstand z?, erhalten, dann 
vom Begutachtungsverfahren abhängen ; der k�nn es doc� mcht ausbleIben, daß - viel­
Entwurf muß ja erst dem Begutachtungsver- leICht SC�?� m absehbarer Zeit - eine fühl-
fahren zugeleitet werden . bare Scharhgung des Ansehens der östelTei-

Sl'e s h I d ß ' J t' , .  t '  chisehen Rechtspflege eintritt, e en a so,  a 1m us IzmllllS erlUm 
doch rasch gearbeitet wird und da ß wir auch Wie ein Alarmruf klingt doch der Bericht 
auf diesem Gebiete einen Fortschritt verzeich- des Oberlandesgerichts präsidenten in lnns­
nen können, Ich darf die Frau Abgeordnete bruck, der, wie heute gesagt wu�de, darauf 
beruhigen : Es wird sicherlich zur Reform des aufmerks�m gemacht hat, daß dIeses Ober­
Familienrechtes kommen, Ich hoffe daß dies landesgerIcht Innsbruck bereits in Kürze nicht 
auch unter der Alleinregierung der' Österrei- me�r imstande sein wird, seine Aufgaben zu 
ch�schen . Volkspartei gelingen wird, (Be1Jall erfullen. 
be't der Ö V P.) Tatsache ist also - das hat auch der Herr 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Moser, Ich erteile es 
ihm, 

Abgeordneter Moser (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Ich möchte zunächst feststellen, daß ich mich 
zum Zwecke der Verfassung meiner Rede nicht 
an das Ministerium gewendet habe, damit hier 
nicht der Eindruck entsteht, Abgeordnete 
müßten erst Informationen aus dem Mini­
bterium erhalten, um hier im Hause etwas 
sagen zu können. 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube, es 
unterliegt ja überhaupt keinem Zweifel, daß 
eine gut funktionierende Rechtsprechung und 

M.inister im Ausschuß bestätigt -, daß Perso­
nal fehlt, Er sagte zum Beispiel, daß im 
Bereiche des Oberlandesgerichtssprengels lnns­
bruck 53 Dienstposten nicht besetzt sind, im 
Bereiche des Sprengels Graz 27 und des Ober­
landesgerichtes '\Vien, glaube ich, 38 Dienst­
posten, Das schaut natürlich der Zahl nach 
gar nicht so arg aus, '\Venn man aber weiß, daß 
der Personalstand in der gesamten Justizver­
waltung ja ohnedies sehr beengt ist, dann 
wird einem klar, was allein das Fehlen von 
27 Bediensteten im Bereiche rles Oberlandes­
gerichtssprengels Graz in Wahrheit bedeutet. 

Wir beschäftigen uns nicht zum erstenmal 
mit den Fragen, was die Ursache dieses Man-
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gels ist. Sie liegt darin - da teile ich die Auf­
fassung des Ministers -, daß gerade oie An­
fangsbezüge im öffentlichen Dienst, aber auch 
die Aufstiegsmöglichkeiten in manchen Berei­
chen so gestaltet sind, daß es heute weiß 
Gott keinen Anreiz für die jungen Leute mehr 
bedeutet, diesen Beruf anzustreben. Diese 
Anfangsbezüge, aber auch die Aufstiegsmög­
lichkeiten können mit den Möglichkeiten jn 
der Industrie, aber auch in anderen Gebiets­
körperschaften heute nicht mehr Schritt hal­
ten. 

Wenn wir aber wissen, was d ie Ursachen 
sind, und wenn wir auch wissen, was es 
bedeutet, falls hier nicht Wandel geschaffen 
wird, dann, glaube ich, darf man nicht nur 
davon reden, sondern da muß doch endlic'h 
auch etwas getan werden. Denn wir können 
noch fünf Perioden hintereinander reden :  

Mit dem Reden allein wird es nicht besser 
werden. Ich glaube , es muß endlich einmal 
darangegangen werden, die Fragen zu über­
prüfen, ob die heutigen Anstellungsbedinglln­

gen im öffentlichen Dienst das entscheidende 
Hindernis sind, und wenn ja ,  dann wird man 
sie verbessern müssen. Man wird prüfen 
müssen, ob die Aufstiegsmöglichkeiten so 
gestaltet sind, daß sie keinen Anreiz für die 
Menschen bilden, und wenn ja,  dann wird 
man sie ändern müssen. Denn das Klagen 
und das Reden über die Ursachen wird die 
Situation weiß Gott noch nicht verbessern. 

AußeI h alb dieser gnmdsäbr lichen Fragen 
aber, glaube ich, gibt es noch eine Reibe 
von Detailproblemen, die auch im Einzelfall 
oder in einzelnen Sparten eine Verbesserung 
herbeizuführen geeignet wären . Und , meine 
Damen und Herren, ich bin nicht so ein 
Illusionist, daß ich annehmen würde, diese 
Grundsatzfi'agen werden jetzt schon in ein 
paar Wochen oder in ein paar Monaten zu­
friedens teIlend geregelt sein. Nein, das wird 
meiner Meinung nach noch weitaus länger 
dauern. Aber ich bin deswegen auch nicht 
der Meinung, daß man quasi "nichts machen 
könne" ,  daß man "halt warten müsse" ,  bis 
die großen Fragen dann angegangen werden. 

Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
auf eine Reihe solcher Details aufmerksam 
gemacht und meine Anregungen dazu dort 
deponiert . Ich meine aber, daß bei der Be­
handlung der Detailprobleme natürlich nicht 
die Grundsatzfrage ausgeschaltet werden darf. 
Denn jene, die mit diesen Dingen täglich 
zu tun haben, die aus diesem Beruf kommen , 

die schildeIn uns ja sehr überzeugend, daß 
in Wirklichkeit natürlich die Grundsatzfrage 
zuerst geordnet werden müßte . 

Ich verstehe aber zum Beispiel folgendes 
nicht : Exekutionsbeamte bei den Gerichten 

sind in die Verwendungs gruppe D eingereiht . 
Sie streben seit langem einen " V dlstreckungs­
fachdienst " an, um in ihrer Spatte weiter­
zukommen, um in die Verwendungsgruppe C 
eingereiht werden zu können. In der Finanz­
verwaltung war es durchaus möglich, daß 
die Exekutionsbeamten in C eingereiht wurden. 
In der Justizverwaltung soll das nicht möglich 
sein ? Zumindest bis heute WM es offenbar 
unmöglich . Herr Minister ! Wir haben tInS 
ja im Ausschuß geeinigt : Weil Sie aus Zeit­
mangel nicht mehl' imstande waren - es 
war ja  ein Ausschuß nachher -, noch auf 
diese meine Detailfragen zu antworten, haben 
Sie mir versprochen, mir Ihre Stellungnahme 
schriftlich zu übermitteln. Sie haben Aie mir 
gestern übermittelt. Ich bin aber nicht mit 
allem einverstanden. Gerade zu diesem Problem 
teilen Sie mir nur mit, daß es beim Voll­
streckungsdienst früher einmal eine Ver­
wendungsgruppe E und daneben auch eine 
Verwendungsgruppe D gegeben habe, man 
habe die Verwendungsgruppe E ohnedies 
aufgelassen, und heute seien alle in D. Meine 
Frage, Herr Minister, war nicht : In welchen 
Verwendungsgruppen sind heute die Voll­
streckungsbeamten eingereiht ? ,  sondern die 
Frage war : Warum können Vollstreckungs­
beamte nicht in die Verwendungsgruppe C 
kommen, warum müssen sie in andere Sparten 
abwandern, um in ihrem Leben übeIhaupt 
weiterkommen zu können ? Warum ist es 
in einem Teil der öffentlichen Verwaltung , 

bei den Finanzbehörden, sehr wohl mög1ich, 

daß der Exekutionsbeamte in C eingestuft wird, 

nicht aber im Bereiche der Justizverwaltung 1 

Man könnte sagen : Da muß man also 
warten, bis eine neue Dienstzweigeverordnung 
oder was immer erlassen wird. Ja, man hat 
bei der Finanz auch nicht gewartet, und ich 
bin der Meinung, wenn mau dort auch nicht 
zu warten brauchte, dann hat man auch keine 
Ursache, im Bereich der Justizverwaltung 
unbedingt warten zu müssen, bis irgend. 
ein großes neues Werk geschaffen wird. 

Ich habe also schon gesagt, Herr Minister : 
Wir haben uns im Aus:,,!chuß geeinigt, daß 
Sie meine Anfragen schriftlich beantworten 
und zu meinen Anregungen einen schriftlichen 
Bericht geben. Und ich habe diesen Bericht 
erhalten. Ich habe allerdings beim Studium 
dieses Berichtes gefunden, daß eine Reihe 
der von mir aufgeworfenen Fragen entweder 
überhaupt nicht oder so behandelt wurde, 
daß es nicht den Kern trifft. Mag sein, 
Herr Minister, es war spät abends im Aus­
schuß, als zwischen uns beiden vielleicht 
ein Mißverständnis entstanden ist . Aber ich 
muß doch zu diesem Bericht ein paar Worte 
sagen. 
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Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
diese Frage der Einstufung der Vollstreckungs­
beamten in die Verwendungsgruppe C auf­
gerollt , und Sie schreiben mir dazu nur : 
Sie sind ja ohnedies alle in der Verwendungs­
gruppe D, E ist aufgelassen worden . 

Herr Minister, ich glaube, daß es wirklich 
an der Zeit ist, auch im Vollstreckungsdienst 
für einen guten Nachwuchs vorzusorgen. Sie 
schreiben in den allgemeinen Betrachtungen 
gerade so, daß weniger ein quantitativer , 
als vielmehr ein erheblicher qu alitativer Mangel 
beim PeI sonal vorliegt. Das klingt so, als 
wenn durch die Bedingungen des öffentlichen 
Dienstes fast eine negative Auslese getroffen 
würde. Aber wenn nun ein junger Mensch 
eintritt, kommt er in eine bestimmte Ver­
wendungsgruppe und weiß vom ersten Tage 
an, daß er nach 35 Dienstj ahren, so tüchtig 
er auch sein mag, noch immer nur in derselben 
Verwendungsgruppe sein kann Herr 
Minister, meine Damen und Herren : ich 
würde auch lieber diesem Dienst ade sagen 
und mich um etwas anderes umschauen, wo 
ich in meinem Leben auch weiterkommen 
kann. 

Wenn wir über einen qualitativen Mangel 
klagen, dann muß man auch den Anreiz 
schaffen, um qualitativ gutes Personal zu 
erhalten . Es wird Zeit, diese Frage nicht erst 
.im Zusammenhang mit der Grundsatzfmge , 
sondern allein für sich zu ordnen. 

Herr Minister ! Ich habe im Ausschuß 
auch die Frage des Einsatzes von "Springern" 
zur Sprache gebracht . Mir wird berichtet, 
daß Behördenleiter heute keine große Freude 
haben, junges Personal auf die Justizschule 
zu schicken, wo sie drei Monate lang aus­
gebildet werden sollen. Sie haben keine 
Freude, was ich menschlich begreife , weil ja 
dann niemand im Amt ist,  der die Arbeit 
macht. Wenn ohnedies die Dienstposten nieht 
besetzt sind, und dann gehen noch welche 
ein, z"vei, drei Monate weg auf die Schule, 
dann verzweifelt der Behördenleiter . Er weiß 
nicht, wer in dieser Zeit die Arbeit machen 
soll. Er tut nicht alles dazu, daß das Personal 
auf die Schule kommen kann. 

Aber ich glaube , daß die Überlegung, eine 
Springergruppe zu schaffen , die dann ein­
springt , wenn von einer solchen Behörde 
jemand drei Monate auf die Schule geht , 
die dort die Arbeit macht, damit sie nicht 
liegenbleibt , doch zumindest Diskussiollsstoff 
oder Diskussionsgrundlage sein sollte . Ich 
habe bedauerlicherweise in Ihrer Antwort 
auf diese Frage keine Meinung des Ministeriums 
oder Ihre persönliche Meinung erfahren können. 

Dasselbe, Herr Minister, tritt ein bei Ihrer 
Antwort auf meine Frage, ob denn die 

Mehrdienstleistungsvergütung nicht einfacher 
berechnet werden könnte als bisher. Ich habe 
im Ausschuß schon gesagt, man hat versucht, 
mir dieses System begreiflich zu machen. 
Ich wiederhole hier, was ich im Ausschuß 
gesagt habe : Ich habe es aufgegeben . Das ist 
eine Wissenschaft für sich, was alles wo wie 
berücksichtigt werden muß und daß alle 
Vierteljahre genauestens abgerechnet werden 
muß, daß ein Rechtspfleger zu soviel Prozent 
auf die Abteilung 1 und der Rechtspfleger 
für soundsoviel Prozent auf die Abteilung 2 
geht, daß ein Krankenstand über acht Tage 
beachtet wird, unter elf Tagen wird er nicht 
beachtet . Es ist eine äußerst komplizierte 
Wissenschaft. Es sind Journale von enormer 
Größe. Ich möchte nicht die Arbeitsstunden 
wissen, die verbracht werden müssen, allein 
um diese Aufzeichnungen zu führen und, 
das muß ja noch geprüft werden, dann auch 
zu prüfen . Ich habe, Herr Minister, angeregt, 
ob man das nicht vielleicht nur einmal jährlich 
machen könne. AUe Vierteljahre, das scheint 
mir doch ein bißchen viel. Das kommt aus 
einem Erlaß aus dem Jahre 1927. 

Herr Minister ! Sie sagen mir in Ihrer Ant­
wort, daß das Ministerium einer Pauschalierung 
dieser Mehrdienstleistungszulage nicht näher­
treten könnte . Ich habe niemals von einer 
Pauschalierung geredet. Ich sehe ein, daß 
die Mehrdienstleistung nachgewiesen sein muß. 
Aber das kann man nach meiner Vorstellung 
auch durch ein etwas einfacheres System er­
reichen, als einen hochqua1ifizierten Bearbeiter 
des Gerichtes separat einschulen zu müssen, 
diese Wissenschaft zu erlernen. (Abg. Doktor 
K ra nzlmayr:  Herr Kollege Moser, das ist 
keine Neuerung des jetzigen Justizministers !) 
Nein, ist keine Neuerung . Ich habe gesagt : 
das stammt aus dem Jahre 1 927 ; dort liegt 
also die Ursache. (Abg. Dr. K ran zlmayr:  
Auch von 1945 bis jetzt I) Das ist immer ver­
feinert worden. Aber deswegen sollte man 
sich auch den Kopf zerbrechen, ob man es nicht 
vereinfachen kann. Wir klagen, daß die 
Posten nicht besetzt werden können. Wir 
belasten aber hochqualifiziertes Personal mit 
solchen wissenschaftlichen Aufzeichnungen. 

Es wundert mich aber, daß es in der Ant­
wort des Ministers heißt : einer Pauschalierung 
kann das Ministerium nicht nähertreten. Nie­
mand hat von einer Pauschalierung geredet. 
(Abg. Dr. K ranzlmayr:  Aber wenn e8 jähr­
lich einmal kontrolliert wird, ist es eine Pau-
8chalierung l) Aber, Herr Dr. Kranzlmayr, 
das ist ein Vorschlag, über den man dis­
kutieren kann. Sie können anderer Meinung 
sein. Das bedeutet aber noch keine Pau� 
schalierung, 80nst müßte ich sagen, daß 
die vierteljährliche Abrechnung letzten Endes 
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für dieses Vierteljahr auch eine Pauschalierung 
bedeutet. Es ist also nur die Frage, ob man 
das einmal im Jahr oder viermal im Jahr 
macht, es ist eine Frage, ob man unter Um­
ständen für das Gericht pine Gesamtahrech­
nung macht und nicht abteilungsweise und 
es dem Behördenleiter unter Umständen über­
läßt, den Ausgleich innerhalb der Abteilungen 
des Gerichtes herbeizuführen. Das kann man 
diskutieren. Aber man kann nicht einfach 
hergehen und sagen : Das Ministerium kann 
dieser Pauschalierung nicht nähettreten. Ich 
glaube doch, daß das Fragen sind, die auch 
geprüft, überlegt, diskutiert und geordnet ge­
hören. 

Herr Minister ! Sie schreiben mir auch : 
"Die Vermehrung der W 2-Posten ist ein 
Anliegen der Justizverwaltung. Es wird weiter­
hin versucht, die Zahl der dienstführenden 
Beamten zu erhöhen , so wie es überhaupt 
ein stetes Bemühen der JustizverwaJtung ist, 
die Strafvollzugsanstalten personell ent­
sprechend zu verstärken."  

Ja, Herr Minister, diese Behauptung des 
Ministeriums steht aber doch in krassestem 
Widerspruch zum Budget 1967 und zum 
Dienstpostenplan 1967 . Ich habe mir den 
noch einmal angesehen. Nicht eine einzige 
Vermehrung der Dienstposten der J ustiz­
wache und nicht eine einzige Vermehrung 
von W 2-Posten ist im Budget vorgesehen. 

darauf nein gesagt hat, weiß ich auch nicht. 
( Abg. Pro b s t :  K ranzlmayr muß es anscheinend 
wissen !) Es redet das Finanzministerium 
mit, es redet das Bundeskanzleramt mit und 
so weiter. Der Herr Minister soll also sagen, 
welche Stellen ihm diesen Wunsch abgelehnt 
haben, welche Stellen die Ursachen dafür 
sind, daß keine solche Postenvermehrung 
eingetreten ist. (Abg. Dr. K ranzlmayr:  
Das ist ein Armutszeugnis, wenn Sie das nicht 
wissen ! - Gegenrufe bei der S PÖ.) 

Herr Kollege Kranzlmayr, Sie wissen ja 
sehr genau, daß wir in der Justizwache große 
Schwierigkeiten haben. Der Herr Minister 
klagt, daß er nicht genügend gutes Personal 
bekommt. Das Personal geht weg, weil es 
dort keine Aufstiegschancen sieht. Daher 
sagt er auch mit Recht : Eine Vermehrung 
der W 2-Posten der dienstführenden Beamten 
wäre dringend notwendig. Ja, wir wissen das. 
Aber geschehen tut nichts. Das Personal geht 
weg, das Personal geht fort, die Schwierig­
keiten haben dann die Verwaltung und die 
Justiz. (Abg. Dr. K ranzlmay r ,'  Herr Kollege 
M oser ! Lesen Sie die Protokolle der vergan­
genen Jahre, solange ein Sozialist J ustiz­
minister war ,' Immer dieselbe Sorge !) Kollege 
Kranzlmayr ! Erinnern Sie sich, wir haben 
in der vergangenen Budgetdiskussion Über­
einstimmung erzielt, daß Sie und daß ich 
ein Problem, nämlich das Gefängnis meister­
problem, aufgerollt haben. Sie sagten das 

Sie sagen also, es ist das ein Anliegen des vor mir, ich sagte es ruhig hinter Ihnen. Es 
Minjsteriums. Ich glaube Ihnen. Ich glaube ist uns heiden gelungen, dieses Problem da­
Ihnen auch nach Ihrer schriftlichen Dar- durch, daß wir hier darüber geredet haben, 
stellung, daß Sie der Meinung sind, daß eine zu bereinigen . Ich gebe die Hoffnung nicht 
solche Postenvermehrung notwendig ist. auf, daß, auch wenn im vergangenen Protokoll 

Aber jetzt frage ich Sie, Herr Minister : dieselben Sorgen schon verzeichnet sind, durch 
Wenn Sie mir das schreiben, dann muß ich das Reden hier im Hause vielleicht doch ein 
annehmen, daß Sie sich auch in den Be- Schritt weiter getan wird. Ich lade Sie ein, 
ratungen, in den Vorverhandlungen zum Bud- Kollege Kranzlmayr , mich in dieser Be­
get dafür bei Ihren Ministerkollegen, die ja mühung auch zu unterstützen. (Beifall bei 
dann mitreden können, eingesetzt haben. der SPÖ. - Abg. Dr. K ranzlmayr:  Ich 
Und dann frage ich Sie, Herr Minister : Wer habe mich nur dagegen gewehrt, daß Sie nicht 
ist also schuld, daß im Budget keine Posten- wissen, wer schuld daran sei !) Es können 
vermehrung, keine W 2-Postenvermehrung mehrere Komponenten sein und mehrere 
und keine generelle Posten vermehrung ein- Stellen. Ich hätte gerne die Stelle gewußt, weil 
getreten ist ? Denn nach Ihrer Darstellung ich glaube, daß man auch einmal zu diesem 
liegt es nicht am Justizministerium. Ich Kapitel konkret sagen muß, warum diese 
würde Sie bitten, die Güte zu haben, mir Stelle das verhindert. (Abg. M ayr,'  Warum 
zu sagen, welches Ministerium dann hier · haben Sie nicht dieaelbe Frage schon an Ihren 
die Ursache dafür ist, daß eine solche Ver- j{inister gestellt ? - Abg. Probst ,' Ihr habt 
mehrung nicht Platz greift. (Abg. Dr. K ranzl- immer den Eindruck erweckt, daß der so­
mayr:  Herr Kollege, kennen Sie sich da auch zialistische Justizminister schuld ist ! Dann 
so wenig aus wie bei Gericht ?) Der Herr machen l('ir gemeinsam die Feststellung ,' der 
Minister schrieb mir, Herr Kollege Kranzl- Finanzminister ! Aber zu dieser Feststellung 
mayr, daß er sich bemüht. (Abg. Dr. K ranzl- I kommt ihr nicht, das traut ihr euch nicht zu 
mayr :  Ich weiß, ich weiß !) Wenn er sich sagen ! Das iöt das Problem !) Wenn Sie, 
bemüht, muß er doch in den Vorverhand- Herr Abgeordneter Mayr, fragen , warum man 
lungen darüber irgendwo geredet haben. Wo das nicht früher unter der Ära sozialistischer 
er geredet hat, weiß ich nicht. Wer ihm Justizminister gemacht hat (Abg. Dr. Broda:  
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Wir haben jedes Jahr den Dienstpostenstand fall ist, wurden in der Vorrückung die bei den 
erhöht I) , dann schauen Sie einmal nach, wie erwähnten Richtergruppen gleichgestellt ." 
systematisch unter sozialistischen Justiz-
ministern die Posten in der Justizwache zum 

Herr Minister ! Das haben wir gewußt. Das 

Beispiel vermehrt worden sind. Der Stopp ist 
ist damals mit Absicht gemacht worden, als 
im Jahre 1960 das Gesetz geschaffen wurde, ja erst jetzt eingetreten, seit wir eine Einfar- in der Meinung, daß es nur eine kurze Lebens­benregierung auf der Regierungsbank haben. 

(Abg. W e i khart : Seit es "leichter ist" in der 
dauer haben werde und daß nur wenige Per-

R . sonen nach diesem Gesetz vorzeitig zum eg�erung I) Richter ernannt werden. Nun ist dieses Ge-Ich lade Sie ein mitzuhelfen, wenn Sie 
dieselben Sorgen und Klagen haben. Sie 

setz, wenn ich mich recht erinnere, schon 
zweimal verlängert worden, es soll heuer haben es sogar leichter als ich, mit Ihren mit Ende Dezember ablaufen. Es sind aber Ministern über diese Frage zu red eIl. Ich bin nicht ein paar junge Richter, die ernannt 

gar nicht darauf aus, Kollege Kranzlmayr , 
daß etwa ich einen Erfolg habe, nein, mir 

wurden, sondern es dreht sich um, glaube ich, 
mehr als 200 junge Richter. 

geht es um die Sache, daß die Justiz den Er-
folg hat, daß das Personal in unseren An- Meine Damen und Herren ! Ich verstehe 
stalten nicht überlastet wird, daß wir eines wirklich nicht : Durch die Ernennung 
gutes Personal bekommen und daß wir end- verlangen wir die volle Verantwortung eines 
lich von der übermäßigen Belastung des Richters, die volle Leistung eines Richters, 
Personals und von der Flucht in andere Be_ aber wir sagen : Deine Vorrückung kriegst 
reiche erlöst werden. (Beifall bei der SPÖ.) du erst um ein Jahr später ! Die Ernennung 

Ich habe auch keine Antwort auf meine zum Richter nach vier Jahren Dienstzeit war 
Frage erhalten : Was kann denn das Mini- überJegt, aber aus der Not heraus konnte 
sterium tun, um diese unzumutbaren Ver- man das nicht halten. Man mußte das vor­
hältnisse auf der derzeitigen Justizwachschule verlegen, um keinen zu großen Mangel an 
zu verbessern ? Ich höre, daß der Zustand Richtern zu haben. Wir verlangen zwar 
dieses Objektes so sei, daß es geradezu als die volle Verantwortung und Arbeitsleistung, 
Zumutung empfunden werden muß, diese aber ich muß sagen, ich fühle mich gar nicht 
Schule zu besuchen. Sie haben zwar im Aus- wohl dabei : Wir enthalten ihnen hier eigent­
schuß gesagt, Herr Minister, es wäre ja be- lieh ein Jahr Vorrückung vor. Ich glaube, 
absichtigt, ein neues Schulgebäude im Zu- das ist ein Unrecht, das man nicht daInit 
sammenhang mit einem anderen großen Pro- abtun kann, auf die Motive des seinerzeitigen 
jekt zu errichten, aber es habe Schwierig- Gesetzes zu verweisen, das in der Annahme 
keiten gegeben ; die Gemeinde, in der dieser geschaffen wurde, daß nur ganz wenige ganz 
Grund in Aussicht genommen war, wehrte kurze Zeit darankommen und daß dieses 
sich, daß diese Institution dorthin kommt. Gesetz nur ganz kurze Geltung haben soll .  
Man muß einen neuen Grund erst suchen. Wenn das stimmt, meine Damen und Herren, 
Na, bei der Situation wird es noch lange was der Herr Abgeordnete Zeillinger gesagt 
dauern, bis wir eine neue Justizwachschule hat, daß erwogen wird, eine Art von Protest,­
haben werden, die allen Anforderungen ent- aktion zu veranstalten, dann muß ich sagen : 
spricht. Ich frage aber : Was kann man in Hat es das Ministerium, hat es die Regierung, 
der Zwischenzeit tun - denn es dreht flieh hat es das Parlament nötig, Protestresolutionen 
ja hier um Jahre -, um gewisse Verbe5serun- oder Protestaktionen von Richtern in Ö8ter­
gen herbeizuführen 1 Ich habe keine Antwort reich über die Bühne gehen zu lassen 1 Das 
darauf erhalten. kann doch nicht richtig sein. Wir sollten 

Heute hat der Herr Abgeordnete Zeill inger der Forderung, daß die automatische Vor­
bereits die Frage Biennium - Triennium rückung ab dem Tage der Ernennung zu 
bei den jungen Richtern angeschnitten. Herr laufen beginnt, wirklich Init gutem Gewissen 
Minister ! Sie haben mir dazu geschrieben : Rechnung tragen. 

"Hier ist auf die Motive des Bundesgesetzes Wenn wir uns die Frage stellen, ob wir 
vom 13.  Dezember 1960 . , . zu verweisen, gutes Personal haben wollen, dann müssen 
denen auch heute noch volle Gültigkeit zu- wir auch den Mut haben, die Detailfragen 
kommt. Das zitierte Gesetz ist ein Aus- und die finanziellen Fragen zu lösen. Das 
nahm�gesetz und hat die Ernennung von wird Geld kosten. Aber ich glaube, es ist 
Richtern nach Zurücklegung eines nur drei- leichter, das Geld aufzubringen, als ein ram­
jährigen Vorbereitungsdienstes gestattet. Um poniertes Ansehen der Verwaltung und im 
diese Richtergruppe nicht besserzustellen als besonderen der Justiz wiederaufrichten zu 
aUe jene, die nach Vollendung einer vier- können. (Beifall bei de'r SPÖ.) Wenn wir 
jährigen Dienstzeit zum Richter ernannt wur- kein gutes Personal wollen, wenn 'wir das 
den, was der gesetzlich vorgeschriebene Regel- Personal nicht 80 bezahlen, wie es in der 
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heutigen Zeit gerechtfertigt ist, wird das 
Personal weiterhin abwandern und das An­
sehen ehenfalls. Wir Sozialif:'ten - und das 
erklären wir hier wieder - sind seit jeher 
bereit gewesen, den ersten Weg zu gehen. 
\Vir wollen gutes Personal, wir wollen für 
gute Leistung aber auch anständige Bezahlung 
haben. (Be�f(lll bei der SPÖ.) Meine Damen 
und Herren ! Diesen Weg, den wiI in der Ver­
gangenheit vertreten haben, werden wir auoh 
in Zukunft. vertreten . Wir werden jeder 

solchen Maßnahme gerne unsere Zustimmung 
geben. 

Und nun zu ein paar anderen Fragen . 
Die Diskussion um das Kapitel Justiz kann 
nicht vorübergehen , ohne ein paar kritische 
Bemerkungen zu der Amtsführung des der­
zeitigen Ministers zu sagen. Herr Minister ! 
Sie haben in der Öffentlichkeit nicht erst jetzt, 
sondern schon vor einiger Zeit wiederholt 
erklärt, daß Sie es ablehnen, von Threm Wei­
sungsrecht Gebrauch zu machen. Ich habe Sie 
von dieser Stelle aus bei der Behandlung des 
Kapitels Justiz für das henrige Budget gefragt , 
ob das auch heißen soll, daß Sie sich auch dort 

in diesem Falle das Hecht haben soll , ein solches 
Auslieferungsbegehren zu stelleIl . ( Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren ! 
Das ist alles,  bevor der Ausschuß entscheidet ! 
Ich frage daher . . .  (Abg. Dr. K r a n z l rn a y ·r :  
Herr Kollege Mose1' ! Aber eines haben Sie 
vielleicht nicht gew·ußt oder gehört : daß auch der 
Protei'isor N owakowski ein solches Gutachten 
abgegeben hat /) Ich sage Ihnen , Herr Dr. Kranzl­
mayr : Wenn das stimmt, was ich gelesen habe, 
dann rinnt mir ein Schauer über den Rücken 
( Zwischenruf des Abg. Kern) ,  denn das 
wäre bisher erstmalig gewesen, daß,  bevor 
ein Ausschuß entscheidet, dem eine Sache 
hier zugewiesen worden ist, versucht wird, 
hintenherum die Entscheidung dieses Ausschus­
ses unmöglich zu machen ! (Abg. Machunz e :  
Aber ne'in ! - Gegenr-uj be·i der SPÖ : Na net t) 
Wenn der Untersuchungsrichter bewogen wer­
den soll, das Ansuchen zurückzuziehen, Herr 
Abgeordneter Machunze, dann hat der Ausschuß 
keine Basis mehr, darüber zu befinden, ob dem 
Antrag stattgegeben wird oder nicht. Aber bit!­
her wurden diese Meldungen auch nicht demen­
tiert. 

der V �rpfl.ichtung entziehen wollen, hart und Und nun ftage ich : Was sagt dazu der 
entschieden einzugreifen , wo dies erforderlich Bundesminister für Justiz 1 Schweigt er 1 
ist und vielleicht auch nur mit Hilfe ent- (Ruf bei der SP(J : Er schweigt !) Bisher hat er 
sprechender 'Veisungen möglich sein wird. geschwiegen. Aber wenn Sie in dieser Frage 
Ich habe damals gesagt, ich denke da vielleicht schweigen , Herr Minister, dann kann das für 
- ohne daß ich eine Ahnung hatte - an Kor- mich auch eine Antwort sein. Ich glaube aber, 
ruptionsfälle,  an den Streng berg-Skandal, an daß es richtiger und vernünftiger wäre und 
Kartellvergehen , an Wirtschaftsprozesse und daß die Opposition in diesem Hause ein Recht 
solche Dinge. Ich glaube, Herr Minister, daß darauf hat, von Ihnen in dieser Frage auch 
das nicht mehr Ihre alleinige Sache ist, denn eine klare Antwort zu bekommen. ( Beifall 

ich kann mir auch heute noch nicht vorstellen, bei der SPÖ. - Abg. Dr. J. Grub e r : Wem soll 
daß Sie der Meinung sein sollten, daß diese er denn eine Antwort geben ?) Er soll uns mittei­
sicher auch für Sie nicht angenehmen Dinge len, ob die Behauptung wahr ist , daß hier 
von Ihnen einfach beiseite geschoben weI den, Versuche unternommen werden, den Unter­
daß Sie sich auf den Standpunkt stellen : suchungsrichter zu bewegen, dieses Auslie­
Davon mag ich möglichst wenig erfahren, ferungsbegehren . . . (Abg. Dr. J. Gru b e r :  
damit ich möglichst wenig aktiv zu werden Sie haben. gesagt, er soll vom Weisungsrecht 
brauche ! Gebrauch machen I) Ja, vielleicht auch, wenn es 

. . , .. . notwendig ist. (Abg. Dr. Kranzlmayr :  
Ich . glaube, e s  ware . Je�z� hochste �elt, I Verdächtigen Sie den Justizminü.ter nicht !) 

daß SICh auch der JustlZmllllster zum � ort Und wenn es so ist, wie der Herr Abgeordnete 
meldet, denn aI? 23. �ovember des heurIgen Zeillinger heute gesagt hat, daß die Bevölke­
Ja��s wurde em Ausbef�r�ngsbegehren vom rung draußen schon der Meinung ist : Aus dem �'asldente� dem Immum�atsausschu� zuge- ganzen Bauskandal wil d eh nicht viel heraus­
WIeSell. DIeser Ausschuß 1st noch mcht zu- kommen, das versandet jetzt irgendwie, da 
sammengetreten. Nun lese ich in Zeitungen, hört man nichts mehr ! ,  und wenn er meinte : 
daß der Untersuchungsrichter in Innsbruck, Da wird schon irgend etwas wieder berichtet 
der dieses Auslieferungsbegehren gestellt hat, werden ! _ wenn es so ist, dann, glaube ich, 
bewogen werden soll, dieses Auslieferungs- ist es Zeit, daß der J Ilstizminister, 
begehren zurückzuziehen . Ich höre und lese der ja sonst nicht so redescheu oder so schreib­
weiter (Ruf bei der SPÖ : " Rechtsstaat I") ,  scheu ist, in aller Öffentlichkeit zu diesen Fra­
daß angeblich ein Professor Winkler ersucht gen auch einmal von seiner Warte klar Stellung 
worden sein soll, ein Gutachten darüber abzu- nimmt. 
geben, ob denn der behauptete Tatbestand 
überhaupt eine strafbare Handlung ist oder Meine Damen und Herren ! Da fliegt wirk­
ob denn überhaupt der Untersuchungsrichter lieh ein gigantischer KOIruptionsskandal vor 
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wenigen Wochen auf. Der Minister weiß 
davon nichts. (Zwischenruf des Abg. Dr. J. 
Gruber. }  Erhatunsdochül1Ausschuß gesagt, daß 
er erst �m 17 .  Oktober - darf ich wiederholen : 
durch einen Dienstreiseantrag, nicht einmal 
genau - überhaupt davon erfahren hat ! 
( Ruf : Was hat der Bruda gemacht ? Was ha,t 
der Czettel gemacht ? Niemand hat etwas ge­
macht ! - Abg. Gabrie l e :  Niemand hat es 
gew'ußt !) 

Da fliegt vor diesem Bauskandal noch ein 
Riesenskandal um den G.3schäftsführenden 
Landesparteiobmann der ÖVP in Niederöster­
reich auf, der unter anderem beschuldigt wird, 
80 Millionen Schilling, die dem Land Nieder­
österreich gehören, verschoben zu haben. 
(Ruf bei der spO : " Wie heißt der Herr ?") Was 
geschieht 1 Gar nichts geschieht ! Dieser saubere 
Herr kann noch auf Urlanb fahren ! (Heftige 
Zwischenrufe bei der () VP. A bg. 
Guggenberger : Sub judice !) 

U nd für den NEWAG-Wirtschaftsprüfer, 
der in diese Müllner-Gesch äfte verwickelt 
war, da hat der Rechnungshofbericht und das 
vorhandene Material, scheint es, doch völlig 
ausgereicht, um eine Verhaftung wegen Ver­
abredungsgefahr auszusprechen,aberder Haupt­
schuldige an der Sache ist noch immer auf 
freiem Fuße. Ist er es deshalb, fragen sieh die 
Leute SChOll, weil er noch immer Landes­
obmann des ÖAAB in Niederösterreich ist 1 
(Abg. Dr. Kranzlmayr:  Dann fragen S:e den 
Untersuchungsrichter !) Gilt die Vel abredungs­
gefahr nur für bestimmte Kreise ? Gilt sie nicht 
für den Herrn Müllnel' ? (Abg. Dr. Withal m :  
Ich mache Sie a'll,fmerksam : Sie mischen sich 
in ein schwebendes Verfahren ein ! Das z'u beur­
teilen ist nicht Ihre Sache ! - Abg. Dr. Kranzl­
mayr:  Da,'! ist die Ju,.'ltiz, die Sie haben wollen, 
daß Sie bestimmen, wer eingesperrt wird !) 0 
nein ! (Abg. Dr. K ranzlmayr:  Selbstverständ­
lich !) Nein ! 

Meine Damen und Herren ! Tagelang wußte 
man überhaupt nicht , wo sich der Beschuldigte 
aufhält. (Ruf bei der () V  P :  Wieso ? - Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Wi thalm.) Bei einem kleinen 
Kassier, bei einem Buchhalter, bei dem 500 S 
fehlen, da ist plötzlich die Verabredungsgefahr, 
die Fluchtgefahr gegeben ? (Abg. Dr, K ranzl­
mayr:  Sagen Sie das dem Untersuchungs­
richter, den zuständigen gerichtlichen Behörden !) 

Endlich, nachdem Monate hindurch die 
haarsträubendsten Dinge über die Geschäfts­
führung bekanntgeworden sind, wurde eine 
Hausdurchsuchung durchgeführt ; natürlich 
ohne Ergebnis. Wer hätte etwas anderes er­
wartet 1 Wer könnte auch annehmen, daß der 
Betreffende belastendes Matedal en masse 
in seiner Wohnung zurückläßt, bevor er sich 
unbekannten Aufenthaltes abgesetzt hat 1 

Ich frage nun, wann endlich auch in diesel' 
Frage der Minister einmal das Wort ergreift. 

Ich frage Sie, Herr Minister : Sind beim 
Ministerium Anzeigen eingegangen ? Sind beim 
Ministerium Sac hverhaltsdarstellungen depo­
niert worden ? \Vas ist mit denen geschehen ? 
Hat die der Staatsanwalt bekommen ? Hat er 
sie mit einem Begleitschreiben bekommen 
oder einfach übergeben erhalten ? Was ist in 
dieser Sache im Ministerium bekannt ? Was 
ist durch das Ministerium veranlaßt worden 1 
(Ru! bei der S p() : Nichts !) 

Da wird so groß geredet von dem harten 
Durchgreifen. Wir sind absolut der Meinung, 
ganz gleich, in welcher politischen Partei ein 
solcher Mann steht, es muß und soll hart durch­
gegriffen werden ! Aber wir sind der Meinung : 
In jedem Falle ! Nicht mit Ausnahmen, 
nicht mit Hintertürln, Rondern in jedem Falle 
(Beifall bei der SP() - Abg. Dr. Wi thalrn:  
Da werden Sie recht haben ! In jedem Falle 
und in jede·r politischen Richtung, 'Wovon Sie 
überze'ugt sein können !) , und wir laden Sie ein ­
wir haben es hier damals schon, Herr General­
sekretär, erklärt -, wir laden Sie ein, dasselbe 
zu tun, was die Sozialisten gemacht ' haben 
(A bg. Dr. Wi thalm :  Wir sagen zu ohne RÜ?k­
sicht auf die politische Richt'ung !) : BefreIen 
Sie sich von diesen Leuten in Ihrer Partei ! 
(Zwischenruf des Abg. Ing. Häuser  . . -A bg. Dr. W i t ha lm : Das sagt er gerade ! N wht 
ich habe das gesagt !) Herr General­
sekretär ! Der Herr Abgeordnete Czer­
netz hat Ihnen den VOlwurf gemacht, daß Sie 
sich nicht befreien können von diesen Leuten. 
Er hat ausdrücklich gesagt : Niemand ist gefeit, 
keine Partei kann gefeit sein, aber was wir 
Ihnen zum Vorwurf machen, ist, daß Sie sich 
von diesen Menschen nicht lösen können , d aß 
Sie sich von sc lehen Menschen nicht befreien 
können. (Beifall bei der SP(). - A bg. Dr. Wi t. 
hal m :  Ich bin neugierig, ob Sie sich befreien 
können l - Abg. Ing. Kunst :  Die Kleinen 
werden sofort verhaflet, und die Großen läßt 
man mona.tela'ng laufen ! - Ruf bei der (j V P : 
Die sind ja noch nickt verurteilt ! - Abg. 
We i k h ar t :  Sie werden doch nicht behaupten, 
daß der Müllner unsch-uldig sein soll ! - Abg. 
Dr. Withalm:  Das weiß ich nickt ! Das ist 
nicht meine Sache, sondern es ist Sache der 
Gerichte, das zu beurteilen ! - Abg. Probst : 
Da sagen Sie, es wird hart zugegriffen, wenn 
Sie nichts wissen ! - Abg. Weikha rt :  Warum 
ist er fr'istlos entlassen worden ?) 

Meine Damen und Herren ! Es wird ja noch 
bunter. Da lese ich auch in einer Zeitung, 
daß in dieser Sache, in dieser Müllner-Sache, 
angeblich zwei Interventionen bei den Justiz ­
behörden vorgekommen sein sollen. Wenn 
Zeitungen das schreiben, bill ich der Meinung : 
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So ganz aus den Fingern können sie das ja 
auch nicht saugen. Vielleicht sind sie falsch 
informiert. Aber meine Frage an den Herrn 
Minister ist : Herr Minister ! Wissen Sie von 
solchen InteI ventionen 1 (Abg. Li bal:  
Nein ! Er "kann es nicht" wissen 1 ) Und 
wenn ja : Welcher Art sind diese Interventionen 
gewesen in dieser Sache ? (Abg. Dr. Witha lm:  
Was fragen Sie den Minister, wenn Sie es eh 
wissen ? Sie antworten statt dem Minister ! Ein 
gescheiter Mann I. muß ich sagen ! Er fragt den 
Minister und sagt die Antwort tür den 
Minister !  - Ruf bei der SPÖ : Der Withalm 
informiert ihn ja schlecht I) 

Ich frage auch wirklich : Warum 
funktioniert denn der Apparat bei 
dem ehemaligen Geschäftsführenden Landes­
obmann der ÖVP Niederösterreich und, wie 
ich glaube, noch heutigen Landesobmann 
des ÖAAB nicht ebenso schnell - das fragen 
sich doch auch draußen die Leute - wie bei 
einem kleinen Kassier oder bei einem Buch­
halter 1 Ich. glaube, hier muß und hier soUte der 
Minister einmal ein sehr deutliches Wort 
sagen. Auf dieses Wort wartet nicht nur das 
Hohe Haus oder zumindest nicht 
nur die Opposition in diesem Hause, 
sondern es wartet auch die gesamte 
Öffentlichkeit auf ein solches Wort. (Abg. 
Dr. Kranzlmayr :  Jetzt sind Sie wieder für 
das Weisungbrecht, voriges Jah1· waren Sie 
dagegen 1 Heute s'ind Sie wieder dafür I) Kc l­
Iege Kr-anzlmayr ! Ich bitte Sie , die Protokolle 
vom vorigen Jahr nachzulesen. (Anhaltende 
Zwischenrufe. ) 

Herr Minister ! Ich darf Ihnen zum Schluß 
noch sagen : Als Sie vor mehr als 200 Tagen 
Ihr Amt angetreten haben, haben wir Ihnen einen 
gewissen Vertrauensvorschuß mitgegeben. (Ruf 
bei der SPÖ : Die Zeiten ändern sich 1 - Abg. 
Ni m m e r vo l l :  Die Zeiten ändern sich, ja I) 
Die etwas mehr als 200 Tage hinter uns lassen 
mich sagen, Herr Minister, daß Sie auf dem 
besten Wege sind, diesen Vertrauensvolschuß 
zu verspielen . (Lebhafter Beifall bet: der SP().) 

Präbident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Machunze. Ich erteile 
es ihm. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß die Sit­
zung um 14 Uhr unterbrochen wird. 

AbgeordneterMachunze (ÖVP) : Hohes Haus ! 
An sich wäre es sehr verlockend, zu den Aus­
führungen des Kollegen Mosel' einiges zu sagen. 
( Abg. Ben  y a :  Das würde sehr schwer sein, Herr 
Kollege I) Nein, nein, Herr Präsident, absolut 
nicht ! Ich bin der Meinung - und dieser 
Meinung war ich auch zu einer Zeit, als ein 
Sozialist das Justizressort verwaltete - : 
Das Parlament hat kein Urteil zu fällen ! 

(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ing. Häuser :  
Das hat zu  Skandalen zu  schu.'el:gen, insbe80ndere 
wenn sie von der ÖVP-Seite kommen ! Das ist 
Ihre Meinung ! -Abg.Guggenberger :  Wir kön­
nen uns nicht als Volk8gerichtsho/ konstituieren I) 
Kollege Häuser, .  lassen Sie mich ein Beispiel 
sagen. (Abg. W e ikhar t :  Sie verteidigen noch im­
mer den M üllner ! Er hat Ihnen anscheinend zuwe­
nig angestellt ! - Zwischenruf des Abg. Dr. Wi t­
halm.) Kollege Häuser ! Am vergangenen 
Sonntag stand in den Zeitungen, daß ein 
Betriebsratskassier schwer in die Kasse ge­
griffen und Arbeitergelder gestohlen hat. Ich 
werde aber nie in Verdacht kommen, aUe 
Betriebsratskassiere pauschal verdächtigen zu 
wollen, weil es irgendwo einmal einen daneben 
gegeben hat ! (Abg. Weikhart : Müllner gibt 
es nur einen I) Aber es hat einen Stadtrat in 
Klagenfurt gegeben, Herr Staatssekretär Weik­
hart ! (Abg. We i k h ar t :  Der 1:8t verurteilt wor­
den ! Den haben wir hinausgewot'/en ! Den haben wir 
nicht in Schutz genommen ! - Abg. Dr. K ranzl­
mayr:  Aber der Müllner ist noch nicht vernrteilt !  
Das ist der Unter.qchied l - Abg. Weikhar t :  
Der ist auch gleich verhaltet worden 1 - Ruf 
bei der S PÖ : Der ist angezeigt worden ! -
Abg. Weikhar t :  Fragen Sie den Bürgermet:ster 
von Klagen/urt, der die Anzeige er­
stattet hat I) Meine Herren ! Sie können 
mir Vorwürfe machen, soviel Sie 
wollen, aber eines werden Sie mir nicht 
bestreiten können : In der Demokratie hat 
über Schuld oder Unschuld eines Staatsbürgers 
ausschließlich das Gericht zu entscheiden 
und sonst niemand ! (Beifall bei der (j V P. -
Abg. Ing. Häuser :  Aber die Anzeige machen ! ­
Abg. Weikhart : Hier kann da8 Parlament 
nicht schweigen 1 - Abg. Ing. Kunst :  Hat das 
Gericht ein A usUeferungsbegehren gestellt ? War­
um wird ihm nicht. stattgegeben ? Weil Sie 
schützend überall über die Korr'uption die 
Hände Jw.lten I) Der Ausschuß wird zusammen· 
treten, wenn es einmal so weit ist, Herr 
Abgeordneter Kunst ! 

Meine Damen und Herren ! Heute vormittag 
hat mein Parteifreund Dr. Hauser zur Frage 
des Pressegesetzes gespIOchen. Als er bei dieser 
Gelegenheit davon sprach, daß man überlegen 
sollte, bei der Neufassung des Presserechtes 
an einen Befähigungsnachweis zu denken, hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Broda den Zwischen. 
ruf gemacht, das käme einem Numerus claustls 
gleich. (Abg. Dr. Brod a :  Ist auch meine Über­
zeugung I) Herr Abgeordneter Broda ! Ich darf 
Ihnen folgendes sagen : In der Schweiz muß 
ein Journalist, der diesen Beruf ausüben will , 
in die Berufsliste eingetragen sein. 

Wie ist denn heute bei uns die Situation 1 
Ich bin ein leidenschaftlicher Anhänger der Pres­
sefreiheit. Aber wenn man einen Befähigungs. 
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nachweis für einen Journalisten verlangt, kann 
man nicht sagen, daß das einem Numerus clau­
sus gleichkäme, denn, Herr Abgeordneter 
Broda, wenn in Wien ein Tischlermeister oder 
ein Schneidermeister odel ein Schuhmacher­
meister ein Geschäft aufmachen wil1, dann muß 
er nachweisen, daß er sein Handwerk gelernt 
hat. Aber in Österreich kann heute jeder 
öffentliche Meinung machen, den Bundes­
präsidenten und die Politiker in Grund und 
Boden verdammen (Abg. Benya: Haben Sie 
weidlich gemacht bei der Präsidentenwahl ! ) , 
kann jeder verdammen, ohne daß er irgendwo 
nachzuweisen hat, daß er versteht, öffentliche 
Meinung zu machen. (Abg. Dr. Broda : Herr 
Kollege ! Wer soll denn ZuJa6sungsbehörde wer­
den ? Man kann doch die J o'urnalisten nicht 
konzel�sionieren ! - A bg. C ze t t e l :  Das H andel8-
ministerium !) Nein, nein ! Herr Abgeordneter 
Broda ! Ich bin Mitglied des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes und ich war jahrelang 
im Vorstand der Jo urnalistengewerksc haft. 
Ich weiß, welche Möglichkeiten es gibt und wie 
das Problem dort diskutiert wurde. Fragen 
Sie einmal Ihren Parteifreund Günther Nenning, 
der wird Ihnen dazu seine Meinung sagen. 
(Abg. Dr. Broda :  Ich habe größte Hochachtung 
vor der Gewerkschaft, aber ich würde nie einer 
Gewerkschaft8organisation das Recht einräumen, 
zuzulassen, wer in Osterreich schreiben und reden 
darf ! Das ist nicht möglich ! - Zustimmung 
bei . der SPO. - Abg. Dr. Withalm:  Das hat 
er auch nicht behauptet !) 

Meine Damen und Herren ! Darüber kann 
man diskutieren, und darüber soll man disku­
tieren, Herr Abgeordneter Broda. 

Eine Demokratie ohne Pressefreiheit ist 
nach meiner Meinung keine Demokratie. Ich bin 
ein leidenschaftlicher Anhänger der Pressefrei­
heit, aber ich bin ebenso der Meinung, daß sich 
die Demokratie vor Auswirkungen und vor 
Auswüchsen durch Pressefrechheiten rechtzeitig 
schützen muß ! (Zustimmung bei der Ö VP.) 
Denn wo kommen wir sonst hin � So hat, es doch 
einmal angefangen, daß sich die Demokratie 
alles gefallen lassen mußte. Und wo hat die 
Demokratie dann ihr Ende gefunden ? (Abg. 
Ing. Kuns t :  Das sagen Sie bitte dem O VP­
Pressedienst, der vor den Waiden eine Verleum­
dungskampagne gestartet hat ! Denken Sie an 
Broda ! Einen Tag nach der WaM hieß es dann, 
es ist unrichtig, �vas behauptet wurde ! " Broda 
verhandelt mit den Kommunisten" : Das war der 
W ahtschlager ! -Präsident Wall  n e  r gibt das 
Glockenzeichen. - Abg. Dr. Withalm : Was 
reden Sie da, Herr Kunst ? - Abg. Ing. Kuns t :  
Das mit den Kommunisten war ein großer 
Wahlschlager ! Einen Tag nach der Wahl hieß 
es : E8 ist unrichNg, was behauptet wurde ! -
Ru! bei der Ö V P :  Da sind wir heute schon 

wieder beim Wahlkamp! ! - Abg. Dr. Wi thalm: 
Tut er 80, oder ylaubt er das wirklich ? Das 
können Sie gar nicht glauben, was Sie sagen ! 
Das ist unmöglich !) Ren Präsident ! Ich fürchte, 
ich komme mit meiner Zeit nicht ganz aus, 
weil ich jetzt doch noch ein anderes Thema 
zu bespI'echen habe. 

Hohes Haus ! Vor einigen Jahren hat der 
damalige Justizminister Dr. Broda einen Ent­
wurf über die Sozialgerichtsbarkeit vorgelegt. 
Gegen diesen Entwurf zur Sozialgerichtsbar­
keit kamen sehr viele und sehr bedeutsame 
Einwendungen. Sie kamen von Richtern, 
sie kamen von Verfassungsrechtlern, sie kamen 
von der Wissenschaft, aber auch zum Teil 
von den Betroffenen, denn auch sie hatten man­
che Bedenken gegen den Entwurf des damaligen 
Herrn Justizministels Dr. Broda. lch bin aber der 
Meinung, das Thema Sozialgerichte soll und 
darf nicht von der Tagesordnung verschwinden, 
denn hier sind gewisse Reformen unver­
meidlich. 

Wie ist denn die heutige Lage 1 Die Richter 
sind überlastet, und die Schiedsgerichte der 
Sozialversichel'ung müssen, weil das notwendige 
Personal fehlt, nebenbei betreut werden. 

Wie sind nun die Auswirkungen 1 Die Ver­
fahren dauern verhältnismäßig lang, die 
Ausfertigung der Urteile läßt auf sich warten, 
und zwar deshalb, weil die Richter nicht die 
erforderliche Zeit haben und KanzleikIäfte 
nicht im notwendigen Ausmaß zur Verfügung 
stehen. 

Aber auch noch etwas anderes hängt damit 
zusammen : die Kostenfrage. Heute hat in 
der Sozialverf!icherung der Beklagte, also der 
jeweilige Sozialversicherungsträger, die ge­
samten Kosten zu tragen, auch den Kanzlei­
aufwand, auch die von den Gerichten ange­
forderten ärztlichen Gutachten. Und wie ist 
das heute ? Auf der einen Seite bekommen die 
Sozialversicherungsträger vom Bund B undes­
beiträge, auf der anderen Seite müssen sie an 
den gleichen Bund über den Umweg der Schieds­
gerichte für die Sozialversicherung nicht geringe 
Beträge - sie gehen in die Millionen - an 
den Bund bezahlen. 

Meine Damen und Herren ! Wenn so oft 
der Ruf nach Enqueten, Beratungen, Kom­
missionen und so weiter laut wird, muß 
ich sagen, ich bin der Meinung, daß gerade 
in der Frage der Sozialgerichtsbarkeit eine 
Beratung auf breiter Basis angezeigt wäre. 
Ich muß aber in diesem Zusammenhang doch 
noch etwas über die Art der Verhandlungen 
sagen. Ich erwähnte schon, daß die Richter 
bei den Schiedsgerichten der Sozialversicherung 
überlastet sind. Das führt dazu, daß die Be­
troffenen den Eindruck haben, sie hätten 
sich einem sogenannten Schnellverfahren zu 
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unterziehen. Das dauert oft nur wenige 
lrfinuten, und dann ist es schon wieder von 
der Tagesordnung wegge1f\ischt. Es kommt 
zu häufigen Vertagungen, weil immer neue 
ärztliche Gutachten eingeholt werden müssen. 
Ich gebe zu, daß der Richter verhalten ist, 
die Wahrheit zu finden, und daß er daher, 
um diese Wahrheit zu finden, unt.er Um­
ständen ein zweites, ein drittes und auch ein 
viertes Gutachten anfordern muß.  Aber heute 
hat man den Eindruck, daß es nicht immer 
notwendig wäre, noch ein zusätzliches Gut­
achten einzuholen. 

Gegen eine Erscheinung bei den Schieds­
gerichten der Sozialversicherung muß man 
sich aber mit allem Nachdruck zur Wehr 
setzen : das ist die Zahl der Verhandlungen. 
Ich habe im Finanzausschuß schon ganz 
kurz darauf hingewiesen, daß es Vorsitzende 
von Schiedsgerichten gibt, die bis zu 16  Fälle 
für einen Nachmittag auf die Tagesordnung 
setzen. Ich habe mir nun von einem Sozial­
versicherungsträger eine Aufstellung geben 
lassen. Ein Oberlandesgerichtsrat beim 
Schiedsgericht der Sozialversicherung für 
Niederösterreich hat für folgende Tage -
und nun hören Sie ! - je 16 Fälle auf die 
Tagesordnung gesetzt : am 25. Mai, am 6. Juli, 
am 30. August, am 3 1 .  August, am 25. Oktober, 
am 3. November und am 6. Dezember. 

Die Schiedsgerichtsverhandlungen finden 
nachmittags zwischen 14 und 1 7  Uhr statt. 
Niemand wird aber behaupten wollen, daß 
man 16 Klagefälle in einem Zeitraum von 
drei Stunden ordnungsgemäß abwickeln kann. 
Was ergibt sich daraus im Falle des Schieds­
gerichts der Sozialversicherung für Nieder­
österreich ? Es werden 16  Kläger vorgeladen, 
die zum Beispiel aus Krems, aus Gmünd, 
aus Poysdorf kommen. Sie erfahren dann 
beim Schiedsgericht in fünf Minuten, daß 
ihr Fall vertagt wird. Der Sozialversicherungs­
trägßr muß aber noch die Kosten dafür be­
zahlen. (Zwischenr'uf des Abg. H orr.) Lieber 
Freund Horr ! Die Arbeiterkammer für Nieder­
österreich hat genauso Bedenken angemeldet 
wie die Pensionsversicherung. Wir sind hier 
absolut einer Meinung. 

Das abzu8tellen war ja der Zweck unseres 
Entwurfes !) Es leidet auch das Vertrauen 
der Betroffenen in die sachliche Durchführung 
des Verfahrens, und es leidet letzten Endes 
das Ansehen der Sozialversicherung. 

Daher meine Bitte in diesem Zusammen­
hang : Lassen wir die Frage einer Neuordnung 
der Schiedsgerichtsbarkeit in der Sozialver­
sicherung nicht von der Tagesordnung ab­
setzen, sondern überlegen und versuchen wir, 
das beste System im Interesse aller Beteiligten 
zu finden. (Beifall bei der Ov P.) 

Präsident Wallner : Ich u n t e r b r e c h e  nun 
die Sitzung auf eine Stunde und werde sie 
pünktlich um 15 Uhr fortsetzen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 14 Uhr 5 Minuten 
unterbrochen und um 15 Uhr 5 Minuten wieder­
aufgenommen.) 

Präsident Wallner : Wir n e h m e n  die um 
14 Uhr unterbrochenen Verhandlungen wieder 
a u f. 

Zum Wort gemeldet ist die Frau Abge­
ordnete Dr. Hertha Firnberg. Ich erteile 
es ihr. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Gustav Nass, ein bekannter 
Kriminologe und ehemaliger Chefpsychologe 
des Hessischen Justizministeriums, leitet sein 
Buch "Die Kriminellen" mit der Feststellung 
ein : "Die Öffentlichkeit weiß über die Kri­
minellen wenig, gar nichts oder Falsches." 
Der Illformationsmangel über die Fragen 
der Kriminalität reicht tatsächlich so weit, 
daß die eigentlich doch sehr einfache Frage, 
ob die Kriminalität steigt oder nicht, sehr 
oft unzutreffend beantwortet wird. Nass führt 
hier für die Bundesrepublik Deutschland an, 
daß sogar verantwortliche Politiker unzu­
treffende Antworten hinnehmen. 

Der Eindruck steigender Kriminalität wird 
nach den Ansichten Gustav Nass' über­
wiegend durch die Presse vermittelt. Da­
durch, daß immer wieder sensationelle Ver­
brechensmeldungen in Schlagzeilen aufgemacht 
werden, entsteht der Eindruck, als ob die 
Kriminalität erheblich steige. Dies ist, wie 
wir gestehen müssen, nicht nur in der Bundes­
republik so. 

Ich sage das nicht deshalb, um einen Richter 
anzuklagen, sondern ich sage es deshalb, 
weil ich - wie ich einleitend sagte - der 
Meinung bin, das ganze System der Schieds- Der Nachweis, daß die Kriminalität sinkt, 
gerichtsbarkeit in der Sozialversicherung sollte ist relativ leicht, nämlich durch amtliche 
überlegt und überprüft werden. Auf diesem Unterlagen der Kriminalstatistik, zu führen. 
Gebiet, meine Damen und Herren, ist einiges Die Kriminalität sinkt, niht nur in · der 
reformbedÜTftig. Man muß dies im Interesse Bundesrepublik, sondern auch bei uns in 
der Justiz überlegen, denn es leidet darunter Österreich. Ich schließe mich völlig der 
a.uch das Ansehen der Gerichte, verehrter Meinung des Verfassers an, der nachdrücklich 
Herr Abgeordneter Broda, das werden Sie ausführt, daß keine Anzeichen für die viel­
mir bestätigen müssell. (Abg. Dr. Broda:  i zitierte Wohlstandskriminalität sprechen, son-
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dern daß ein weiteres Absinken der Krimi- Erweiterung der Kriminalstatistik im Gange, 
nalität zu erhoffen ist. sehr verdienstvolle Bemühungen von vielen 

Man kann in diesen Feststellungen der Lage Seiten, von seiten der Wissenschaft, von 
und der Entwicklung durchaus eine Parallelität , seiten des Justizressorts und nicht zuletzt 
mit Österreich feststellen, auch basierend auf auch von seiten des Statistischen Zentral­
dem festen Grund der amtlichen Kriminal- amtes. Wie die vorliegenden Publikationen 
statistik. Die Zahl der verurteilten, mit dem über die Kriminal- und Justizstatistik be­
Gesetz in Konflikt gekommenen Menschen weisen, waren diese Bemühungen wirklich 
sinkt seit der Spitze im Jahre 1959 stetig. erfolgreich. Wir dürfen weitere Ver bes�erungen 
In diesem Jahr wurden mehr als 1 23.000 Men- erwarten, so zum Beispiel bei der Statistik, 
sehen wegen Verbrechen, Vergehen oder über- die jetzt neben der Verurteiltenstatistik vor­
tretungen verurteilt. 1965 betrug die Zahl liegt, eine vom Bundesministerium für Inneres 
der Verurteilten etwas mehr als 100.000, erarbeitete Statistik der Straftaten und der 
das ist ein Rückgang innerhalb von wenigen ermittelten Täter. Es sei betont, daß sie der­
Jahren um mehr als 18 Prozent. zeit noch sehr unvollständig ist und daß 

Deutlicher noch macht diese Entwicklung 
die Höhe der Kriminalitätsziffer, gerechnet 
auf je 100.000 Strafmündige : Gerechnet auf 
je 100.000 Strafmündige ist die Kriminalitäts­
ziffer vom Jahre 1955, in welchem diese 
Quote 1 975 betrug, nach einem Ansteigen 
auf das Maximum im Jahre 1959 von 2194 

viele Wünsche offen bleiben. Aber bei dieser 
sehr wichtigen Zahlenzusammenstellung wird 
eine Umstellung des Strafregisters auf eine 
elektronische Datenverarbeitung vorge­
nommen, und als Zeitpunkt des Abschlusses 
dieser Umstellung ist das Ende des Jahres 
1 967 vorgesehen. 

im Jahre 1 965 auf 1 779 gesunken. Die Krimi- Es wurden dazu bereits verschiedene Vor­
nalitätsziffer liegt weit unter jener der Vor- schläge vorgelegt, auf die ich nicht näher 
kriegsjahre. eingehe.n will. Es seien nur zwei allgemeine 

1964 ist die Verbrechenskriminalität Anregungen zur Erweiterung und zur Reform 
erstmalig auf unter 300 je 100.000 Straf- der gesamten Kriminalstatistik gegeben, weil 
mündige gefallen, und im Jahre 1 965 können ich wie viele meiner Kollegen der Meinung 
wir abermals ein Sinken der Verbrechens- bin, daß gerade die statistischen UnteI lagen 
kriminalität auf 279 je 100.000 Strafmündige ja außerordentlich viel und reiches Infor­

feststellen. Die Verbrechenskriminalität ver- mationsmaterial bringen, Informationsmaterial, 
mindert sich bei den Jugendlichen, bei den das wir für weitere praktische und gesetzliche 
Heranwachsenden, die ja bekanntlich be- Vorsorgen und überlegungen brauchen. 
sonders gefährdet sind, und bei den Er- Ich stelle zur überlegung, ob wir für unsere 
wachsenen ; E1ie vermindert sich bei Männern gesamte Kr iminalstatistik nicht das Modell 
und bei Frauen. Die Kriminalität sinkt bei der Kriminalstatistik der Bundesrepublik 
Verbrechen, bei Vergehen und bei über- Deutschland übernehmen könnten. In der 
tretungen, und sie zeigt einen Tiefpunkt, Bundesrepublik werden vier große Sachbe­
wie wir ihn in der Nachkriegszeit noch nicht reiche dargestellt : die Verurteiltenstatistik, 
erlebt haben. die wir auch haben als Kriminalstatistik ; die 

Bemerkenswert ist, daß die Kriminalität Tfi,terstatistik, die im größeren Umfang etwa 
in allen Deliktsgruppen sinkt. Die Sittlich- dem entspricht, was wir jetzt vom Bundes­
keitsverbrechen werden seltener, die Ver- ministerium für Inneres dargelegt erhalten ; 
mögensdelikte werden seltener, und eine Ent- uI;ld als drittes Sachgebiet eine sehr umfang­
wicklung, die besonders erfreulich ist : im reiche Strafvollzugsstatistik, die zum Beispiel 
letzten Jahr sank auch die KriminaJitäts- den Stand und die Struktur der Strafge­
ziffer bei den Delikten gegen die Sicherheit fangenen einschließt, die Jahresbewegung der 
des Lebens. Diese Delikte waren in den I Strafgefangenen, also die Zugänge und Ab­
Jahren vorher im Zusammenhang mit der gänge. Ich möchte dazu bemerken, daß 
Motorisierungswelle beängstigend und rasant I' es sich bei uns in Österreich im wesentlichen 
angestiegen. Wir dürfen für das letzte Jahr, nur darum handelt, daß hier eine Veröffent­
für 1 965, erfreut einen Rückgang feststellen . l lichung fehlt. Dem wirklich ausgezeichneten 
Im Jahre 1964 wurden 56.379 Menschen Bericht des Bundesministeriums für Justiz 
wegen derartiger Delikte verurteilt, im Jahre · über die statistische übersicht über das Straf-
1965 54.912, und wir dürfen hoffen daß vollzugswesen 1965 ist nämlich zu entnehmen, 
dieser Trend anhält. , !  daß alle relevanten Daten erfaßt oder wenig-

Ich möchte dem Hohen Haus einige über- stens erfaßbar sind. 
legungen zur Frage der Kriminalstatistik vor- Als viertes Sachgebiet würde ich ·vorsorglich 
legen. In den letzten Jahren waren sehr I eine Statistik der Bewährungshilfe vorschlagen ; 
intensive Bemühungen zur Reform und zur i diese müßte in einer engen Verbindung mit 
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einer sehr ausgebauten Rückfallstatistik i freut, daß die Tätigkeit des Vereines für Be­
stehen. Wie dem bereits zitierten Bericht I währungshilfe allgemeine Anerkennung und 
zu entnehmen ist, war in Österreich bisher finanzielle Sicherung gefunden hat. Es ist 
die Erstellung einer allgemeinen Rückfall- das, wie mir scheint, ein Ausdruck dafür, 
statistik über die alljährlich zur Entlassung daß der ResoziaJisierungsgedanke tiefer ein­
gelangenden Strafgefangenen, Hausinsassen i gedrungen ist, in die Presse, in die Öffent­
und Zöglinge nicht möglich. Alle Aussagen, lichkeit und in das Parlament. 
die wir bis jetzt über Rückfallquoten, über Ich glaube, es wäre heute am Platz, mit einigen 
Rückfalldelikte haben, sind sehr simplifiziert . Worten allen opferwilligen und eifrigen Mit­
Sie beschränken sich im Grunde auf die Fest- arbeitern der Bewährungshilfe zu danken, 
stellung, daß soundso viele mit dem Gesetz die beim Auf- und Ausbau der Bewährungs­
in Konflikt Gekommene schon vorher eine hilfe mitgeholfen haben und deren Tätigkeit 
Gesetzesübertretung begangen hatten. So zeigt mit dem letzten Schritt, der jetzt kommt, 
die letzte Kriminalstatistik für da:s Jahr 1964 1 gekrönt wird, nicht zuletzt auch Herrn Doktor 
an, daß 51 Prozent der VerurteIlten vorbe- I Broda, dem unermüdlichen Helfer der 
straft waren, 63 Prozent bei den wegen eines Bewährungshilfe. (Beifall bei der SPÖ.j 
Verbrechens Verurteilten! 57 Prozent bei Ver- Man kann sagen, daß die Bewährungshilfe 
gehe� und 49 Prozent beI t!bertretungen. Das ihrf-l "Durststrecke" hinter sich gebracht hat 
schemen sehr hohe Ruckfallquoten, 

. 
er- und daß ein weiter Schritt nach vorne getan 

s
.
chrec�end hohe Rückfal�quot�n. In WIrk- I worden ist : es war der besonders erfreuliche 

lichkeIt abe� handelt es s�.
ch �Ier u� Glob.al- , Schritt, daß ein Bewährungshilfegesetz zur 

aussagen, dI�. sehr o�t truge�Isch smd. Eme I Begutachtung ausgesendet wurde. Dies ist 
Korrektur konnte hier bereIts dadurch an- deshalb für unsere Fraktion so besonders 
gebracht werden, daß die Einschlägigkeit des erfreulich weil dieser Wunsch zuerst sehr ein­
Rückf

. 

alldelikts berückSichtigt

. 

wird, daß also I dringlich 
'
von uns geäußert wurde. 

ein Verkehrsdelikt nicht als Rückfalldelikt 
I h d f " h d ß d' S h 1 b 't . . . hl c ar erwa nen, a 18 c u ungsar Cl gerechnet WIrd, wenn vorher em Dlebsta s-

d V ' f" B "
hr h

'le 
d rkt .. es eremes ur ewa ungs l .Le von ganz e I vor ag. 

großer Bedeutung ist und international aner-
Da die Bekämpfung der Rückfallkriminalität kannt wird. Diese Schulungsarbeit muß ge­

zu den gesellschaftspolitisch ganz wichtigen stützt und verstärkt werden ; denn leider kann 
Aufgaben zählt und ein soziales Anliegen in Österreich die Bewährungshilfe nicht auf 
allererster Ordnung für uns ist, sind exakte einen ausreichenden Stab von Fürsorgern zu­
Erkenntnisse auf allen Ebenen der Wissen- rückgreifen. Die Erfahrung dieser wenigen 
schaft, auch auf den Ebenen der Statistik, Jahre, in welchen die Bewährungshilfe prak­
sehr notwendige Grundlagen für die Planung tisch arbeitet, zeigt, daß es sehr schwierig 
der außerordentlich differenziert anzulegenden ist, geeignete Menschen zu finden. Es ist sehr 
Verhütungsmaßnahmen. Wir alle wissen ja, schwierig, sogar für die wenigen Dienstposten, 
wie vielfältig sich diebe Probleme präsentieren, die jetzt vorhanden sind, genug Menschen 
welche Erschwernisse vorliegen, welche zu finden, einfach deshalb, weil Mangel an 
menschlichen Probleme dahinterstecken. Ich entsprechend qualifizierten, ausgebildeten So­
möchte hier die Worte des zitierten Berichtes zialarbeitern ganz besonders auf diesem Gebiet 
wiederholen, in welchen von der Kluft ·zwischen herrscht. 
dem behüteten Dasein während der Haft 
und den harten Lebensbedingungen nach der 
Entlassung gesprochen wird, einer Kluft, 
die sehr oft eben zu Rückfalldelikten führt. 

Ich möchte dem Hohen Haus eine zweite 
Anregung vorlegen, bevor ich noch einige 
Worte zur Bewährungshilfe sage, nämlich 
den Wunsch, daß unsere österreichische KI imi­
nalstatistik auf eine internationale Vergleich­
barkeit der Statistiken zur Rechtspflege aus­
gerichtet sein sollte. Es wäre sogar durchaus 
im Bereich des Möglichen, daß Österreich 
auf diesem So wichtigen Gebiet der Statistik 
und der Ausarbeitungen auf diesem Gebiet 
initiativ mitwirkt. 

Nun lassen Sie mich bitte, meine Damen 
und Herren, noch einige Worte zu den Fragen 
der Bewährungshilfe sagen. Wir alle sind er-

Dieser Mangel wird auch bleiben, wenn, wie 
im Bewährungshilfegesetz vorgesehen, der Staat 
die Bewährungshilfe selbst übernehmen wird. 
Die Lage wird sehr angespannt sein, wenn 
nicht bis dahin genug Menschen ausgebildet 
wurden. Dankenswerterweise - das sei der 
Diskussion über dieses Gesetz als einzige Fest­
stellung vorweggenommen - hält das Gesetz 
an der Spezialau�bildung mit dem sehr guten 
Grundsatz fest : Praxis und Ausbildung, beides 
muß vorhanden sein. Es müßte daher alles 
vermieden werden - jede Art von Beu�­
ruhigung -, was die wirkliche Pioniert.ätigkeit 
der Bewährungshilfe stört. 

In diesem Zusammenhang und aus ge· 
gebenem Anlaß möchte ich nochmals auf die 
Zulagenfrage hinweisen, die ich schon bei 
der letzten Budgetdebatte erwähnt habe, und 
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eine gesetzliche Regelung urgieren. Wir brau­
chen eine verstärkte Werbung für den schweren 
Beruf des Bewährungshelfers. Die ausgezeich­
nete und sehr aufschlußreiche Broschüre "Be­
währungshilfe" , die eben jetzt herauskam, 
führt nachdrücklich an, daß es nicht mehr 
mangelnde gesetzliche Voraussetzungen oder 
Geldknappheit sind, die einen raschen Aufbau 
der Bewährungshilfe in Österreich hindern, 
sondern der Mangel an geschulten Sozialarbei­
tern. Ich schließe mich hier völlig den 
Ausführungen der Frau Abgeordneten Solar 
an - sie ist jetzt leider nicht hier -, die 
kürzlich für die Sozialarbeiter und für die 
Bekämpfung des Sozialarbeitermangels eine 
ganze Reihe von neuen Maßnahmen vorschlug : 
'Verbefilme, Flugzettel, Annoncen. Alles das 
würde auch ich ganz besonders für diesen Beruf 
wünschen und erhoffen. 

Wichtiger aber scheint mir noch die Hebung 
des Berufsprestiges dieses Berufes. Die jetzt 
ausgesendete Prüfungsordnung trägt sicherlich 
dazu bei. Ich möchte noch zur Debatte stellen, 
ob es nicht günstig wäre, wenn gerade für diesen 
neuen und schwierigen Beruf erstmalig eine 
Grundlagenuntersuchung durchgeführt würde, 
die sich mit den Barrieren beschäftigt, die 
diesem Beruf entgegenstehen, aber auch mit 
den Neigungen dafür, eben eine Forschungs­
arbeit, die an die Fragen dieses Berufes klärt. 
loh stelle daher zur überlegung, ob man nicht 
dem Verein für Bewährungshilfe neben den 
laufenden Geldmitteln für die Durchführung 
seiner Aufgaben ein kleines Werbe- und For­
schungsetat zur Verfügung stellen könnte. 

Ganz generell sei festgehalten, daß jeder 
Schritt zur Modernibierung und Vermensch­
lichung des Strafvollzuges sowie zur Verhütung 
der Delikte mehr geschultes Sozialpersonal 
verlangt. Das gilt für die Maßnahmen, die 
zur Modernisierung des Gefängniswesens, der 
Jugendstrafanstalten und der Erziehungs­
anstalten notwendig sind. Ich bin nicht der 
Meinung unseres Kollegen Scrinzi, daß man 
hier Schillinge einsparen soll, um sie den Hoch­
schulen zu geben ; denn auch dieses Problem 
ist ein wichtiges soziales und menschliches 
Anliegen. 

Das gilt auch für all die Formen gelockerter 
Verwahrung Erstbestrafter oder vor der Ent­
lassung Stehender. E's gilt gleichermaßen für 
alle Maßnahmen, die aus dem Bestreben er· 
"·achsen, den Rechtsbrecher so lange wie mög. 
lich nicht mit Freiheitsentzug zu bestrafen, 
und' es gilt für alle Rehabilitationsmaßnahmen, 
deren unerläßliche Stütze eben die Bewährungs­
hilfe ist . Die Forderung nach mehr geschultem 
Personal gilt auch für ein Gebiet, das Kollege 
Halder heute angeschnitten hat : für die als 
Resozialisierungstherapie so anzustrebende, ja 

unersetzbare volle Arbeitsverpflichtung der 
Strafgefangenen, auch dafür braucht man mehr 
geschulte Bedienstete. Gerade dieser Punkt 
scheint uns außerordentlich wichtig. In dieser 
Fragestellung, in der erfreulicherweise die 
Angehörigen der beiden großen Parteien über. 
einstimmen, zeigt sich der Wandel unserer 
Einstellung. Früher war die Arbeit eine Straf. 
verschärfung im Gefängnis. Nach heutiger 
Auffassung soll der Gefangene nicht unter der 
Arbeit leiden, sondern sie soll ihm Hilfe sein. 
Damit sie ihm aber Hilfe sein kann, soll er 
nach Möglichkeit in seinem erlernten Beruf 
arbeiten und, wenn diese Möglichkeiten über­
haupt nicht bestehen, bei längerer Strafdauer 
umlernen beziehungsweise in einem Beruf, 
der seinen Fähigkeiten entspricht, angelernt 
werden. 

Ich möchte auch der Auffassung beitreten, 
die im Bericht dargelegt wurde und die auch 
Kollege Halder vertreten hat : Diese Arbeit 
soll eine angemessene Entlohnung erhalten. 
Nach dem Bericht liegen die Stundenlohnsätze 
für Strafgefangene derzeit - ich habe bereiu, die 
60 Prozent dazugerechnet, die für das Jahr 
1966 zuzurechnen sind - ungefähr zwischen 
40 Groschen und 1 ,20 S. Wenn die 
Arbeit angemessen entlohnt würde, könnte 
der auch vom Kollegen Halder ange­
führte Ersatz der Haftkosten weg­
fallen, der tatsächlich sehr oft nicht nur eine 
große Belastung des Entlassenen und seiner 
ganzen Familie bedeutet, sondern nur zu 
häufig auch Anlaß für die Rückfälligkeit bietet 
und damit alle Resozialisierungsmaßnahmen 
zunichte macht. 

Wir hoffen, daß der fortschrittliche Geist, 
der so lange im Justizressort beheimatet war ­
auch im Bericht tritt dieser Geist zutage -, 
dort weiter heimisch bleibt. Ich bin nur etwas 
beunruhigt über den letzten Teil des Berichtes, 
über den Ausblick, nicht deswegen, weil die 
Auffassungen hier in einem eklatanten Gegen­
satz zu den Ausführungen des Kollegen Hauser 
stehen, der weniger Gesetze fordert, während 
in dem Bericht mehr und mehr Gesetze gefor­
dert werden. Ich bin aus einem ganz anderen 
Grund noch mehr beunruhigt, und ich möchte 
mir mit Erlaubnis des Herren Präsidenten 
gestatten, jene TextsteIle zu zitieren, die mich 
beunruhigt. Es steht im letzten, zusammen­
fassenden Kapitel "Ausbliok" des Berichtes 
folgendes : 

"Es ist daher notwendig, zunächst alle 
Bemühungen um weitere Fortschritte im 
praktischen Strafvollzug zurückzustellen und 
auf das Zustandekommen eines modemen 
Strafvollzugsgesetzes und einer ausreichenden 
gesetzlichen Grundlage für die Bewährungs­
hilfe zu konzentrieren . . .  Bisher war es möglich, 
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im Strafvollzug neue Gedanken oder aus­
ländische Vorbilder versuchsweise durchzu­
führen, um deren Eignung, Durchführbarkeit 
und Zweckmä ßigkeit im österreichischen Straf­
vollzug zu prüfen . . . In Hinkunft wird jedoch 
dieser Weg kaum mehr möglich sein, da eine 
ausreichende gesetzliche Grundlage hiezu fehlt 
und die von der herrschenden Rechtslehre ge­
forderte strenge Beachtung des Legalitäts­
prinzips eine auch nur probeweise Durchfüh­
rung neuer Erkenntnisse und Erfahrungen 
im Strafvollzug ausschließt." 

Heißt das, Herr Minister, daß weitere 
praktische Reformen im Strafvollzug eingestellt 
werden sollen, daß solche Versuche gestoppt 
werden sollen 1 Wenn das der Sinn dieser Aus­
führungen ist, dann möchte ich nicht ohne eine 
sehr ernst gemeinte 'Varnung schließen : Meine 
Damen und Herren ! Es ist sehr schwierig, 
die Öffentlichkeit damit vertraut zu machen, 
daß der moderne Strafvollzug neben dem "Ein­
sperren" auch noch andere, erfolgreichere, 
zur Rehabilitation stärker hinführende Mög­
lichkeiten aus menschlichen und auch aus 
finanziellen Gründen braucht. Wir wissen aus 
anderen Ländern, daß diese neuen Methoden 
des Strafvollzuges, die nicht mit Freiheits­
entzug verbunden sind, billiger kommen. 
Das Rechtsempfinden der Bevölkerung, ihre 
Einstellung gegen Kriminelle ist, wie Gustav 
Nass schreibt, "archaisch" ; es entspricht nicht 
der sonstigen Entwicklungsstufe. Es gibt sehr 
beredte Beispiele dafür, daß sonst sehr gute 
und sehr kultivierte Menschen für Verbrechen 
das Abschneiden der Finger, das Foltern, 
das Übergießen mit Salpetersäure und andere 
undenkbare Folterungen mehr verlangen. 

Es ist gefährlich, WeIm man das einmal Er­
reichte, die Umstellung der öffentlichen Mei­
nung, durch Verzögerungen wieder stoppt. Das 
kann der richtige Weg nicht sein. Nach unserer 
Meinung sollten wir in deklarierter Überein­
stimmung der Österreichischen Volkspartei 
und der Sozialisten den einmal eingeschlagenen 
Weg weitergehen : Modernisierung und Ver­
menschlichung des Strafvollzuges von der 
Gesetzesseite her, aber auch von der Praxis her. 
(Beifall bei det· 8PÖ.j 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Haas. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Haas (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Seit Monaten spricht 
die österreichische Bevölkerung von dem 
durch den Rechnungshof aufgedeckten Finanz­
skandal bei den niederösterreichischen Landes­
geseIlschaften NEW AG und NIOGAS, in 
dessen Mittelpunkt der seinerzeitige General­
direktor dieser beiden Unternehmungen und 
Geschäftsführende Landesparteiobmann der 
ÖVP Niederäster reich, Viktor Müllner, steht. 

Mit Recht erwartet die österreichische Bevölke­
rung seit Monaten, daß eine restlose Klärung 
dieses Skandals erfolgt und die Schuldigen 
für die Mißwirtschaft bei NEW AG und NIOGAS 
zur Verantwortung gezogen werden. 

Aus diesem Grunde habe ich in den letzten 
zwei Monaten zwei Anfragen an den Herrn 
Justizminister gerichtet. Am 17 .  Oktober 
habe ich den Herrn Justizminister gefragt, 
wie es mit dem Stand der staatsanwaltschaft­
lichen beziehungsweise gerichtlichen Erhe­
bungen in bezug auf die vom Rechnungshof 
festgestellten Mißstände bei NEWAG und NIO­
GAS ausschaut. Herr Bundesminister Dr. Kle­
catsky bestätigte damals in seiner Antwort, 
daß der erwähnte Bericht der Staatsanwalt­
schaft zugegangen sei und auf das Vorliegen 
gerichtlich strafbarer Tatbestände geprüft wird. 
Weiter hieß es in der Antwort, daß, sollten sich 
solche Tatbestände herausstellen, die Staats­
anwaltschaft Wien die erforderlichen Anträge 
stellen werde. 

Zum zweitenmal fragte ich in der gleichen 
Angelegenheit den Herrn Bundesminister für 
Justiz am 9. November. In dieser Fragebeant­
wortung hieß es, daß die Staatsanwaltschaft 
Wien zu dem Ergebnis gelangt sei, daß einige 
der aufgezeigten Geschäftsvorgänge Anhalts­
punkte für die Veranlassung gerichtlicher Vor­
erhebungen bieten. Auf meine Zusatzfrage 
wurde mir erklärt, daß das Justizministerium 
alles zur Beschleunigung des Verfahrens tun 
werde. 

Seither sind vier Wochen verstrichen. Aber 
es ist in dieser Zeit nichts zur Beschleunigung 
geschehen, und es wurde kein Antrag auf Ein­
leitung der Voruntersuchung gestellt. Das ist 
verwunderlich, und zwar deshalb, weil inner­
halb eines kurzen Zeitraumes etliche Anzeigen 
gegen Viktor Müllner bei der Staatsanwaltschaft 
·Wien erfolgt sind, die genügend Gründe für 
eine sofortige Voruntersuchung bieten. 

So ist am 29. September 1 966 der Rech­
nungshofbericht der Staatsanwaltschaft Wien 
bezüglich Prüfung auf strafbare Tatbestände 
zugegangen. Schon Anfang Oktober hat dann 
der Aufsichtsrat der NEW AG auf Grund der 
einhelligen Ansicht, daß der begründete Ver­
dacht besteht, daß insbesondere durch die 
Tätigkeit des ehemaligen Vorsitzenden des 
Vorstandes, Herrn Viktor Müllner, erstens der 
Tatbestand des Betruges gemäß § 197 des 
Strafgesetzes, zweitens der Tatbestand der 
Untreue gemäß § 205 des Strafgesetzes verwirk­
licht wurde sowie drittens zwingende Bestim­
mungen des Aktiengesetzes übertreten wurden, 
die Einleitung der gerichtlichen Verfolgung 
beantragt. Weiters wurde durch Dr. Witt­
mann Anzeige gegen Viktor Müllner erstattet 
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und dieser Anzeige entsprechendes Beweis· 
material beigelegt. 

Die zunehmende Empörung und Verwun­
derung in der österreichischen Bevölkerung, 

Zum vierten Male erfolgte die Anzeige gegen vor allem aber in Niederösterreich, über 

den Generaldirektor außer Dienst Viktor Müll- die Tatsache, daß trotz der vielen Beschuldi­

ner, als auf Grund der gründlichen Arbeit des ' gungen gegen Müllner sich die Untersuchungen 

Unterausschusses des niederösterreichischen noch immer im Stadium der Vorerhebungen 

Landtages festgestellt wurde, daß _ ich folge befinden, also die Untersuchungen sehr schlep­

hier der Anzeige - 80 Millionen Schilling, die pend geführt werden, veranlaßten Landes­

von der NEWAG für das Land Niederöster. hauptmannstellvertreter Dr. Tschadek, sich 

reich einbezahlt wurden, durch Viktor Müllner öffentlich mit dieser Angelegenheit zu be­

eine Umbuchung erfuhren und wahrscheinlich schäftigen. Er führte bei einer Rede folgendes 

den Weg nach Liechtenstein nahmen. aus : 
"Seit Ende September 1966 liegen bei 

Angesichts dieser schwerwiegenden Tatsache der Staatsanwaltschaft Wien Anzeigen, die 
beschloß der Unterausschuß einstimmig, die darauf hinweisen, daß der begründete Ver. 
niederösterreiohische Landesregierung zu er- dacht gegeben ist, daß sich Viktor Müllner 
suchen, diesen Tatbestand bei der Staatsan- verschiedener strafbarer Handlungen schuldig 
waltschaft anzuzeigen. Diesem Ersuchen ent- gemacht hat. Im Oktober hat der Aufsichts. 
sprach die niederösterreichische Landesregie- rat der NEW AG eine solche Anzeige er­
rung am 29. November. stattet und der Rechnungshofbericht wurde 

Als die Meldung über diese nun aufgedeckte der Staatsanwaltschaft zugeleitet, und auch 
Machination durch die österreichische Presse die Niederösterreichische Landesregierung hat 
ging, berichtete in diesem Zusammenhang . auf schwerwiegende und begründete Ver­
eine große österreichische Tageszeitung, daß dachtsmomente hingewiesen, bei denen es um 
Beamte der Wirtschaftspolizei die Forderung nicht mehr und nicht weniger geht, als daß 
nach Verhaftung des Verdächtigten erhoben ein Betrag von 81) Millionen Schilling offen­
haben, weil man nach einer Hausdurchsuchung kundig nicht ordnungsgemäß verwendet wurde. 
bei Viktor Müllner und in der Conti.Bank Trotzdem finden bis zum heutigen Tage nur 
genug Belastungsmaterial gefunden habe. Unter Vorerhebungen statt. Viktor Müllner wurde 
anderem sollen die Beamten ein Sparbuch noch nicht ein einziges Mal vernommen, und 
gefunden haben, das eine Einlage von mehreren die offizielle Voruntersuchung ist noch nicht 
Millionen Schilling aufweist, und es besteht eingeleitet." ( Abg. Mac h u n z e : Sie haben 
der dringende Verdacht, daß es sich dabei um die heutige "Arbeiter.Zeitung" nicht gelesen !) 
einen Teil jener 80 Millionen handelt, die auf "Seit einigen Tagen weiß man nicht einmal, 
dem Weg von der NEWAG zur Kasse des . wo sich Viktor Müllner aufhält, sodaß neben 
Landes Niederösterreich verschwanden, weil I der zweifellos be�tehenden Verabredungsgefahr 
sie durch Müllner an die Treuhandgesellschaft auch der Haftgrund der Fluchtgefahr ge· 
"Fides" weitergegeben worden waren. , geben erscheint." (Abg. .M achu n z e :  Herr 

• .. , I Kollege, lesen Sie, was die "Arbeiter.Zeit·ung" 
DamIt wurden ungeheure V erdachtIgungen h 'bt ') D h b 
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. ec , woran es leg , a as er a en so 
sem Freund Prethaler wurde damals ver- " d f" hrt . d D H J t' 
h f M'"ll . '" zogern ge u WIr . er err us IZ-

a tet. u ner kann aber nach WIe vor uber . . t d ' .  h 'm ' . d R ht . ' "  mlnlS er, er SIC I mer WIe er zum ec s-
dIese Sparemlage verfugen. ·1 staat bekennt, ist der Chef der Staatsanwalt . 

. Weil auf Grund dieser schwerwiegenden I schaft. Ich weiß aus eigener Erfahrung, 
Anzeige der niederösterreichischen Landes- daß Akte von solcher Bedeutung dem MinIster 
regierung nichts geschah, hat sich Herr Landes- zugeleitet werden und daß dieser sein Wei­
hauptmannstellvertreter Dr . Tschadek im sungsrecht entweder direkt oder über die 
Einverständnis mit Landeshauptmann Maurer Oberstaatsanwaltschaft ausübt. Ich frage da­
beim Justizministerium erkundigt, wie es her den Herrn Justizminister in aller Öffent­
um die Erhebungen bestellt ist. Er bekam lichkeit, was er bis jetzt als Chef der Staats­
keine befriedigende Antwort. Es blieb nur anwaltschaft unternommen hat, um den Sach­
zu hoffen, daß es eindeutige Weisungen für verhalt zu klären und die notwendigen Schritte 
die Staatsanwaltschaft gab, rasch die Er- einzuleiten." (Abg. Dr. Withal m :  Man snllte 
hebungen durchzuführen. Aber, sehr geehrte einmal schauen, wie das bei seinem Vorgänger 
Damen und Herren, war es ein Zufall , daß praktiziert wurde I) "Der Rechtsstaat setzt 
Viktor Müllner nach der Anzeige durch die vor allem die Gleichheit aller Staatsbürger 
niederösterreichische Landesregierung spurlos vor dem Gesetz voraus. Nichts schadet .der 
verschwand und bis zum gestrigen Tag un- Idee des Rechtsstaates mehr, als wenn in 
auffindbar blieb ? der Bevölkerung der Eindruck entsteht, daß 
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man die kleinen Diebe einsperrt und die großen 
laufen läßt. Die Beunruhigung der Be­
völkerung über die Tatsache, daß Müllner 
noch nicht vernommen wurde und daß ihm 
praktisch noch alle Möglichkeiten zur Flucht 
offenstehen, ist größer, als der Herr Justiz­
minister wahrscheinlich ahnt." (Abg. M a­
ckunze :  Dia Zeitung lesen ! "Exgeneraldi1'ektor 
M 'Üllner vom U ntersuchungsrickter vernom­
men!") Das weiß ich, das habe ich gelesen, 
Herr Kollege Machunze ! Es war auch höchste 
Zeit. Ich zitiere aber jetzt nur aus der Rede 
des Herrn Dr. Tschadek, was er vor einigen 
Tagen, als Herr Müllner noch nicht aufge­
taucht war, gesagt hat. (Abg. Ing. Häuser :  
Man muß nur aufpassen, was der Redner 
sagt !) 

"Im Interesse des Rechtsstaates und des 
Vertrauens der Bevölkerung an das gleiche 
Recht für alle appelliere ich dringend an den 
Herrn Justizminister, den Schwebezustand zu 
beenden und das Vertrauen in die Rechts­
sicherheit wieder herzustellen." (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Soweit die Ausführungen des Herrn Doktor 
Tschadek. 

Die Frage von Dr. Tschadek an den Herrn 
Justizminister - "Was tun Sie, Herr Mi­
nister 1" - ist bis heute nicht beantwortet 
worden, es wurde beharrlich geschwiegen ! 

daß man Prethaler verhaftet hat, aber gegen 
Müllner nur Vorerhebungen eingeleitet wurden, 
bei denen nur festgestellt werden soll, ob ein 
Verfahren eingeleitet werden soll. 

So, Hohes Haus, ist es denn kein Wunder, 
daß man jetzt in Österreich schon sehr offen 
davon spricht, daß der durch den Finanz­
skandal bei NEWAG und NIOGAS so "traurig­
berühmt" gewordene ehemalige Generaldirektor 
Viktor Müllner eine Art Sonderbehandlung 
durch die österreichische Justizverwaltung 
genießt. Das ist in einem Staat wie Österreich, 
in dem gerade die Mehrheitspartei so oft und 
so gerne vom Rechtsstaat sprich�, mehr als 
befremdend ! (Beifall bei det· S PÖ.) 

Nicht zu Unrecht, Hohes Haus, fragt 
deshalb die österreichische Bevölkerung und 
frage ich für alle Österreicher Sie, Herr 
Bundesminister : Wann werden Sie auf Grund 
Ihres Weisungsrechtes dafür sorgen, daß die 
Voruntersuchungen gegen Viktor MülIner ein­
setzen, und welche Maßnahmen werden ge­
troffen werden, um die Verabredungs- und 
Fluchtgefahr zu verhindern 1 Ganz Öster­
reich wartet auf Antwort. Lassen Sie, Herr 
Bundesminister, das Volk darauf nicht zu 
lange warten, denn es hat ein Recht darauf, 
zu erfahren, wer an diesem ungeheuren Finanz­
skandal der Schuldige ist ! (Beifall bei der 
SP(j.) 

Weil es aber die Aufgabe des Ministers ist, Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
für das Vertrauen in die Rechtssicherheit zu ist die Frau Abgeordnete Dr. Stella Klein­
sorgen und den Schwebezustand in dieser Löw. Ich erteile es ihr. 
Angelegenheit zu beenden, muß ich Sie, Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) : 
Herr Bundesminister, heute vor dem Hohen Sehr geehrter Herr Präsident ! Hohes Haus ! 
Hause fragen :  Warum sind die verschiedenen ; Meine Damen und Herren ! Ich möchte mich 
Anzeigen - in den nächsten Tagen kommt heute mit einer Frage beschäftigen, die viel­
zu den bereits vorhandenen vier Anzeigen leicht etwas abseits steht von dem, was 
noch eine fünfte durch den Aufsichtsrat der gerade ganz Österreich in Atem hält, aber 
NIOGAS hinzu - nicht so rasch aI., nur mög- ich glaube, man soll und kann nicht über 
lieh auf ihren Wahrheitsgehalt überprüft Justiz sprechen und zum Budget der Justiz 
worden ? Warum, Herr Bundesminister, ge- Stellung nehmen, ohne gleichzeitig zu einer 
schah auch dann noch nichts, nachdem die Form der Kriminalität Stellung zu nehmen, 
Wirtschaftspolizei weitere schwerwiegende Un- die viele, die die meisten interessiert : ich 
regelmäßigkeiten aufgedeckt hatte und durch I meine die Jugendkriminalität. 
weiteres Zuwarten die Möglichkeit der Ver- Die Jugendkriminalität ist, wie Frau Doktor 
abredungs- und Fluchtgefa�r

. 
gegebe? war. 1 Firnberg statistisch nachgewiesen hat, nicht U�� was,. Herr Bunde�:n:mls�er, ��nd d�e gestiegen. Gestiegen aber ist die Aufmerk­G:runde, dIe das Bunde�mlmsterlUm fur JUS�lZ : samkeit der Öffentlichkeit für die Jugend­bl�her veranlaßten, kemen Antrag auf Em- ; kriminalität. Gestiegen ist die Sorge der 

le�tung der y oruntersuchung zu stelle� 1 (�uf Gesellschaft um die Jugend, gestiegen ist 
bel der SPÖ : PeTsonalmangel ! - He�terke�t.) das Pflichtgefühl der Gesellschaft der ge-

Die Bevölkerung unseres Landes, sehr ge- strauchelten Jugend gegenüber. Und des­
ehrte Damen und Herren, hat <'ein Recht wegen zieht man den falschen Schluß, daß 
darauf, auf diese Fragen eine Antwort zu be- die Jugendkriminalität gestiegen ist. Es ist 
kommen. Es darf nicht wahr sein, daß man schon so, wie Exner in seiner "Kriminologie" 
in dieser leidigen Angelegenheit vielleicht mit : sagt : "Die Tatsache, daß ein Volk Verbrechen 
zweierlei Maß mißt. Das, meine sehr geehrten : aufweist, ist eine normale Erscheinung, nicht 
Damen und Herren, glaubt man nämlich I weiter erklärbar, aber auch nicht weiter er­
heute schon, weil man einfach nicht versteht, I klärungsbedfuftig ; die Tatsache dagegen, da.ß 
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ein bestimmter Einzelner ein Verbrechen be­
geht, ist etwas Abnormales, obgleich nicht 
immer erklärbar, so doch stets erklärungs­
bedürftig. " 

Das gilt sowohl für Erwachsene wie insbe­
sondere für Kinder und Jugendliche. Das 
Kind - so denken wir - ist doch durch 
das Elternhaus und durch die Schule ge­
schützt. Wie kann es schuldig werden, wie 
kann es sich schuldig machen 1 Der junge 
Mensch, der sein Leben kaum noch begonnen 
hat, der keine Sorgen hat - so sagen die 
Menschen -, wie kann er so leichtsinnig 
alles aufs Spiel setzen � 

naturgemäß, denn sie haben viel weniger 
Erfahrung , viel weniger eigene Meinung, des. 
wegen greifen sie nach dem , was greifbar ist. 
Und so entstehen Diebstähle, Gelegenheits ­
diebstähle. Denken Sie nur an den Auto­
vandalismus und an die Autodiebstähle . Andere 
Zeiten, andere Sitten, hat man einmal gesagt. 
Ich möchte sagen : Andere Zeiten, andere De­
likte. Wenn man die Delikte hinsichtlich 
ihrer Häufigkeit betrachtet , dann kann man 
sehen , daß in der unmittelbaren 'Nachkriegszeit 
gerade bei den Jugendlichen Delikte zu 
finden waren, wie Diebstähle von Sprengstoff, 
Munitions- oder Schrottdiebstähle, die heute 
verebben. Die Waffendiebstähle, die heute 

Aber, verehrte Damen und Herren, Hohes vorkommen , sind einem anderen Trieb ent­
Haus, ist denn das Kind heute geschützt, sprungen. Die Kraftfahrzeugdiebstähle sind 
ist der Jugendliche ohne Sorgen 1 Das ist zum Beispiel eine typische Neuerscheinung 
die bange Frage, die sich die Gesellsc�aft unserer technisierten Zeit. Andere Zeiten , 
zu stellen hat. Ich bin im Verlaufe memer i andere Ursachen des Vergehens und des Ver­
Studien über das Thema Jugendkriminalit�,t I brechens. �ar es früher Hung�r , ist e� heute 
auf ein Buch gestoßen : "Reluctant Rebels , oft Langeweile, Interesse an Dmgen, dIe man 
"Widerspenstige Rebellen", in dem von �n- nicht haben kann . 
erhört interessanten Versuchen berichtet WIrd, Verehrte Anwesende, Hohes Haus, ich glaube, 
die man mit jungen Menschen gemacht hat, eines müssen wir immer wieder sagen : Die die in ein Heim für Schwererziehbare aufge- Jugendkriminalität ist ein Spiegelbild der 
nommen wurden. Die Menschen, die mit Erwachsenenkriminalität. Es ist nicht so ,  
ihnen täglich und stündlich zu tun haben, daß die Jugend kriminell ist, ganz abseits von 
kommen zu der Überzeugung, daß es sich dem, was in der Erwachsenenwelt geschieht. 
bei diesen vom rechten Weg abgekommenen W'enn aber diese Hemmungen, von denen ich 
Jugendlichen in vielen Fällen um Rebellen früher sprach , noch nicht eingebaut sind, dann 
handelt, um Rebellen gegen das, was sie nicht kommt es dazu, daß da und dort etwas durch. 
verstehen , was ihnen im Wege steht und bricht, dessen der junge Mensch nicht Herr 
was sie stört. Und sehen Sie : Gerade das werden kann. Früher beging man oft Ver. 
Elternhaus ist da nicht immer imstande zu brechen aus Angst vor der Unsicherheit, vor 
helfen. So kommt es, daß die Kinder und dem Alleinsein, vor deI' Not, vor dem Nichts. 
die Jugendlichen heute in Not sind. Man Heute begehen gerade junge Menschen Delikte 
kann wirklich von einer Not der Kinder und oft aus Sehnsucht nach dem Unsicheren, nach 
der Jugendlichen sprechen. dem Abenteuer. 

Da gibt es sehT viele Fälle, in denen keiner Das ist der Unterschied : daß die Welt 
da ist, der sich um die Kinder kümmer:, . auch dem Verbrechen, dem Verbrecher, dem 
Es ist nicht richtig, daß die Kinder uns�rer ZeIt Vergehen und dem, der sich gegen etwas ver­
alle umsorgt sin.:.!. I.n andere� F��len sIDd :ohl geht,  den Stempel aufdrückt . Früher hatten sie 
Menschen da, dIe SICh um SIe kummern, ... ber I alle AnD'st ein Nichts zu haben. 1n der letzten 
sie sind nicht imstande, die Kinder so zu Zeit ist dagegen immer wieder und wieder 
umsorgen, daß sie auf den rechte� Weg �Oln- von jungen Menschen gesprochen worden, die, 
men, oder sie vernachlässigen Ihre PflIcht. von einer Abart des Wandertriebes erfaßt, 
Zuletzt dürfen wir nicht vergessen, wie vielen aus dem Elternhaus des überflusses fliehen. 
schlechten Einflüssen die unerfahrenen Men-
schen von heute ausgesetzt sind. Dazu kommt 
die Tatsache, daß die Weltvielreieher an Reizen 
ist viel mehr Reize bringt, die gerade auf die , 

' k ur d jungen Menschen so stark WIr en. n as a 
ist, was angeboten wird, scheint so nah und 
so greifbar, daß der Jugendliche danach 
greift . Der Erwachsene hat seine Hem�un?en , 
er hat sie eingebaut. Auch wenn er dle Dmge 
sieht und sie haben möchte, weiß er, sie gehören 
ihm nicht, und er greift nicht danach. Aber 
diese eingebauten Hemmungen sind bei Juge�d­
lichen noch viel weniger vorhanden. Das 1st 

Ich denke dabei an den Bankdirektorssohn, 
der vor kurzem wegen eines Vergehens in 
Deutschland vor ein Gericht kam, der viele 
Vergehen und Verbrechen begangen hat und 
der aus einem Haus des Reichtums - und 
das war keine sehlechte Familie, das war eine 
geschlossene, vollständige Familie - wegwollte, 
in das Nichts , in das Sichaufbauen einer un­
bekannten Welt. 

Die Jugendlichen sind im körperlichen und 
seelischen Organismus und Mechanismus noch 
so ungeklärt, daß sie VerlQckungen und Wün-
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schen leicht unterliegen. In der soziologisch kluge Lenkung lassen sich zu einer richtigen 
veränderten, in ihrem Gefüge oft erschütterten Einstellung ZU! Gesellschaft kombinieren . War 
Familie haben wir es oft mit einem biologisch das früher anders ? Lassen Sie mich zitieren : 
und psychologisch erschütterten und labili- Die ältere Generation sieht ihre eigene Kindheit 
sierten Kind zu tun , mit einem Jugendlichen , und Jugend vor sich und mißt an ihr die jetzt 
dessen Labilität dadurch gesteigert ist, daß seine Heranwachsenden. -Das ist ein falscher Analo­
Pubertät vorverlegt und verlängert wird. gieschluß. Aber wir sollten Vorsicht 
Abnorme Erlebnisreaktionen, Störungen in und Zurückhaltung üben. Nur allzuleicht er­
den zwischenmenschlichen Beziehungen machen halten jene Bilder aus unserer Kindheit nnd 
sich bemerkbar. Das gilt auch für jüngere Jugend, die glücksbetont, die freudebetont 
Erwachsene, und das gilt für alle sozialen wart>u, einen besonders vergoldeten Schimmer 
Schichten. der guten alten Zeit : Wie schön, wie gut waren 

Die Pubertät stellteben den jungen Menschen wir als Kinder , wie schön haben wir es gehabt ! 
vor schwere Aufgaben, und der frühere Beginn Warum � Weil das Gedächtnis die angeneh­
vor noch schwierigere . Wie soll er diese men Eindrücke und Erlebnisse leichter und 
Aufgaben lösen ? Er kann in die überpersön- sicherer aufnimmt und behält als die übrigen. 
lichen Zusammenhänge einfach nicht hinein- \ Es ist gar nicht wahr, daß wir so gut, �o b.rav 

wachsen. Er kann in die sozialen, wirtsehaft- waren. ( Abg. ROo'Ja Jochman n :  Sehr nchhg !) 
lichen, politischen und kulturellen Zusammen- I "Nlan hat es uns nur schwe

.rer un,d l�ic�ter 
hänge nicht hineinwachsen. Er entdeckt das !  gemacht, und daher ,,,,uden Wlr so, WIe WIr emd. 
eigene Wesen, entdeckt si ch selbst , gerade in Aber das können wir der Jugend von heute 
der Vorpubertät, in der Pubertät, aber es nicht zum Vorwurf machen. (Der Präsident 
fällt ihm schwer, sich auf die Werte, die für übernimmt den Vorsitz .) 
alle gelten, einzustellen. Er will für sich beson- Die Probleme sind also immer - meiner Mei­
dere Werte. Dazu kommt die erste,  meist nung nach - dieselben geblieben . Nur die 
ungeschickte und enttäuschende Auseinander- Gewichte verschieben sich von Zeit zu Zeit 
setzung mit der Umwelt. nach der einen oder andel en Seite . 

In einer alten Quelle lesen wir - jetzt hören 
Dazu kommt das erste Erwachen der Erotik, Sie zu, meine Damen und Herren, weil das so 

der Sexualität , und ihr langsamer Einbau in interessant ist, wie wenig sieh ändert - : 
die Gesamtpersönlichkeit . Es ist das die Zeit - "Die Jugend liebt in unserer Zeit den Luxus 
wie es die Psychologen nennen - der irresistible über alles. Sie hat schlechte Manieren, ver­
impulses, das heißt der unwiderstehlichen 
I I d d d' 

. . h d 'bTt 
achtet jede Autorität., hat keinen Resp€"kt 

. 
�p�

t
�e, un er Iml�ls e respo;sl 1 1 Y 

h
- vor älteren Menschen ; sie plaudert, wenn sie lC ZI lere Dr. Ba�ak, e�nen beka�n en Psyc 0- nieh,t. gefragt ist und wenn sie arbeiten sollte. 

logen -, das heIßt �mes vermmderten Ver- Die Jungen stehen nicht mehr auf, wenn Ältere 
antwortungsbewußtsems. I das Zimmer betI·eten. Sie widersprechen ihren 

Viele dieser Vergehen und Verbrechen sind Eltern und ihren Vorgesetzten, den Mens('hen, 
also erklärbar aus der Labilität ; denn er be- denen sie gehorchen sollten. Sie schwätzen 
findet sich mitten in der Reife, in der eigenarti- ungehagt in der Gesellschaft. Sie legen die 
gen Grundstimmung, die zur Reizbarkeit., Beine übereinander" - damals schon ! - "und 
zur Sprunghaftigkeit, zu explosiver Entladung, tyrannisieren ihre Lehrer." 
zu Hemmungslosigkeit und zur triebhaften 'Ver hat darüber geklagt ? Sokrates, bittel 
Enthemmung führt. Daraus ergeben sich I Sokrates klagte darüber vor 2000 Jahren ! Da­
Kurzschlußverhaltensweisen, erklärt sich vieles : mals schlugen sie die Beine übereinander, 
Fortlaufen, Diebstähle, Brandstiftungen , aber damals gehor chten sie nicht ihren Lehn'rn, 
auch die schrecklichen Sexualdelikte zu einem damals sagten sie nicht zu ihren Ministern Ja, 
Teil . Dazu kommt die Trot.zhaltung gegenüber wenn sie nein sagen wollten. Damals war das 
der Welt der Erwachsenen, die gefühlsbetonte alles schon so. Also hüten wir uns, an der 
Ablehnung gegen die Erwachsenen, die sie als Klagemauer zu stehen und der Jugend das 
verlogen empfinden . Dies führt zu Banden- Klagelied des SchlechteI en nachzusingen. 
bildungen und zum Einzelversagen des jungen In vielen Protesten der guten und der ab-
Menschen. geleit.eten und abgleitenden Jugendlichen -

Ich glaube, diese Einstellung hat es immer beides : abgeleitet vom guten Weg - offenbart 
gegeben, aber früher war es doch so, daß die sich ein tiefes Mißtrauen gegen die Welt der 
Jugend zaghafter , zurückhaltender war und Erwachsenen. Wie tief dieses Mißtrauen gl eift 
sich da und dort zurückhalten ließ. Heute ist und wie lange es andauert, das hängt davon ab, 
das schwerer, weil die heutige Jugend - und wie schnell ein Erwachsener eingreifen kann 
das meine ich positiv - in einer Weise !'IeIh- und wie gut er imstande ist einzugreifen, wie­
ständiger ist und umgeleitet und umgelenkt weit er den jungen Menschen wieder auf die 
in der anderen Weise . Selbständigkeit und StIaße des Rechts bringt . Warum kommt 
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der Jugendliche von der Straße des Rechts I Eine Tat kann auch eine Episode sein, und 
ab � Das hängt von der nächsten Umgebung von dieser Episode muß man den Jugendlichen 
ab, in der das Kind und der Jugendliche auf- ! befreien, ihn wegbringen, damit es bei ihm 
wächst, von der Anlage, von seinem Charakter, nicht zu einem Symptom wird. 
von der Si

.
tuat�on, in der er sich . befindet, Es gibt natürlich Neigungstäter, Täter, 

von dem HIerSeIn oder dem Fehlen eIn
.
es Men- die eine Tat begehen aus Neigung, aus Charak­

sehen, der dem Strauchelnden Halt gIbt. teranlage. Aber sie sind ein ganz, ganz kleiner 
Aber er ist abgeglitten, das Delikt ist da. Prozentsatz. 

Der Junge Mensch ist schuldig geworden ; Der Jugendliche kommt also vor den Richter. 
er hat das Recht gebrochen, er kommt vor Jetzt lassen Sie mich hier wieder einmal 
den Richter. Jetzt kommt es dar auf an, daß sagen, mit welcher Hochachtung ich jedes 
das Recht nicht ihn bricht. Mal an den Tagungen der Jugendrichter 

Hier möchte ich an · das anschließen, was teilgenommen habe. Lassen Sie mich hier aus­
Frau Dl . Firnberg gesagt hat. Wissen Sie, sprechen, welche Menschen diese Jugend­
daß es wirklich darauf ankommt, daß das richter sind, wenn sie immer - immer, das 
Recht, daß die Gerichtsbarkeit, daß die Gesell- kann ich sagen - den Menschen sehen, 
schaft den Jungen Menschen, der das Recht den Menschen, dem ein Leid geschehen ist. 
gebrochen hat, stützt, ihm hilft, sich selbst (Beifall bei der SPO.) Sie sagen immer : 
zu überwinden, ihm Wege zeigt und diese ihm Der junge Bursch, das junge Mädchen bind 
möglich macht ? gestrauchelt, weil sie nicht gerade gehen 

In diesem Geiste wurde das Jugendgerichts- gelernt haben. (Abg. Rosa Jochmann : Sehr 
gesetz beschlossen. Dieser Geist beseelt das richtig I) Die Jugendrichter sind diejenigen 
Jugendgerichtsgesetz. Überall in der Welt unter den Richtern - und ich habe größte 
hat man darauf gesonnen, sinnt man darauf, Hochachtung vor allen Richtern -, die das 
forscht man danach, wie man helfen kann. Menschliche vor allem anderen sprechen lassen. 
Man hat das Bestieben, der Jugendkriminalität Bei dieser Gelegenheit, Herr Justizminister, 
Herr zu werden, indem man den Jungen nicht möchte ich Sie hier zum wiederholten Male 
den Herln zeigt, sondeln den Helfer. Solche wieder bitten : Ich glaube, Frauen sind für diesen 
Helfer zu haben, solche Helfer zu finden und Beruf besonders geeignet. (Beifall bei der 
solchen Helfern die Arbeit leichter zu machen, SPO.) Denken Sie daran, wenn wieder einmal 
das ist die Aufgabe des Strafvollzugs. Ein mo- ein Jugendrichter zu bestellen ist, und fügen 
dernes Gesetz dieser Art, wie alle Gesetze eines Sie dem Richter ein "in" an, und machen Sie 
Staates und einer Gesellschaft, die den Humanis- eine Jugendrichterin zu der Verantwortlichen 
mus in den Mittelpunkt stellt, sieht vor allem für Menschenschicksale. 
den Rechtsbrecher und nicht die Tat, die ihn Die Bedeutung und die besondere Ein­
vor Gericht gebracht hat. Sie hat den anderen stellung der Jugendrichter ist deswegen so 
vor ihm zu schützen - gewiß, aber am besten groß, weil sie dem Jugendlichen in dem Augen­
schützt sich die Gesellschaft vor ihm, wenn sie blick begegnen, wo er in Not geraten ist 
ihn wieder auf den rechten Weg bringt. und zur Erkenntnis kommt : Gibt es jemanden, 
� Die Art, der Charakter des Rechtsbrechers der mir hier helfen kann 1 Er hat sich in eine 
ist eben wichtiger als die Art der Tat. Jeder Schuld verstrickt. 
Fall ist ein IndiVIdualfall, und jedel Fall - das Ein Württemberger Richter drückte es ein­
wissen wh alle - muß darauf ausgerichtet sein, mal so aus : "Fast immer bestätigte Erkennt­
rehabilitiert und resozialisiert zu weiden. nis, daß diese Burschen und Mädchen nicht -

Oft ist man versucht zu zweifeln, ob das vor uns stehen, weil sie schlecht und böse 
möglich ist, wenn man an jugendliche Ver- sind, sondern weil sie genauso unreif, unge­
brecher und ihre Velbrechen selbst denkt, formt und leichtsinnig sind, wie es die Jugend 
wenn einem die Brutalität schaudern läßt und zu allen Zeiten war und wie wir es selbst 
ihre Kaltblütigkeit an einer Besserungs- einmal gewesen sind. Diese Jugend - und 
fähigkeit uns verzweifeln läßt. Aber blickt man das ist das Beunruhigende - ist in unserer 
tiefer, dann sieht man anderes. Dann sieht Zeit einer schweren Belastungsprobe ausge­
man den Verführer, dann sieht man die Um- setzt, der sie oft einfach nicht gewachsen sein 
gebung, dann sieht man die Mutter, die nicht kann. Darum" - so sagt der Jugendrichter ­
da war, oder den Vater, der die Familie verließ , "müssen wir in der Begegnung einen Anruf 
dann sieht man, daß der Jugendliche schuldig an unser und an das Gewissen der Gesellschaft 
geworden ist, weil andere an ihm schuldig heraushören, die wir als Diener des Staates 
geworden warf'n. vertreten und in deren Namen wir Recht zu 

Man ist jetzt zu einer Erkenntnis gekom- sprechen haben." 
men : Nicht jede Tat eines Jugendlichen ist Vorbeugung ist wichtiger als Heilung ; sie 
ein Symptom seiner verbrecherischen Art. kommt zuerst, sie erspart die Heilung. Bei 
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jeder Beurteilung des Jugendlichen muß man 1 Sie Borgen dafür, daß das Personal so ist, 
davon ausgehen, daß es sich um einen Werden- I daß es helfen kann. Das Personal, die Helfer 
den handelt. Die soziale Angepaßtheit ist müssen den Eltern helfen, selbst Helfer zu 
noch nicht da. Seine Einstellung zur Umwelt sein. Aber auch die Umgebung, die Welt des 
hängt davon ab, wie wir ihm, dem Sraf- Berufes und der Familie muß davon überzeugt 
fälligen, begegnen. werden, daß das alte grausame Sprichwort 

Wenn nun der Richter die Worte und die "Einmal ein Verbrecher, immer ein Verbrecher" 
Art findet, so ist das oft die erste gesunde falsch ist. 
Erschütterung, der Schock, nach dem man Boever hat im Auftrag der Weltgesundheits­
neu anfangen kann. Und darum ist dem organisation nach Besuch von 60 verschiedenen 
Richter, dem Jugendrichter, Dank zu sagen, Institutionen einen Forschungsbericht über 
wenn er Verständnis zeigt. Darum ist dem den Stand der Jugendkriminalität in ver­
Strafvollzug gerade in diesem Kreis besondere schiedenen Ländern erstattet. Er sagt : "Ziel 
Bedeutung zu schenken. aller Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugend-

Wenn gestörte Jugendliche oder Erwachsene kriminalität muß sein : den jungen Deliquenten 

in Einzel- oder Gruppentherapie erfaßt werden, zu befähigen, feste und dauerhafte gegenseitige 

dann hilft man ihnen noch schnell den An- Gefühls beziehungen zu anderen Menschen zu 

schluß an die Gesunden, nicht Gestörten zu haben. Denn eine echte Gefühlsbeziehung 

finden Glauben Sie mir das 'st icht Ver- erzeugt ein Gefühl innerer Sicherheit, und das 

niedlichung nein das ist Schu�z :er Gesell- ist die Grundlage für seine moralische Unab­

schaft wen� ich 
'
die Möglichkeit eines Rück- I hängigkeit und Grundbedingung für jede 

falles 
'
vermindere und den jungen Menschen 1 �passung des menschl�chen V?;haltens an 

vollwertig mache. dIe Forderung der GemeInschaft. 

Denken wir an all die neuen Methoden. Aber eines dürfen wir nicht vergessen - und 
Wir haben Oberfucha besucht, wir haben damit kehre ich zum Tenor des Tages zu­
dort die Behandlung Erstbestrafter gesehen. rück -: Die Jugendlichen leben nicht in 
Wir haben heute über Bewährungshelfer und I einem luftleeren Raum. Die Gesellschaft 
Bewährungshilfe gehört. Ich selbst war sechs I beurteilen sie danach, wie sie sie sehen. Wenn 
Jahre Erzieherin, Psychologin und Professorin man davon spricht, daß Korruptionsfälle 
in einer solchen Anstalt für schwersterziehbare gehäuft, und sehr stark gehäuft, sie in ihrem 
männliche Jugendliche mit hohem Intelligenz- i Gefüge erschüttern, so muß ich die 
quotienten. Ich habe es dort erlebt, stündlich, ! Kolleginnen und Kollegen von der 
halbstündlich, wie nahe Recht an Unrecht ÖVP enttäuschen : Ich habe über Jugend­
ist. Ich habe es dort erlebt, wie viel repariert kriminalität gesprochen, aber auch in diese 
oder verdorben werden kann, wie wenig sicher I Welt spielen die Korruptionen, die unser 
und wie schmal der Weg ist, der von Recht · aller Tagesgespräch sind, hinein . (Beifall bei 
zu Unrecht oder von Unrecht zu Recht führt. der SPÖ.j 

Wenn ich daran denke, daß ein kleiner 
Notzüchtler heute Vater von drei Kindern 
ist - er hat eingesehen, daß man ihm helfen 
muß - und seine Triebhaftigkeit nach der 
Pubertät überwunden hat und daß er immer 
wieder betont, was aus ihm geworden wäre in 
der Familie eines Trinkers, wenn er nicht 
diese Menschen gehabt hätte, die an ihn 
glaubten, dann ist mir das Beweis genug 
dafür, daß die moderne Justiz ein Teil der 
humanistischen Gesellschaft ist, die nie stehen­
bleiben darf, dem Menschen Sicherheit zu 
geben, ihm zu helfen, Mensch zu sein, ihm zu 
ermöglichen, mit den Umständen und Ver­
hältnissen fertig zu werden. Das ist der Sinn. 

Der Weg ist vorgezeichnet, Herr Minister. 
Ein großes Stück ist gegangen worden. Ihre 
Vorgänger haben Wege gezeigt und geebnet . 
Neue Methoden sind notwendig, neue Wege. 
Werden Sie sie gehen, Herr Minister � Werden 
Sie das, was die Welt aussagt, zu Ihrer Aus­
sage machen, Herr Minister 1 Helfen Sie, 
daß diese Jugendlichen nicht rückfällig werden. 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Skritek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Skritek (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Erlauben Sie noch 
einige kurze Bemerkungen zu einem Gebiet 
des Justizressorts, das eigentlich auch nicht 
im Zentrum der Auseinandersetzungen der 
letzten Monate gestanden ist, das eher im 
Zusammenhang mit dem Sozialressort, mit 
der Sozialpolitik, steht, nämlich mit der Frage 
des Angestelltengesetzes, im besonderen mit 
der N ovellierung des § 23 des Angestellten­
gesetzes, der die Abfertigungsbestimmungen 
regelt. 

Ich habe zweimal, bei der letzten Budget. 
debatte und auch diesmal, Sie, Herr Justiz. 
minister, im Finanz- und Budgetausschuß 
gefragt, ob wir erwarten können, daß Sie in 
der nächsten Zeit dem Hohen Hause einen 
Entwurf, der diesem Wunsch auf Novellierung 
des § 23 des Angestelltengesetzes entspricht, 
vorlegen werden. Leider war Ihre Antwort, 
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Herr Minister, beide Male negativ. Sie haben doch zu ermögliche n, daß dieser wichtige 
zwar nicht direkt nein gesagt, Sie haben aber Regierungsentwurf im Parlament auf die 
die Erfüllung, die Notwendigkeit dieses Wun- Tagesordnung gesetzt wird. Sie hat die beiden 
sches beiseite geschoben und auf ein Geleise Klubs, vor allem die beiden Regierungsklubs, 
gelenkt, wohin das eigentlich, wie ich nach- um Unterstützung gebeten. 
weisen werde, nicht gehört. Das ist der Ich darf feststellen, daß der Klub der soziali-
Grund, warum ich heute hier im Hohen Haus stischen Abgeordneten sofort mitgeteilt hat, 
doch ein paar Worte zu diesen für die Ange- daß er bereit ist, diesem Entwurf seine volle 
s tellten so wichtigen Fragen sagen möchte. Unterstützung zu geben. Vom Klub der 

Die Forderung nach Novellierung des § 23 Österreichischen Volkspartei kam zuerst ein 
des Angestelltengesetzes besteht seit vielen Schreiben, daß diese Forderung an Herrn 
Jahren. Es handelt sich darum, daß die Ab- Nationalrat Dr. Hauser weitergeleitet wurde. 
fertigung auch jenen Angestellten gebühren Das war die erste Antwort. Die zweite kam 
soll, die das Dienstverhältnis selbst lösen, 14 Tage später und lautete, es müsse zuerst 
und zwar dann, wenn sie die Pension antreten, die Pensionsdynamik erledigt werden, dann 
oder Frauen, wenn sie nach der Eheschließung könnten ja in absehbarer Zeit Beratungen 
oder im Falle der Mutterschaft ihren Ange- beginnen. Es ist klar, daß diese Koppelung 
stelltenberuf aufgeben wollen, also aus dem mit der Novellierung der Abfertigungsbestim­
Berufsleben ausscheiden. mungen des Angestelltengesetzes im wesent-

Ich gebe zu : das Angestelltengesetz ist lichen nichts anderes als zunächst eine Ver­

eines jener Gesetze, die seit Jahrzehnten zögerung gewesen ist. 

sehr wenig novelliert wurden. Mit Ausnahme Ich staune darüber, daß diese Verzögerung 
einiger Urlaubsbestimmungen gab es eigent- gerade vom Klub der Österreichischen Volks­
lich keine NoveJIierungen. Ich möchte zu- partei gekommen ist, die sich ja immer und 
nächst darauf hinweisen, daß diese Forderung überall, wenn es möglich ist und - was ich 
nicht nur wiederholten Beschlüssen der Ge- dazufügen möchte - wenn es nichts kostet, 

werkschaft der Privatangestellten entspricht, als besonderer Freund der Angestellten aus­

sondern daß auch der Kongreß des Oster- gibt und deklariert. 
reichischen Gewerkschaftsbundes diese Forde- Es bestand damals bei den Angestellten 
rung aufgegriffen hat, daß auf Tagungen des die Hoffnung - das darf ich auch hier sagen -, 
Arbeiterkammertages diese Forderung wieder- daß diese im wesentlichen nicht sehr bedeu­
holt vorgebracht beziehungsweise beschlossen tende Änderung des Gesetzes doch auch des­
wurde. Ich möchte hier feststellen, daß es halb möglich wäre, weil doch im Steuergesetz 
sich dabei jedesmal um einstimmige Beschlüsse vorgesehen wurde, daß steuerfreie Abferti­
handelte, um Beschlüsse aller Fraktionen des gungsrücklagen geschaffen werden können. 
Gewerkschaftsbundes, also einschließlich der Sie wurden auch geschaffen, sodaß die Ange­
christlichen Gewerkschafter. Das wollte ich stellten jetzt wirklich die Hoffnung hatten, 
nur feststellen, damit nicht der Eindruck ent- sie würden, wenn die steuerfreie Rücklage da 
steht, es handle sich hier um eine ganz abseits ist, im Falle der Kündigung, wenn sie die 
gelegene Frage, die kein echtes Problem der Pension antreten und nicht vom Unter­
Privatangestellten darstellt. nehmer gekündigt werden, doch ihre Ab-

Ein paar Worte über die Geschichte dieser fertigung erhalten. 
Forderung sind notwendig. Herr Minister ! Leider war diese Hoffnung trügerisch. Es 
Erfreulicherweise hat im Frühjahr 1964 Ihr kam bisher zu keiner Zustimmung. Auch 
Vorgänger, Minister außer Dienst Dr. Broda, sonstige Auswege - das möchte ich hier 
einen Regierungsentwurf im Justizministerium sagen - waren nicht oder nur in geringem 
ausarbeiten lassen und ihn zur Begutachtung Maße möglich, denn gleichzeitig gab es eine 
ausgesandt. Er fand die Zustimmung vor andere Barriere, die von der Bundeswirt­
allem des Arbeiterkammertages. Leider Bchaftskammer aufgerichtet wurde . Sie alle 
konnte dieser Entwurf damals den Ministerrat kennen sie. Im Jahre 1 963 kam die berühmte 
nicht passieren, er wurde einem Unterausschuß I Negativliste heraus, in der festgestellt wurde, 
des Arbeitsausschusses zugewiesen, der nur daß ohnehin alle legitimen Ansprüche 
eine Sitzung darüber abgehalten hat. Weitere der Arbeitnehmer bereits gesetzlich garantiert 
Sitzungen kamen angeblich wegen Termin- sind. Das heißt, damals war das Signal für 
schwierigkeiten oder anderen Gründen nicht den Sozialstopp, und es hieß, daß eigentlich im 
mehr zustande. Kollektivvertrag nur mehr das Entgelt und 

Da es sich um ein dringendes Anliegen der sonst nichts zu regeln sei. 
Privatangestellten handelt, hat die zuständige Im Abschnitt F 2 A dieses Dokuments ist 
Gewerkschaft am 6.  Juli an alle Abgeordneten- auch die Feststellung enthalten, daß keinen 
klubs ein Schreiben gerichtet und sie ersucht, Abfertigungsansprüchen über die Vorschriften 
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des Angestelltengesetzes hinaus, sei es in Abgeordneter Luptowits (SPÖ) : Hohes 
Betriebsvereinbarungen, in Arbeitsordnungen Haus ! Geschätzte Damen und Herren ! Die 
oder Kollektivverträgen, zuzustimmen sei. Diskussion über das Kapitel Justiz gibt uns 

Meine Damen und Herren ! Wir müssen die l\löglichkeit und Gelegenheit, zu allgemei­
feststellen, daß in der Zwischenzeit die Pen- nen Fragen der Rechtspflege, der Rechts­
sionsdynamik, die damals die Ausrede war, ordnung und einigen Erscheinungen im Rechts-
beschlossen wurde, ja sogar in Kraft ist. leben unseres Landes Stellung zu nehmen. 

Leider besteht dieser Unterausschuß des Es war am Sonntag, als ich knapp vor 
Arbeitsausschusses nicht mehr, da die meiner Abreise nach Wien noch einmal meine 
Koalitionsregierung nicht mehr besteht . Es Bücher durchging , da griff ich nach einem 
gibt also keine Fortsetzung dieser Besprechun- Buch, das ich schon längere Zeit nicht in der 
gen. Heute hat Herr Dr. Hauser hier ge- Hand hatte. Ich schlug es auf, ohne etwas 
sprochen, er hat aber über die Novellierung Bestimmtes zu suchen, und fand folgende 
des Angestelltengesetzes nichts gesagt. Ent- sehr eindrucksvolle Stelle : 
weder scheint ihm das nicht so dringend zu "Die Republiken, die sich eine geordnete 
sein, oder es ist seiner Erinnerung entgangen. und wohl verwahrte Verfassung erhalten haben, 
Er war immerhin der federführende Mann wie die kretische und lakedämonische, haben 
der Österreichischen Volkspartei in dieser keine großen Stücke auf die Redner ge­
Frage. halten." Ich war etwas verblüfft und sah nach 

Ich sprach von der Möglichkeit der Fort- dem Verfasser dieses Buches, und da stand 
führung dieser Besprechungen. Ich nehme Montaigne. 
a.n, daß die Österreichische VolkApartei nicht Ich la s dann weiter, weil mich diese Stelle eine totale Ablehnung beabsicht.igt hatte, eigentlich nicht zufriedengestellt hat. Er denn sonst hätte sie doch nie eine Antwort Rchreiht weiter und sagt, seiner Meinung nach geben dürfen, in der es heißt, daß dann sei die Rede "ein \Verkzeug, dazu erfunden, Beratungen aufgenommen werden können . einen Mob und eine zerrüttete Bürgerschaft Es ist also doch so, Herr Minister, daß Ihnen zu lenken und aufzupeitschen, und ein Werk­
nach der jetzigen Situation - so wie das zeug, das nur in kranken Umständen Ver­
bei Ihrem Vorgänger, Herrn Dr . Broda, der wendung findet, wie die Arzlleikunst . " Fall war, dem wir , die Angestellten, jetzt noch 
nachträglich herzlichst für seine Initiative Sicherlich , . das ist . 16. Jahr�un�ert, und 
danken _ die Aufgabe zufällt, hier initiativ man sollte me�t unbechngt a�les m �Ie Gegen­
zu werden . Die Angelegenheit fällt in Ihr ,,:.art tranSpolUe�en. Doch dIe gestrIgen .Aua­
Ressort Sie können sie nicht mit ein paar I fuhrungen des ÖVP-Abgeordneten Staudmger , · 1 1 " , ' d ' d  k 11 ' t  Bemerkunucn das stehe irgendeinem nicht la )en 1l1II WIe er so em ruc svo gezeIg , 
mehr cxi�tie�'end�n Ausschuß zu, beiseite daß Montaigne. eigentli.ch au�h heute noch 
schieben. modern und zeItgemäß 1st . Seme Ausführu�-

Ich darf nochmals sagen : Es handelt sich g�n haben do?h, abgesehen davon, daß SIe 
bei dieser Novellierung des § 23 des Ange- mcht n�ch l1lell�em Geschmack und auch, so 
stelltengesetzes um eine sehr, sehr wichtige, nehme .Ich an, mcht nach dem Geschmack �es 
dringende Angelegenheit, auf die viele G�oßteIls des Hohen Hauses waren, g�zeIgt, 
tausende Angestellte wirklich warten. Sie WIe scha.rf man an der ?renz� zWlsc�en 
haben - das glaube ich doch auch _ ein DemagogIe und echter DISk�sSI?n, �ch er 
Recht darauf daß diese dringende Forderung Aussprache, gehen kann. Ich wIll mcht tIefen-
einmal er1edi�t wird. psychologisch untersuchen, was ihn zu diesem 

. ' " . . .  Ausspruch bewogen hat ; es wäre sehr reiz-Kom�t keme �IlltIatlve, Herr JustlzmmIst�l', voll, das tiefenpsychologisch zu untersuchen. 
da�m mussen WIr annehmen, d.aß auch kem Man käme wahrscheinlich darauf, daß Herr 
WIlle vo� Ihnen,

. 
von I�er �artel dazu besteht, Staudinger eine ausgedehnte Literatur in 

der ErfiIllung dIeser WIChtIgen Forderung der seinem Bücherschrank stehen hat, die sich Angestellten nahezutreten. besonders mit diesen Fragen befaßt. Doch 
Ich. darf zum Schluß sagen : Es wurde von genug davon . 

d?r Öster�eichische� � olkspar�ei fest�?stellt, Ich kehre wieder zu Montaigne zurück, dIese �eglerung SeI eme �egle��ng fur alle weil Cl' mir doch noch etwas eindrucksvoller 
Ö

.�terreIC�er . Ich darf hinzufugen : Dann scheint . Er zieht nämlich sehr scharf die durfen dIe mehr als �OO.OOO . Angestellten an- Grenze zwischen Demagogie und echter Aus­nehme.n, daß �uch Ihre drmgenden Fra�en sprache, also zwischen der Demagogie, der von dieser R�gleru�g behandelt und erledIgt Fertigkeit, nach dem eingebildeten oder viel­werden. (Beifall be� der S PO.) leicht eingestandenen Willen der Hörer zu 
Präsident: Zum Wort gemeldet ist der reden, und echter Aussprache, echtem Mit­

Abgeordnete Luptowits. Ich erteile es ihm. I <lenken . Ich lade Sie jetzt zum Mitdenken 
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ein, zur Aussprache und zum Mithören. 
Vielleicht fällt das eine oder das andere, 
was ich hier sage, auf fruchtbaren Boden, 
vielleicht kann auch der Rerr Justizminister 
einiges davon verwenden, was ich hier sagen 
werde. 

Sicherlich ist es allgemein bekannt, daß die 
Einrichtungen der Justiz nicht dazu angetan 
sind, sich einer besonderen Beliebtheit zu 
erfreuen. Was sie aber - die Justiz meine 
ich -,- besonders braucht, das ist doch, glaube 
ich, Vertrauen ; Vertrauen unser aller, der 
gesamten gesetzgebenden Körperschaft, aber 
auch Vertrauen aller Staatsbürger. Wenn ich 
mich frage : Ist dieses Vertr auen immer 
gegeben ? Ist es immer da ? ,  dann muß ich 
doch feststellen, daß der Weg zu diesem 
Vertrauen vielfach von den Trägern zumindest 
nicht erleichtert, um nicht zu sagen, besonders 
erschwert wird. 

Manche Richter haben bei allem achtens­
werten Werben um demokratische Legitimation 
das Wesen demokratischer Willensbildung 
beziehungsweise Meinungsbildung noch nicht 
erkannt, und es ist auch heute in den Äußerun­
gen eines Herrn der ÖVP so durchgeklungen, 
der da gemeint hat, man sollte an der Justitia 
nicht Kritik üben. Ich bin hier ganz anderer 
Meinung. Ich bin der Meinung, daß sich auch 
die Justiz einer offenen Kritik und einer 
offenen Diskussion nicht entziehen kann. Ich 
werde zeigen, daß damit auf keinen Fall die 
ehrwürdige Institution der Justiz , wie das 
manche glauben, "zerzaust" oder im Ansehen 
herabgesetzt werde. Ich meine, daß gerade 
diese Auseinandersetzung dazu angetan wäre, 
die Justiz in den Augen des Staatsbürgers, des 
"Gerichtsuntertanen" - ich bitte die Steno­
graphen, dieses Wort unter Anführungszeichen 
zu setzen -, etwas lebendiger zu gestalten. 
Ich meine, daß es gerade die Organe der Justiz 
sein könnten, die das Mißtrauen und diese 
Reserviertheit der Bevölkerung dieses Landes 
brechen könnten. 

Sicherlich ist es nicht sehr angenehm, 
wenn man dauernd kritisiert wird, sicherlich 
ist dies unangenehm, und vielleicht ist manch­
mal der eine oder andere Träger auch in seinem 
Ansehen gefährdet, wenn ständig Mißtrauen 
geRchürt wird. Denn die Richter, die können 
ja nicht allesamt zurücktreten, wie eine ver­
brauchte Regierung zurücktreten kann, das 
ist ja nicht möglich, sie müssen weiter im 
Dienst bleiben. Aber sie haben ja ein Mittel, 
sich dagegen zu wehren, nämlich durch Kritik 
an den Kritikern. Ich glaube, daß aus dieser 
gegenseitigen Kritik, aus dieser Begegnung 
sehr fruchtbare Ergebnisse zu erwarten wären. 

Ich meine, die Justiz sollte sich nicht in 
einen Elfenbeinturm zurückziehen und von 

einer hohen Wolke aus, sozusagen schwebend 
über der Allgemeinheit, ihrer Pflicht · nach­
kommen. Nein, sie ist ein Teil des Lebens, 
deR konkreten Verfassungsstaates, und sie 
sollte sich also auch mit dessen Bürgern 
befreunden, und die Bürger sollten sich mit 
ihr befreunden. Das war mein erster Vorschlag, 
Herr Minister. 

Ich meine, die Öffentlichkeitsarbeit in der 
Justiz sollte stärker intensiviert werden, denn 
dann kann es nicht dazu kommen, daß der 
Bürger das Gefühl hat, vor Gericht nicht als 
Staatsbürger angesprochen zu werden - ich 
will hier keine praktischen Beispiele bringen -, 
sondern er soll nicht das Gefühl haben, er sei 
ein Untertan, ein "Gerichtsuntertan".  Ich 
glaube, es wäre zum Nutzen beider, wenn Sie 
die Öffentlichkeitsarbeit der Justiz intensi. 
vieren würden. Vor allem natürlich müssen 
Richter und Staatsanwälte durch ihr Verhalten 
im Amt, durch ihre Entscheidungen mit dazu 
beitragen. Und gerade sie, die Richter und 
Staatsanwälte, müssen die Elite des Charakters 
sein, sie müssen die Elite der Unabhängigkeit, 
der Verantwortung sein, denn ohne diese 
Gegebenheiten, die ich jetzt eben genannt 
habe, kann eine Justiz auf die Dauer nicht 
bestehen. Ja ich möchte sogar weiter gehen ; 
ich möchte sogar sagen : Ohne diese Voraus­
setzungen kann auch eine · Demokratie nicht 
bestehen. 

Selbstverständlich spielt die Autorität des 
Richters in der modernen Demokratie eine 
ganz große Rolle, denn er hat ja eine Vielfalt 
von Aufgaben zu erfüllen, n ämlich den 
Schwachen gegenüber dem Starken und den 
überstarken Mächten zu schützen, er hat die 
Rtreitfälle zwischen den einzelnen Kollektiven 
zu ordnen ; also eine Vielfalt von Aufgaben, 
auf die ich hier gar nicht eingehen will. 

Aber ich glaube, daß der Bürger immer 
wieder das Gefühl hat, daß die Rechtsprechung 
weit von ihm entfernt ist. Er legt eine Scheu 
an den Tag, sich dieses Instrumentariums zu 
bedienen. Es wäre wirklich an der Zeit, daß 
sich der Bürger mit viel Mut, mit Aufrichtigkeit 
an diese Institution wendet und Rat sucht ; 
sicherlich wird er auch Rat finden. 

Aber wieder ist der Staatsbürger enttäuscht. 
Durch das langsame Funktionieren bleibt das 
beste Vorhaben dann häufig wirkungslos. Hin­
zu kommt noch, daß ·  die Entscheidungen dieser 
Institutionen nicht immer das nötige Gewicht 
haben. Schließlich wird oftmals die Unab­
hängigkeit in Zweifel gezogen, weil sie nicht 
klar erkennbar ist. Der Bürger stellt dann 
etwas resignierend fest und sagt sich, daß sich 
die Juristen auf den Lehrstühlen und Richter­
stühlen, die sich das Recht als Lebensberuf . 
ausgesucht haben, eigentlich ihrer Aufgabe 
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nicht so widmen, wie es der Staatsbürger 'I Und noeh etwas zur Unabhängigkeit der 
erwart.et., nämlich den Ausgleich zwischen Richter, was nicht mit ihrer Tätigkeit z u  tun 
Macht und Recht" zwischen starken und hat, sondern was in ihrer Person selbst liegt. 

schwachen Interessen herzustellen. Dann Es gibt eine sehr ausführliche Literatur zu 
registriert der Bürger, vor allem der, der diesem Thema, aber eines wird vielfach über­
etwas historisch gebildet ist, noch dazu, daß sehen. Ich bin auf eine interessante Abhand­
Juristen ein wenig anfällig sind gegenüber lung gestoßen, wo gezeigt wird, daß die Gefahr 
jeweils herrschenden Machtgruppen ; ich für die Unabhängigkeit in der Person der 
glaube, ich brauche die Beispiele aus der Richter selbst liegt. Ja wieso 1 ,  werden Sie 
Geschichte nicht zu bringen. Manchmal sogar I fragen. Die soziologische Analyse des Richter­
muß er feststellen, daß juristische Meinungen standes in Frankreich hat ergeben - und ich 
auch käuflich erworben werden können. All nehme an, es wird in den anderen Staaten so 
das trägt sicherlich mit dazu bei, daß der ähnlich sein -, daß 90 Prozent aus dem 
Staatsbürger dann das Gefühl hat und sagt : gleichen oder ähnlichen sozialen Milieu kom­
Na ja, die da oben, die werden es sich schon men. Wenn Sie vergleichen, daß 3 Prozent 
richten - wie heute schon einer hier gesagt der Studenten aus dem Arbeiter- und Bauern­
hat. stand kommen, dann können Sie abschätzen, 

Was das aber für eine Demokratie, für einen was das für die gesamte Problematik dieser 
Rechtsstaat bedeutet, wenn solch eine Den- Unabhängigkeit bedeutet. Der Verfasser 
kungsart um sich greift, das kann sich jeder dieses Buches, Georges Ripert, sagt zu diesem 
selbst ausrechnen. Wenn dann noch Gesetzes- Thema - ich zitiere wörtlich - :  "Die 
verachtung und Korruption hinzukommen und Juristen sind die Hüter der bestehenden 

überhandnehmen und die Moral der Skrupel- Ordnung nicht so sehr aus Pflichtgefühl, 

losen droht, das ethische Niveau aller zu sondern eher aus Überzeugung von der Vor­

bestimmen, dann, glaube ich, ist Gefahr im trefflichkeit dieser Ordnung. Die soziale 

Verzug für das gesamte Staatswesen. Klasse, der sie angehören, ihre Erziehung., 
ihr Rang in der Hierarchie machen die meisten 
von ihnen zu Erhaltern und Bewunderern 
dieser Ordnung ." Soweit der Verfasser. 

So meine ich, Herr Justizminister, daß Sie 
das Gewissen der Nation sein sollten in solchen 
Fällen, das Gewissen aber, das nicht still für 
sich allein im stillen Kämmerlein hadern und 
Zwiesprache halten sollte, sondern das auch 
der Öffentlichkeit gegenüber laut sagen sollte, 
was der Justizminister denkt, und nicht viel­
leicht so verschämt tun - vielleicht ist es 
Verantwortungsscheu, ich weiß es nicht -, 
nicht das Ethos der Objektivität, der Nicht­
einmischung und Unparteilichkeit quasi als 
Deckmantel benützen, nicht das zu sagen, 
was eigentlich zu sagen wäre. 

Gerade weil wir heute schon so viel von 
Korruption und ihrer Bekämpfung gesprochen 
haben, ein nettes Detail : Gestern mußten 
die Bediensteten des Parlaments einen Erlaß 
unterschreiben, der von Sektionschef Hackl 
gezeichnet war und die Frage der Geschenk­
annahme betrifft. Ich möchte Ihnen diese 
nette Stelle nicht vorenthalten, wo es da 
heißt : "Den Bediensteten wird in ihrem 
eigenen Interesse empfohlen, in Zweifelsfällen 
über die Zulässigkeit der Annahme" von 
Geschenken , ,die Stellungnahme der zuständigen 
Dienstbehörden einzuholen." Abgesehen da­
von, daß ich annehme, daß dieses Rund­
schreiben vielleicht doch nicht an die richtige 
Adresse gerichtet ist - wie wäre es, wenn der 
Herr Sektionschef Hackl diesen Erlaß seinen 
gleichgestellten Kollegen schon vorher oder 
lange vorher vorgelegt hätte 1 (Beifall bei der 
Sp(j.) Vielleicht wäre es nicht zu diesen 
wenig erfreulichen Erscheinungen gekommen. 

Ich glaube, auch aus diesem Grunde wäre 
es notwendig, daß hier diese Öffentlichkeits­
arbeit dem Bürger das Gefühl gibt, nicht von 
einem Richter abgeurteilt zu werden, der viel­
leicht überhaupt kein Verständnis für seine 
soziale Lage, für das soziale Milieu hat, aus 
dem er selbst kommt. Deshalb glaube ich, 
es war richtig, daß man Laien zugezogen hat, 
und ich glaube, daß man mit diesen Laien im 
Gerichtswesen - ich denke an die Schöffen­
gerichte und die anderen Einrichtungen - die 
besten Erfahrungen gemacht hat . Vielleicht 
sollte man sich hier Gedanken machen, wie 
man diese Gerichte ausbauen und die Teil­
nahme der Laien verstärken könnte. Ich bin nicht 
der Meinung des Dr. Kranzlmayr, die er heute 
geäußert hat ; ich glaube, es würde dann 
wieder zu einem "Elfenbeinturm" kommen, 
und weder für die Betroffenen noch für die 
Urteilenden wäre das angenehm. 

Die Erfahrung mit den paritätisch zu­
sammengesetzten Gerichten hat ja gezeigt, 
daß diese Lösung sehr zufriedenstellend 
gearbeitet hat. Natürlich hängt es davon ab, 
ob der Vorsitzende der Berufsrichtel' AutOl'ität 
und Kraft hat, den Vorsitz so zu führen, daß 
alle zusammen das Gefühl haben : hier wird 
richtig, ordentlich Recht gesprochen, so wie 
es das Gesetz eben verlangt. Gerade dieses 
System böte auch den Vorteil, die Recht. 
sprechung als solche - ich muß es noch einmal 
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sagen - dem "Gerichtsuntertan" näher7.u- : Viertens : Die Anpassung der hohen Geriohts­
bringen. I kosten dem sozialen Leistungsvermögen, Es 

Aber um den Zugang zur Justiz zu erleich- wurde heute schon darüber geklagt, ioh glaube, 
tern, hätte ich noch einige konkrete Vor- I es war der Kollege Machunze gewesen, der 
schläge, Ren Minister, oder einige Gedanken- I �ier von �er g�oßen fina:nziellen Belastung 
gänge, wie Sie das auffassen wollen. Erstens : :  m der SozIalgenchtsbarkeIt gesprochen hat. 
Ich glaube, es wird oder sollte ein schnelleres I Ich bin auch seiner Meinung. Vielleicht könnte 
Arbeiten der Gerichte notwendig sein. Sicher- j man sogar eine ganz "ketzerisohe" überlegung 
lieh ist das auch ein finanzielles Problem, ein I 

anstellen und sagen : Die Gericht�geb��en 
Nachwuchsproblem, man hat eben nicht die i und Anwaltskosten werden dem Klager uber­
entsprechenden Kräfte. Weiters ist es not- j haupt erlassen. Diese ketzerische überlegung 
wendig, prozeßtechnische Reformen im Sinne ist vielleicht nicht von heute auf morgen 
einer Vereinfachung des Verfahrens sich zu durchführbar, aber man sollte sich doch diese 

. überlegen. Auch da könnten wir sehr viel tun, Dinge überlegen, Denn das Armenrecht stellt 
den Zugang zur Justiz zu erleichtern, Weiters ja einen Mildtätigkeitsakt dar, und ich kenne 
Einführung von Ausschlußfristen, um eine viele Fälle, wo Leute davor zurückschrecken, 
vorsätzliche Verschleppung durch schikanöse sich dieses Arme':lrechtes zu bedienen, Des­
Prozeßparteien oder durch säumige Sachver- i halb sollte an dIe Stelle des Armenrechtes 
ständige auszuschalten, Ich glaube, da.ß der , der Rechtsschutz treten, 
Staatsbürger an und für sich oder zumindest ! 1\"" ' D d H ' W' 1 b . • , • • I .1: '1.eIne amen un erren . Ir e en, WIe em Ted sehr prozeßfreudlg 1st, .Man sonte \,,]'r dO h" s . .  ht t tl' h , . . h E h ' " c sc on agen, ]n eIner rec ss aa 10 en also bestlI�lmte, wellIger erfreuhc e rsc C]- Demokratie. Das heißt, daß die Demokratie nungen hier ausschalten, nm das schnelle I'cchtssta tl ' h d d ß 1 R ht t t d _ 
A b 't I . ht a ]c un a ( er ee ss aa emo r el ·en zu er eIe ern , k ' t' h '  R h I' hk . 1 D Al 't h ··tt . h ' hrt U t J a  ISC Ist. ec tsstaat 10 e]t une emo-s zweI es a e 10 eIne verme e n er- k ' " . .. " . rabe mUElsen also emander erganzen. Ich weIsung In den GrundbegrIffen des Rechtes I glaube b d ß . cl b ' '' b h d ß , .  1· ' a er, a wIr a el u erse en, a SOWIe der GerIchts- und der Verwa tungs- I da f '  "hIt d f '  t h 'd d P I , . S S h I !  s rel gewa e un reI en sc eI en e ar a-orgamsatIOn auf allen tufen der c u e I roe t t d S h'ld d' R ht t tl' hk 't . , " n  ers el' c 1 leser ec ss aa IC el gerne gesehen. Ich sehe mcht em, daß wIr : 'st d h fr '  " l lt d f '  t h '  " 1 

i 1 , enn 0 ne eI gewa 1 es un rel en sc el-unsere Kinder III der Schule ehren, wann I de des P 1 t 'bt k '  R ht st t . . h b '  
n ar amen gl es eme ec s aa -N
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el- lichkeit und gibt es keine Demokratie. Natür-rmgen, WIe le OZIa gerw s ar el ar Cl et, r I 'll ' h . 1 t b h t d ß d' R ht wie das Pachtrecht aussieht und alle diese IC 1 "? 10 . mc? e
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D' H J . , . t I E .. d h '  staathchkelt bel uns III ÖsterreIch emwandfrel mge. err ustIzmlms er . s ware oe eme f k '  " E 'b M" I '  I d kb A f b S" h ' t  d un tlOlllelt .  s gl  t ange ]m staatsanwa t-an are U ,ga e, ,w�nn �e SIC �l em lichen Verfahren , in der richterlichen Praxis, Herrn UnterrlOhtsmllllbter emmal trafen, um 1' 11 -'er Ver'waltu . 
d R 

. . d h d' P bl ' kl' h h f " b  
u ng, m er eglerung un aue leses r? �m WIr IC

. 
ernst � t zu u er- in der Gesetzgebung. Wer wollte das leugnen � legen, ,weIl Ich der Memung bIn, daß man Aber grundsätzlich wird die Rechtsstaatlich­schon III der Jugend den Grund legen muß i keit von allen doch espektiert zum Verständnis für diesen konkreten Ver- r .  

fassungsstaat, Man kann das nicht von heute Zum Abschluß möchte ich noch auf die Ver-
auf morgen schaffen, und in der Jugend müßte fassungsrechtsprechung kommen. Das ist ein 
eben rechtzeitig das Verständnis dafür, aber I sehr heikles Thema, Und wenn ich hier etwas 
auch die Erkenntnis darüber vermittelt wer- dazu sage, dann bin ich mir dessen bewußt, 
den. daß gerade dieses Thema uns alle zutiefst 

Drittens : Ich weiß nicht, ob das praktisch berühren muß, Ich werde gleich sagen, 
durchführbar ist, Herr Minister, aber ieh warum. Auch der Verfassungsgerichtshof, bei 
stelle mir doch vor, daß man in jeder größeren dem die Verfassungsrechtsprechung konzen­
Stadt, wo kein Gericht besteht, so etwas triert ist, ist in erster Linie ein Gericht, aber 
Ähnliches wie eine Auskunftsstelle in Rechts- - und das ist jetzt der große Unterschied -
fragen einrichten sollte. Ich weiß, es gibt die Verfassungsgerichtsbarkeit unterscheidet 
technische und auch finanzielle Schwierig- sich von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
keiten, Aber da wir wissen, daß die Bestre- dadurch, daß jene zugleich in den Bereich 
bungen dahin gehen, in kleineren Orten des Politischen hineinragt. Da wird natürlich 
Gerichte aufzulassen, müßte man zumindest die Verfassungsgerichtsbarkeit besonders 
- so meine ich - hier Auskunftsstellen in empfindlich und auch besonders interessant, 
Rechtsfragen einrichten. Als Beispiel möchte Denn diese Entscheidungen des Verfassungs­
ich die Finanzbehörden und die Post anführen, gerichtshofes haben unter Umständen manch­
Bitte, man kann das nicht unbedingt ver- mal außerordentlich weittragende politische 
gleichen, aber zum Teil könnten wir uns I Folgen ; sie können das Kräftespiel maßgeblich 
hier schon ein Beispiel nehmen, I beeinflussen, Deshalb haben ja immer auto-
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ritäre Regierungen als erstes den Verfassungs­
gerichtshof abgeschafft - historische Beispiele 
brauche ich Ihnen hier nicht zu bringen. 

Stab brechen und so tun, als ob man selbst 
immer alles täte, um ja nicht mit dem Wesen 
der Politik konfrontiert zu werden. 

De V .r • ht h f h t 1 Hoot  Gandhi, der große indische Führer seines r erlassungsgerlc s 0 a a s u er V lk . ß P l 't'k t '  I d V f I . h d b t 0 es, em gro er ° I I er, sag e emma : 
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I " Von meiner zwar ungelehrten, aber weisen taatsgewa t el IS a so em a n lC es . . . . ' . . Mutter habe ICh gelernt, daß anerkennenswerte Organ WIe beISpIelsweIse dIe gesetzgebende d bl 'b d R ht hl f" llt . un eI en e ec e nur aus wo er u en Körperschaft. WIr sollten deshalb gerade Pfl' hte b t h " D' ß M h t hier . . . , b d A k lC n es e en. Jeser gro e ann a dIeser InstItutIon em eson eres ugenmer t h b 't '  b .. h t r h k D 1 . ß W t ' e was ausgesproo en, was ereI s em eru m e sc en en. arum egen wIr so gro en er d h R ht I h . 
17 J hrh d t f d· W hl d Mit l' d d V .r eutsc er ec s e  rer 1m . a un er au le a er g le er es er lassungs- h d d' B . h . h . h h f, B . . d d' H" lft d vertreten at, er le eZle ungen ZWISC en ge;lc . ts 0 es. el uns wIr le a e er dem Staat und Bürger sowie zwischen Mensch MitglIeder von den gesetzgebenden Organen d M't h .. d t I . S tem o. . . un 1 mensc zuvor ers a s eIn ys gewahlt. In der Bundesrepubhk Ist es sogar ' . I Pfl' hte d teIlt Ich glaube . l' d d V .r . ht von sozla en IC n ars . , so, daß alle Mitg le er es erlassungsgerlC 8- d f llt . b d d Akzent legen .. . . .  arau so en WIr eson ers en . hofes gewahlt werden, mcht so WIe bel uns. 

Ich habe erst vor wenigen Tagen die große Dieses Spannungsverhältnis zwischen Frei­
Ehre gehabt, bei der Juristentagung den heit und Gleichheit, das hier angedeutet wird, 
Präsidenten des deutschen Verfassungsgerichts- dieEoer Gegensatz, der schon zwischen Montea­
hofes Dr. Gebhard Müller kennenzulernen. quieu und Rousseau besteht, ist ein dauerndes 
Dr. Gebhard Müller, der derzeitige Präsident Problem der Demokratie. 
des deutsohen Verfassungsgerichtshofes, war Das Rechtssystem und die Rechtsprechung, vor seiner Berufung Ministerpr�sident v?n meine Damen und Herren, müssen dem Bürger 
�aden-Württemberg, . der Vorg�n.ger KIe- ! das Gefühl geben, daß sie für ihn da sind. smgers gewesen, also em hoher PolItIker. Und I Nicht der Gerichtsuntertan" kann das Ziel 
?ei uns redet man in �i�s�m ZU8ammenh�ng I sein, sonde;� der stolze Träger des konkreten ll�mer von d�r EntpohtIsler�ng= I�h meme, I Verfassungsstaates. Alle sollten wir uns bemü­WIr sollten hi�r me� AufrIC�tlgkelt walt.en I hen, daß unsere Rechtsordnung dem sozialen lassen, denn WIr erWeIsen damIt unseren Em- Bewußtsein unserer Zeit entspricht. ( Beifall richtungen keinen guten Dienst. Ich halte bei der SP(j.) das wirklich auch für eine Unaufrichtigkeit, .. . . 
wenn nicht gar, härter gesagt, für eine Heuche- Prasldent : Zum

. 'Y
ort gemeldet hat BICh 

lei . Es sind gerade immer die Kreise, die von der .He�r BundesmIllister Dr. Klecatsky. Ich 
Entpolitisierung reden, vor allem in der Justiz, erteIle Ihm das Wort. 
die dann hergehen und eine Wiener Fachgruppe Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky: 
der Richter und Staatsanwälte des ÖAAB Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 
gründen. Nichts dagegen einzuwenden, aber Ich darf Ihnen für diese Debatte danken, aus 
man sollte bei den anderen genauso tolerant der man entnehmen kann, daß Sie, meine 
und entgegenkommend sein und nicht so tun, sehr geehrten Damen und Herren, den Rich­
als ob man der in den Wolken schwebende tern, Staatsanwälten, Beamten und Bedien­
Unabhängige, Objektive wäre, und weiß der steten der Justizverwaltung Ihr Vertrauen 
Kuckuck, welche Dinge ihm da noch ange- schenken. Danken möchte ich auch im all­
dichtet werden. gemeinen für die vielen wertvollen Anregungen, 

Ich habe hier die ÖAAB-Nachrichten vom die wir gründlich bei unseren künftigen Arbei-
29. November 1966 vor mir liegen, und da ten in Erwägung ziehen werden. 
steht wörtlich : Die Meinung, ein Richter Gestatten Sie mir zu der Fülle von Aure­
müsse unpolitisch sein, dürfe sich nicht poli- gungen im einzelnen Stellung zu nehmen. 
tisch betätigen und einer politischen Partei I Zunächst die Frage der Sozialgerichtsbarkeit. 
nicht angehören, weil das dem Wesen und der Ich durfte schon im Finanz- und Budgetaus­
Aufgabe des Richters fremd sei, werde von schuß auf die großen Schwierigkeiten aufmerk­
einer beachtlichen Gruppe von Juristen - man ; sam machen, die sich der Weiterverfolgung des 
höre und staune - nicht geteilt, erklärte I Entwurfes eines Sozialgerichtsbarkeitsgesetzes 
Dr. Gustav Stelzmüller, Obmann der Bundes- entgegengestellt haben. 
�achgruppe d�r Richter .un� Staatsa�wälte Ich habe aber gleichzeitig gesagt und möchte Im ÖAAB, hel der KonstItUIerenden SItzung das hier wiederholen daß sich die Justizver­der Wien�: Landesgruppe der Richter und waltung vollkommen

' 
dessen bewußt ist, daß Staatsanwalte. die Arbeitsgerichtsbarkeit und die Schieds-

Man soll hier nicht, wenn man selbst eine gerichtsbarkeit der Sozialversicherung einer 
Verpolitisierung betreibt - wenn ich schon ·. neuen verfassungsmäßigen Regelung bedürfen. 
das Wort verwende -, über die anderen den I Ich glaube, ich brauche nicht im einzelnen 

198 
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die vielen ablehnenden Stellungnahmen zu 
zitieren, die zu dem im Frühjahr 1965 ver­
sendeten Gesetzentwurf eingegangen sind. Ich 
habe im Finanz- und Budgetausschuß darauf 
aufmerksam gemacht, daß eine Reihe von 
Stellen schwere verfassungsrechtliche Einwen­
dungen erhoben haben, daß sehr weitgehende 
Einwendungen auf der einfachgesetzlichen 
Basis erhoben worden sind, daß Fragen der 
Zweckmäßigkeit aufgeworfen wurden. Ich 
möchte aber nochmals betonen, daß das J ustiz­
ministerium an dieser außerordentlich wich­
tigen Angelegenheit weiterarbeitet und sich 
bemüht, einen Gesetzentwurf zustande zu brin­
gen, der mit der ö::,terreichischen Bundesver­
fassung in Einklang steht. 

Ich darf den sehr geehrten Herren Abgeord­
neten Zeillinger und Dr. Kranzlmayr und auch 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi dafür 
danken, daß sie so offene Worte zur Kritik 
an gerichtlichen Urteilen gefunden haben und 
daß sie auch zu der Gefahr einer Einflußnahme 
auf gerichtliche Urteile gesprochen haben. 
Ich darf sagen, daß das Bundesministerium 
für Justiz in ständigem Zusammenwirken mit 
den richterlichen Standesvertretungen diesem 
Problem der Beeinflussung der Gerichtsbarkeit 
volles Augenmerk schenkt. 

Ebenso dankbar bin ich für die Äußerungen, 
die der Herr Abgeordnete Dr. Hauser zur 
Frage des Pressegesetzes gefunden hat. Die 
Bundesregierung hat dem Hohen Haus einen 
Bericht über den Stand der Arbeiten zugeleitet. 
Selbstverständlich arbeitet das Bundesmini­
sterium für Justiz weiter an dem Entwurf 
des Pressegesetzes. Es erhofft sich, vom 
Hohen Haus weitere Direktiven in dieser 
Angelegenheit zu erhalten. Ich habe auch die 
Absicht, demnächst, das heißt im Jänner 
nächsten Jahres, die internationale Initiative, 
die ich in Berlin auf der IV. Europäischen 
Justizministerkonferenz im Mai dieses Jahres 
ergriffen habe, fortzusetzen und zu vertiefen. 

Dem Herrn Abgeordneten Zeillinger darf 
ich berichten, daß das Bundesministerium für 
Justiz bereits den Entwurf eines großen Berich­
tes fertiggestellt hat, der den Arbeitstitel 
"Über die Notlage der östeneichischen Justiz" 
tragen soll. Dieser Bericht soll der Bundes­
regierung und auch dem Hohen Hause vor­
gelegt werden. Es soll ein zusammenfassender 
Bericht sein, der nicht mehr nur Einzelpro­
bleme behandelt, sondern ein Bericht, der das 
volle Ausmaß der notwendigen Maßnahmen 
zur Sanierung der Justiz enthalten soll. 

Eine weitere Frage, die, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, vom Herrn Abgeordneten 
Zeillinger aufgeworfen wurde, ist die Frage 
des Standrechtes. Ich darf Ihnen berichten, 
daß ich am 25. November dieses Jahres einer 

Tageszeitung einen Brief geschrieben habe, 
in dem ich meine persönliche Stellungnahme 
formuliert habe, meine Stellungnahme, wie 
ich sie auch im Finanz- und Budgetausschuß 
bezogen habe . .  Ich möchte Ihnen diesen Brief 
zur Kenntnis bringen. Ich habe geschrieben : 

"Die heute erfreulicherweise jeder prakti­
schen Bedeutung entbehrende Möglichkeit, 
das Standrecht anzuwenden, ist nicht etwa 
durch Verordnungen des Justizministeriums, 
zu deren Aufhebung ich befugt wäre, sondern 
zunächst durch das Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 und in Ausführung 
seiner Bestimmungen durch die Strafprozeß­
ordnung eingeräumt. Artikel 83 Abs. 3 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes bestimmt, ,Aus­
nahmegerichte sind nur in den durch die 
Gesetze über das Verfahren in Strafsachen 
geregelten Fällen zulässig', und läßt damit 
ausdrücklich die Standgerichtsbarkeit zu ; 
Artikel 85 des Bundes-Verfa�sungsgesetze8 
wiederum erklärt, ,Die Todesstrafe im ordent­
lichen Verfahren ist abgeschafft', wodurch 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bun­
desverfassung ber,tehenden einfachen Gesetze, 
welche für den Fall des Standrechtes die 
Todesstrafe vorsehen, für verfassungskonform 
erklärt werden. Der Verfassungsgeber der 
Republik hat also ausdrücklich die Aufrecht. 
erhaltung der einfachgesetzlichen Bestimmun­
gen über das Standrecht gebilligt. 

Die einfachgesetzlichen Bestimmungen über 
das Standrecht stammen im wesentlichen noch 
aus dem vorigen Jahrhundert ; in unserem 
Jahrhundert wurden tiefgreifende Änderungen 
nicht durchgeführt. Auch die Verordnung vom 
1 1 .  November 1933 brachte im wesentlichen 
nur Zuständigkeitsänderungen, ohne das Stand­
recht an Art und Umfang zu reformieren. 

Die Aufhebung des Standrechtes steht daher 
nur dem Bundesgesetzgeber zu und nicht dem 
Justizminister, die Beseitigung der verfas­
sungsgesetzlichen Grundlagen des Standrechtes 
nur dem Bundesverfassungsgesetzgeber. 

Der noch von meinem Herrn Amtsvorgänger, 
Bundesminister Dr. Broda, versendete Ent­
wurf eines Strafprozeßänderungsgesetzes sah 
die Aufhebung der einfachgesetzlichen Grund­
lagen des Standrechtes in der Strafprozeß­
ordnung vor. Dieser Entwurf ist von mir 
keineswegs ,ad acta' gelegt worden ; im 
Gegenteil, ich habe mich stets für die Vor .. 
ziehung der Strafprozeßreform - gegenüber 
der Reform des materiellen Strafrechts 
ausgesprochen. Dementsprechend wird seit 
meiner Amtsübernahme mit besonderer Inten­
sität an der Strafprozeßreform gearbeitet. 
Daß der Entwurf des Strafprozeßänderungs­
gesetzes bisher noch nicht dem Ministerrat 
vorgelegt werden konnte, ist auf die große 
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Zahl und auf den zum Teil sehr bedeutsamen 
Umfang der eingelangten Stellungnahmen 
zurückzuführen. Dennoch werde ich den in 
vielen Bestimmungen umgearbeiteten Entwurf 
eines Strafprozeßänderungsgesetzes noch in 
der ersten Hälfte des Jahres 1967 dem Minister­
rat vorlegen können. Dieser Entwurf wird 
unter vielen anderen Bestimmungen auch 
die Aufhebung der einfachgesetzlichen Be­
stimmungen der Strafprozeßordnung über das 
Standrecht enthalten." 

Das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zum Standrecht. 

Vom Herrn Abgeordneten Zeillinger wurde 
ich nach meiner grundsätzlichen Einstellung 
zur Strafgesetzreform gefragt. Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Es kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß bei einem so bedeut­
samen Gesetzeswerk wie dem St.rafgesetzbuch 
danach getrachtet werden muß ,  über die darin 
zu tl'effenden Regelungen eine möglichst weit­
gehende übereinstimmung aller Kreise der 
Bevölkerung herbeizuführen. Das ist ja auch 
die Haltung meines Herrn Amtsvorgängers 
gewesen. Diesem Ziel dienen - bereits 
ebenfalls von meinem Herrn Amtsvorgänger -
eingeleitete Besprechungen, die derzeit noch 
nicht abgeschlossen sind. Eine gewisse Ver­
zögenmg der Arbeiten am Strafgel'letzentwurf 
durch die infolge ihrer besonderen Dringlich­
keit zeitlich vorgezogenen Vorhaben eines 
Strafvollzugsgesetzes, eines Bewährungshilfe­
gesetzes und eines Pressegesetzes wird jedoch 
unvermeidlich sein. Ich habe mich aber schon 
wiederholt und auch im Hohen Haus für 
eine Totalreform des Strafrechtes ausgespro­
chen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Zu den Problemen der Geschwornengerichts­
barkeit : Angesichts der von vielen Seiten 
am geschwornengerichtlichen Verfahren ge­
übten Kritik beabsichtige ich, im Rahmen 
der Vorarbeiten für ein Strafproze ßändenmgs­
gesetz, von denen ich bereits gesprochen 
habe, die Frage gründlich prüfen zu lassen, 
ob und in welchem Umfang eine Übergabe 
von Zuständigkeiten vom Geschwornengericht 
an das Schöffengericht oder an ein erweitertes 
Schöffengericht, wie es bis zum Jahre 1950 
bestanden hat, vorgeschlagen werden soll. 
Freilich ist hier nicht außer acht zu lassen, 
daß jede solche Maßnahme eine Änderung 
des Artikels 91  Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes erfordert, die bekanntlich nur mit 
Zweidrittelmehrheit des Hohen Hauses durch­
geführt werden kann. 

Ich habe mich auch in der Öffentlichkeit 
wiederholt dahin geäußert, daß eine Ab­
schaffung der Geschwornengerichtsbarkeit in 
meinen Augen nicht in Frage kommen kann, 

sondern daß man dann, wenn man solches 
überhaupt ins Auge faßt, eine Abschaffung 
nur einem Bundesverfassungsgesetz plus einer 
Volksabstimmung überlassen könnte, damit 
das Volk selbst darüber bestimmt, ob es 
seine Justiz aufzugeben bereit ist oder nicht. 
Sicherlich, sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Dr. Kranzlmayr, ist es erwägenswert, alle 
diese Fragen auch in einer Enquete gründlich 
zu beraten. 

Die sehr geehrte Frau Abgeordnete Winkler 
und die sehr geehrte Frau Abgeordnete Solar 
haben sich nach der Weiterführung der 
Arbeiten an dem Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die Neuordnung des gesetzlichen Erb­
rechtes des Ehegatten und des gesetzlichen 
ehelichen Güterstandes erkundigt. Dieser Ge­
setzentwurf ist, wie ja schon erwähnt worden 
ist, am 2. Mai 1963 als Regierungsvorlage 
in den Nationalrat eingebracht wOIden. Ein 
Unterausschuß hat in einer Sitzung am 
8. Juli 1964 die das gesetzliche Erbrecht 
des überlebenden Ehegatten betreffenden Be­
stimmungen des Entwurfes beraten und auch 
einige Änderungen beschlossen. Zu weiteten 
Sitzungen ist es, wie auch die Frau Abge­
ordnete Winkler gesagt hat, nicht mehr ge­
kommen. 

Dieser Entwurf eines Bundesgesetzes über 
die Neuordnung des gesetzlichen Erbrechtes 
des Ehegatten und des gesetzlichen ehelichen 
Güterstandes ist in einzelnen Teilen über­
arbeitet worden, um den teils seht weitgehenden 
Einwendungen zu einem Teil Rechnung zu 
tragen. Dieser Entwulf, Frau Abgeordnete, 
wird in den nächsten Tagen zur allgemeinen 
Begutachtung ausgesendet werden. Er muß 
zur allgemeinen Begutachtung ausgesendet 
werden, weil er Änderungen gegenüber dem 
Ent"\\'Urf, der Gegenstand der früheren Re­
gierungsvorlage gewesen ist, enthält. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Der Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Neuordnung der Rechtsstellung des unehelichen 
Kindes ist bereits wieder ausgesendet worden, 
nachdem er ein ähnliches Schicksal hatte 
wie jener Entwurf, von dem ich eben gesprochen 
habe. Er ist bereits zur allgemeinen Begut­
achtung amlge8endet. worden, nachdem gegen­
über der früheren Regierungsvorlage beschei­
dene Änderungen vorgenommen worden sind, 
Änderungen, die den weitgehenden Einwen­
dungen entgegenkommen sollten. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Halder hat sich 
nach dem Entwurf des Strafvollzugsgesetzes 
erkundigt. Herr Abgeordneter, dieser Entwurf 
wird im Bundesministerium für Justiz als 
eine besonders dringende Arbeit behandelt. 
Ich hoffe, diesen Entwurf noch in der ersten 
Hälfte des Jahres 1967 dem Ministerrat �u-
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leiten zu können. Die Anregungen, die Sie, Haus hat bekanntermaßen eine Entschließung 
Herr Abgeordneter, hier geäußert haben, gefaßt, die folgenden Wortlaut hat : 
wird das Bundesministerium für Justiz gerne 
in Erwägung ziehen. 

Ebenso wird der Entwurf des Bewährungs­
hilfegesetzes, von dem hier mehrfach die Rede 
gewesen ist� im neuen Jahr dem Ministerrat 
zugeleitet werden. Er ist ja bereits im all­
gemeinen Begutachtungsverfahren, ebenso wie 
der Entwurf einer Prüfungsordnung für das 
Personal der Bewährungshilfe. 

Zu den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Dl· . Halder und des Herrn Abge­
ordneten Moser über die allgemeine Personal­
lage in der Justiz und im besonderen auch 
zu den Problemen, die in einem Bericht des 
Obel'landesgerichtspräsidenten von Innsbruck 
dargelegt worden sind : Alle die Gesichts­
punkte, die in diesem Bericht enthalten sind, 
sind bereits mit dem Präsidenten des Ober­
landesgerichtes Innsbruck im einzelnen be­
sprochen worden. Dieser Bericht und die Ma�­
nahmen, die das Bundesrriinisterium für JustIz 
zur Abhilfe vorschlagen kann, sollen gleich­
falls in dem großen Bericht, von dem ich 
bereits gesprochen habe, über die Notlage 
der österreichischen Justiz eine zusammen� 
fassende Darstellung enthalten, sodaß also 
einzelne Probleme nicht mehr flickwerkartig 
angegangen werden. · Die Bundesregierung 
und das Hohe Haus werden dann imstande 
sein, das Ausmaß der gesamten Lage zu 
überblicken. 

Ich darf bitten, bei der Betrachtung aller 
speziellen Dienstrechtsprobleme der Justiz 
auch den Umstand zu beachten, daß das 
Dienstrecht des Justizpersonals eingebettet 
ist in das Dienstrecht der öffentlich Be­
diensteten überhaupt. Die dienstrechtlichen 
Bestimmungen für das Justizpersonal sind 
ja auf die dienstrechtlichen Bestimmungen, 
die für andere Dienstzweige bestehen, abge­
stimmt, sodaß auch hier das Bundesmini­
sterium für Justiz keine volle Verfügungs,­
gewalt, auch nicht bei den Vorbereitungs­
arbeiten, besitzt. 

Dieser große Bericht, von dem ich hier 
gesprochen habe, wird im einzelnen, Herr 
Abgeordneter Moser, auch mit der Gewerk­
schaft und den richterlichen Standesvertretun­
gen abgesprochen werden. Bei dieser Gelege�­
heit werden alle offenen Forderungen, dIe 
auf dem Dienstrechtssektor und auf dem 
Personalsektor gestellt wurden, neuerlich ge­
prüft und in den Zusammenhang dieses großen 
Berichtes gestellt werden. 

Der Herr Abgeordnete Moser hat auch die 
Frage der Vermehrung der Dienstposten . für 
Justizwachebeamte W 2 und W 3 im Dienst­
postenplan zur Diskussion gestellt. Das Hohe 

"Der Bundesminister für Justiz wird auf­
gefordert, im Interesse des Ausbaues eines 
zeitgemäßen Strafvollzuges für die planmäßige 
Vermehrung der im Dienstpostenplan vor­
gesehenen Dienstposten für männliche und 
weibliche Justizwachebeamte (W 2 und W 3) 
in den nächsten Jahren unter besonderer 
Berücksichtigung des Bedarfes bei neuenich­
teten Justizanstalten und Justizeinrichtungen 
vorzusorgen. " 

Ich bin diesem Auftrag auch nachgekommen, 
Herr Abgeordneter Moser. Im Hinblick auf 
das Sparprogramm der Bundesregierung 
- wenn ich so sagen darf - konnte die 
erwünschte Vermehrung von Dienstposten 
der Verwendungsgruppen W 2 und W 3 für das 
Jahr 1967 vorerst nicht unmittelbar erzielt 
werden, aber mit der Möglichkeit, im Wege 
eines Antrages an den Ministerrat Vertrags­
bedienstetenposten im Jahre 1967 zugewiesen 
zu erhalten, wenn nämlich die beabsichtigten 
Vorhaben realisiert werden, Vorhaben wi'e 
die Übernahme des bezirksgerichtlichen . Ge­
fangenhauses Judenburg und der Neubau 
der Gefangenhäu.ser in Innsbruck und Eisen­
stadt, wird _ das Auslangen gefunden werden 
können. Es wird auch eine . unvertretbare 
Überlastung der Justizwachebediensteten ver­
mieden werden können. Diese Zusicherung; 
von der ich jetzt gesprochen habe, ist auch 
durch einen Briefwechsel zwischen dem Herrn 
Finanzminister und mir festgehalten worden. 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, Sie haben 
sich nach dem Innsbrucker Strafverfahren 
auf dem Gebiet des Bauwesens erkundigt. 
Sie haben gefragt, warum der Staatsanwalt 
der Staatsanwaltschaft Innsbruck so lange 
gebraucht hat, um seine Aktionen zu setzen. 
Der Staatsanwalt hat Zait gebraucht, Herr 
Abgeordneter, um den Schlußbericht der 
\Virtschaftspolizei zu prüfen und durchzu­
arbeiten. Dieser Schlußbericht stammt, wie 
Sie selbst gesagt haben, vom 17 .  Februar 1966. 
Es war nicht leicht, diesen ScWußbericht 
durchzuarbeiten, nach den Informationen, die 
das Justizministerium vom Staatsanwalt er­
halten hat. Die Vielzahl der im Verdachte 
einer strafbaren Handlung stehenden · Per­
sonen, die Vielzahl der Fakten, die hier zu 
prüfen waren, haben einen großen Zeitaufwand 
erfordert. Nach dem Stand vom 15. Novem­
ber 1966 - um das zu illustrieren - haben 
die Erhebungsergebnisse 40 Aktenbände ge­
füllt ; die Vernehmungsprotokolle, die allein 
vom Untersuchungsrichter aufgenommen wor­
den sind, haben rund 5000 Seiten umfaßt. 
Es liegen nach einer Prüfung aller dieser 
Fakten keine Anhaltspunkte dafür vor, daß 
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der Staatsanwalt in irgendeiner Weise säumig I Vorerhebungen wurden bereits bei Unter­
gewesen wäre . nehmungen , die mit den Landesgesellschaften 

Ich bin dem Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi NE"\VAG und NIOGAS beziehungsweise mit 
auch ' für seine Überlegungen zum Verhältnis der Firma Prethaler & Co. in unmittelbarer 
von Alkoholismus und Kriminalität dankbar. oder mittelbarer Geschäftsverbindung gestan­
Wir werden diese Überlegungen mit ' Auf- den hatten, Untersuchungshandlungen, näm­
merksamkeit prüfen und in Etwägung ziehen. lieh Hausdurchsuchungen , durchgeführt. 

Sel).r geehrter Herr Abgeordneter Moser ! . Auf Grund der ersten vdrtschaftspolizei ­
Zum Weisungsrecht gegenüber Staatsam\'�lten lichen Erhebungsergebnisse, insbesondere des 
d��f ich eine kurze �emerkung mache�. bei elen Hausdurchsuchungen sichergestellten 
Ich. habe in der Öffentlichkeit nie gesagt, Matel'ials,  wurde von der Staatsanwalt.schaft 
daß ich mich des Weisungsrechtes grundsätz- \Vien die Einleitung der Voruntersuchung 
lieh enthalten werde. Ich habe imIner gesagt gegen Johalln Carl Prethaler wegen Verdachts 
.c- und danach habe ich auch gehandelt. _, der Mitschuld am Verbrechen der Untreue 
daß Weisungen Reibstverständlich dort erteilt sowie die Verhängung der Untersuchungshaft 
werden müssen, wo sie notwendig sind. Wo über Johallll Carl Prethaler aus dem Haft­
aber auf Grund der Berichte der Sta�tsanwalt- grund der Verdunkelungsgefahr beantragt ; das, 
schaften - nur gegenüber den Staatsanwalt- soweit ich informiert bin , in bezug auf jenes 
sc haften kommen ja solche Weisungen in Material , das bei diesen Hausdurchsuchungen 
Frage - und der sorgfältigen Prüfung dieser sichergestellt worden ist. Der Untersuchungs­
Berichte klar ist, daß die Staat.sanwaltschaften richter deH Landesgerichtes für Strafsachen 
ohnedies dem Legalitätsprinzip entsprechend 'Wien hat diesen Anträgen entsprochen. 
handeln, dort sind Weisungen durchaus über- Zur Klärung des gegen Viktor Müllner 
flüssig. bestehenden Verdachtes des Verbrechens der 

Herr Abgeordneter Moser ! Sie haben ge- Untreue hat die Staatsanwaltschaft Wien 
sagt, Sie hätten gelesen, daß der Unter- beim Untersuchungsrichter des Landesgerichtes 
suchungsrichter des Landesgerichtes Innsbruck für Strafsachen Wien umfangreiche Erhebungs� 
bewogen werden soll, einen Auslieferungs- anträge gestellt. Am 2. Dezember 1966 wurde 
antrag zurückzuziehen. Ich habe keine Kennt- bei Viktor Müllner unter Leitung des Unter� 
nis davon, wer eine solche Aktion gestartet suchungsrichters in Gegenwart des Staats­
haben soll. Von mir, vom Justizministerium anwaltes eine Hausdurchsuchung durch Organe 
und den mir unterstellten Beamten ist eine der Bundespolizeidirektion Wien, Wirtschafts­
solche Aktion nicht in Szene gesetzt worden. polizei, durchgeführt. Am 5. Dezember 1966 
Ich habe auch von Herrn Professor WinkleI' wurde Viktor Müllner vom Untersuchungs­
kein Gutachten eingeholt. Auch damit hat richter des Landesgerichtes für Strafsachen 
das Justizministerium nichts zu tun . Ich Wien gemäß § 38 Aba. 3 der Strafprozeß� 
habe - um dies klarzustellen - mit Herrn ordnung als Verdächtiger vernommen. Diese 
Professor Winlder nie über ein solches Gut- Vernehmungen werden in den nächsten Tagen 
achten auch nur das geringRte gesprochen. fortgesetzt werden. 
Dasselbe gilt für den Untersuchungsrichter In Fällen, in denen wie hier die Vorunter� 
des Landesgerichtes Innsbruck : Ich habe suchung nicht vom Gesetz zwingend vor� 
mit dem Untersuchungsrichter des Landes- geschrieben ist , ist es gemäß § 91 Abs. 1 
gerichtes Innsbruck überhaupt noch nie in der Strafprozeßordnung dem Ermessen des 
meinem Leben gesprochen ; ich habe ihn Staatsanwaltes anheimgestellt, ob eine Vor� 
persönlich noch nicht gesehen. Ich habe untersuchung zu beantragen sei. Vorerhebun� 
- um auch das noch zu sagen - auch nichts gen ermöglichen die Vornahme von Unter­
mit einem Gutachten zu tun, das nach Zei- suchungshandlungen durch Sicherheitsbehör� 
tungsmeldungen von Herrn Professor den, vor allem durch Organe der Wirtschafts­
Nowakowski erstattet worden sein soll. polizei, was im Interesse einer zielstrebigen 

Den sehr geehrten Herren Abgeordneten und raschen Beendigung des Vorverfahrens 
Moser und Haas darf ich nun den Stand gelegen ist. Bestimmte Umstände , die auf das 
der Strafsache gegen Vikt.or Müllner kurz vor Vorliegen eines gesetzlichen Haftgrundes hin­
Augen führen. Die Staatsanwaltschaft Wien weisen würden, liegen hinsichtlich des Viktor 
hat auf Grund der Berichte des Rechnungs- Müllner nach Ansicht der staatsanwaltschaft� 
hofes , betreffend die Landesgesellschaften lichen Behörden derzeit nicht vor . 
NEWAG und NIOGAS, sowie auf Grund Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
bei ihr eingelangter Strafanzeigen beim Unter- Dem Bundesministerium für Justiz wurde 
suchungsrichter des Landesgerichtes für Straf- und wird auch weiterhin von den staats­
sachen Wien die Vornahme umfangreicher anwaltschaftlichen Behörden ür.er die in dieser 
Vorerhebungen beantragt. Im Zuge dieser Strafsache erforderlichen Anträge berichtet. 
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Das Bundesministerium für Justiz hat die 
der Sach- und Rechtslage entsprechenden 
Berichte der staatsanwaltschaftlichen Behörden 
zur Kenntnis genommen. Das BundeAmini­
sterium für Justiz und ich persönlich haben 
daher auch in dieser Strafsache den staats. 
anwaltschaftlichen Behörden keine Weisungen 
erteilt. Von Interventionen ist weder mir 
nooh den Beamten der Strafsektion des 
Bundesministeriums für Justiz irgend etwas 
bekannt. 

Die Berichte, die der Öffentlichkeit durch 
das Justizministerium über diesen Fall zu· 
gehen, werden im Einvernehmen mit dem 
Staatsanwalt und dem Untersuchungsrichter 
abgefaßt, damit der Zweck des Verfahrens 
nicht gefährdet wird. Das Bundesministerium 
für Justiz wird weiter darauf achten, daß 
diese Sache gesetzmäßig und so rasoh wie 
möglich erledigt wird. 

Ich darf der sehr geehrten Frau Abge­
ordneten Dr. Firnberg für ihre Anregungen 
zur Kriminalstatistik danken. 'Yir werden sie 
gerne in Erwägung ziehen. 

Zum Bewährungshilfegesetz, das im Entwurf 
bereits vorliegt, darf ich nochmals sagen : 
Durch dieses neue Gesetz soll niemand ge­
schädigt werden, vor allem die Bewährungs­
helfer nicht. Im Gegenteil : Die Lage aller, 
die mit diesem Gesetz zu tun haben, soll 
verbessert werden. Ich danke auch für die 
günstige Beurteilung, die der Entwurf des 
BewährungshiIfegesetzes und der Entwurf der 
Prüfungsordnung für das Bewährungshilfe­
personal gefunden haben. 

Der Strafvollzug braucht, wie auch Sie, 
sehr geehrte Frau Abgeordnete Dr. Firnberg, 
gesagt haben, eine gesetzliche Grundlage. 
Das ist ein Verfassungsgebot ; Artikel 18  
Aba. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes schreibt 
das vor. Der Strafvollzug kann selbstver­
ständlich nur im Rahmen des Gesetzes geübt 
werden. Wie Sie wissen, hat der Verfassungs­
gerichtshof die derzeitigen mangelhaften 
Rechtsgrundlagen zum Teil als verfassungs­
widrig aufgehoben . Selbstverständlich wird 
aber bei Abfassung des Strafvollzugsgesetz­
entwurfes darauf Bedacht genommen werden, 
daß eine vernünftige Weiterentwicklung im 
Sinne der modernen Erkenntnisse auf dem 
Gebiete des Strafvollzuges möglich ist. Durch 
dieses Gesetz soll selbstverständlich nicht 
jede modernen Erkenntnissen entsprechende 
Weiterentwicklung verbaut werden. 

Der sehr geehrten Frau Abgeordneten Doktor 
Klein-Löw möchte ich sagen, daß ich gerne 
und in jeder Hinsicht bereit bin, dafür Sorge 
zu tragen, daß Frauen, die sich um freie 
Dienstposten von Jugendrichtern bewerben, 
Unterstützung finden. Ich bin mit Ihnen, 

sehr geehrte Frau Abgeordnete, der Meinung, 
daß viel zuwenig Frauen im Justizdienst 
tätig sind. Ich danke Ihnen auch für Ihre 
Ausführungen über die Jugendkriminalitä.t. 
Auch diese Ausführungen werden wir uns 
genau überlegen. 

Der Herr Abgeordnete Skritek hat selbst 
die Schwierigkeiten aufgezeigt, die sich einer 
Novellierung des Angestelltengesetzes bisher 
in den Weg gestellt haben. Ich werde mich 
bemühen, Herr Abgeordneter, zur Klärung 
dieser Schwierigkeiten und zur Weiterführung 
der Arbeiten beizutragen. 

Der Herr Abgeordnete Luptowits hat mit 
Recht darauf hingewiesen, daß die Öffentlich­
keitsarbeit der Justiz intensiviert werden 
sollte. Ich bin mit den Standesvertretungen 
der Richter und Staatsanwälte auch in dieser 
Hinsicht im Gespräch. Die Standesvertretun­
gen der Richter und Staatsanwälte verlangen 
seit langem die Errichtung von Justizpresse­
stellen. Konkrete Vorschläge habe ich von 
den Standesvertretungen bereits erbeten. 

Auch die Vorschläge zur Beschleunigung 
des gerichtlichen Verfahrens und zur Intensi­
vierung der Unterrichtung von Jugendlichen 
in Rechtsangelegenheiten werden wir im J uatiz­
ministerium studieren. Ich werde mich in 
der Frage des Unterrichts über Rechtssaohen 
auoh mit dem Herrn Bundesminister für 
Unterricht ins Einvernehmen setzen. 

Darf ich jetzt, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, noch etwas zu einem Thema sagen, 
das der Herr Abgeordnete Dr. Kleiner be­
handelt hat, nämlich zur Frage der sozialen 
Selbstverwaltung. Es handelt sich nicht in 
erster Linie um Fragen, die in den Bereioh 
des Justizressorts fallen, aber gestatten Sie 
mir dennoch ein ganz kurzes Wort dazu. 

loh habe - das ist für jeden, der den 
Fakten realistisch ins Gesicht sieht, eine 
Selbstverständlichkeit - immer und überall, 
auch in meinen Vorlesungen, die großen 
Kammern und den Österreichischen Gewerk­
schaftsbund hoch gerühmt. Ich habe immer 
gesagt, daß die Kammern und der Öster­
reichische Gewerkschaftsbund geradezu Grund­
elemente des modernen Staates sind, die aus 
ihm nicht wegzudenken sind. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kleiner hat 
einige meiner rechtlichen überlegungen zitiert. 
Darf ich dazu sagen, Herr Abgeordneter, 
in welcher Umgebung diese Erklärungen von 
mir abgegeben worden sind. Es handelte 
sich einmal um eine wissenschaftliche Tagung, 
die die Arbeiterkammer Salzburg im Jahre 1963 
veranstaltet hat. Sie stand unter der Leitung 
der Herren Professoren Floretta und Stra.sser. 
Herr Professor Floretta ist Kammeramts-
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direktor der Salzburger Arbeiterkammer, Herr 
Professor Strasger ist, wenn ich recht informiert 
bin, nicht nur Prorektor der Linzer Hoch­
schule, sondern auch stellvertretender Kam­
meramtsdirektor der oberösterreichischen Ar­
beiterkammer. Die beiden Herren haben mein 
damaliges Referat, mehrere andere Referate 
und auch die Diskussionsergebnisse veröffent­
licht. Das Gespräch über alle diese Probleme 
ist noch nicht abgeschlossen. Die Annäherung 
der Standpunkte in rechtlicher Beziehung 
ist bereits weit gediehen, in tatsächlicher 
Hinsicht hat es eigentlich nie nennenswerte 
Differenzen gegeben. Auch die Arbeitsrechts. 
lehre ist heute der Meinung, da.ß man etwas 
tun muß, um die Gewerkschaften und die 
großen Interessenvertretungen mit dem mo­
dernen Staat in eine engere rechtliche Ver­
bindung zu bringen, nicht, um sie zu knebeln, 
sondern im Gegenteil, um ihnen das Wirkungs­
feld auch rechtlich zu erschließen, das sie 
faktisch bereits haben. 

Andere tJherlegungen, die der Herr Abge­
ordnete Dr. Kleiner erwähnt hat, habe ich 
erst vor kurzem im Rahmen einer Arbeits­
tagung der Österreichischen J uristenkommis­
sion vorgetragen. Ich möchte nicht verfehlen, 
darauf hinzuweisen, daß ich mein Referat, 
bevor ich es gehalten habe, schriftlich dem 
Herrn Bundesminister für Justiz a. D. und 
Abgeordneten Dr. Broda zugeleitet habe. Herr 
Abgeordneter Dr. Broda hat sich dann auf der 
Tagung breit dazu geäußert, und wir haben 
heide auf Schlußworte verzichtet, weil die 
Zeit schon weit vorgeschritten war. 

Meine Damen und Herren ! Ich sage das 
deshalb, damit es hier nicht so aussieht, 
als ob ich von irgendeiner abseitigen Warte 
aus diese Verhältnisse kritisieren wollte. Es 
waren sachliche Diskussionen, die zwischen 
mir und etlichen anderen Personen, die "ich 
mit diesen Fragen in einer durchaus sach­
kundigen Weise befassen, abgeführt wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Darf ich zum Schluß noch etwas sagen , was 
ich mir auch am Ende der mitternächt­
lichen Budgetdebatte über das Kapitel Justiz 
am 23. Juni 1966 zu sagen erlaubte. Ich bitte 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
auch heute um eine vertrauensvolle Zusammen­
arbeit mit der Justiz, den Richtern und 
Staatsanwälten und der Justizverwaltung. 
Ich bitte Sie, in einer solchen vertrauensvollen 
Zusammenarbeit gemeinsam den Weg des 
demokratischen Rechtsstaates einträchtig zu 
gehen und die Justiz in Ruhe ihre gesetz­
mäßigen Aufgaben besorgen zu lassen. Wie 
Sie bin auch ich immer der Meinung gewesen 
und bin es noch heute, daß nur in einem 
solchen Staat Frieden und Freiheit gedeihen 

können, daß nur in einem solchen Staat 
Sicherheit, Gleichheit und Ordnung gewähr. 
leistet sind und daß nur in einem solchen 
Staat der Mensch ein menschenwürdiges Dasein 
führen kann. (Beifall bei der 0 V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich 
der Abgeordnete Dr. Broda. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Präsi. 
dent ! Hohes Haus r Sehr geehrte Damen und 
Herren I Ich glaube, daß der heutige Tag mit 
seiner vielstündigen Debatte des Kapitels 
Justiz im Hohen Nationalrat ein guter Tag 
ist, der in die Geschichte der Republik Öster. 
reich und in die Geschichte der österreichischen 
Justiz eingehen wird. 

Ich meine, daß der Herr Bundesminister fUr 
Justiz - ich muß annehmen, vom Vertrauen 
der Mehrheitspartei getragen - seine persön­
liche Zustimmung zu den Grundgedanken der 
Initiativanträge gegeben hat, die die sozialisti­
schen Abgeordneten heute eingebracht haben 
und die die Abschaffung des standgerichtliohen 
Verfahrens und eine Änderung der Bundesver­
fassung zum Gegenstand haben, wonach in 
Hinkunft die Todesstrafe in Österreich nicht 
verhängt werden kann - nicht nur, wie es bis­
her heißt, im ordentlichen Verfahren -, sodaß 
auch das XXV. Hauptstückder Österreichischen 
Strafprozeßordnung eliminiert werden kann. 
In Zukunft soll es, das war Wille und Absicht der 
Antragsteller der sozialistischen Fraktion, in 
Österreich nicht mehr möglich sein, etwas 
jemals wieder anzuwenden, was wirklich obsolet 
geworden ist - so hoffen wir alle zuver­
sichtlich - :  das schrecklichste aller gericht­
lichen Verfahren, das standgerichtliche Ver­
fahren. Wenn dieser sozialistische Initiativ­
antrag durch das Hohe Haus angenommen 
werden sollte, wird die letzte Spur einer Möglich­
keit der Anwendung der Todesstrafe aus der 
österreichischen Bundesverfassung entfernt 
sein. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, Hohes Haus, das ist gut 
so, daß wir diese Willensübereinstimmung 
erzielt haben. Ich glaube, daß wir damit in 
der Nähe des nahenden 50. Geburtstages un­
serer Republik Österreich ein wahrhaft er­
forderliches Nachziehverfahren vollziehen, und 
etwas, was schon im Jahre 1920 bei der Be­
sohlußfassung über die österreichische Bundes­
verfassung diskutiert wurde, daß nämlich die 
Aufrechterhaltung des standgerichtlichen Ver­
fahrens ein Fremdkörper in unserer demokra. 
tischen Bundesverfassung ist, wird endlich 
eliminiert werden. Deshalb glaube ich sagen 
zu können, daß dieser Tag im Ergebnis ein 
guter Tag für die Repu1-lik Österreich werden 
wird. 
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Ich glaube auch, daß es gar nicht notwendig 
ist, in diesem Zusammenhang daran zu er­
innern, was das standgerichtliehe Verfahren 
1 934 bedeutet hat.- Ich glaube, daß es nicht 
notwendig ist, daran zu erinnern, was das 
Schreckliche am standgerichtlichen Verfahren 
ist, daß nämlich seine Urteile der Natur der 
Sache nach irreparabel sind, daß nie wieder 
gutzumachendes Leid über Menschen verhängt 
wird, gerade in solchen Zeiten, wo man alles 
tun soll, um zu verhindern, daß übereilte 
Urteile gefällt werden. Und wenn es in Zu­
kunft diesen letzten Hinweis auf die Todesstrafe 
im österreichischen Verfassungsleben und in 
der österreichischen Rechtsordnung nicht mehr 
geben wird, so stellt dies diesem 'Nationalrat 
ein gutes Zeichen für das hohe Ethos der Ge­
sinnung in solchen Gewissensfragen aus. Das 
sind Gewissensfragen und keine parteipolitischen 
Fragen. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich hätte 
gewünscht, daß sich der Herr Bundesminister 
für Justiz ebenso positiv zum Grundgedanken 
des zweiten Initiativantrages der sozialistischen 
Abgeordneten geäußert hätte, der heute ein­
gereicht worden ist,nämlichdas Vorziehen jener 
Bestimmung des Strafgesetzentwurfes über 
Verhetzung, daß wir nämlich in Zukunft -
das ist legistisch nicht schwiedg - eine 
anwendbare, brauchbare Strafbestimmung 
gegen Hetze gegen religiöse Gruppen, gegen 
Volksgruppen und Gruppen wegen ihrer Rasse 

. oder Abstammung haben sollen. Wir wolJen 
nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren 
- auch das ist Wille der sozialistischen Antrag­
steller und der sozialistischen Abgeordneten -, 
daß man in Zukunft in Österreich weiter sagen 
kann, ohne deshalb vor Gericht gestellt zu 
werden : "Es ist schade, daß so wenig Juden in 
Auschwitz vergast worden sind." Das ist 
Sinn dieser Bestimmung. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Der Herr Bundesminister für Justiz hat uns 
ja in anderem Zusammenhang erklärt, daß 
er gleiche Initiativen im europäischen Maß­
stab begrüßt und selbst eingeleitet hat. Wir 
glauben, daß das ein guter Anfang für diese 
Initiativen im europäischen Maßstab sein wird, 
wenn das Hohe Haus einvernehmlich einmal 
diese Strafbestimmung, die die Strafgesetz­
kommission nahezu einheitlich beschlossen 
hat, in Kraft setzen wird. Wir werden 
im Jänner in der ersten Lesung auch über diesen 
Gesetzentwurf berichten. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Hohes 
Haus ! Der Abgeordnete Hauser hat namens 
der Österreichischen Volkspartei und der 
Sprecher der Freiheitlichen hat namens seiner 
Partei nochmals zur Frage der nach 1945 
wieder in Dienst gestellten Richter, die in den 
Jahren 1 938 bis 1945 Justizdienst geleistet 

haben, Stellung genommen. Es ist selbstver� 
ständlich, daß sich auch die sozialistische 
Fraktion trotz Änderung der Mehrheitsver­
hältnisse und trotz des Ausscheidens der 
Sozialisten aus der Bundesregierung vollin­
haltlich zu jenem Standpunkt bekennt, den 
die sozialistischen Abgeordneten nach reif� 
licher ÜbeFlegung frei von jeder parteipoliti­
schen Erwägung eingenommen haben, als sie 
noch den Justizminister gestellt haben. Die 
sozialistischen Abgeordneten schließen sich · 
der Erklärung der Sprecher der anderen 
Fraktionen an, sie schließen· sich der Erklärung 
des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes, 
Bundesminister außer Dienst Dr. Kapfer, 
welche am Wochenende verlautbart wurde, an. 

Ich darf namens der sozialistischen Abgeord­
neten daran erinnern, was wir vor wenigen 
Tagen der Österreichischen Widerstandsbewe­
gung nach reiflicher Überlegung mitgeteilt 
haben. Wir haben gesagt : Nach dem Abschluß 
des Staatsvertrages hat der Verfassungsgesetz­
geber mit überwältigender Mehrheit beschlos­
sen, die NS-Gesetzgebung aufzuheben und, 
soweit nicht allgemeine Strafgesetze verletzt 
worden sind - was selbstverständlich auch 
heute außer Diskussion steht -, einen Schluß­
strich unter die Gesetzgebung nach dem Jahre 
1945 zu ziehen. Ein Abgehen von diesem 
Standpunkt, etwa eine Initiative für eine rück­
wirkende Verfassungsgesetzgebung zu unter­
stützen sind die sozialistischen Abgeordneten 
nicht bereit. 

Ich darf heute hier von diesem Pult aus 
meine Erklärung wiederholen, die ich noch 
als Bundesminister für Justiz abgegeben habe 
- in vollem Bewußtsein meiner- Verantwor­
tung und in voller Kenntnis des Akteninhalts. 
Ich meinte damals - ich konnte das sagen, 
da jedermann weiß, daß ich mein Amt im 
Jahre 1960 übernommen habe und an der 
Frage, ob ehemalige Richter, die von 1 938 bis 
1945 Dienst getan haben, nach 1945 in die 
österreichische Justiz wieder zu übernehmen 
seien, überhaupt nicht beteiligt gewesen bin -, 
daß, was der Republik Österreich 1946 recht 
war, ihr 1 966 billig sein muß, wenn keine 
neuen nach dienstrechtlichen oder strafrecht­
lichen Bestimmungen zu ahndenden Tatsachen 
und Umstände hervorkommen. Dies ist auch 
heute der Standpunkt der sozialistischen Abge­
ordneten . Ich möchte ihn auch hier nochmals 
wiederholen. 

Ich hätte es gewünscht, daß es möglich 
gewesen wäre, wenigstens in den letzten 
Tagen jeden Versuch zu unterdrücken, mit 
dieser Frage neuerlich parteipolitisches Kapi­
tal zu schlagen. Nur deshalb, weil es der 
Pressedienst der Österreichischen Volkspartei 
für notwendig gehalten hat - allerdings hat 
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nur die Zeitung der Österreichischen Volks­
partei, soweit ich es überblicken konnte, 
diese Meldung übernommen -, darauf hin­
zuweisen, daß der in den letzten Tagen ge­
nannte Richter von mir während meiner 
Amtszeit zum Mitglied des Obersten Gerichts­
hofes befördert worden ist, möchte ich fest­
stßllen, daß auch das unrichtig ist. Ich bedaure 
nur, daß die Österreichische Volkspartei nicht 
einmal in dieser Frage, die uns allen sehr, 
sehr ernst war, der Versuchung widerstanden 
hat, ihr kleines parteipolitisches Süppchen zu 
kochen. Meine Herren, das möchte Ich Ihnen 
sagen ! (Beifall bei der S PÖ.r 

Rohes Raus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Nun zu einigen Fragen, die 
während der Diskussion von Vorrednern und 
schließlich auch vom Herrn Bundesminister 
für Justiz aufgeworfen worden sind. Ich habe 
mich schon in übereinstimmung mit den 
Grundsätzen des Sozialistischen Parteipro­
gramms, mit den Leitsätzen, von denen sich 
die Sozialistische Partei immer leiten ließ, seit 
sie politisch aktiv ist, mit den Fragen der 
Gesch wornengerichts barkeit auseinanderge­
setzt. Ich habe heute nur das zu wiederholen, 
was ich im Ausschuß sagte. Immer dann, 
wenn man die Verfassung in Österreich auf­
gehoben hat, hat man auch die Geschwornen­
gerichtsbarkeit aufgehoben. Immer dann, wenn 
man die Verfassung wiederhergestellt hat, hat 
man · die Geschwornengerichtsbarkeit wieder­
eingeführt. Das ist doch ein untrügliches 
Zeichen dafür, daß seit 1848 in Österreich 
Verfassung und Geschwornengerichtsbarkeit 
untrennbar miteinander verbunden sind. 

Herr Kollege Kranzlmayr ! Wir werden 
auch nicht in der verhüllten Form, die Sie 
vorgeschlagen haben, nämlich durch Wieder­
herstellung dieses Schwurgerichts, das 1933/34 
von der damaligen Regierung eingeführt wor­
den ist - dieses Schwurgericht ist ja kein 
Geschwornengericht mehr, sondern ist ein 
großes Schöffengericht -, einer Abschaffung 
der Geschwornengerichtsbarkeit unsere Zu­
stimmung erteilen (Beifall bei der S PÖ),  und 
zwar, meine sehr geehrten Damen und Rer­
ren, deshalb, weil wir uns dar an erinnern, 
daß gleichzeitig mit der Aufhebung der 
Geschwornengerichtsbarkeit in Österreich vor 
mehr als 30 Jahren das erstem al Galgen in 
Österreich vom damaligen Regime errichtet 
worden sind. (Beifall bei der SPÖ.j Diese 
Galgen sind aus Österreich verschwunden, 
als die Geschworenengerichtsbarkeit wieder 
eingeführt worden ist. (Abg. Dr. K ranzl­
mayr:  Aber das ist jetzt nicht logi6ch I) Das 
allein ist uns Anlaß genug, mit vorschnellen 
Verfassungsänderungen sehr vorsichtig zu sein. 
Davon, meine sehr geehrten Damen und Rer-

ren, wird im Laufe meiner Ausführungen noch 
die Rede sein : Achtung vor vorschnellen 
Verfassungsänderungen und Vorschlägen zu 
solchen Verfassungsänderungen. 

Wir waren natürlich dafür, daß man das 
Problem der Geschwornengerichtsbarkeit dis­
kutiert, soweit es sich um die Anwendung von 
Verfahrensvorschriften handelt, etwa um 
Rechtsmittelverfahren, verstärkte Möglich­
keit der Einschaltung des Obersten Gerichts­
hofes im Nichtigkeitsverfahren. In dem vom 
Herrn Bundesminister- für Justiz erwähnten, 
bereits 1965 zur Begutaohtung ausgesendeten 
Strafprozeßänderungsgesetz wurden auch dies­
bezügliche Vorschläge gemacht. Ich nehme 
an, daß der Herr Bundesminister für Justiz 
diese Vorschläge auch in seinen Entwurf mit­
übernehmen wird. Das alles kann man ohne 
weiteres diskutieren. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hier stimme ich mit den Ausführungen 
des Vertreters der Freiheitlichen Partei über­
ein : Wir werden' einer vorschnellen, nicht 
begründeten, überstürzten Änderung dieser 
grundlegenden Verfassungsbestimmung nicht 
zustimmen. 

. 

Hohes Haus ! Weil schon davon die Rede 
ist : Sind denn andere Gerichte, die keine 
Laiengerichte sind, keine Geschwornengerichte 
sind, gefeit vor dem Fehlurteil � Sind solche 
Gerichtshöfe, und wenn sie auch durchaus 
aus Berufsrichtern und aus gelehrten Richtern 
bestehen, frei von der Gefahr des Rechtsirr­
tums 1 Davon ist keine Rede. Die heiden 
Justizirrtümer der Nachkriegszeit, die Gott 
sei Dank keine Justizmorde geworden sind, 
die die Öffentlichkeit ganz besonders erregt 
haben - Auer-Ranneth und Rebitzer -, 
waren Urteile, die nicht von Geschwornen­
gerichten gefällt worden waren, weil es sie 
damals noch nicht gab, sondern von einem 
jener großen Schöffengerichte, von denen der 
Kollege Kranzlmayr meint, sie wieder vor­
schlagen zu sollen. 

Ich glaube, man muß sich die Dinge wirk­
lich viel gründlicher und viel tiefer überlegen. 
Die sozialistischen Abgeordneten meinen, daß 
alle Richter, auch die Laienrichter und die 
Berufsrichter, Menschen und ein Teil der 
menschlichen Gesellschaft sind. Ich sage Ihnen 
ganz offen : Die Richter, die gelehrten Richter, 
die Berufsrichter und die Laienrichter, sind 
so gut, wie gut die Gesellschaft ist, und sie 
sind so gut in ihren Urteilen , wie die öffent­
liche Meinung, der große Trend in der Ger:;ell­
schaft ist. Hätten wir früher mehr und 
Besseres getan, um eine Atmosphäre der 
bedingungslosen Ablehnung von Rassenhaß 
jeder Art zu schaffen, wir hätten andere 
Geschwornenurteile gehabt. Das ist meine 
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feste überzeugung. (Beifall bei der SPO.) 
Ich bin nicht bereit, jetzt den Geschwornen 
die Alleinschuld für Urteile zu geben, die uns 
ebenso erschreckt haben wie Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

Ich darf nur noch ein einziges Wort zu der 
interessanten Diskussion mit dem Kollegen 
Machunze über einen Teilaspekt der Presse­
reform sagen. Ich möchte nochmals sagen : 
Hüten wir UDS, unter wohlgemeinten Vor-
8chlägen für eine Erneuerung des Presserech­
tes und für eine Pressegesetzreform Bedin­
gungen und Arbeitsbedingungen für Journa­
listen vorzuschlagen - von denen ich glaube, 
daß sie verfassungswidrig wären, das kommt 
hinzu -, die tatsächlich - das ist diese Zulas­
sung, diese Konzession, diese Berufsliste, die 
man hier vorschlägt - darauf hinauslaufen 
würden, daß eine Art von Gewerbebehörde 
so nach Art des Gott sei Dank entschlafenen 
Untersagungsgesetzes in Zukunft darüber ent­
scheiden wird, wer was in Österreich schreiben 
darf. Das geht nicht, und dem werden wir 
uns, BO hoffe ich - ich hoffe, daß die 
sozialistischen Abgeordneten Sie davon über­
zeugen werden -, mit Entschiedenheit wider­
setzen. 

Nun, Herr Bundesminister und Herr Kol­
lege Kranzlmayr, ohne hier im geringsten 
- das tut ein ehemaliger Justizminister eben­
sowenig wie ein gegenwärtiger Justizminister -
in ein schwebendes Verfahren einzugreifen und 
hier etwa Beweismaterial für und wider vor 
dem Hohen Haus erörtern zu wollen, darf ich 
ein paar Bemerkungen zur Diskussion über 
die Strafsache gegen Viktor Müllner sagen. 

Herr Bundesminister für Justiz I Im ganzen 
Land besteht Unbehagen darüber, daß bis 
jetzt keine gerichtliche . Voruntersuchung in 
diesem so spektakulären Straffall beantragt 
worden ist. Darum geht es, immer darum 
geht es. Daher war der Zwischenruf meines 
verehrten Kollegen Staatsanwalt Dr. Kranzl­
mayr dem Kollegen Haas gegenüber ganz fehl 
am Platz. Der Untersuchungsrichter kann in 
der Sache Müllner über Untersuchungshaft 
oder nicht überhaupt nicht entscheiden, weil 
keine Voruntersuchung anhängig ist. (Abg. 
Pro b s t :  Das sollte eigentlich ein Jurist wis­
sen !) Das Unbehagen, das es im ganzen 
Land darüber gibt, ist doch, daß offenkundig, 
weil Sie sich jeder Einflußnahme enthalten 
- Sie sagen es ja selbst -, zweierlei Maß 
in verschiedenen Sprengeln der österreichi­
schen Gerichtsbarkeit heute angewendet wird. 
Das kann , doch niemand verstehen, warum 
in Innsbruck längst in an diesen Fällen, 
über die hier diskutiert worden ist, die Vor­
untersuchung eingeleitet worden ist und in 
'Vien nicht. Wie soll das die Öffentlichkeit 

verstehen 1 (Präsident Dipl.-Ing. Wald­
brunner  übernimmt den Vor8itZ.) 

Sie haben, Herr Bundesminister für Justiz, 
sehr zutreffend auf die Gesetzesstelle verwie­
sen, daß die Frage, ob Vorerhebungen eingelei­
tet werden oder schon die gerichtliche Vor­
untersuchung geführt wird, die Antragstellung 
darüber in ein pflichtgemäßes, natürlich gesetz­
mäßiges Ermessen der Anklagebehörde ge­
stellt wird, natürlich unter Legalitätspflicht. 
Und nun, Herr Bundesminister für Justiz, 
Sie sehen die ganz praktische Frage - das 
ist gar keine theoretische Auseinandersetzung, 
wir werden uns gleich auch noch ein wenig 
so wie in der Juristenkommission über einige 
Grundsatzfragen unterhalten - :  Wieso gericht­
liche Voruntersuchung in Innsbruck, wieso 
keine gerichtliche Voruntersuchung in Wien t 
Es geht immer nur um den Verdacht, niemand 
weiß, was die Gerichte schließlich sagen wer­
den . Wieso keine gerichtliche Voruntersu­
chung gegen den, von dem jedermann an­
nimmt, daß er der Hauptschuldige, der 
Hauptbeteiligte ist, nämlich Viktor Müllner, 
während eine gerichtliche Voruntersuchung 
schon anhängig ist gegen andere in diesem 
Komplex, die sogar in Haft genommen. wor­
den sind 1 (Abg. Pa y:  I m Kittchen ist kein 
Zimmer frei !) Sehen Sie, Herr Bundesminister 
für Justiz : Das ist der Widerspruch und 
die Bruchlinie in Ihrer ganzen Haltung. Ihre 
Absenz, Ihre Zurückhaltung, zu der Sie sich 
so stolz bekennen, obwohl dieses Weisungs­
recht, wie Sie als Verfassungsrechtler sehr 
wohl ausgeführt haben, ja für Sie auch eine 
Weisungspflicht ist, 80lange sie Ihnen die 
Verfassung auferlegt - und die geltende Ver­
fassung legt Ihnen diese Pflicht auf -, diese 
Ihre Zurückhaltung vom Weisungsrecht führt 
dazu, daß in vier Oberlandesgerichtssprengeln 
Österreichs unter vier Oberstaatsanwälten nach 
Auffassung der Bevölkerung eben ganz ver­
schieden vorgegangen wird, und das ist der 
Widerspruch, den ich Ihnen vorhalte. 

Sie sagen uns immer, Ihre erste und wich­
tigste Aufgabe als Justizminister ist, dafür 
zu sorgen, daß der Richter frei urteilen kann. 
Warum lassen Sie den Untersuchungsrichter 
im Fall Müllner nicht endlich zu seinem Recht 
kommen � Er ist ja nur das verlängerte 
Organ dei Staatsanwaltschaft, weil es nur 
Vorerhebungen gemäß § 38 Strafprozeßord­
nung sind. Der Untersuchungsrichter im 
Fall Müllner - das ist die Bruchlinie in 
Ihren Erklärungen ! - kann in Wirklichkeit, 
Kollege Kranzlmayr, weil wir ja einig sind, 
daß keine Voruntersuchung anhängig ist, 
als Richter im Sinne der Führung der Vor­
untersuchung noch nicht tätig werden. Daher 
kann auch keine Haft verhängt werden. 
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Das ganze ist jetzt eine theoretische Aus- wachsenden Sünde." So FTiedrich Schiller. 

einandersetzung und hat natürlich mit (Beifall bei der BP(j. - Abg. Weikha rt: 
dem Anlaßfall, meine sehr geehrten Damen Schiller dürfte den M iillner 8chon gekannt 
und Herren, über den ich gar nicht sprechen haben ! - Zwi8chenruf de8 Abg. Mitterer. -
will, nichts zu tun, aber das mußte ich dem Ruf bei der () V P: Soz.iali8ten unter Schiller ! -
Hohen Haus sagen, weil es von Ihnen, Herr Abg. Peter: Was täten die Soz.ialisten heute 
Bundesminister für Justiz, nicht gesagt wor- ohne Schiller ? - Abg. Dr. J. Gruber: Schiller-
den ist. . Beirat !) 

Herr Bundesminister ! Ich möchte, da ich 
die theoretische Diskussion mit Ihnen sehr 
schätze, hier auch gar nicht die Atmosphäre 
vergangener und zukünftiger theoretischer 
Diskussionen mit Ihnen in irgendeiner Weise 
beeinträchtigen. Ich sage Ihnen nur ganz 
offen nach den Diskussionen im Finanz- und 
Budgetaus8chuß ,  nach der Beantwortung der 
Fragen des Kollegen Moser, nach der Dis­
kussion, die Sie hier im Plenum mit dem 
Kollegen Weikhart hatten : Nach unserer 
geltenden Verfassung ist der Justizminister 
eben mehr als die oberste überprüfungsstelle 
für Reiserechnungen. Das, Hefr Bundes­
minister für Justiz, geht nicht, daß Sie sich 
dieser verfassungsmäßigen PHicht entziehen, 
dort, wo es im Interesse der einheitlichen 
Vorgangsweise in der StrafrechtspHege not­
wendig ist, auch Weisungen zu erteilen. 

Was ist die Sorge der Bevölkerung 1 Die 
Sorge der Bevölkerung bezieht sich heute 
auf das, was der Herr Bundeskanzler in 
einer seiner Radioreden, wo ich auch gewünscht 
hätte, daß er die Parteipolitik mehr aus dem 
Spiel gelassen hätte in diesen ernsten Fragen, 
als er es getan hat, meinte : Diesmal wird 
es nicht so sein, daß man die Kleinen hängen 
und die Großen laufen lassen wird. Die Sorge 
ist die, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß es genauso sein wird. Das ist 
die Sorge der Bevölkerung. (Ruf bei der SP(): 
Daß man die Großen laulen läßt !) Das ist 
eine uralte Sorge, die man immer um den 
Rechtsstaat gehabt hat, damals, als man 
noch viel weniger vom Rechtsstaat geredet 
hat als heute. 

Ich darf Ihnen - heute ist schon manches 
zitiert worden - zitieren (Abg. M it terer: 
Die "Kronen-Zeitung" I) , was ein großer deut­
scher Dichter, Friedrich Schiller - Kollege 
Mitterer, auf den können wir uns einigen, 
auf Friedrich Schiller können wir uns einigen 
(Abg. Dr. Pi ttermann: "Die Räuber", 
Mitterer ! - Heiterkeit - Abg. Mit terer: 
Ja, Sie l), seinen Helden in der "Verschwörung 
des Fiesco zu Genua" sagen läßt : "Gewiß, 
wenn auch des Betrügers Witz den Betrug 
nicht adelt, so adelt doch der Preis den 
Betrüger. Es ist schimpf1ich, eine volle Börse zu 
leeren, es ist frech, eine Million zu veruntreuen, 
aber es ist namenlos groß, eine Krone zu 
stehlen. Die Schande nimmt ab mit der 

Herr Bundesminister für Justiz ! Solange 
wir die geltende Verfassung haben und solange 
es Ihnen nicht möglich gewesen ist - darüber 
werden wir jetzt gleich sprechen -, die 
geltende Verfassung zu ändern, sind Sie uns 
ver-antwortlich, sind Sie diesem Hohen Haus 
verantwortlich für eine einheitliche, gleich­
mäßige Führung der StrafrechtspHege in Öster­
reich, soweit es in Ihre verfassungsmäßigen 
Befugnisse fällt ; das hat überhaupt nichts 
mit einem Eingreifen in die Gerichtsbarkeit 
zu tun, sondern hat das Weisungsrecht und 
die Weisungspflicht gegenüber den staats­
anwaltschaftlichen Behörden allein zum Gegen­
stand. Wir, die Opposition in diesem Hohen 
Haus, werden dafür sorgen, Herr Bundes­
minister für Justiz, daß es auch in unseren 
Tagen keine Klassenjustiz gibt, in welchem 
Gewande immer, solange wir die Möglichkeit 
und das Recht haben, uns mit aller Kraft 
dagegen zu wehren. Das werden wir tun, 
Herr Bundesminister für Justiz. (Erneuter 
Beifall bei der SPO.) 

Und ich sage ohne jede Drohung, sondern 
nur als Feststellung : Es wird der Tag kommen, 
meine Herren, wo wir den Herrn Bundes­
minister für Justiz bitten werden, dem Hohen 
HaUB mitzuteilen, welches seine Erwägungen 
im einzelnen gewesen sind, die ihn dazu 
bewogen haben, dort im Sprengel des Ober­
landesgerichtes Innsbruck die staatsanwalt­
schaftlichen Behörden so vorgehen zu lassen, 
wie sie das offenbar pHichtgemäß tun, und so 
hier in Wien, wo sie das auch offenbar nach 
ihrer Meinung durchaus pflichtgemäß tun, 
welches also die Erwägungen waren, daß der 
Herr Bundesminister für Justiz in dem einen 
oder dem anderen Fall sein Weisungsrecht, 
das ist Weisungspflicht, nicht wahrgenommen 
hat. (Abg. Dr. Wi thalm: Das haben Si� 
anders praktiziert, was ? - Abg. Be nya: 
Nicht nervös werden, Herr Doktor I - Abg. 
Dr. Withal m: Nein, nein I) 

Damit auch einen Augenblick eine heitere 
Note in diese ernste Diskussion über sehr 
wichtige Fragen des zukünftigen Weges unserer 
Justiz hineinkommt, darf ich Ihnen erzählen, 
was mir ein Kollege Strafverteidiger in diesen 
Wochen einmal sagte. Er meinte nämlich : 
Wenn jetzt ein Klient zu mir kommt und 
mir sagt : Herr Doktor ! Ich habe vor, einen 
Einbruch zu begehen. Raten Sie mir : Wo 
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soll ich das tun � In welchem Oberlandes­
gerichtssprengel (Heiterkeit bei der SP(Jj , in 
welchem Sprengel welcher Oberstaatsanwalt­
schaft 1, dann - so meinte dieser Anwalt 
zu mir '- werde ich meinem Klienten sagen : 
Schauen Sie, im Sprengel X ist es jetzt un­
sichel' , ich würde Ihnen daher . keinen Rat 
geben können, im Sprengel Y begehen Sie 
keinesfalls einen Einbruch, brechen Sie im 
Spr�ngel Z ein ! Da heute niemand weiß, 
wie die einzelnen staatsanwaltschaftlichel} �e­
Jtörden in solchen Fragen jeweils vorgehen, 
würde ich Ihnen raten : Brechen Sie im 
Sprengel Z ein. (Zwischenrufe bei der ÖV,P. -
Abg. Dr. W i tha lm: Als gewesener Justiz-
mini8ter I )  

, 

glauben, daß diese ' Diskussion, die wir vor 
der Österreichischen Juristenkommission vor 
14 Tagen begonnen haben, auch vor diesem 
Hohen Haus ihren Niederschlag finden soll. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
die Bedeutung dieser Diskussion ja schon 
weit über die Fachwelt hinausgeht . Ich 
zitiere, was nach dem "Volksblatt",  dem 
Organ der österreichischen Volkspartei , vom 
2. Dezember 1966 � zutreffend oder nicht -
in einem seiner Vorträge aus den letzten 
Wochen - es war ein Vortrag in Innsbruck, 
wo sich der Herr Bundesminister für Justiz 
mit Erklärungen meines Parteifreundes Doktor 
Kreisky ausfO'inandersetzte - der Herr BUl1ldes­
minister für Justiz gesagt haben soll - so 
meinte das "Volksblatt" - :  "Warnung vor 
Rechtsthesen der SP. Klecatsky : Keine poli­
tische Kontrolle der Gesetzesvollziehung 1" 

Meine 
-
sehr geehrten Damen und Herren 1 

,Bitte das wirklich zu überlegen . (Abg. 0 fen­
b ö  c k: Wir sind froh, daß die Zeit der Weisungen 
an den Staatsanwalt vorbei ist 1 - Ruf bei 
der S p(): Sie haben die ganze Zeit gezittert 1 Meine sehr geehrten Damen und Herren t 
_ Abg. Dr. Pi t t ermann: Sie wollten die Ich wiederhole : So faßt es schon eine Tages­

genaue Adresse wis8en I) Ich habe Ihnen ja zeitung auf. Sollte das die Auffassung des 

nur erzählt , was mir ein Anwalt, ein Kollege Herrn Bundesministers für Justiz sein, dann 

gesagt hat. wird er mir als Verfassungsrechtler zweifellos 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen zustimmen, daß das eine Auffassung ist, die 

und Herren ! An der sehr interessanten, stellen- im Rahmen des geltenden Bundesverfassungs­

weise außerordentlich instruktiven Debatte rechtes, ' wie jeder Abgeordnete weiß, keine 
des heutigen Tages hat mich eines gewundert : Deckung findet, sondern voraussetzt, daß es 

daß zu einem Fragenkomplex, der wie kein zu einer grundlegenden Änderung des öster­

zweiter im Zusammenhang mit dem Kapitel reichischen Verfassungsrechtes kommt, denn 

Justiz jetzt die interessierte Öffentlichkeit die obersten Organe der Vollziehung sind 

bewegt, hier nicht Stellung genommen wurde. nach unserer Verfassung - ich darf auf 

Der Herr Bundesminister für Justiz hat mir Artikel 74 Abs. 1 ,  76 Abs. 1 und 142 ver­

_ ich danke ihm auch hier vor diesem Forum weisen - politisch und rechtlich dem National-
rat verantwortlich. dafür - vor 14 Tagen für eine Diskussion 

vor einer repräsentativen Tagung, der Öster- Wenn man nun - und so verstehe ich 
reichischen Juristenkommission, mit vielen die Thesen des Herrn BundesmiI l isters für 
Gästen aus dem In- und Ausland, sein Manu- Justiz - einer Entwicklung zum Richterstaat 
skript vorher zur , Verfügung gestellt, damit das Wort redet, daß nämlich die Rechts­
ich die Möglichkeit hatte, dann zu seinen kontrolle zur Gänze - nur darum geht es -
Ausführungen Stellung zu nehmen. In diesen an die Stelle der politischen Kontrolle durch 
Ausführungen und in vielen anderen Vor- das Parlament tritt, bedeutet das � darüber 

trägen, die der Herr Bundesminister für Justiz sind wir ja gar nicht verschiedener Meinung, 
in den letzten Wochen und Tagen gehalten der Herr Bundesminister für Justiz und ich -
hat, wird immer wieder über ein Thema eine grundlegende Änderung des geltenden 
gesprochen, das ich ganz kurz so formulieren Verfassungsrechtes . 
möchte : Erstens : Ist Österreich ein Richter- Ich darf aus dem erwähnten Vortrag , des 
staat ? Zweitens :  Soll Österreich ein Richter- Herrn Bundesministers für Justiz in der 
staat werden � Juristenkommission den Kardinalsatz zitieren. 

Ich habe mich gewundert, meine sehr ge- Er lautete : Der Richter wird immer mehr 
ehrten Damen und Herren, daß keiner der und mehr aus den verschiedensten Gründen 
Redner der Österreichischen Volkspartei, also zur zentralen Gestalt im Staate. 
der Mehrheitspartei , die dieser Regierung ihr , Sehr geehrte Damen und Herren ! Der 
Vertrauen ausspricht, zu diesel ho('hinteressan- Herr Bundesminister für Justiz - ich habe 
ten Frage, die die ganze Fachäffentlichkeit diese Äußerung auch dort wiederholt zitiert -
und heute darüber hinaus die Öffentlichkeit meint nicht, zu e in e r zentralen Gestalt im 
interessiert, Stellung bezogen hat. Der Herr Staate, das ist selbstverständlich, denn wir 
Bundesminister für Justiz ist ja der Vertreter alle bejahen ja die Rechtskontrolle als ein 
von Auffassungen, über die ich gleich sprechen Fundament unserer Verfassung ; der Herr 
werde. Die sozialistischen Abgeordneten Bundesminister für Justiz vermeint, der 
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Richter wird imme!' mehr aus den verschieden- der Zeit, so sagte er in seinem Vortrag, einen 
sten Gründen z u r  zentralen Gestalt im Staate. Abbau der parlamentarischen Kontrollrechte 

Das ist ein verfassungspolitisches Konzept, 
das der Herr Bundesminister für Justiz ver­
tritt, ein verfassungspolitisches Konzept, dem 
sich dann seine praktischen Vorschläge - ich 
werde davon zu sprechen haben - unter­
ordnen, ein völlig konsequentes Konzept ; 
es ist das Konzept, das man etwas verein­
fachend als Konzept des Richterstaates be­
zeichnet. 

Meine sehr geehrten Daruen und Herren ! 
Wir sind gar nicht uneins, daß dieses Konzept 
:mit der gegenwärtigen Verfassung in wesent­
lichen Punkten nicht in Übereinstimmung 
steht, aber ich möchte heute diese Parlaments­
debatte nicht vorbeigehen lassen, ohne darauf 
zu verweisen, daß dieses Konzept sehr, sehr 
große Gefahren für die Verfassungsentwicklung 
der Republik Österreich mit sich bringt., 
wenn es bei der :Mehrheit des Hauses ernstlich 
Unterstützung finden sollte. 

Die sozialistischen Abgeordneten glauben, 
daß man im Interesse der funktionierenden 
Rechtskontrolle, einer funktionierenden Recht­
sprechung und nicht zuletzt im Interesse der 
Richterschaft, die nicht mit politischen Auf­
gaben überfordert werden soll, hier warnen 
soll, daß man nicht die Lasten der Kontrolle 
- eine der wesentlichsten Aufgabe� einer 
modernen Demokratie, das wissen wir schon ­
auf zwei Schultern, nämlich die des Richter­
standes allein, übertragen soll. Diese Schultern 
wären zu schwach. 

Mein Appell ist, daß wir hier ganz klar 
die Fronten, so wie wir es gewöhnt sind, 
Herr Bundesminister für Justiz, mit allem 
Ernst und mit allen akademischen Ausdrucks­
formen, abstecken. Ich bedaure, daß das in 
der Diskussion nicht geschehen ist. Wenn 
man der Auffassung ist, wie hier gesagt wird, 
daß die moderne Verfassungsentwicklung dazu 
drängt, daß an die Stelle der politischen Kontrolle 
der Vollziehung durch die parlamentarische 
Körperschaft, durch das Parlament, zur Gänze 
die Rechtskontrolle treten soll und die Be­
fugnisse des Parlaments ausschließlich auf 
die der Gesetzgebung beschränkt werden 
sollen - das ist ja unbestritten -, dann 
muß man auch die Konsequenzen sehen ! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Damit wir uns ganz klar verstehen : Die 
sozialistischen Abgeordneten werden einer 
solchen Fundamentaländerung unserer Ver­
fassung unter Abwertung der parlamenta­
rischen Kontrollrechte niemals ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr Bundesminister für Justiz ver­
meint dann im einzelnen aus diesem seinem 
Konzept heraus folgendes :  Es sei heute an 

vorzunehmen und an ihre Stelle ausschließlich 
die Rechtskolltrolle, die richterliche Kontrolle 
zu setzen. 

Ich fühle mich verpflichtet, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, au eh heute und 
hier das zu wiederholen, was ich als warnendes 
Beispiel für eine Überforderung der Gerichts­
barkeit vor der Tagung der ÖsterreichiBchen 
Juristenkommission in Erinnerung rief. Wissen 
Sie, wie die Rechtskontrolle im unseligen 
Jahr 1933 ausgeschaltet worden ist ? 

Bekanntlich hat das damalige autoritäre 
Regime, die Regierung des Bundeskanzlers 
Dr. Engelbert Dollfuß, in zahlreichen Ver­
ordnungen, die auf das sogenannte Kriegs­
wirtschaftliche Ermächtigungsgesetz gestutzt 
waren, die Verfassung auszuhöhlen begonnen. 
Mehr als 100 dieser Verordnungen wurden 
durch die Wiener Landesregierung gemäß 
Artikel 139 Bundes-Verfassungsgesetz vor dem 
Verfassungsgerichtshof angefochten. Unmittel­
bar vor· der im Ergebnis sicheren Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes hat - ich muß 
das den Jüngeren in diesem Haus in Erinnerung 
rufen - die damalige Bundesregierung durch 
eine Verordnung vom 23. Mai 1933 wahrhaft 
mit einem Federstrich der Rechtskontrolle 
in Österreich ein Ende gesetzt . Ich lese Ihnen 
in einer Minute, mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten, den Wortlaut dieser Verordnung 
vor. Sie ist unter Nummer 191  im Bundes­
gesetzblatt des Jahres 1933 abgedruckt. Es 
heißt dort : 

"Auf Grund des Gesetzes vom 24. Juli 
1917" - das war das Kriegswirtschaftlich� 
Ermächtigungsgesetz -, "RGß!. Nr. 307, 
wird verordnet, wie folgt : 

§ 6 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1930, 
BGBI . NI'. 127, wird folgendermaßen abge­
ändert : 

1 .  In Absatz 1 ist nach dem Wort ,und' 
einzuschalten, - sofern in Absatz 3 nicht 
anderes bestimmt ist -' . 

2. Als neuer Absatz 3 ist folgende Be­
stimmung anzufügen : 

, (3) Die auf Vorschlag des Nationalrates oder 
auf Vorschlag des Bundesrates ernannten 
Mitglieder und Ersatzmitglieder dürfen nur 
dann an Sitzungen und Verhandlungen teil­
nehmen und hiezu eingeladen werden, wenn 
und solange dem Verfassungsgerichtshof sämt­
liche Mitglieder und Ersatzmitglieder ange­
hören, die auf Grund solcher Vorschläge er­
nannt worden sind. ' " 

Das war die ganze Verordnung. 

Und wissen Sie, was dann geschehen ist � 
Die der damaligen Regierung nahestehenden 
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Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes haben 
ihre Funktionen zurückgelegt. Damit war 
die Voraussetzung für die Anwendung dieser 
Verordnung - der Verfassungsgerichtshof 
war nicht mehr komplett besetzt - erfüllt, 
der Verfassungsgerichtshof konnte nicht mehr 
zusammentreten, er war ausgeschaltet. Die 
Rechtskontrolle war - ich sagte es schon 
einmal - ein umgekehrter Münchhausen, 
der sich am Zopf selbst in den Sumpf zieht, 
der ausgeschaltete Verfassungsgerichtshof 
konnte nicht mehr zu seiner kontrollierenden 
Funktion kommen. Es ist nicht mehr zur 
Wiederingangsetzung der Tätigkeit des Ver­
fassungsgerichtshofes gekommen. 

Der verewigte Bundespräsident Dr. Schärf 
hat in einer seiner bekannten Reden im 
Frühjahr 1933 im Bundesrat dazu erklärt : 
" Die Besorgnis der Regierung, daß ihre Ver­
ordnungen nicht halten und vor einem unbe­
fangenen Richter umfallen könnten, hat dazu 
geführt, daß ihre Freunde im Verfassungs­
gerichtshof und einzelne Beamte, die ihr will­
fährig sind, den Verfassungsgerichtshof lahm­
gelegt haben." 

Sehr geehrte Damen und Herren I Man 
soll einzelne Institutionen in der Demokratie 
nicht überfordern. Die Rechtskontrolle allein 
- nur deshalb zitiere ich diese schicksalhafte 
Episode vor dem Untergang der österrei­
chischen Demokratie - ist ein zu schwacher 
Damm, um die Demokratie zu schützen und 
zu erhalten, wenn es notwendig ist. 

Dazu brauchen wir sowohl die Rechts­
kontrolle, aber auch, Herr Bundesminister 
für Justiz, die Kontrolle der Vollziehung 
durch die Volksvertretung. (Beifall bei der 
SpO.) Weil wir nicht wollen, daß wir in 
Österreich wieder auch nur in die Nähe einer 
solchen kritischen verfassungsrechtlichen Lage 
kommen wie 1 933 oder 1 934, warnen wir 
rechtzeitig vor der Konsequenz der Auf­
fabsungen, die Sie, nunmehr auch in Ihrer 
Funktion als Bundesminister für Justiz, überall 
in zahlreichen Reden und Vorträgen vertreten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich komme zum Schluß und führe nur kurz 
an, welche praktischen Vorschläge der Herr 
Bundesminister für Justiz in seinen zahlreichen 
- ich wiederhole es noch einmal - Vorträgen 
und Vorlesungen in der letzten Zeit gemacht 
hat. 

Er meint erstens, es sei richtig, das Weisungs­
recht gegenüber den staatsanwaltschaftlichen 
Behörden neu zu durchdenken, zu ändern, 
auf eine neue Grundlage zu stellen. Ich habe 
Ihnen schon mit Ernst und Heiterkeit die 
Konsequenzen gezeigt, daß nämlich damit 
dem Rechtsstaat kein guter Dienst erwiesen 
wird. 

Herr Bundesminister für Justiz ! Die sozia­
listischen Abgeordneten werden im Interesse 
der vollen Aufrechterhaltung der Kontroll­
rechte der Volksvertretung einer Änderung 
des Artikels 90 Abs. 2 der Bundesverfassung 
beziehungsweise des Artikels 20 der Bundesver� 
fassung, soweit es sich um das Tätigwerden 
der staatsanwaltschaftlichen Behörden han­
delt, nicht zustimmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Im Interesse der Ordnungsvorstellungen vom 
Richterstaat, die der Herr Bundesminister 
für Justiz vertritt, schlägt er vor, daß in 
Zukunft eine Bindung an die Vorschläge der 
richterlichen Personalsenate bei Richter­
ernennungen durch die Verfassung vorgesehen 
sein soll. Wir glauben, daß auch dieser Vor­
schlag nicht im wohlverstandenen Interesse 
der österreichischen Richterschaft liegt. Wir 
glauben, daß es nicht gut ist, hier die Richter­
schaft zu überfordern, wir glauben, daß auch 
hier die Kontrolle der Volksvertretung über 
die Justizverwaltung und das Ernennungs­
recht des Bundesministers für Justiz be� 
ziehungsweise sein Vorschlagsrecht an Bundes­
regierung und Bundespräsident aufrecht 
bleiben sollen. 

Da wir Opposition sind, sind wir voll­
kommen frei von dem Verdacht, daß das 
etwa aua opportunistischen Erwägungen heraus 
erfolgt, denn wir haben keine Ernennungen 
vorzuschlagen und vorzunehmen. 

Aus grundsätzlichen Erwägungen der Auf­
rechterhaltung der Prärogativen der öster­
reichischen Volksvertretung werden wir einer 
Änderung des Artikels 86 Abs. 1 in dem Sinn, 
daß eine Bindung des Justizministers an die 
Vorschläge der richterlichen Personalsenate 
bei Ernennungen in Zukunft Rechtens sein soll, 
nicht zustimmen. 

Ein weiterer Vorschlag des Herrn Bundes­
ministers für Justiz geht dahin, daß man 
eine Verfassungsänderung vornehmen soll in 
der Richtung, daß das Gnadenrecht des 
Bundespräsidenten gemäß Artikel 65 Abs. 2 
der Bundesverfassung in Zukunft entfallen 
soll und daß dafür, wie der Herr Bundes­
minister für Justiz meint, eine Art richterliche 
Kommission treten soll, die solche Gnaden­
anträge erwägen soll. Kein Bundespräsident 
der Zweiten Republik war der Meinung, daß 
das Gnadenrecht des Bundesprä!iidenten eine 
Art dritte Instanz im Strafverfahren ist. 
Jeder Bundespräsident der Zweiten Republik 
- mit zwei Bundespräsidenten hatte ich die 
Ehre, in meiner früherenFunktion zu arbeiten ­
hat sich immer strikt auf den Standpunkt 
gestellt, daß das Staatsoberhaupt nicht dazu 
berufen ist, ein neues Orteil zu setzen, daß 
aber dennoch das Gnadenrecht des Staats-
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oberhauptes auch in der demokratischen Repu­
blik, nicht nur in der Monarchie, ein not­
wendiges Korrektiv für jene Fälle ist, wo im 
Rechtszug und im Rechtsweg nicht mehr 
Abhilfe zu schaffen ist. Ich glaube nicht, 
daß es ein guter Vorschlag ist, durch Ein­
führung einer richterlichen Kommission die 
Richter selbst zu einer Art Gnadeninstanz in 
eigener Sache zu machen. Da aber auch 
die Beseitigung des Gnadenrechtes des Staats­
oberhauptes naturgemäß eine Abänderung 
der Bundesverfassung bedeuten würde, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, möchte 
ich auch zu diesem dritten Programmpunkt 
des wesentlichen legislativen Programms des 
Herrn Bundesministers für Justiz sagen, daß 
die Stimmen der sozialistischEm Opposition 
- und die wären erforderlich - dafür nicht 
zu haben sein werden. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe Ihre 
Ungeduld am Ende dieser langen Sitzung 
in Kauf genommen, weil ich geglaubt habe, 
in diesem Punkte die Zustimmung des ganzen 
Ha.uses gewinnen zu können. Wie immer 
ma.n zu diesen Fragen stehen mag - wenn 
eine Persönlichkeit vom Soharfsinn, der Bered­
samkeit und der Verfassungskenntnis des 
Herrn Bundesministers für Justiz, eines aka­
demisohen Lehrers und des gleichzeitigen 
Leiters des Justizressorts, diese Punkte als 
sein wesentliches legislatives Programm ver­
kündet, so tue ich dem Herrn Bundesminister 
für Justiz volle Ehre an, wenn ich sage, 
daß das sein wesentliches legislatives Pro­
gramm ist - und nicht alle diese vielen 
kleinen Fragen des Ressorts, mit denen sich 
jeder Justizminister abplagen muß so wie 
jeder Ressortminister auch - und daß es 
von einem großen, neuen verfassungspoli­
tischen Ordnungskonzept erfüllt ist. 

loh habe es trotz später Stunde für meine 
Pflicht gehalten, darüber am heutigen Tage 
zu sprechen und Ihnen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, den Standpunkt der 
sozialistischen Abgeordneten dazu mitzuteilen. 

Herr Bundesminister für Justiz I Der Rat, 
den ich heute hier erteilen könnte, ist : Wir 
haben so viele Aufgaben im Justizressort zu 
erfüllen, die wir nur gemeinsam lösen können 
oder die die Mehrheit lösen kann. Verschwenden 
Sie nicht so viel Energie und Zeit für Vor­
schläge auf grundlegende Änderungen unserer 
Bundesverfassung, zu denen Sie die Zu­
stimmung der sozialistischen Abgeordneten 
nicht erhalten werden 1 (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Abge­
ordneten Dr. Kranzlmayr das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (ÖVP) : Sehr 
geehrt.er Herr Präsident ! Hohes Haus ! Wenn 

ich richt,ig gehört habe, hat der Herr Kollege 
Dr. Broda dem Hohen Hause gesagt, Herr 
Viktor Müllner konnte deshalb bis heute nicht 
in Untersuchungshaft genommen werden, weil 
die Voruntersuchung nicht über ihn verhängt 
wurde. 

Herr Kollege Broda, auch Sie sind richtiger­
weise nur ein Mensch, und auch Sie können 
sich natürlich irren . Aber nach Anmerkung 6 
zu § 180 der Strafprozeßordnung heißt es : 

Die Untersuchungshaft setzt weder die Ein­
leitung der Voruntersuchung noch die Ein­
bringung der Anklageschrift voraus. Sie kann 
während des ganzen Verfahrens und in den 
Fällen des § 398 auch nach Rechtskraft des 
Urteils verhängt werden. (Abg. Dr. Broda:  
Aber Antrag wurde keiner gestellt !) 

Das möchte ich dem Hohen Hause sagen, 
denn das war ein Irrtum des Herrn Kollegen 
Dr. Broda. (BJifall bei der Ov P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister Dr. Klecatsky. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky : 
Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Gestatten Sie mir einige ganz. 
kurze sachliche Bemerkungen. Der Herr 
Bundesminister a. D. und Abgeordnete 
Dr. Broda meinte, es bestünde die Gefahr, 
daß in Österreich vielerlei Recht entstünde, 
Recht anders in Vorarlberg, anders in Tirol 
und anders in Wien, weil der Justizminister 
von seinem Weisungsrecht gegenüber den 
Staatsanwälten nicht Gebrauch macht. 

Ich darf dem Hohen Haus berichten, daß 
gestern erst eine Besprechung der Ober­
staatsanwälte im Justizministerium stattge­
funden hat, bei der alle schwebenden Fragen 
erörtert wurden und eine Koordinierung der 
Vorgangsweise durch Aussprache im demokra­
tischen Geist erzielt worden ist. 

Hohes Haus ! Ich habe mir schon erlaubt, 
zu sagen, daß das Justizministerium über alle 
diese aktuellen Strafsachen laufend Berichte 
von den Staatsanwaltschaften erhält und 
daß die Staatsanwaltschaften nach dem 
Legalitätsprinzip vorgehen. Das Bundesmini­
sterium für Justiz überprüft das Vorgehen der 
Staatsanwälte und hat bisher keinen Grund 
gefunden, den österreichischen Staatsanwälten 
bei Behandlung dieser aktuellen Strafsachen 
irgendwie zu mißtrauen. Die Staatsanwälte 
kommen aus dem Richterstand. Sie sind 
ausgebildete Richter, sie sind ausgebildete 
Juristen. 

Der Herr Bundesminister a. D. und Abge­
ordnete Dr. Broda sagte, ich ließe den Unter­
suchungsrichter im Falle Müllner nicht urteilen . 
Sehr geehrtel' Herr Abgeordneter I Der Unter-
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suchungsl'ichter wird sdbstverständlich urteilen 
müssen, wenn die Staatsanwälte , die auf Grund 
des Legalitätsprinzips vorgehen, nach gewissen­
hafter Prüfung zu der Meinung kommen, daß 
Anträge in dieser Richtung gestellt werden 
sollen. 

�ch da�{ nochmals sagen, Hohes Haus, daß 
auf Grund der bisherigen Berichte kein Grund 
besteht, den Staatsanwälten zu mißtrauen. 
Insbesondere der Wiener Oberstaatsanwalt, 
der in der Sache Müllner ja auch zuständig 
ist, ist lange Zeit im Bundesministerium für 
Justiz tätig gewesen, und ich glaube, daß der 
Herr Bundesminister a. D. und Abgeordnete 
Dr. Broda mir zustimmen wird, wenn ich 
sage, daß er ein ausgezeichneter Jurist ist, 
an dessen gesetzmäßiger . Amtsführung wohl 
kein Zweifel walten kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Selbstverständlich werden dort Weisungen 
erteilt werden, wo auch nur der geringste 
Verdacht bestünde, daß die Staatsanwälte 
nicht dem Legalitätsprinzip gemäß vorgehen. 
Wo sie aber diesem Prinzip gemäß vorgehen, 
ist die Weisung überflüssig und sinnlos, weil 
eine Weisung nur das wiederholen könnte, 
was die Staatsanwälte ohnedies von sich aus 
tun. 

Gestatten Sie mir aber ' noch ein paar 
Bemerkungen zu dem, was der Herr Bundes­
minister a. D. Abgeordneter Dr. Broda - ich 
darf das Komp1iment zurückgeben - in 
außerordentlich scharfsinniger Weise hier dar­
gestellt hat : die These, daß ich ein Vertreter 
des "Richterstaates" wäre. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Der "Richterstaat" , das ist keine Diagnose, 
die ich gestellt habe, das ist eine Diagnose, 
die andere gestellt haben. (Abg. Dr. P i t t e r­
man n : Diagnose sagt man bei einer K rank­
heit ! - Abg. Dr. Withal m :  Ja, allgemein !) 
Dieses Wort "Richterstaat" stammt nicht 
von mir, es ist ein Wort, das in seiner Breiten­
wirkung offenbar einem Werk des derzeitigen 
Rektors der Salzburger Universität entstammt, 
einem Werk von Professor Mal'cic , der das 
Buch geschrieben hat : "Vom Gesetzesstaat 
zum Richterstaat" . 

Hohes Haus ! Gestatten Sie mir die Auf­
klärung : Ich bin in Österreich der erste ge­
wesen, der sich monatelang mit diesem Buch 
beschäftigt hat, der seinen Thesen entgegen­
getreten ist und der gemeint hat (lebhafter 
Beifall bei der (j V P) - und das bis zum 
heutigen Tag -, daß man den Gesetzesstaat 
mit allen Mitteln gegen den Richterstaat ver­
teidigen muß. 

Der Herr Bundesminister a.  D. Dr. Broda 
hat während seiner Amtsführung die Freund­
lichkeit gehabt, mich einzuladen, auf einer 

der Richter-Wochen einen Vortrag zu halten. 
Er hat mir die Ehre erwiesen, für diesen 
Vortrag einen Termin anzusetzen, der nach 
einem Vortrag gelegen war, den der berühmte 
österreichische Rechtsgelehrte Hans Kelsen 
gehalten hat. Der Herr Bundesminister a. D. 
Dr . Broda hatte sogar die Freundlichkeit, 
in diesem Hohen Haus etwas aus diesem 
meinem Vortrag zu zitieren. Ich habe mich 
auch in diesem Vortrag, der sich mit der 
Beseitigung von Widersprüchen in Ent­
scheidungen der Höchstgerichte beschäftigt 
hat, mit den richterstaatlichen Tendenzen 
auseinandergesetzt. Ich habe dort ebenso 
vor einer Überforderung - mit genau den­
selben Worten - der Gerichtsbarkeit gewarnt. 
Ich habe gewarnt davor, daß die Gerichtsbar­
keit in die Politik gezogen wird. Ich habe den 
Präsidenten des Deutschen Bundesverwal­
tungsgerichtes zitiert, den Professor }'ritz 
Werner, der folgendes gesagt hat : 

Kommt es zu keiner Renaissance der Gesetz­
gebung, ist der Weg in den Richterstaat unaus­
weichlich. Eine solche Entwicklung - und 
das ist auch meine Meinung, Hohes Haus -
wäre kein Fortschritt, sie wäre eine Notlösung. 
Das Richteramt ist ohnedies zu allen Zeiten 
ein Amt, das schwer auf den Schultern eines 
Menschen lastet, und die Gegenwart überlastet 
dieses Amt noch mehr, nicht zuletzt deshalb, 
weil sie es in den Bereich des Politischen 
zieht. Denn die Übernahme von gesetz­
geberischen Aufgaben auf dem Weg zum 
Richterstaat ist ein Politikum ersten Ranges. 
Der Richter ist zu einer zentralen Figur im 
politischen Spiel unserer Gegenwart geworden. 
Er wird in eine politische Rolle gedrängt. 
Er selbst sollte sich aber nicht dazu drängen. 

Das hat der Präsident des Bundesver­
waltungsgerichtes in Berlin gesagt, und 
ich habe mich immer wieder - auch zuletzt 
in Vorträgen, die der Herr Bundesminister a. D. 
Dr . Broda zitiert hat - auf diese Äußerung 
eines Gegners des Richterstaates berufen. 
(Abg. Dr. Hauser :  Jetzt klingt es �chon ein 
bisserl anders, Herr Dr. Broda ! - Abg. 
Dr. Withalm:  Zitieren kann man so und so, 
Herr Dr. Broda ! Falsche Zitate sind Halb­
wahrheiten ! - Abg. Dr. Bro da:  Wenn der 
Herr Justizminister gesagt hat, daß wir das 
gleiche meinen !) 

Hohes Haus ! Ich bitte um Entschuldigung, 
wenn ich Sie noch etwas aufhalte. Ich habe 
wieder holt den Artikel 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention zitiert, eine Be­
stimmung, die für Österreich verbindliche 
Völkerrechtsnorm und Verfassungsnorm ist. 
Dieser Artikel 6 der Europäischen Menschen­
rechtskonvention besagt nach der Recht­
sprechung des österreichischen Verfassungs-
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gerichtshofes, daß in jeder Rechtssache eines 
Einzelmenschen, und nicht nur in Straf­
sachen und Zivilsachen im engeren Sinne, 
ein unparteiisches, auf Gesetz beruhendes 
unabhängiges Gericht das letzte '''ort haben 
muß. Das ist geltendes Recht . Ich habe 
nicht gesagt , daß durch dieses geltende Recht 
die politische Kontrolle einfach beseitigt oder 
überflüssig ist. Ich habe , sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Dr. Broda, auch in diesem 
Vortrag, dessen Konzept ich Ihnen vorher 
gegeben habe, sehr genau formuliert, daß die 
politische Kontrolle durch jene Rechtskon­
trollen " üherlagert" ist, die seit der Ent­
stehung der politischen Kontrolle geltendes 
Recht geworden sind. Ich habe mich also 
immer nur auf die geltende Rechtslage bezogen 
und nicht ein großes umstürzlerisches Ver­
fassungskonzept entwickelt. Die politische 
Kontrolle ist nicht überflüssig, das ist auch 
mehle Meinung, sondern sie ist durch Rechts­
kontrollen überlagert" durch Reehtskontrollen, 
die sich aus zwei Komponenten zusammen­
sehen , einmal aus dem demokratischen Gesetz , 
das dieses Hohe Haus oder die anderen parIa­
menta!'ischen Körperschaften in unserem Lande 
zu erlassen haben, und zweitens aus der 
Gerichtsbarkeit , die den Dienst am Gesetz 
in voller Unterwerfung unter das Gesetz zu 
leisten hat. Diese Rechtskontrollen hat es 
einst nicht im heutigen Ausmaß gegeben. 
Dies€' Rechtskontrollen haben sich in Öster­
reich erst allmählich entwickelt , als es bereits 
politische Kontrollen im heutigen Sinn ge­
geben hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich darf noch etwas sagen, weil ich diese 
Rechtfertigung dem Hohen Hause schuldig 
bin. Das Gesetz ist die vornehmste Willens­
kundgebung dieses Hohen Hauses, und daher 
hab€' ich mich - auch dafür kann ich viele 
schriftliche, gedruckte Zeugnisse bieten -
stets für die Herrschaft des demokratischen 
und parlamentarischen Gesetzes eingesetzt. 
Ich darf sagen, daß diese meine Bemühungen 
nicht ganz vergeblich waren, denn der Ver­
fasi'lUngsgerichtshof hat meine Thesen vom 
Verfassungsprinzip der inhaltlichen Bestimmt­
heit des Gesetzes in seine Rechtsprechung 
übernommen, und das bedeutet eine weitere 
Stärkung des Parlamentarismus, der Demo­
kratie und zugleich des Rechtsstaates . 

Hohes Haus ! Ich bin - gestatten Sie 
mir zu sagen, daß ich glaube, hier mit allen 
Fra.uen und Herren Abgeordneten einer 
Meinung zu sein - dafür, daß im Rahmen 
unserer Rechtsordnung, im Rahmen unserer 
gesetzlichen Rechtsordnung ein unparteiischer, 
ein objektiver, an das Gesetz gebundener , 
unabhängiger Richter tätig wird - und das 
ist geltende Verfassungslage . 

Ich darf auch noch darauf aufmerksam 
machen, daß Dr. Karl Renner am 12.  März 1930 
hier im Hohen Haus in einer großen Rede 
über den Rechtsstaat , einer Rede , die in allen 
Teilen heute noch aktuell ist, folgendes gesagt 
hat : 

"Wir haben nun Gewicht darauf gelegt , 
daß der Verwaltungsgerichtshof in der 
gleichen Vollkommenheit , vielleicht noch mit 
höherer Macht ausgerüstet , weiterschaffe, und 
wir haben das alte Reichsgericht und den 
früher vorgesehenen Staatsgerichtshof zusam­
mengefaßt in der Form des Vel'fassungs­
gerichtshofes, in der Absicht , der jungen 
Republik vom ersten Tag an die Pflicht 
der Gesetzmäßigkeit einzuprägen , um uns 
allen das Erbe des Rechtsstaates zu sichern, 
um in den schweren Klassenkämpfen , in den 
schweren politischen und sozialen Kämpfen, 
in den schweren Weltanschauungskämpfen, 
die uns ja notwendig bevorstanden , niemals 
den einen festen Anker zu verlieren, den 
Anker eines wohlgeordneten, richterlich 
gesicherten öffentlichen Recht<>A. In diesem 
Sinne" - so immer noch Dr. Kar! Renner -
"wurden der Verfassungs- und der Verwal­
tungsgerichtshof gf'schaffen , und so geschaffen, 
daß mit der größten Schonung ihres Personen­
standes die alten InstituHonen übernommen 
und weitergebildet wurden ." 

Zu d('m bekenne auch ich mich : zur gelten­
den österreichischen RechtRordnung. Das ist 
"IDf-in" Verfassungskonzept , ein Verfassungs­
konzept, das heute schOll positives Recht ist. 
(Beifall bei der () V P.) 

Hohes Haus 1 Ich darf noch ganz kurz 
einige Worte über die Frage einer " reiBungs­
freiheit der Staatsanwälte sagen. Ich habe 
in der Öffentlichkeit niemals den Standpunkt 
vertreten, daß die 'Veisl111gsgebuudenheit der 
Staatsanwälte schlechthin abgebaut werden 
muß.Ich habe davongesprochen,daß eine Reform 
der umfassenden Weisungsgebundenheit der 
Staatsanwälte Platz greifen sollte. Meine 
Damen und Herren ! Das ist nichts Neues . 
Diese Fragen sind immer wieder vertreten 
worden, sie sind in Österreich und im Ausland 
vert,reten worden. Ich darf Sie dm'auf auf­
merksam machen, daß vor wenigen Tagen 
ein Buch erschienen ist : "Zur Reform der 
österreichischen Innenpolitik 1955 bis 1965", 
eine Dokumentation von Arbeit,en und Reform­
vorschlägen aus zehn tT ahren . Dort finden 
Sie von Universitätsprofessor Dr. Seiler - ich 
will Sie jetzt nicht mit genauen Zitaten 
langweilen --, dort finden Sie von Universitäts­
professor Dr. Walter Forderungen nach ein. 
schlägigen Reformen vorgetragen. 

Hohes Haus ! Noch etwas : Im Jahre 1 962 
hat in Rio de Janeil'o eine große internationale 

199 
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Konferenz von Vertretern aus 75 Staaten 
stattgefunden. Das wa-ren vorwiegend keine 
Theoretiker, sondern das waren Anwälte, Rich­
ter, Verwaltungsjtiristen, aber auch ein paar 
Theoretiker. Bei dieser Konferenz, die unter 
der Schirmherrschaft der InternatiOlla.len 
Juristenkommission stand, hat man soga" 
den Standpunkt vertreten, daß jene Ver­
waltungsbehörden, die üblicherweise gerichts­
ähnliche Entscheidungen fällen, unabhängig 
und unabsetzbar wie der Richter gestellt 
werden sollen. Das sind nicht meine Thesen, 
das ist internationales Denken . 

Ich habe hier im Hohen Haus auf Anfragen 
zum Weisungsproblem gesagt, daß das Justiz­
ministerium von den österreichischen Ver­
tretungen im Ausland Material über die 
Rechtslage in anderen Staaten angefordert hat, 
daß dieses Material geprüft und darüber disku­
tiert werden soll. · Das ist nichts anderes als 
das, was der Generalprokurator Dr. Pallin 
erst vor wenigen Tagen in einem Vortrag , der 
sich gegen die Weisungsfreiheit der Staats­
anwälte richtete, auch gesagt hat. Dieser 
sehr erfahrene Mann fand dort folgende 
Worte - er hat · mir sein Vortragskonzept 
geschickt - : 

Ich möchte eingangs betonen, daß ich es 
durchaus begrüße, daß der Herr Bundes­
minister für Justiz das Stichwort "Stellung 
der Staatsanwälte im Staat" gegeben und 
damit den Finger an eine Stelle gelegt hat, 
die auf dem Wege zum vollkommenen Rechts­
staat noch ausbaufähig wäre. Aber auch wenn 
hiedurch nicht mehr erreicht werden sollte, 
als das Vertrauen des Volkes in diese Justiz­
behörde und damit in die Justiz selbst zu stärken, 
so wäre damit viel getan. In diesem Sinn 
bedeutet daher die Initiative des Herrn 
Bundesministers für Justiz einen echten 
Fortschritt. 

Ich erwähne das deswegen, Hohes Haus, 
weil der Generalprokurator sonst ganz und gar 
gegen meine Auffassungen ist, aber trotzdem 
hat sogar er das gesagt. 

Und er hat noch etwas gesagt, was ich Ihnen 
nicht vorenthalten möchte. Nachdem er da�­
gelegt hat, daß man die Weisungsgebunden­
heit der Staatsanwälte aufrechterhalten muß, 
hat er gesagt : 

Trotzdem bin ich - und ich bitte, meine 
Damen und Herren, mir das nicht als eine In­
konsE quenz auszulegen -durchaus der Meinung, 
daß in unserem Staat einem Staatsanwalt 
kaum jemals unvertretbare 'Veisungen erteilt 
werden und daß ein Staatsanwalt, der gegen 
eine ihm unvertretbar erscheinende Weisung 
remonstriert oder sie gar, seinem Gewissen 
folgend, nicht vollziehen will, niemals des­
wegen von einer Disziplinarkommission 

schuldig erkannt ,vorden wird, er wurde nicht 
einmal vor eine solch� gestellt wETden. 

Dieses 'VOlt von der Unv31'bindlichkeit 
unvertretbarer 'Weisungen sagte der so er­
fahrene Generalprokurator , der an der Spitze 
��er staatsanwaltschaftlichen Organisation 
Osterreichs steht . (Abg . .  M ayr .'  Das war eine 
Abfuhr für Bmda !) 

. 

Hohes Haus ! Zu den Besetzungsvorschlägen 
für freie Richterdienstposten - und damit 
komme ich zum Ende -: Ich habe den 
Standpunkt vertreten, daß die Besetzungsvor­
schläge, die heute nach der geltenden öster­
reichischen Bundesverfassung richterliche 
Senate zu erstatten haben, mit bindender 
Wirkung ausgestattet werden sollen. 

Hohes Haus I Auch das ist keine revolutio­
näre Forderung von mir. Das ist eine Forde­
rung, die durch Jahrzehnte von den richter­
lichen Standesvertretungell vertreten worden 
ist und die zuletzt erst während der erwähnten 
Arbeitstagu.ng der Österreichischen Juristen­
kommission auf die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Broda hin vom Präsidenten 
der österreichischen Richtervereinigung erho­
ben "wurde, der dargelegt hat, daß es hier um 
eine uralte Forderung der österreichischen 
Richter geht - eine Forderung, die überdies 
schon einmal ve"rwirklicht war, nämlich z.wi­
sehen 1918 u.nd 1920, bis man diese Regelung 
im Jahre 1920 wieder fallengelassen hat. 
Auch hier kann ich mich auf eine Fülle von 
Material und Autoren berufen, die mit mir 
diese Meinung vertreten. 

Hohes HauB ! Ich bitte Sie, ZU entschul­
digen, daß ich hier noch so lange Stellung 
genommen habe. Worum es mir gegangen 
ist, war nur eines : DarzustellEin, daß hier nicht 
ein Justizminister steht, der revolutionäre 
Forderungen erhebt, der den Staat umstürzen 
will, sondern daß hier ein Justizminister steht, 
der sich der geltenden österreichischen Bun­
desverfassung voll und ganz verpflichtet fühlt. 
( Anhaltender Bei lall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. - Der Herr Spezialbericht­
erstatter verzichtet auf ein Schlußwort. 

Damit ist die Aussprache über die Bera­
tungsgruppe V b e e n d e t .  

Wir kommen zur A b s t i m m u n g  über diese 
Beratungsgruppe. Sie umfaßt Kapitel 30 : 
Justiz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Kapitel in der Fassung der Regierungsvorlage 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
A n g e n o m me n. 
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Beratungsgruppe XIII 
Kapitel 64 : Bauten und Technik 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner :  Wir ge­
langen nunmehr zur Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppe XIII. 

technischen Korrekturen die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilt. 

2. Die dem Ausschußbericht beigedruckten 
E nts c hl i e ß u n g e n  werden angenommen. 

Ich beantrage, in die Spezialdebatte ein­
zugehen. 

Diese umfaßt 
Technik. 

Kapitel 64 : Bauten und Die drei vom Ausschuß beantragten Ent-

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeord­
neter lng. Helbich. Ich bitte um den Bericht. 

Spezialberichterstatter lng. Helbich : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren 1 Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
dieses Kapitel des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1 967 in seiner Sitzung am 4. Novem­
ber 1966 der Vorberatung unterzogen. 

Für das mit Bundesgesetz über die Errich­
tung eines Bundesministeriums für Bauten und 
Technik und über die Neuordnung des Wir­
kungsbereiches eInIger Bundesministerien, 
BGBL Nr. 70/1966, errichtete Bundesministe­
rium für Bauten und Technik wird hiemit erst­
malig ein eigener Teilentwurf zum Bundes­
voranschlag vorgelegt. 

Es ist Tatsache, daß das Bundesministerium 
für Bauten und Technik seiner Bestimmung 
nach einen erheblichen Anteil am Gesamt­
voranschlag des Bundes hat. Dieser Anteil 
an der ordentlichen und außerordentlichen 
Gebarung betrug im Jahre 1966 7,81 Prozent, 
im Jahre 1 967 wird dieser Anteil auf 8,33 Pro­
zent steigen . 

Die bei Kapitel 64 : Bauten 
und Technik, veranschlag­
ten Ausgaben betrugen ins-
gesamt . . . . . . . . . . . . . . . . .  6.322,415 .000 S.  

Davon entfallen auf die or-
dentliche Gebarung . . . . . .  5.155,895.000 S 

und auf die außerordentliche 
Gebarung . . . . . . . . . . . . . .  . 

Der Personalaufwand ist mit 
und der Sachaufwand mit . . .  

veranschlagt. 
Gegenüber 1 966 ist ein Mehr-

1 . 1 66,520.000 S . 
704,285.000 S 

5.618,130.000 S 

erfordernis von . . . . . . . . . .  752,276.000 S 
zu verzeichnen. 
An der Debatte über das Kapitel Bauten 

'Und Technik beteiligten sich außer dem 
Spezial berichterstatter 17 Abgeordnete. Bun­
desminister Dr. Kotzina beantwortete die im 
Laufe der Debatte gestellten Fragen. 

Ich stelle somit den A n t r a g, der National­
rat wolle" beschließen : 

1 .  Dem Kapitel 64 : Bauten und Technik, 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1967 
(204: der Beilagen) wird unter Berücksichtigung 
der vorgeschlagenen Abänderungen beziehungs­
weise Druckfehlerberichtigungen und druck-

schließungen lauten : 
1. Der Nationalrat ersucht die Bundes­

regierung, durch ein Zusammenwirken der 
zuständigen Stellen für eine rasche und 
rückhaltlose Aufklärung der in der Öffent. 
lichkeit bekanntgtwordenen Vorfälle in der 
Bauwirtschaft SOJ"ge zu tragen. Dem Natio­
nah'at ist bis 31 .  Dezemb0r dieses Jahres 
ein eingehender Bericht über die Vorfälle 
in der Bauwirtschaft zu erstatten. Es ist 
dafür So : 'ge zu tragen, daß die überwälti­
gende Mehrheit korrekter Beamter und 
Unternehmer vor falschen Verdächtigungen 
geschützt, andererstits den AI beitern und 
Angestellten die Arbeitsplätze gesichert und 
Störungen in der für die Gesamtwirtschaft 
bedeutungsvollen Bauwirtschaft verhindert 
werden. 

H. Der Bundesminister für Bauten und 
Technik wird aufgefordert : 
1 .  Im Rahmen seines Wirkungsbereiches und 

seiner Kompetenzen Vorsorge zu treffen, 
daß die Untersuchungen so rasch wie 
möglich vorangetrieben werden, und "dem 
Nationalrat bis 3 1 .  Dezember dieses 
Jahres einen umfassenden Bericht über 
die Straßenbauaffäre vorzulegen. 

2. Im Rahmen seines "Wirkungsbereiches 
Maßnahmen zu treffen, die gewährleisten, 
daß bei Auftragsvergabe, Auftragsdurch­
führung und Bauabrechnung jene Kon­
trollen erfolgen, die eine Wiederholung 
derartiger Vorfälle ausschließen. 

3. Dem Nationalrat so rasch als möglich ein 
langfristiges Straßen bauprogramm unter 
Berücksichtigung der sich aus der Ver­
kehrslage ergebenden Schwerpunkte vor­
zulegen. 

In. Der Nationalrat ersucht die Bundes­
regierung, einen Bericht über Maßnahmen 
zur Koordinierungder Bauwirtschaft sowie zur 
Einführung rationellerer Arbeits- und Bau­
methoden, insbesondere unter Berücksichti­
gung der Vorschläge des Rechnungshofes und 
des Bauberichtes des Beirates für Wirt­
schafts- und Sozialfragen, ehebaldigst vorzu­
legen. 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : 'Vir gehen 

in die Debatte ein. Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Peter. Ich erteile es 
ihm. 
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Abgeordneter Peter (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich möchte vor­
erst der Genugtuung der freiheitlichen Abge­
ordneten Ausdruck verleihen, daß der Protest 
des Abgeordneten Zeillinger bei der Regie­
rungspartei auf fruchtbaren Boden gefallen 
ist und daß nunmehr die Debatte über das 
Kapitel Bauten und Technik durch das Fern­
sehen ausge�trahlt wird. 

Wir Freiheitlichen stehen allerdings heute 
unter demselben Eindruck wie gestern : daß 
wir uns beim falschen Begräbnis befinden. 
Gestern stand das Kapitel Handel und Inte­
gration zur Diskussion ; es stand der frühere 
und jetzige Handelsministel Vizekanzler Dok­
tor Bock dem Hohen Haus zur Verfügung. 
Hente di�kutieren wir über das Kapitel Bau­
ten und Technik in Anwesenheit jenes Mini­
sters, der für jene Mißstände nicht verantwort­
lich gemacht werden kann, die zur Zeit des 
Randelsministers Dr. Bock eingetreten sind, 
aher erst nach der Abgabe der Bautenkompe­
tenz zutage getreten sind. 

Es ist keinesfalls meine Aufgabe als Abge­
ordneter dieses Hohen Hauses, in ein schwe­
bendes Verfahren einzugreifen. Es ist auch 
nicht meine Absicht, als freiheitlicher Abge­
ordneter einen Eingriff in den Gang der 
Rechtsordnung vorzunehmen, genauso wie es 
auch nicht meine Absicht ist, hier persönliche 
Verdächtigungen zum Ausdruck zu bringen. 

Wir Freiheitlichen sind nur der Überzeu­
gung, daß auch keine Verniedlichungen des 
Bautenskandals stattfinden dürfen. Wir ver­
wahren uns daher dagegen, daß die Vertreter 
der Regierungspartei immer wieder von einem 
"sogenannten" Bautenskandal sprechen, ob­
wohl gestern bei zwölf weiteren Baufirmen 
Hausdurchsuchungen über richterlichen Auf­
trag vorgenommen werden mußten. Ich werde 
mich mit diesen zwölf neuen Fällen im Rah­
men dieser Diskussion ebenfalls nicht beschäf­
tigen. 

Hier im österreichischen Parlament steht 
aber unmißverständlich die Ministerverant­
wortlichkeit zur Debatte, jene Ministerverant­
wortlichkeit, die die Österreichische Volks­
partei anscheinend nicht sehr ernst zu nehmen 
gedenkt, sonst hätte sie dem Mißtrauensantrag, 
der in den letzten Wochen gegenüber dem 
Vizekanzler und Handelsminister zum Aus­
druck gebracht wurde, die Zustimmung ertei­
len müssen. 

Man kann heute nicht sagen, es sei einzig 
und allein Aufgabe ordentlicher Gerichte in 
diesem Staat, das Problem des Bautenskan­
dals zu klären. '  Unsere Aufgabe in diesem 
. Hohen Haus ist es, uns mit den politischen 
Konsequenzen des Bautenskandals eingehend 
auseinanderzusetzen. 

Immer wieder hat in den letzten Wochen 
der verantwortliche Ressortchef Dr. Bock zum 
Ausdruck gebracht, daß keine wie immer 
gearteten Anhaltspunkte für sein Eingreifen 
vorgelegen wären, obwohl bereits durch Spre­
cher der zwei Oppositionsfraktionen eindrucks­
voll unter Beweis gestellt wurde, daß Herr 
Dr. Bock von den Vorgängen in seinem Mini­
sterium Kenntnis haben mußte. 

Wir können uns auch nicht mit jener Fest­
stellung begnügen, die der seinerzeitige Staats­
sekretär Dr. Kotzina getroffen hat, als er bei 
Bekanntwerden des Strengbergskandals seinen 
Kopf für den des Ministers angeboten hat. 
Wir kennen nach der Verfassung, meine 
Damen und Herren, keine Staatssekretärver­
antwortung, sondern die Ministerverantwort­
lichkeit, und diese Ministerverantwortlichkeit 
steht hier zur Diskussion, wenn auch der ver­
antwortliche Minister selbst nicht anwesend ist. 

Es ist den Herren der Regierungspartei 
zweifelsohne auch bekannt, daß ja nicht erst 
in den letzten Wochen entsprechende Meldun­
gen in den österreichischen Zeitungen enthalten 
waren. Man braucht nur in den Zeitungs­
archiven zu blättern, dann kommt man darauf, 
daß bereits am 8. Februar dieses Jahres der 
freiheitliche Abgeordnete Tongel unmißver­
ständlich auf den Bauskandal verwiesen hat. 
Dr. Tongel war es, der hier im österreichischen 
Nationalrat Minister Dr. Bock an seine Ver­
antwortlichkeit erinnert hat, der von Dr. Bock 
gefordert hat, diesen skandalösen Zuständen 
nachzugehen und sie abzustellen. Leider Got­
tes ist der verantwortliche Ressortchef über 
diesen eindringlichen Appell eines Opposi­
tionsabgeordneten hinweggegangen. 

Am 3. März 1966 hat Abgeordneter Dr. Ton­
gel neuerlich in der Öffentlichkeit auf dieses 
Problem verwiel3en ; el' bezeichnete es als neuen 
Korruptionsskandal, daß einige hohe Beamte 
des Handelsministeriums einflußreiche Posi­
tionen im Ingenieur- und Architektenverein 
in Wien bekleiden. In dieser Funktion würden 
sich laut Tongel unzulässige Verflechtungen 
durch Erteilung genannter Gutachtenaufträge 
ergeben, die dieselben Beamten sich selbst in 
ihrer Eigenschaft als Funktionäre des Vereines 
erteilten. Das HandelsmiJ.listerium habe für 
solche Gutachten, vor allem im Straßen bau , 
mit zumeist einer oder zwei Schreibmaschinen­
seiten Umfang zwischen 20.000 S und 50.000 S 
bezahlt. Als Präsident des Ingenieur- und 
Architektenvereins fungierte Sektionschef Alois 
Seidl, im Vorstand sind Untergebene Seidis 
vertreten. 

Damit ist die österreichische Öffentlichkeit, 
damit ist der verantwortliche Ressortminister 
bereits am 3. März 1966 konfrontiert worden, 
ohne daß für den Minister Dr. Bock ein Anlaß 
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Peter 

gegeben gewesen wäre, einzugreifen. Noch in den 
letzten Wochen erklärte Minister Dr. Bock, 
nunmehr bereits in seiner Eigenschaft als 
Vizekanzler dieser ÖVP-Alleinregiernng, daß 
keine wie immer gearteten Hin weise sein 
Eingreifen notwendig gemacht hätten. 

Ich muß daher namens der freiheitlichen 
Fraktion neuerlich die FordeI ung wiederholen, 
die wir der Regierungspartei bereits überant. 
wortet haben : Entweder hat Dr. Bock von 
den Vorgängen tatsächlich nichts gemerkt, 
dann hat er die Konsequenzen in Form sewes 
Rücktrittes zu ziehen, oder Herr Dr. Bock 
hat Kenntnis von den hintergründigen Vor­
gängen in seinem Ressort gehabt, dann 
besteht ebenfalls die Notwendigkeit, daß er 
die Konsequenzen aus diesem Verhalten zieht. 
Einer solch schwerwiegenden Tatsache kann 
meines Erachtens die derzeitige Regierungs­
partei nicht dadurch aus dem Weg gehen, 
daß sie mit Hilfe ihre!" von 85 Mandaten 
getragenen absoluten Mehrheit das Mißtrauens­
votum gegenüber dem Handelsminister 
niederstinnnt. 

ÖVP-Alleinregiernng nicht, wenn wir ihr in 
dieser Frage mit großem Mißtrauen begegnen . 

Die Ministerverantwortlichkeit steht außer 
Diskussion, und sie gilt auch für den Handels­
minister Dr. Bock. Es wurde auch in der 
Presse zum Ausdruck gebracht, daß das Kopf­
angebot des früheren Staatssekretärs und 
jetzigen Bautenministers Dr. Kotzina nicht 
zielführend sei. Der Sache ist nicht damit gedient, 
daß sich der Staatssekretär vor seinen Minister 
stellt, wo die Kompetenzen durch die Verfas­
sung unmißverständlich geregelt sind. Wir 
verdächtigen keine Persönlichkeit, wir ver­
dächtigen keinen Beamten, wir verdächtigen 
keinen Inhaber einer Baufirma ; wir erwarten 
aber von seiten der derzeitigen Alleinregiernng, 
daß sie im Falle Bock endlich die Konsequen­
zen zieht und den Handelsminister zum unver­
züglichen Rücktritt veranlaßt. (Beifall bei 
der FPO.) 

Oder glaubt die Österreichische Volkspartei, 
daß es ihrem Ansehen und dem Ansehen der 
Demokratie dient, wenn dieser Rücktritt 
Dr. Bocks zu einem späteren Zeitpunkt unter 

Wir Freiheitlichen bedauern außerordent- dem Zwang der Verhältnisse erfolgen muß 1 
lieh, daß bereits in jenem Augenblick, da das Ich glaube, die Regierungspartei würde sich 
jetzige Ministerium für Bauten und Technik selbst und dem Ansehen der Demokratie 
aus der Taufe gehoben wurde, an seiner Wiege einen Dienst erweisen, wenn sie endlich hier 
schwerwiegende Mahnrufe von seiten der nach dem Rechten sehen würde. 
östeueichischen Presse erhoben worden sind, 

Darüber hinaus wird von verschiedenen ohne daß die österreichische Bundesregiernng 
Institutionen, den Baufirmen und anderen dem Rechnung getragen hätte. Am 3. Juni 
fachlichen Kreisen der öffentlichen Hand im 1966, also unm ittelbar bevor die Kompetenzen 
Zusammenhang mit de� Vergabewesen mehr neu geregelt worden sind, schrieb die "Presse" : 
als ein schwerer Vorwurf gemacht. Einer dieser "Meldungen der letzten Tage über gewisse 
Vorwürfe besteht darin, daß der Einsatz großer Vorkommnisse im Straßenbauwesen wecken 
Mittel mehr oder weniger nach dem Gefühl mit etwas bitterem Beigeschmack die Erinne-
erfolgt. Das ist keine böswillige Behauptung rung an ein Wort von einst : der Balkan 
der freiheitlichen Abgeordneten. Ich entnehme beginne am Wiener Donaukanal." 
diese Feststellung den "Berichten und Infor-

Aber auch das war der ÖVP- Alleinregierung mationen" vom 30. September 1966. Darin 
kein Anlaß, einzugreifen. Der Herr Bundes- heißt es : "Eigentlich ist es unfaßbar, wie beim 
kanzler darf sich daher nicht wundern, wenn Bundesstraßenbau bisher vorgegangen wurde : 
wir seiner jüngsten Erklärung mit Mißtrauen Riesenbeträge - wie 1966 3,5 Milliarden 
gegenüberstehen und wenn wir zum Ausdruck Schilling - wurden praktisch nach dem Gefühl 
bringen, daß wir seiner Feststellung, daß man eingesetzt. "  Das ist ein schwerer Vorwurf, zu 
diesmal den Kleinen genauso behandeln dem meines Erachtens der Ressortchef Stel­
würde wie den Großen und umgekehrt, bis lung nehmen müßte. 
zur Stunde noch keinen Glauben schenken. 

M . ht h '  d' F hkr · on Die Kleineren haben die Konsequenzen bereits I an sprlC au? m Iesen ac �lsen v. 
f . h h ., I h b ' d Üb ErmessensentscheIdungen und von emem em-au SIe ne lnen mussen. c . In er e1'- .. h . h d h . I . D d H d ß h geburgerten Gewohn eltsrec t, as se r Vle z�ugung, meme amen un er�en, � aue I i Schaden angerichtet hat. dIe Inhaber von Baufirmen und Ihre leItenden 

Angestellten, nach denen der Arm des Gesetzes Die "Berichte und Informationen" fahren 
gegriffen hat, zu den Kleineren gehören, fort : "Es gibt wohl einen Verteilungsschlüssel 
genauso wie jene Beamte zu den Kleineren der Mittel auf die einzelnen Bundesländer, 
gehören, die gegen das Gesetz verstoßen der nach einem ziemlich komplizierten System 
haben. Was hier geschehen ist, vollzog sich in errechnet und von einzelnen Gewohnheits­
einer jahrelangen Praxis, ohne daß der ver- rechten sowie zahlreichen EfmessensentFlChei­
antwortliehe Ressortchef auch nur die geringste dun gen überlagert ist, aber das ist kein Stra­
Ahnung davon hatte. Darum wundere sich die J ßenkonzept."  
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Darüber hinaus spricht dieser Artikel von 
einem Straßenbaukonzept für einen Bereich 
von 15 Jahren, das als ausgesprochen verfehlt 
bezeichnet wurde, wenn zum Ausdruck ge­
bracht wird : "Es gibt auch einen in den Jahren 
1956/57 gestarteten 15-Jahres-Plan, der wegen 
unrealistischer Annahmen nie eingehalten wer­
den konnte und niemals auf den neuesten 
Stand gebracht wurde." Ebenso wird dem 
Ministerium und der Regierung der Vorwurf 
gemacht, daß das Autobahn-Ausbauprogramm 
bereits überholt wäre und nicht mehr den 
jüngsten Gegebenheiten entsprechen würde : 
"Es gibt ein Ausbauprogramm für die BundeB­
autobahn und dazu einen Leitplan, der die 
Rangordnung des Ausbaues festlegen sollte, 
aber er ist schon wieder überholt." 

Herr Bundesminister ! So ließe sich jetzt 
Beispiel an Beispiel reihen, um vor Augen zu 
führen, daß von seiten der öffentlichen Hand 
in den abgelaufenen Jahren außerordentlich 
viel versäumt wurde. 

Auch an Einzelbeispielen, im besonderen an 
Hand des Brückenbaues, wird hier aufgezeigt, 
daß die Mittel des Steuerzahlers nicht immer 
zweckmäßig eingesetzt worden sind. Es heißt 
hier : "Zum Beispiel der Bau der sicherlich 
notwendigen Donaubrücke Grein. Es läßt 
sich mühelos nachweisen, daß eine Donau­
brücke Melk wesentlich wichtiger gewesen 
wäre. Und es sind keinerlei Untersuchungen 
darüber angestellt worden, welche unter den 
übrigen geforderten Donaubrücken (zum Bei­
spiel Krems, Klosterneuburg, Orth, Hain­
burg) notwendiger gewesen wäre beziehungs­
weise welche Rangordnung bei der Realisierung 
dieser Vorhaben volkswirtschaftlich am zweck­
mäßigsten wäre." 

Ich bedaure es auch außerordentlich, daß 
zu diesen Vorwürfen in den letzten Wochen und 
Monaten von seiten des verantwortlichen 
Ministeriums nicht Stellung genommen worden 
ist. 

In den letzten Jahren wurde zum Beispiel 
in der Steiermark eine sehr großräumig ange­
legte Umfahrung von Leoben gebaut. Aber 
in dem AugenbliCK, als diese so dringend not­
wendige Umfahrung Leobens fertig war, stellte 
sich heraus, daß die Kriechspuren vergessen 
wurden oder mit Absicht nicht gebaut worden 
sind. Straßenbaufachleute erklärten, daß man 
sich eines groben Mangels schuldig gemacht 
habe, weil diese neue Straße in dem Augen­
blick, da sie dem Verkehr übergeben wurde, 
schon nicht mehr den Erfordernissen ent­
sprach. Ebenso wird in diesem Zusammenhang 
auch auf die Westeinfahrt von Villach ver­
wiesen, die sehr kostenaufwendig gebaut wurde, 
aber im Hinblick auf die weitere Verkehrsent-

wicklung auch den Erfordernissen nicht Rech­
nung getragen hat. 

Meines Erachtens hat sich das verantwort­
liche Ressort mit dieser Problematik in den 
abgelaufenen Jahren zuwenig auseinander­
gesetzt, genauso wie es diese und vorangegan­
gene Bundesregierungen nicht verstanden ha­
ben, die notwendigen Mittel für den Straßen­
bau bereitzustellen. 

Die Österreichische Gesellschaft für Straßen­
wesen hat Ihnen, sehr geehrter Herr Minister 
Dr. Kotzina, ja auch am 1 1 .  Oktober dieses 
Jahres ein sehr besorgniserregendes Tele­
gramm übermittelt, in dem zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß die Mittel für den Straßen­
bau hinten und vorne zu kurz sind. 

Ihre Antwort erfolgte ebenfalls telegraphisch, 
und es wurde in ihr unter anderem ausgeführt : 
"Wie Sie wissen, ist eine ausreichende Finan­
zierung des Straßenbaues eine meiner bren­
nendsten Sorgen. Leider war es nicht möglich, 
eine den Bedürfnissen des Straßenbaues opti. 
mal gerecht werdende Lösung bei den dies­
jährigen Budgetbesprechungen durchzusetzen. 
Ich werde mich" - so sagt deI' Herr Minister -
"daher veranlaßt sehen, schon in nächster 
Zeit den Ministerra t und in weiterer Folge die 
Öffentlichkeit mit den Problemen der Straßen­
baufinanzierung zu befassen." 

Wenn Sie, Herr Minister, sich mit der Stra­
ßenbaufinanzierung befassen, dann sind die 
Steuerzahler, dann sind aber auch wir Abge. 
ordneten immer sehr besorgt, weil die verfüg. 
baren Budgetmittel allzu knapp bemessen sind. 
\Veil hier große Sünden in der Vergangenheit 
begangen wurden, müßten Wege beschritten 
werden, die wiederum auf den Verkehrsteil­
nehmer und darüber hinaus auf den Staats­
bürger über Gebühr abgewälzt werden sollen. 
Wir wissen ja, daß durch Mineralölsteuern, 
Benzinpreiserhöhungen, Mautzuschläge und 
durch andere Belastungen der Verkehrsteil­
nehmer Wege beschritten werden sollen, die 
manches Für, aber ebensoviel Wider in sich 
einschließen und in der Öffentlichkeit sicher 
nicht unwidersprochen geblieben sind. 

Herr Minister ! Ich wäre Ihnen auch dank­
bar, wenn Sie die Frage prüften, ob man im 
österreichischen Straßenbau nicht endlich etwas 
weniger aufwendig zu Werke gehen könnte, als 
das in der Vergangenheit der Fall war. 

Ich möchte Sie, Herr Minister, auch noch 
darum bitten, in Zukunft mit Prognosen über 
die Inbetriebnahme von Autobahnteilstücken 
und anderen Straßenstücken etwas vorsichtiger 
zu sein, als es in der Vergangenheit der Fan war. 

Über das Autobalmteilstück Preßbaum-Au­
hof sagte man der Öffentlichkeit, daß es im 
Herbst 1965 dem Verkehr übergeben würde. 
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Dei' Herbst 1965 ist verstrichen, ohne daß dieses 
Autobahnteilstück in Betrieb genommen wor­
den wäre. Die nächste Aussendung stellte fest, 
daß mit der Hauptreisezeit 1966 die Autobahn­
einfahrt von Preßbaum nach Auhof in Wien 
verkehrsreif wäre. Der Herbst 1966 geht zu 
Ende, und wir wären sehr daran interessiert, 
von Ihnen zu erfahren, ob Sie uns diese Eröff­
nung noch als Weihnachtsgeschenk überant­
worten können, weil gerade in der \Vinterszeit 
das Erreichen der Stadt mit dem Auto etwas 
mit Schwiel'igkeitell verbunden ist. 

Ähnlich ist es mit der Prognose hinsichtlich 
des Strengbergteilstückes und der Umfahrung 
von Amstetten. Auch diese Umfahrung sollte 
nach Ihren Mitteilungen bereits der Öffentlich­
keit übergeben worden sein. Aber auch hier 
werden die Bauarbeiten im Augenblick noch 
fortgesetzt. 

Herr Minister ! Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie zu diesen Problemen klare Fest­
stellungen treffen und die Termine so an­
setzen würden, daß sie nunmehr auch einge­
halten werden können, 

eine harte Frage", führt die Redaktion der 
"Kleinen Zeitung" aus : "Wer wird für die 
astronomisch überhöhten Kosten verantwort­
lich gemacht werden, die durch die unglückliche 
Wahl dieser Variante entstanden sind � Wird 
die Riesensumme wieder einmal lächelnd auf 
den Rücken des Steuerzahlers abgewälzt 1 
Dafür hätten wir nicht das geringste Ver­
ständnis, Und fordern : an den Pranger mit 
dem (oder den) Schuldigen für diesen West­
einfahrt-Skandal ! " 

Ich darf also bitten, Herr Minister, dazu 
Stellung zu nehmen, 

Es wird dann weiterhin der öffentlichen 
Hand der Vorwurf gemacht., daß sie sich ver­
schiedener Unkorrektheiten im Vergabewesen 
schuldig gemacht hätte, Dazu führt die 
"Presse" in den letzten Tagen aus : 

"Daß es bei der Vergabe der Aufträge nicht 
immer korrekt zugeht, wußten die Fachleute 
schon seit langem. Daß die öffentliche Hand 
versagt hat, ist ebenso augenscheinlich wie die 
Unzulänglichkeit des Beamtenapparats, " 

Wie aber werden nunmehr diese Unzuläng-Ein Problem, das bereits in Ihre Amtszeit lichkeiten abgestellt ? Dafür müßte so rasch fällt, möchte ich noch zur Diskussion stellen. wie möglich ein Konzept gefunden werden, Ich gebe nicht meine Meinung wieder, sondern Ein schwerer Vorwurf wird in der Öffentlich-zitiere die "Kleine Zeitung" vom 23. Juni 1966. 
Z d' Z 't kt d' K t keit auch der Kammerorganisation gemacht, � lesem el pun war , le ompe enz- und hier bitte ich im besonderen um die Auf-teIlung schon erfolgt und dIe Verantwortung k k 't d H Ab d- t M S81'l f S· . .  D "  mer sam el es errn geor ne en u "  au Ie ubergegangen. arm heIßt es : I h 't' d '  P "  29 Oktober ' .

, 
C Z1 1ere Ie " resse vom , "DIe Samerungsarbelten an den großen 900m I dieses Jahres ' langen Rutschstellen der Westautobahll zwi- W' hl Ö

' 
t . h ' ht f d Ba.lkan schen Preß baum und dem Knoten Wiell-Auhof . " IeW� S errelC �l1C au em 

d d " h t b ' beat, so gIbt es dennoch m der ganzen Branche wer en emnac s eglnnen, k ? " k "ft' St t' t'k .. b . . ' "  
. eIne emzlge aussage ra Ige a 1S I U er SoweIt der offiZIelle BerIcht , dem dIe Kosten Preise Löhne und Produktivität. Die �edaktion . einiges hinz�zufügen hat : "Zu ,erst Schuld

' 
daran �rd von den großen Baufirmen el,nmal : NIemand hat dl� Mel�ung d�mentIert, unter anderem der unglücklichen Konstruktion d�e vor kurzem durch dIe Bl�tter gmg: Und der Vertretung der Bauwirtschaft in den dIese Meldung behauptete schlIcht und emfach : Handelskammern zugeschrieben, Die Bau-

Es seien seinerzeit, beim Bau der weiland wirtschaft fungiert dort als Innung mit mehr 
Deutschen Reichsautobahn, für die West- als 4000 Einzelfirmen, Aber nur 36 Firmen 
einfahrt umfangreiche geologische Bodenunter- leisten 40 Prozent der Bauproduktion. Diese 
Buchungen angestellt worden (die somit keines- Unternehmen haben zweifellos industriellen 
wegs ,erst jetzt vorliegen', wie man uns weis- Zuschnitt, aber keinen Fachverband der Bau­
machen will) . Und auf Grund dieser Unter- industrie. Welche Bedeutung man zentralen 
Buchungen wurden verschiedene Varianten Agenden der Bauwirtschaft in der Kammer­
entwickelt. Eine davon sei besonders un- organisation unter der Marke ,Innung' zuer­
durchführbar gewesen. Und diese ist nunmehr" kannt hat, geht daraus hervor, daß die Innungs­
- vom Ministerium - "gewählt worden ! sekretäre auf Landesebene bis vor einem Jahr 

Wie gesagt" - führt die Redaktion weiter so nebenbei auch noch die Agenden der Zucker-
aus "Niemand hat das dementiert, bäcker zu führen hatten." 
weshalb wir annehmen müssen, daß es der Bauwirtschaft, Baugewerbe und Zucker. 
Wahrheit entspricht, bäcker in einer Hand ist , . .  (Abg. Dr. M u,8si l :  
. Daß es ,wegen des sehr schwierigen Geländes Was haben Sie gegen die Z1.tckerbäcker ?) Gegen 

nicht leicht' sein würde, just hier und just so die Zuckerbäcker gar nichts, weil der Herr 
die Einfahrt West nach Wien zu bauen, war Abgeordnete Kulhanek ein ausgesprochen 
demnach seit Jahr und Tag ein offenes Ge- sympathischer Kollege ist, Ich habe nur gegen 
heimnis. Bei dieser Gelegenheit stellen wir i jene Zuckerbäcker etwas, die ein Fachwissen 
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auf dem Gebiet des Baugewerbes an den Tag 
legen müßten und dieses Fachwissen bi eher 
nicht besitzen. Aber vielleicht wird mir der 
frühere Kammeramtsdirektor der Handels­
kammer von Oberösterreich und jetzige Bau­
tenminister Kotzina auch darauf Antwort 
geben können. 

Es wird dann weiter der Vorwurf erhoben, 
daß auf dem Gebiet des Baugewerbes und der 
Bauwirtschaft keine gründliche Marktüber­
sicht vorhanden sei. Ein weiterer Vorwurf, der 
sehr schwerwiegend ist, besteht darin, daß die 
öffentliche Hand hinsichtlich der Leistung von 
Teilzahlungen sehr säumig sei und daß die 
Baufirmen durch diese schlechte Zahlungs­
moral des Staates in den abgelaufenen Jahren 
vor unerhörte Schwierigkeiten gestellt worden 
seien. 

Es sei auch nicht möglich gewesen, für den 
Straßenbau eine langfristige Planung vorzu­
nehmen, wird weiter durch die "Presse" 
vorgeworfen, sodaß es hier zu Ballungen und 
Leerläufen im Bereich des Baugewerbes ge­
kommen sei. Darüber hinaus spricht man 
davon, daß diese unzureichende Vorbereitung 
auch eine mangelhafte Planung im Gefolge 
hatte, und führt an, daß vor allem in west­
europäischen Staaten und darüber hinaus 
auch in den Vereinigten Staaten von Nord­
amerika auf dem Gebiet des Straßenbaues 
eine besonders langfristige Planung als uner­
läßliche Voraussetzung für einen rationali!'!ier­
ten Einsatz der Mittel angesehen wird. 

Wie man die Misere der Nachtragsangebote 
a.us der Welt schafft, werden Sie, Herr Minister, 
diesem Hohen Hause wahrscheinlich ebenfalls 
sagen. Wie man zur Mehrjahresplanung im 
Bauwesen kommt, ist eine weitere Frage, der 
wir in diesem Hohen Hause nicht aus dem 
Weg gehen sollten. 

Herr Bundeskanzler leider Gottes nicht gesagt : 
Welche Konsequenzen auf der Regierungsbank 
gezogen werden, um von oben her, von seiten 
der Vollziehung, alle Vorkehrungen zu treffen, 
damit sich derartig skandalöse Zustände nicht 
wiederholen. 

In diesem Lichte seien auch die Ausführungen 
des Abgeordrieten Dr. Broda und des Justiz­
ministers Dr. Klecatsky verstanden, wenn hier 
angeklungen ist, daß die Kontrolle der Voll­
ziehung durch das frei gewählte Parlament 
niemals in Frage gestellt werden darf. Aufgabe 
der Regierung ist es, sich diesen Ermahnungen 
des kontrollierenden Parlaments auch dann 
nicht zu entziehen, wenn diese Regierung 
kraft der 85 Mandate in der Lage ist, die 
Oppositionsfraktionen dieses Hohen Hauses 
niederzustimmen. Gerade bei der Behandlung 
des Bautenskandals dürfen wir aus guten 
Gründen von der Regierung mehr Verständnis 
erwarten, als sie in den letzten W oehen an 
den Tag gelegt hat. 

Ich fasse zusammen : Es ist nicht die Auf­
gabe der freiheitlichen Abgeordneten, in 
schwebende Verfahren einzugreifen. Es ist 
auch nicht die. Absicht der freiheitlichen 
Abgeordneten , irgendeinen politischen Gegner 
oder einen von diesen Unzulänglichkeiten 
betroffenen Mitbürger hier zu diffamieren und 
an den Pranger zu stellen. Es ist aber sehr 
wohl die Pflicht der freiheitlichen Abgeord­
neten, der Vollziehung, der Exekutive, in 
Erinnerung zu rufen, daß dieser Bauten­
skandal nur möglich war, weil jahrelang auf 
der Regierungsbank nicht nur manches, sondern 
vieles nicht in Ordnung war. Sache der 
ÖVP-Alleinregierung ist eq, daraus die Konse­
quenzen zu ziehen und den Rücktritt des 
Handelsministers und Vizekanzlers Dr. Bock 
zu veranlassen. Solange das nicht der Fall 
ist, sehen wir uns außerstande, einem Kapitel 
wie dem in Diskussion stehenden die Zu­
stimmung zu erteilen. (Beifall bei der F pO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Da 
sich die bereits gemeldeten Proredner wieder 
streichen ließen, erteile ich dem nächsten 
Kontraredner, Herrn Abgeordneten Weikhart, 
das Wort. 

Ich glaube, Herr Minister, daß Sie sich in 
einem geirrt · haben, nämlich mit Ihrer Fest­
stellung, die Sie bei der Eröffnung der Dorn­
birner Messe getroffen haben. Damals stellten 
Sie fest, daß die erste Phase der Arbeit des 
Kabinetts Klaus II ohne Krise überstanden 
worden sei. Lassen wir diese Aussage für die 
ersten 100 Tage des Kabinetts Klaus II 
gelten ; die Phase der 300 Tage sieht die 
Osterreichische Volkspartei in einer schweren Abgeordneter Weikhart (SPÖ) : Herr 
Krise, die vielleicht deswegen schwerwiegender Präsident ! Hohes Haus ! Die sozialistischen 
ist, als sie sein müßte, weil die Worte und eHe Abgeordneten haben am 4. November im 
Taten der Österreichischen Volkspartei im Finanz- und Budgetausschuß und am 23. No­
Zusammenhang mit dem Bautenskandal nicht vember im Hohen Haus zur Erklärung des 
in Einklang stehen. Es kam bei dem Bericht Herrn Bundeskanzlers in der Angelegenheit 
des Herrn Bundeskanzlers nicht so sehr darauf des österreichischen Straßenbauskandals klar 
an, daß er uns sagte, wieviel Baufirmen und und unmißverständlich Stellung genommen. 
Beamte in Voruntersuchung gezogen worden Im Finanz- und Budgetausschuß haben wir 
seien. Darüber zu diskutieren ist nicht so sehr I einen Entschließungsantrag eingebracht, der 
Aufgabe des Parlaments. Eines hat uns der ! die einstimmige Zustimmung fand. In drei 
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Punkten zusammengefaßt, lautet dieser Ent­
schließungsantrag : 

"Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Bundesminister für Bauten und 

Technik wird aufgefordert : 
1 .  Im Rahmen seines 'Wirkungsbereiches 

und seiner Kompetenzen Vorsorge zu treffen, 
daß die Untersuchungen so rasch wie möglich 
vorangetrieben werden, und dem Nationalrat 
bis 31.  Dezember dieses Jahres einen um­
fassenden Bericht über d ie Straßenbauaffäre 
vorzulegen. 

2. Im Rahmen seines Wirkungsbereiches 
Maßnahmen zu treffen, die gewährleisten, 
daß bei Auftragsvergabe, Auftragsdurch­
führung und Bauabrechnung jene Kontrollen 
erfolgen, die eine Wiederholung derartiger 
Vorfälle ausschließen. 

3. Dem Nationalrat so rasch als möglich 
ein langfristiges Straßenbauprogramm unter 
Berücksichtigung der sich aus der Verkehrs­
lage ergebenden Schwerpunkte vorzulegen." 

Wir werden daher den Bericht des Herrn 
Bundesministers für Bauten und Technik 
abwarten und zum gegebenen Zeitpunkt - dar­
auf kann sich das Hohe Haus verlassen -
neuerlich auf diesen Skandal, den ich wahrhaft 
als eine Schande für Österreich bezeichnen 
möchte, zurückkommen. Nur aus diesem 
Grunde enthalten wir uns bei der heutigen 
Budgetdebatte zu diesem Kapitel einer dies­
bezüglichen Stellungnahme. 

Wir wollen aber nicht verschweigen, daß 
wir mißtrauisch sind. In der Öffentlichkeit 
kursieren vielerlei Gerüchte, die uns zwingen, 
gerade in dieser Sache sehr aufmerksam zu 
sein. Deswegen deponieren wir neuerlich 
unsere Forderung, daß so rasch und so rigoros 
wie nur möglich ohne Ansehen von Rang und 
Person und auf poJitische Parteizugehörigkeit 
durchgegriffen werden muß. Das gilt sowohl 
für den Geber wie auch für den Nehmer. 

Technik für die öffentliche Förderung des 
Wohnungsbaues allein zuständig. Bis zu 
diesem Zeitpunkt war für den Wohnhauswieder­
aufbau das Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau und für den V olkswohnungs­
bau, den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zuständig. Die seinerzeitige Trennung hatte 
auch einen gewissen Sinn. Für den Wieder­
aufbau der durch Kriegshandlungen zerstörten 
und beschädigten Wohnhäuser sollte das 
Bundesministerium für Handel und Wieder­
aufbau durch den Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds und für den allgemeinen V olkswohnungs­
bau das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung durch den ältesten Wohnbaufonds in 
Österreich , den Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds, zuständig sein. 

Niemand dachte damals, als nach monate­
langen Auseinandersetzungen das W ohnhaus­
Wiederaufbaugesetz im Hohen Hause be­
schlossen wurde, daß der sogenannte Wieder­
aufbau nach mehr als 18 Jahren auch heute 
noch nicht erledigt sein würde, sodaß bei diesem 
Fonds noch immer Antragsrückstände vor­
handen sind, die eine Darlehenssumme von 
12 bis 13 Milliarden Schilling notwendig 
machen. 

Diese beiden Fonds weisen, wie bereits 
erwähnt, für die Zeit nach dem zweiten Welt­
krieg ohne Zweifel beachtliche Leistungen auf. 
Der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds hat seit 
seiner Gründung im Jahre 1948 bis zum Früh­
jahr dieses Jahres Darlehensbeträge in der 
runden Summe von 17  Milliarden Schilling 
bewilligt beziehungsweise ausgezahlt. Mit 
dieser Summe wurden über 1 1 7  .000 Wohnungen 
neu gebaut und über 75.000 Wohnungen im 
Bestand gesichert. Der Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds hat im gleichen Zeitraum 
Darlehen in der Höhe von 8,3 Milliarden 
Schilling bewilligt ; damit konnte der Bau 
von rund 138.000 Wohnungen gefördert werden. 

Ordnungshalber möchte ich vorwegnehmen, Nach einer Mitteilung des Österreichischen 
wa.s wir Sozialisten sowohl bei der ersten Instituts für Wirtschaftsforschung sind seit 
Lesung im Hause über dieses Budget als auch 1945 in Österreich insgesamt etwa 775 .000 Woh­
bei den einzelnen Kapiteln im Finanzausschuß nungen gebaut worden, das ist rund ein Drittel 
erklärt haben : 'Vir haben zu dieser ÖVP- der bestehenden Wohnungen. Trotzdem haben 
Regierung kein Vertrauen und werden deshalb wir in Österreich einen außerordentlichen Not­
auch gegen dieses Kapitel stimmen. stand. Trotz aller bisher erbrachten Leistun-

Ich wende mich nun der Problematik des gen errechnen die Fachexperten, daß Österreich 

Wohnungsbaues und dessen öffentlicher Förde- noch einen Bedarf von mindestens 500.000 
rung zu, wobei ich besonders auf den Bundes- Wohnungen besitzt, um den teils quantitativen, 
Wohn- und Siedlungsfonds Bedacht nehme. aber vor allem um den ent'3etzHchen qualita­
Nach dem Bundesgesetz vom 25. Mai dieses tiven Not.stand beseitigen zu können. 
Jahres, BGBL Nr. 70, über die Errichtung Hohes Haus ! Es kann nicht oft genug 
eines Bundesministeriums für Bauten und gesagt werden : Unser Wohnungsbestand in 
Technik und über die Neuordnung des Wir- Österreich ist zu alt, zu klein und zu schlecht. 
kungsbereiches einiger Bundesministerien ist 1 In den letzten 15 Jahren wurden etwa 45 Mil­
nun das Bundesministerium für Bauten und · Harden Schilling an öffentlichen Mitteln dem 
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Wohnungsbau zugeführt. Damit wurden rund zinse pro Quadratmeter Wohnfläche von 8 bis 
650.000 Wohnungen errichtet, deren Kosten j 15 S vor. 
man mit rund 92 Milliarden Schilling schätzt. Bei dieser Gelegenheit möchte ich nur auf 

Aus diesen Zahlen ist klar zu ersehen, daß die Regierungserklärung des heurigen Jahres 
der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und der durch den Herrn Bundeskanzler verweisen, 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, gemessen der gerade in dieser Beziehung vermerkte : 
an den jährlich ausgezahlten Darlehen, die 
wichtigsten Verteiler öffentlicher Wohnbau­
mittel darstellen. Von den ausgezahlten Dar­
lehen sind im Durchschnitt in den Jahren 1956 
bis 1960 40 Prozent und von 1961 bis 1965 
35 Prozent über diese bei den Fonds an den 
privaten Sektor weitergeleitet worden. 

" Dafür zu sorgen, daß unseren jungen 
Familien eine ausreichende Zahl von modernen 
und familiengerechten Wohnungen zu finanziell 
erschwinglichen Bedingungen zur Verfügung 
steht, erscheint der Bundesregierung als das 
wichtigste famiIienpolitische Ziel ." 

Ob diese Preise, die ich jetzt genannt 
habe und die absolut keine Seltenheit sind, 
diesem Ziel dienen könnten, überlasse ich dem 
Urteil jedes einzelnen. 

Trotz dieser Leistung liegt Österreich im 
Wohnungsbau, von der europäischen Warte 
aus g�sehen, hinter den westeuropäischen 
Ländern erst an zehnter Stelle. In Österreich 
entfiel auf 1000 Einwohner, gerechnet in Wir stehe� nun, �ohes :S:aus, vor zwei 
der Zeit von 1960 bis 1964, der Bau von Problemen, dIe noch emer drmgenden Lösung 
6,6 Wohnungen. Hingegen sehen wir in Europa I 

harren. Erstens :. Wie .. können .wir in Österreich 
?ie B�ndesrepublik Deutschland und Schweden , 

s�hneller. un� wI.e �?nnen �Ir .mehr bauen 1 
Je . mIt 10,2 Wohnungen, die Schweiz mit { .. nd �weIte

.�
s . 'Yle konnen WIr dIeBelastungen, 

9,8, Finnland mit 8,3, Norwegen mit 7,7, dIe swh fur eme Neubauwo�nung ergeben, 
die Niederlande und Italien mit je 7,3, Belgien halbwegs tragbar und, u� mIt den .Worten 
mit 7,1  und Frankreich mit 7 Wohnungen auf des 

.!l
errn Bundeskanzlers In d�r R:eglerungs-

1000 Einwohner gerechnet. erklarung zu reden, erschwmglIcher ge-
I . . .  stalten � 

nteressant Ist der VergleIch des Wohnungs-
baues der Jahre 1951 bis 1964 mit der Ent- Vorher möchte ich aber eine andere, immer 
wicklung unserer Gesamtwirtschaft. Im Ver- wieder gestellte Frage aufwerfen und auch 
gleich zum Wachstum unseres Bruttonational- gleichzeitig beantworten. Ist es richtig, daß 
produktes hat in diesem Zeitraum die Zahl der Mieterschutz in Österreich an der Woh­
derneugebauten Wohnungen um ein Drittellang- nungsnot die Schuld trägt 1 Der Mieterschutz 
samer zugenommen. Die \Vohnbauinvesti- - das, glaube ich, wissen alle Menschen, 
tionen haben nicht nur real, sondern auch die sich mit diesem Problem seit Jahren 
nominell langsamer zugenommen als die beschäftigen - hat in Österreich noch keinen 
gesamten Bruttoinvestitionen der österreichi- Hausbesitzer gehindert, das Althaus instand­
sehen Wirtschaft, obwohl die Preise der Ge- zusetzen ooer etwa einen Neubau zu er­
samtinvestitionen schwächer stiegen als jene richten. Wir alle wissen, daß notwendige 
im Wohnbau. Reparaturen und deren Kosten in der Regel 

den Mietern angerechnet werden . 
Damit sind wir bereits bei einem Kern­

problem des Wohnbaus insofern angelangt, Seit vielen .Jahren gibt es in der Gemeinde 
als damit festgesteilt werden muß, daß der Wien eine Budgetpost "Un\erzinsliche Dar­
Wohnbau nicht mit dem Zuwachs unseres lehen" . Wenn ich nicht irre, hat diese bereits 
Sozialproduktes gleichen Schritt hält. Die die Summe von weit über 2 Milliarden SchiUing 
steigenden Baukosten einerseits und die faBt überschritten. Mit (l iesen unverzinslichen Dar­
gleichbleib enden Förderungsmittel, insbeson- lehen können die KOEiten, die für Reparatur­
dere jene beim Bundes-Wohn- und Siedlungs- zwecke auflaufen, ohne Zweifel erleichtert 
fonds, andererseits erschweren in immer größe- werden. Leider, müssen wir sagen, ist außer 
rem Maß das Wohnungsbauen speziell für die dem Land Wien kein einziges anderes Bundes­
finanziell schwächeren Menschen und Familien land in dieser Sache ebenso positiv eingestellt. 
in unserem Land. V/ir wollen entschieden bestreiten, daß durch 

Die LaRten einer Neubauwohnung mit der I die F
.
orde�un� der freien �ietzin8bil�ung nur 

derzeitigen Förderung durch den Bundes- u m  eme emzIge vy ohnung m ÖsterreIch mehr 
Wohn- und Siedlungsfonds sind bereits so gebaut werden wurde. 
hoch, daß sich breite Teile unserer Bevölkerung Zusammenfassend möchte ich sagen : Der 
eine solche Wohnung kaum mehr leisten Mieterschutz hat bisher niemanden gehindert 
können. Es ist keine Seltenheit mehr, daß und \vird auch in Zukunft niemanden hindern, 
die Eigenmittel beispielsweise für eine neue Wohnungen zu bauen, denn bekanntlich 
2 %-Zimmer-Wohnung 100.000 S und mehr sind gerade die Neubauwohnungen aus der 
ausmachen. Darüber hinaus finden wir Miet- mietenrechtlichen Bestimmung ausgeschlossen. 
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Wahr i1'lt aber, daß ohne öffentliche Hilfe, 
ohne öffentliche Förderungsmaßnahmen eine 
Neubauwohnung S0 teuer käme, daß sich 
das einfach die Ma.sse unserer Bevölkerung 
nicht leisten könnte. Es muß ernstliches 
Bemühen der Bamvirtsch aft und aller hie�u 
in Frage kommenden Stellen sein, ein mehr­
jähriges Bauprogramm einschließlü'h eines 
Rationalisierungsplanes mit entspre()hender 
Koordinierung in der Bauwirt-:,chaft zu er­
!o\t.ellen, mit· dem Ziel, rascher und billiger zu 
bauen. Hier, glaube ich, Herr Bundesminister, 
müßte gerade dieses neugeschaffene Bundes­
ministerium für Bauten und Technik mit 
initiativem Beispiel vorangehen. Ich glaube 
sagen zu müssen, daß gerade von Ihrem 
Mini�terium die Initialzündung dafür ausgehen 
müßte. 

Die Lasten sind einfach unerträglich hoch 
geworden. Nicht allein deshalb, weil die 
Baukosten steigen, nein, weil wir verpflichtet 
sind, den Fortschritt der Technik beim Wohn­
bau in Anspruch zu nehmen, weil wir ver­
pflichtet sind, Wohnungen mit besserer Aus­
stattung, mit besseren Fußböden, mit Bade­
anlagen, mit besseren Armaturen, mit Zentral­
heizungen zu bauen und größere Wohnungen 
zu errichten . Und das, glaube ich, ist dabei 
das entscheidende. 

Dies aber zwingt uns, auf eine Anderung 
der Fondshilfe beim Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds zu drängen, dies umso mehr, als 
am Kapitalmarkt ein empfindlicher Notstand 
eingetreten ist . Was nützen denn den gemein­
nützigen Bauvereinigungen die 60 Prozent 
eines Darlehens vom Bundes-Wohn- und 

Es ist aber auf die Dauer unmöglich, beim . Siedlungsfonds von einem angenommenen Bau­
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds Darlehen bisher kostenbetrag, also von einem fiktiven Betrag ­
bis zu 100 Prozent der Baukosten zu erhalten wir haben ja bisher nur eine Summe von 
- in Zukunft sollen das nur etwa 90 Prozent 160.000 S Baukosten pro Wohnung ange­
sein -, beim Bundes-Wohn- und Siedlungs- nommen - ,  wenn auf der anderen Seite für 
fonds aber nur Darlehen bis zu 60 Prozent, die fehlenden 30 Prozent, um die Finanzlücke 
maximal aber nur 96.000 S pro Wohnungs- auf 100 Prozent zu schließen, bei den Kredit­
einheit zu erhalten. Das ist ohne Zweifel anstalten kein Hypothekarkredit zu erhalten 
ein schreiendes Unrecht, das beseitigt werden ist und daher diese Finanzlücke ungedeckt 
muß. Das ist ohne Zweifel eine ungleiche bleiben muß ? 
B

.
ehandlung de� österreichischen Staatsbürge�, Sehr geehrter Herr Bundesminister ! Die 

dIe vom . rechthc
.
hen Standpunkt aus a�� dIe Fondshilfeänderung halte ich für so dringend, 

Dauer lllc.ht w�Iter geduldet werden d�rfte, I daß ich Sie bitte, den parlamentarischen Beirat 
denn es gIbt keme.n echten Woh�haus�Iede:- i in dieser Sache zur gutächtlichen Stellung­
aufbau mehr, bel dem nun dIe semerz('It : nahme einzuberufen Ferner schla.O'e ich vor 
kriegsg�sc�ädigte�. 

Mieter wiederum in dieses über diesen wichtige� Fragenkomple� so schneli 
Haus emzIehen konnen. als möglich eine Enquete zu veranstalten. 

Hohes Haus ! Ich sage es offen heraus : : Hiezu . . s�lle.n Fachexperten des Verba�des 
Mit der bisherigen Förderungsbasis weiter- I Gememn�t�Iger Bau-, W ohnungs- und SIed­
zuarbeiten heißt vor al�em, die gemeinnützigen lungsv�relmgun�en, also Fachexp.erten des 
Bauvereinigungen in Österreich, die ja zum gesetzhchen �rufungsverbandes, m�t anderen 
aUergrößten Teil die Mittel des BundeS-Wohn- 1 F.achle�te� eu�geladen werd�n .  DIese .sollen 
und Siedlungsfonds in Anspruch nehmen, dIe Mog:hchkmt erhalten, 

.
I�re praktIschen 

dem wirtschaftlichen Ruin preiszugeben. Wir Erfahrungen d�� B�ndesmlmster s.�lbf'>t und 
fordern daher mit allem Nachdruck daß die dem Bundesmmlstermm zur Verfugung zu 
Förderungsbedillgungen beim Bund�s-Wohn- stellen. 
und Siedlungsfonds jenen des Wohnhaus- Ich erlaube mir in dieser Beziehung einen 
Wiederaufbaufonds angepaßt werden. Ich habe · 1 E n t s c hl i e ß u n g s a n t r a g  zu stellen und bitte 
im Gesetz des Bundes-Wohn- und Siedlungs- das Hohe Haus, diesem Antrag die Zustimmung 
fonds, stammend vom 15. April 1921, nach- zu geben. Er lautet : 
gesehen und lese im § 13, daß die Fonds- Die vom Bundesministerium für Bauten 
hilfe in der Regel bis zu 90 Prozent der Ge- und Technik aus Anlaß des Bauskandals 
stehungskosten geleistet wird. Wenn diese verfügten Sofortmaßnahmen sowie der vom 
FondshHfe in den bestehenden, derzeit noch Bundesminister für Bauten und Technik 
in Kraft stehenden Richtlinien nach dem an den Nationalrat bis 3 1 .  1 2 .  1 966 zu 
zweiten Weltkrieg auf 60 Prozent abgeändert erstattende Bericht ändern nichts an der 
worden ist, so nur darum, um mit den wenigen Notwendigkeit, auf möglichst breiter Basis 
vorhandenen Mitteln ein größeres Bauvolumen I alle Möglichkeiten zu prüfen und zu dis-
zu erarbeiten. kutieren, die zu einer sinnvolleren Reform 

Aber, Hohes Haus, jeder, der sich mit und Erweiterung dei Förderungsmaßnahmen 
dieser Materie beschäftigt, weiß : Das hat nun des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
eine Grenze, jetzt geht es 80 nicht mehr weiter. führen können. 
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Weikhart 
Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 

daher den nachstehenden Entschließungs­
antrag : 

Der Bundesminister für Bauten und 
Technik wird aufgefordert, eine Enquete 
über eine Reform der Förderungsmaßnahmen 
des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds zu 
veranstalten, zu der neben Fachleuten aus 
dem Bereich des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik und der Bauwirtschaft 
insbesondere auch die Mitglieder des parla­
mentarischen Beirates des Bundes-W ohn­
und Siedlungsfonds, Vertreter der Gewerk­
schaft der Bau- und Holzarbeiter sowie 
Vertreter des Verbandes der österreichischen 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungsvereinigungen 
als dem gesetzlichen Prüfungsverband ein­
zuladen sind. 

Ich bin überzeugt, Hohes Haus, daß diese 
Enquete mithelfen könnte, einen Weg zu 
finden, um den minderbemittelten Wohnungs­
bedürftigen die Lasten erleichtern zu helfen. 
Gerade beim Wohnungsbau muß unser Blick 
weit in die Zukunft gerichtet werden. Wir 
mtissen trotz aller Schwierigkeiten, denen 
wir in der Gegenwart gegenüberstehen, so 
bauen, daß die Wohnungen schließlich und 
endlich auch noch in 20, 30 und mehr Jahren 
anziehend sind und den modernen und hygie­
nischen Bedürfnissen der Bevölkerung Rech­
hung tragen. Wir müssen so bauen, daß die 
Menschen, die Familien und hier ins besondere 
die jungen Familienerhalter nicht durch un­
zumutbare Lasten zur Verzweiflung getrieben 
werden. Wehe uns, wenn wir diese Notwendig­
keit außer acht lassen ! (Beifall bei der SP().) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Der vom 
Herrn Abgeordneten Weikhart gestellte Ent­
Bchließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht zur Debatte. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 

(Abg. We ikhart:  Wir werden neug"ertg Bein, 
Herr Dr. Gruber l) Wir benötigen diese Auf. 
forderungen keineswegs. Seien Sie versichert, 
daß die Dinge ihren gesetzmäßigen Lauf neh. 
men werden. (Beifall bei der Ov P. - Ruf bei 
der SP() : Sie erscheinen nicht mehr glaubwür­
dig ! - Präsident Wallner übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich möchte zu dem Kapitel, das wir heute 
behandeln, nur feststellen, daß wir heute ja 
zu dem Kapitel Bauten und Technik sprechen 
und eigentlich nicht zum Bautenskandal. Es 
war aber zu erwarten, daß natürlich am heuti. 
gen Tag auch diese Frage wieder aufs Tapet 
gebracht wird. Ich möchte aber erklären, daß 
mir die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Peter heute zu diesem Thema wesentlich 
sympathischer waren als die, die am 23. No­
vember von den freiheitlichen Sprechern hier 
vorgebracht wurden, weil er sich doch im 
wesentlichen auf die rein politische Seite dieses 
Fragenkomplexes beschränkt hat und nicht 
auch die rechtliche Seite so sehr in die Debatte 
einbezogen hat. Wir können natürlich den 
Oppositionsparteien keineswegs Vorschriften 
machen, in welcher Weise sie zu einer solchen 
Frage Stellung nehmen. (Ruf bei der SP(j : 
Das würde auch noch fehlen!) Wir verstehen 
es daher auch, daß der Herr Abgeordnete Peter 
hier bestimmte politische Folgerungen ziehen 
wollte oder Forderungen aufgestellt hat. 

Aber es hat ihn allem Anschein nach nicht 
sosehr das interessiert, was an sachlichen Kon­
sequenzen nun aus diesen Vorfällen gezogen 
werden kann, denn das hat ja auch bereits der 
Herr Bundeskanzler am 23 . November zum 
Ausdruck gebracht ; auch der Herr Bauten­
minister hat bereits von gewissen Konsequen­
zen in sachlicher Hinsicht gesprochen. Den 
Herrn Abgeordneten Peter hat lediglich eine 
Konsequenz interessiert, und die hat er natür-
lieh massiv vorgebracht :  das ist die Forderung 

Abgeordneten Dr. Gruber das Wort. nach dem Rücktritt des Herrn Vizekanzlers 
Abgeordneter Dr. Josef Gruber (ÖVP I :  Dr. Bock. 

Herr Präsident I Hohes Haus ! Meine Damen Dazu ist doch das eine zu sagen : Minister­
und Herren ! Bevor ich mich meinem Thema I verantwortlichkeit - selbstverständlich ! Aber 
zuwende, möchte ich doch einige Bemerkungen Ministerverantwortlichkeit kann doch nicht 
zu den Ausführungen meiner Vorredner machen. so ausgelegt werden, daß der Minister nun für 

Der Herr Abgeordnete \Veikhart hat zu Beginn alles das haftet, was in seinem Ministerium 
seiner Rede erklärt, die sozialistische Fraktion von Beamten seines Ministeriums ohne sein 
müsse neuerdings die Forderung erheben, in Wissen (Ruf bei der SP() : Na was denn ?) 
der Frage des Bautenskandals rasch und rigo- veranlaßt wird. (Abg. Dr. Kreisky:  Das 
ros ohne Ansehen der Person durchzugreifen. steht ja in der Verfassung !) Wenn Maßnahmen 
Herr Abgeordneter Weikhart, ich glaube, wir gesetzt werden, die der Minister durch seine 
benötigen diese Aufforderung keineswegs. Der Unterschrift gedeckt hat, dann ist von einer 
Herr Bundeskanzler hat das bei seiner Erklä- Ministerverantwortlichkeit ohneweiters zu 
rung bereits am 23. November zum Ausdruck reden. (Beifall bei der ()V P. - Zwischenrufe 
gebracht. Die Österreichische Volkspartei steht bei der SP().) Aus diesem Grund, weil der 
nach wie vor zu diesen Erklärungen und benö- Minister nicht ohneweiters auch für jede Ver­
tigt keine weiteren Aufforderungen dazu. fehlung in seinem Ressort verantwortlich 
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gemacht werden kann, lehnen wir selbstver­
ständlich eine solche Aufforderung ab, Herr 
Abgeordneter Peter ! (Abg. Peter :  1962 : 
Einige Milliarden Schilling unzulänglich aus­
gegeben !) 

Ich möchte nur auf etwas noch hinweisen : 
Der Abgeordnete Zeillinger hat bereits gestern 
hier an diesem Pult eine bestimmte Äußerung 
gemacht. Er hat gesagt, es komme ihm vor, 
wir befänden uns bei der falschen Leich' .  Es 
sei gestern zwar der Herr Vizekanzler Dr. Bock 
anwesend gewesen, aber da konnte man nicht 
über den Bautenskandal reden ; heute ist das 
Kapitel Bauten auf der Tagesordnung, heute 
sei der Minister Dr. Bock nicht da. Es ging 
also dem Herrn Abgeordneten ZeilJinger auch 
gestern schon so wie heute dem Herrn Abge­
ordneten Peter um eine Leiche. (Abg. Pet  e r :  
Nein, um den verantwortlichen Al iniste.r geht 
es !) Sie wollten bei einer Leich ' dabei sein, 
und da werden wir Sie selbstverständlich ent­
täuschen ! Sie werden bei keiner Leich' dabei 
sein ; das kann ich Ihnen sagen. (Beifall bei 
der O V  P. - Neuerlicller Zwischenr'uj des 
Abg. Pe ter.) 

Herr Abgeordneter Peter ! Sie wissen : In 
einer österreichischen Wochenzeitung ist vor 
f:\inigen 'Wochen, glaube ich , ein Titel gewesen : 
Kaiserjäger. (Abg . ..i.lI arwnn-Sc hl08se r :  Die 
.'lind nicAt da I) Ich wei ß, daß damit eine 
gewisse Gruppe von Politikern gemeint war. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Sie haben sich 
in dieser Debatte als die Kopfjäger besonders 
heryorgetan, und Sie möchten Köpfe rollen 
Hehen. Köpfe werden nicht rollen, das sage ich 
Ihnen, wenn die Freiheitliche Partei es will ! 
(Neuerlicher Beifall bei der Ö l' P. - Weitere 
Zu'i8che nrufe.) 

Debatte habe ich mich bezogen. (Abg. Libal :  
Gruber, vielleicht wird das schon die Grabrede, 
die du hältst !) Nein, keineswegs, Herr Abge­
ordneter Libal l Ich glaube, da halte ich eher 
auf dich die Grabrede l (Abg . Weik hart : Das 
war eine schwache Retourkutsche 1 - Abg. 
Libal :  Ich bin kein Minister ! - Abg. Pölz :  
"Bock"spriinge werden laufend garaniiert ! -
Heiterkeit. - Zwischenrufe bei der Ov P.) Die 
Bocksprünge, Herr Abgeordneter Pölz, die 
suchen Sie fein auf Ihrer eigenen Seite l Wenn 
man heute den Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Broda zugehört hat, dann, glaube ich , waren 
das auch Bocksprünge, die er in juristischer 
Hinsicht vorgenommen hat. (Beifall bei der 
O VP. - Abg. Benya:  Die haben aber weh 
getan ! - Abg. Dr. Withalm: Ja, euch ! 
Dem Broda haben sie weh getan !) 

Es war gestern davon die Rede, daß von 
unserer Seite eine Ausrede gebraucht würde, 
eine Ausrede, die etwa folgendermaßen lautet : 
Lassen wir doch die Gerichte arbeiten, und reden 
wir nicht darüber I (Erneute Zwischenrufe. -
Abg. Dr. W i t ha l m :  Es hat euch heute nicht 
gutgetan I) Wir haben keineswegs Angst vor 
einer Debatte, wenn sich diese Debatte rein 
auf politische Fragen dieses Komplexes be­
zieht. "Tir lehnen es aber selbstverständlich 
ab, wenn schwebende Verfahren immer wieder 
in diesem Hause angezogen werden. (Abg . 
Ha a s :  Eine billige Ausrede ! - Abg. Benya:  
Ewig in Schwebe I) Das sind schwebende Ver­
fahren ! (Abg. Me lt e r :  Wünschen Sie das ?) 
Ich ,veiß nicht, Herr Abgeordneter Benya, ob 
nicht vielleicht Strafverfahren hier anhängig 
sind j und Sie haben sicherlich einmal etwas 
davon gehört (Abg. Dr. Hertha Fi rnberg:  
Reden Sie nicht 80 daher I) , daß man i n  solche 
anhängige Verfahren nicht eingreifen soll. 
(Abg. Dr. Hertha Firnberg:  Womit soll sich 
ein Parlameni beschäftigen, wenn nicht mit 
80lchen Dingen I) 

Ich darf Sie vielleicht erinnern : Es hat in 
der österreichischen Geschichte Zeiten gege­
ben, das war noch zur Zeit der Monarchie, da 
konnte eine einflußreiche Zeitung, die "Neue 
Freie Presse" etwa, einen Minister abschießen ; Da gestern der Herr Abgeordnete Czernetz 80 
und wenn es dem Chefredakteur der "Neuen fleißig "Die Presse" zitiert hat (Zwischenrufe 
Freien Presse" gefallen hat, einen Minister bei de?' SPO), möchte auch ich mir die Freiheit 
zu Fall zu bringen, dann ist ibm das gelungen. herausnehmen, heute einmal "Die Presse" 
Das war aber auch, das möchte ich hier aus- zu zitieren, und zwar "Die Presse" vom Frei­
drücklieh feststellen, ein Sprachrohr eines tag, den 1 8. November 1 966. Hier ist eine 
großen Teiles der Bevölkerung und daher ver- Überschrift : "Scherbengericht, Justiz und der 
ständlich. Aber wenn ein so kleiner Teil der Bauskandal" . 
Bevölkerung, der durch Sie repräsentiert wird, Einleitend wird zunächst einmal festgestellt, 
eine solche Forderung erhebt, dann ist gar daß die Fernsehdiskussion, die da abgeführt 
keine Veranlassung dazu, solche Konsequenzen wurde, in England große Überraschung her­
zu ziehen. (Beifall bei der O v  P. - Abg. vorgerufen hätte, wenn in der gleichen Weise 
P e t e r :  Sechs Abgeordnete sind ein kleiner in diesem Mutterland der Demokratie vorge­
Teil ? - Ab(J. Dr. Hertha Firnb e rg:  Wir gal1gen worden wäre. Es wird auch dem Gene-
8chließen un8 an I) Ich habe mich an Ihre ralsekretär der ÖVP eine gewisse Zurechtwei­
Adresse gewendet, Herr Abgeordneter Peter sung erteilt, daß er sich hier zuviel auf die 
(heftige Zwi8chenrufe) , es ist von der heutigen englische Demokratie berufen hätte. Und es 
Debatte die Rede, und auf diese heutige I heißt dann wörtlich, warum man sich hier 
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nicht auf die englische Demokratie berufen in diesem Haus nicht dadurch schädigen, daß 
könne : Für jeden Engländer nämlich wäre Sie solche billige Zwischenrufe machen ! (Bei­
diese Debatte, die sich um ein anhängiges fall bei der Ö VP. - Abg. Dr. Kreisky:  
Strafverfahren drehte, vielmehr ein unvor- Provozieren Sie nicht, sondern behandeln Sie 
stellbarer, ungeheuerlicher Eingriff, eine Probleme !) 
Mißachtung des Gerichtshofes (Abg. Pe t e r :  
Seit wann i.�t gegen Bock ein Verfahren ein- �s i�t auc� sehr deutlich au� die Schwieri�-
geleitet ?) , "ein strafbares und im Schnellver- kelt hmge"\\ Iesen worden, gleICh�am �?-f dIe 
fahren streng geahndetes Vergehen." (A nhal- Gefa�' �er Scylla

. 
und CharybdIs :  '\\ Ie soll 

tende Zwischenrufe.) Herr Abgeordneter Peter ! : m�n m emer sol.chen Debatte das Thema zwar 
Hören Sie noch zu ! Ich fahre noch fort : '  e�ortern.' ab�r m das schwebende Verfahren 
"Die Abgeordneten könnten flie Angelegen- nIcht emgrelfen ? (Abg. Ing. 

,
Kunst :  

.. 
H�rr 

heit aber auch selbst im Parlament nicht zur Abgeord,?eter Dr. Gruber . . . .  - Stand�ge 
Sprache bringen, weil die Erörterung einer I Rufe be� der (J V P : Kunst, Kunst 1 - Gegen­
,sub judice' befindlichen Frage geschäftsord- : rufe be� de� SP(j .: .

Was soll dW; ? - . �bg. 
nun swidrig ist und vom Speaker sofort unter- M � chu r:z e .  ,Den Zwdschutz alarm:�eren.w�r : -
b 

g
de . . d " He�terke�t be� der (j VP.) Darf ICh VielleICht un n wur e. 

h d f h' . d ß B "  1 auc arau mwelsen, a zum elspIe . . .  
Es wird hier dann noch ausgeführt, daß man (Abg. W e i khart : So zum Spaßen ist die 

den Eingriff in ein schwebendes Verfahren im : Angelegenheit aber wirklich nicht, das muß man 
Parlament als einen zügellosen Mißbrauch der schon sagen 1 - Anhaltende heftige Rufe und 
Redefreiheit qualifizieren würde. (Abgeordneter Gegenrufe zwischen SPÖ und Ö V P. - Abg. 
Be nya : Schwebt ein Verfahren gegen den Ing. K u n st : Sie werden uns nicht hindern, 
Minister ?) Zwischenrufe zu machen ! - Ruf bei der Ö V P : 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! : Kunst ist wirklich kein Künstler 1 - Abg. 
Ich habe lediglich einen Artikel zitiert (Abg. W e i k hart : Das ist kein Grund zum Johlen 
B e nya : Schwebt ein Verfahren ?) ,  in dem zum im Parlament ! - Abg. Ing. Kunst : Ihr 
Ausdruck gebracht wird, daß in England so habt zwei .Monnte lang in schwebende Verfahren 
etwas undenkbar wäre. (Abg. Dr. Withalm : eingegriffen, weil es politisch euer Vorteil war ! 
Herr Präsident ! Die Ausführungen des M oser Heute wollt ihr nichts wissen ! Heute wollt ihr 
keute nachmittag waren interessant I) die Kleinen hängen und die Großen laufen 

lassen ! - Abg. M a y r : Was hat Zechtl unter-
Ich habe aber deutlich genug gesagt, Herr nommen ?) Ich habe jetzt gewartet, bis diese �bgeordne��r B�nya, daß wir s?lbstverständ- Diskussion zwischen den Bänken ein Ende h?h �erstandms .haben a�?eslChts 

.
unserer nimmt, ich kann mir aber jetzt die Frage 

SIt��tlOn, wenn dIe . OppositlOnsparteI�n den I nicht verkneifen, Herr Abgeordneter Kunst : 
polItIschen Aspekt dIeser Frage auch hIer zur Welches Verfahren meinen Sie wo wir ein­Sprache bringen. I�h habe . auch �e.utlich gegriffen hätten � (Abg. Ing.

' 
Kunst : Als genug gesagt, daß WIr uns dIeser polItIschen damals sozialistische Mandatare in einen Skan­�iskussi?n . s�ellen (A?g. Dr. If u m m e r :  Das I dal verwickelt waren . . .  ! - Abg. Dr. K ranz l­,,�t großzu��g .) ,  �aß :WIr. abe� mcht Ihrer Auf- mayr:  Ja gibt's denn das auch ? - Abg. 

fassung smd, dIe �Ie In .flIese� Fall vorge- Ing. K u n s t :  . . .  und von unseren Funktio­bracht haben . . (Beifa�l b�� der Ö V P . . - Abg. nären die Anzeige erstattet wurde, haben Sie B e n ya : Das Mt unwwhhg ; wenn SM sa(Jen, monatelang eingegriffen !) wir reden über ein schwebendes Verfahren, und I 
es i�t kein Verfahren eingeleitet !) Was ist denn I Herr Abgeordneter Kunst ! Ich glaube, Sie 
vorhin in der Causa Müllner geschehen � Ist hätten gut daran getan, diese Frage nicht 
da auch kein schwebendes Verfahren 1 Hat anzuschneiden (Zwischenruf des Abg. B e ny a),  
man hier nicht auch das Parlament als Tri- denn hier ist keineswegs von der ÖVP in ein 
hüne benützt 1 (Abg. Benya : Wir reden jetzt schwebendes Verfahren eingegriffen worden I 
vom Bauskandal l) War das nicht auch ein Wo denn ? (Abg. B e n y a :  Doch, in der Pres­
Eingriff � Regen Sie sich dann doch nicht se ! - Abg. Dr. W i t h a lm : In welcher Rieh­
immer so auf !  (Abg. Dr. K r e i s k y :  Wenn tung ?) Die Gerichte haben sich damit beschäf­
wir im Parlament nicht davon geredet hätten, ; tigt, das ist richtig. (Abg. Ing. Kuns t :  Ober­
wäre ja gar nichtl:; geschehen I) Aber, Herr all eingegriffen 1 - Rufe bei der Ö V P :  Wo ?) 
Minister Dr. Kreisky ! (Abg. Dr. Kreisky : Das sind so einfache Behauptungen, für die 
Es i!:tt jahrelang nichts geschehen I) Ich glaube, . natürlich der Beweis dann erst erbracht wer­
das nehmen Sie doch selbst nicht für Ernst, den müßte. (Abg. Pay : Sie brauchen nur in 
was Sie hier sagen ! ( Abg. Dr. K r  e i s  k y: die Bibliothek gehen und die Zeitungen holen !) 
Jawohl, das nehme ich ern�t ! - Abg. Dr. K u m- Herr Abgeordneter Kunst ! Ich lade Sie ein, 
m e  r: Weil etwas geschehen ist, beschäftigen wir hier dann den Beweis dafür zu liefern (Abg. 
uns I) Sie sollten doch Ihren guten Ruf hier Benya:  Ohneweiters I), daß wir in ein schwe-
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bendes Verfahren eingegriffen haben. (Abg. 
Dr. Withalm:  Gehen Sie in die Bibliothek ! -
Abg. Dr. Kum m e r : Er kann nur Zwischen· 
rufe machen !) 

Ich darf auch noch darauf hinweisen, daß 
sich ja auch im Fernsehen einige namhafte 
Juristen mit dieser Frage beschäftigt haben 
vom rein juristischen Gesichtspunkt her. 
Ich weiß nicht : Ich habe das nicht 
gesehen, mir ist nur erzählt worden, es sei 
nicht allzuviel an Substrat dabei herausgekom. 
men. Es haben sich daran nicht allein ÖVP­
Juristen beteiligt, sondern es haben sich Juri­
sten unterschiedlicher Couleur zu der Frage 
der juristischen Qualifikation geäußert. (Abg. 
-?r. Hertha Firnberg:  Ah ! Die dürfen reden 
Im Fernsehen, und das Parlament darf vielleicht 
n.icht reden ? Das täte Ihnen passen ! - Abg. 
Benya:  Genau !) Wir haben ja die Leute 
nicht eingeladen ! Wenn das nicht hätte 
geschehen dürfen, dann wären sicherlich wie­
der Ihre Abgeordneten dagewesen und hätten 
gesagt : Ah, die ÖVP-Zensur im Fernsehen ! 
Meine Herren ! So geht das nicht ! (Beifall bei 
der O v  P.) Das eine Mal werfen Sie uns etwas 
vor, und das nächste Mal würden Sie sogar 
irgend wie eine Zensur fordern. Ich glaube, 
so kann man die Dinge nicht behandeln. 
(Abg. Ing. Kunst :  Wir verlangen keine Zen­
Bur !) 

muß . . . (Abg. Pay,'  Es sind ja "nur" ein 
paar M'illionen ; dafür gibt man den Bergarbei. 
tern nichts !) Es ist doch vom Herrn Bundes­
kanzler schon klipp und klar gesagt worden, 
welche Maßnahmen ergriffen werden, um solche 
Vorfälle in der Zukunft nach Möglichkeit aus· 
zuschalten. (Zwischenruf der Abg. Dr. Hertha 
F irnbe rg. - Abg. L i b a l :  Nicht ,in der Zu. 
kunft ! Jetzt !) Man kann natürlich nie in einern 
Gemeinwese� eine Garantie übernehmen (Ruf 
bei der S PÖ : Das wissen wir !) , daß es nicht 
trotz aller Vorsicht und trotz aller Kontroll­
maßnahmen wieder einmal Durchstechereien 
gibt und dort und da wieder einmal einen gibt, 
der Rich einfach nicht an die Ordnung hält. 
(Abg. Dr. K re i sky :  Aber es ist das Gesetz der 
Serie schon zu sehr ausgeprägt : Krauland, 
Müllner . . .  ! - Anha.ltende Zwischenruje.) 

Daher wäre es viel besser gewesen, wir hät· 
ten über die positiven Vorschläge, die gemacht 
worden sind, diskutiert, wir hätten uns viel­
leicht damit beschäftigt, noch das eine oder 
andere an guten Gedanken beizusteuern ; es 
ist durchaus möglich, Herr Abgeordneter Pay. 
wenn Sie soviel gute Gedanken haben, daß Sie 
die auch hier in der Debatte noch vorbringen. 
Wir sind selbstverständlich auch bereit, jede 
positive Anregung hier aufzunehmen. (Beifall 
bei der O VP. - Abg. Dr. Wi tha lm : Um 
120 Mitlionen Schilling geht es, wer die gekriegt 
hat I) 

Das Presseecho war auf die Debatte am 
23. November auch nicht gerade sehr freund- Ich möchte nur noch eine Bemerkung zu 
lieh. Man hat nicht nur die Entgleisungen, dem Entschließungs . . . (Abg. M a y r : Wie war 
die hier im Haus an dem Tag passiert sind, das mit der SADI ? - Abg. Dr. Kreis ky: 
kritisiert, sondern man hat auch erklärt, daß das Ist ja eingestellt worden ! - Abg. Weikhar t :  
Ergebnis sehr mager gewesen sei, und man hat Das SADI- Ver/aMen ist doch eingestellt wor· 
so ungefähr zum Ausdruck gebracht : Viel den ! - Abg. M a y r :  120 Millionen sind ver· 
Geschrei und wenig Wolle ! (Abg. Dr. Kreis- schwunden ! - Abg. Dr. Kreisky:  Aber da8 
k y :  Aber viel Geld war dabei ! 35 Millionen ist eingesteUt worden ! - Abg. M a yr : Trotz. 
Schilling ! Das ist nichts ?) Ich möchte auch dem sind 120 Millionen verschwunden ! - Abg. 
darauf hinweisen, daß sich natürlich allmählich Dr. Kreisky :  Wer hat das bekommen ? -
negative Wirkungen insofern einstellen, als Abg. W e i kha r t :  Was wollen Sie mit der 
durch die unsachlichen Erörterungen, die dort B.ehauptung ? - Abg: .Dr. W i thalm : Die 
und da (ironische lJeiterkeit bei der SPÖ _ smd weg ! - Abg. W e � k hart : Wer hat das 
Abg. Benya:  Jetzt geben Sie uns eine Rede. genommen ? - Abg. Dr. Haide r :  Die Roten ! ­
anleit,!,ng, was wir sagen dürfen !) auch zu l A.bg. Dr. Kr.�i s k y : .!)as ist eine Lüge ! �ie sind 
verzeIchnen sind - nehmen Sie die Dinge nicht ezn u�wer�chamter Lu�ner ! - .Abg. W e�khar t :  
auf die leichte Schulter ! _ ,  die Beamten Das zst etne Frechhe1,t und ezne Lüge, so was 
n�türlich in ihrer Entscheidungsfreudigkeit z,,: behaupten ! Herr �taatssekret��, d� ist uner­
mcht gerade ermuntert werden wenn ich mich hort von Ihnen ! Das zst unverschamt, Jemand als 
so ausdrücken darf. Jeder wird natürlich jetzt Lügner zu. bezeichnen ! Beweisen Sie es ! - Abg. 
den Akt weiterschieben und sagen : Da nehme -?r. K r ez s ky : Unverschämt ! Und so etwas ist 
ich die Verantwortung nicht auf mich ! (Abg. tn der Reg

.�eru,!"g ! Sch�men Sie sich ! - An· 
Peter :  Wenn Minister den Kopf nicht her- haltende sturmtsche ZW�8chenr�tfe.) 
halten, soll?n die Beamten ihn herhalten ! - Präsident Wallner : Herr Abgeordneter 
Abg. K 0 n t r :  . Was ist das /ilr eine lf! oral ?) Weikhart ! Ich erteile Ihnen den Ordnung�. � enn das . s� 1st, �ann schIebt man das alles ruf wegen Ihres Ausdruckes "Lügner" ! (Abg. 
bIS. zum �llIster hmauf. (Abg. Mas e r :  Dann Dr. K re isky zu Abg. Dr. Haider : So können 
Ule�terschm�eren ?) Wenn Sie nicht einsehen, Sie in Versammlungen reden, aber nicht hier ! -
welche Konsequenzen das naturgemäß haben Abg. Weikhart ,'  Er kann nicht uns als Lüg· 
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ne,. bezeichnen, Her,. Präsident ! Unerhört ! Rufe und Gegenrufe bei 0 V P und B pO. -
Diesen Beweis werden Sie uns liefern müssen, Abg. Dr. Withalm: Herr Dr. Kreisky, Sie 
Herr Staatssekretär ! - Präsident Wallner  haben den Ausdruck notwendig gehabt ! - Abg. 
gibt wiederholt das Glockenzeichen.} Dr. Kreis ky: Dazu stehe ich ! Wenn Sie auf 

Es kann sich jeder von den Abgeordneten die Immunität verzichten, Herr Staatssekretär, 
zu Wort melden, aber ich bitte, die Verhand- verzichte ich auch darauf! - Weitere anhaUende 
lungen nicht durch dauernde Zwischenrufe lebhafte Zwischenrufe und Lärm. - Präsident 
zu stören. (Abg. Dr. Kreis ky .'  Das ist eine WaHner gibt mehrmals das Glockenzeichen.) 
Lumpenbande, die so etwas behauptet, ein Herr Abgeordneter Dr. Kreisky, ich glaube, 
Lumpenpack ! _ Lebhafte Gegenrufe bei der Sie wissen, daß Sie gar nicht auf die Immunität 
(J V P. - Abg. We i k h ar t .'  Belange Sie den verzichten können für Äußerungen, die Sie 
Beweis nicht liefern, sind Sie, Herr Staatssekre- hier im Hause machen. (Abg. Dr. K reisky: 
tär, der Lügner ! _ Abg. Dr. Withalm : Wir A.ber ich kann ersuchen, ausgeliefert zu werden !) 
werden uns sehr bemühen, den Nachweis zu Aber Sie können ja nicht die Immunität auf­
erbringen, wenn Sie uns provozieren ! Aber geben, die Sie hier im Hause haben. (Abg. 
ich glaube, es ist besser, wenn Sie es nicht tun ! _ Dr. Kre isky : Dann soll er nicht unter dem 
Abg. Weikhart :  Dann tun Sie's doch ! Lassen Schutz der Immunität Lügen hier behaupten ! ­
Sie diese dummen Bemerkungen ! _ Abg. Abg. Dr. Kummer: Wer hat es behauptet ? -
Dr. Kreisky .'  Wann zahlen Sie die Hasel- Abg, D'1'. Kreis ky: Der Herr Staatssekretär ! 
gruber-Millionen ? Sie sind verantwortlich da- Er hat gesagt, die Roten haben die BADI­

für, Herr W ithalm ! Ihre Partei hat das ver- Millionen bekommen !  Das ist eine N iedertr�cht ! 
sprochen ! - Weitere heftige Zwischenrufe und Beweisen Sie das ! - Abg. Glaser: Eure 
andauernde lebhafte Unruhe. _ Präsident Redner haben die Möglichkeit, ungestört zu 
Wal ln er gibt wiederholt das Glockenzeichen.) reden, aber 'wir werden dauemd uinterlJrochen ! 

Ich bitte, die Zwischenrufe jetzt einzustellen, - Andau,ernde Zw'ischenT'llJe 'ltnd Gegenrufe.) 
sonst zwingen Sie mich, die Verhandlungen P('äsident Wallner (da.'J Glockenzeichen ge-
zu unterbrechen ! (Stürmische Unruhe.) bend) : Ich bitte um Ruhe ! Ich erteile dem 

Abgeordneter Dr. Josef Gruber (fortsetzend) : Herrn Staatssekretär Haider den Ordnungsruf, 
Meine Damen und Herren ! Vielleicht darf und dem Herrn Minister außer Dienst Kreisky 
ich mir wieder Gehör verschaffen. (Prä8ident wegen des Wortes "Lumpenpack" .  

Wallner  gibt das Glockenzeichen.) Ich möchte Ich bitte, nun endlich die Verhandlungen 
nur feststellen : Ich weiß eigentlich nicht, in Ruhe weiterführen zu lassen. (A nhaltende 
worum jetzt diese Debatte entstanden ist . lebhafte Unruhe.) 
(Ruf bei der SpO: Sie wissen e8 ja nie !) Ich Abgeordneter Dr. Josef Gruber (f01tsetzend) : 
stelle fest, daß ich hier nicht eine Äußerung Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis darf 
getan habe. (Abg. Peter: Sie habe'n sie ja ich das Wort wieder nehmen. (Andauernde 
vom Zaun ge�roche,,!, ! Spielen wir denn wieder Zwischenrufe. - Präsident Wall  n er gibt er­
den Un8chuld�ge-K�nder- Tag heute ?) Herr Ab- neut das Glockenzeichen.) Ich würde nur wirk­
geord�eter .Peter, heute ist nicht d�r Un- 1 1ich recht herzlich bitten, daß wir uns an 
sc�uldlge-Kmder-Tag, .son�ern heute 1st der das erinnern, was uns vor ein paar Tagen 
NIkolaus-Tal?' Und SIe smd als erster als die Frau Abgeordnete Jochmann gesagt hat : 
Krampus hleher gekommen ! (Abg. Peter: daß der Präsident hier das Wort nehmen 
Aber Sie haben den Krampus notwendig ge- kann und daß in einem solchen Fall doch 
habt ! Der Bock auch !) Nein, da brauchen die Ruhe im Hause wieder einkehren soll. 
Sie den Krampus nicht zu spielen, da können (Anhaltende Zwischenrufe und Unruhe. -
Sie . ruhig . zu �hren böse� Buben gehen I Abg. Pölz: Ja, wenn Sie gehen, dann kehrt 
(Beifall bel der O VP. - Zw'tSchenrufe.) die Ruhe wieder ein ! - Heitm'keit bei der 

Ich wollte nur eines in diesem Zusammen- SPO.) 
hang sagen, Herr Abgeordneter Dr. Kreisky, Ich hätte mir vorgenommen, noch eine 
ich habe keine andere Äußerung Ihrerseits Bemerkung zu der Entschließung zu sagen, 
auf mich bezogen als die, die die gesamte die hier dem Bericht des Ausschusses bei­
ÖVP-Fraktion betroffen hat. Und Sie haben gedruckt ist. Ich finde hier eine gewisse 
uns alle als Lumpenpack bezeichnet. (Abg. Zweigeleisigkeit - ich möchte nur darauf 
Dr. K re isky: Nein, ich habe gesagt, es sind aufmerksam machen -: Im ersten Teil der 
Lumpenmethoden, etwas zu behaupten, was man Entschließung wird ein eingehender Bericht 
nicht beweisen kann !) Und das muß ich auch über die Vorfälle in der Bauwirtschaft von 
für meine Person zurückweisen. Ich bedaure der Bundesregierung bis zum 31.  Dezember 
sehr, daß Sie sich zu solchen Entgleisungen verlangt. Ebenso wird aber vom Herrn Bauten­
hinreißen lassen. (Beifall bei der 0 V P. - minister ein Bericht bis zum 31 .  verlangt. 
Abg. Weikhart.' Unerhört ! - Stürmische I Ich glaube, daß ein solcher Bericht des Bauten-
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ministers natürlich auch im Bericht der 
Bundesregierung seinen Platz haben muß ; 
denn letzten Endes, so wie die Dinge jetzt 
liegen . . .  (Abg. Wei khart: Der ist ja ein­
stimmig angenommen worden I) Ich weiß. (Abg. 
D,.. Kr eis k y : Warum haben Sie damit be­
gonnen ?) \Vomit habe ich denn begonnen, 
Herr Ministed (Abg. Dr. Kreis  ky: Eine 
Ba'U,skandal-Debatte herbeizuführen !  Wir haben 
ja gesagt, wir warten, bis der Bericht vorliegt ! 
Das haben Sie notwendig gehabt ! - Abg. 
Weikhart: Ich habe es fairer gemacht !) 

Herr Abgeordneter Kreisky, vielleicht waren 
Sie am Anfang nicht herinnen, aber ich darf 
Ihnen sagen : Es hat der Herr Abgeordnete 
Peter zumindest die Hälfte seiner Ausführun­
gen nur darauf verwendet, und es hat der 
Abgeordnete Weikhart seine Rede damit be­
gonnen. (Abg. H orr: Aber nur zwei Sätze !J 
So habe ich gleich begonnen. 

Aber es ist doch nicht so, daß nur die 
Oppositionsparteien zu einem solchen Thema 
reden dürfen. (Abg. Dr. K r e i sky: Wo doch 
die Ö V P 80 darin verwickelt ist I) Meine Herren, 
wenn Sie das Thema anschneiden, dann reden 
wir auch davon, selbstverstandlich. (Beifall 
hei der Ö V P.) Dürfen vielleicht nur Sie hier 
im Haus lange Reden halten 1 Meine Herren, 
so haben wir die Gewichte in dem Haus 
noch nicht verteilt, daß ich die Zensur be­
komm,e, wie lange ich rede, und Ihre Herren 
reden lange, lange. Wenn die Justizdebatte 
lang dauern darf, dann darf auch diese so 
lang dauern. (Abg. Benya: Wir haben nichts 
dagegen ! - Abg. Konir: Je länger Sie reden, 
umso schlechter ist der Eindruck !) 

Ich möchte mich nun doch den Dingen 
zuwenden, über die auch der Herr Abgeordnete 
Weikhart gesprochen hat. Ich möchte damit 
beginnen, daß ich ganz kurz auf die Bedeutung 
der Bauwirtschaft in unserer Volkswirtschaft 
hinweise. Es gibt zwar, wie Sie ausgeführt 
haben, nur lediglich etwa 4500 Baubetriebe, 
es sind aber darüber hinaus eine sehr große 
Anzahl von Baunebenbetrieben in Österreich 
vorhanden. Es 8ind etwa insgesamt 30.000 Be­
triebe in Österreich, die direkt oder indirekt 
mit der Bauwirtschaft zu tun haben. Die 
Zahl der Beschäfliigten in der Bauwirtschaft 
allein beträgt etwa 300.000. Daraus allein 
ist schon ersichtlich, welche Schlüsselposition 
die Bauwirtschaft in unserer gesamten Wirt­
schaft hat. Nicht allein, daß es hier um die 
Arbeitsplätze geht, die Bauwirtschaft ist selbst­
verständlich auch ein Seismograph der Kon­
junktur, und sie ist natürlich auch der Ort, 
wo der Staat hauptsächlich seine Investitionen 
placiert. 

Gestern ist bereits vom Herrn Abgeordneten 
Peter - wenn ich mich richtig erinnere -

darauf hingewiesen worden, daß ein zu hoher 
Prozentsatz der Mittel auf dem Bausektor 
von der öffentlichen Hand stammt. Es ist 
richtig : Der Geldgeber für rund 80 Prozent 
unserer Bauwirtschaft ist die öffentliche Hand. 
Herr Abgeordneter Peter ! Es ist aber nicht 
so, daß es immer ein und dieselbe Stelle wäre. 
Wir haben hier den Bund, und da haben 
wir nicht nur das Bautenministerium, das 
Bauaufträge vergibt, wir haben daneben 
selbstverständlich den gesamten Kraftwerks­
bau, der nichts mit dem Bautenministerium 
zu tun hat, der auch die Bauwirtschaft wesent­
lich beeinflußt. Wir haben die Bundesbahn, 
die Post ; wir haben daneben selbstverständ­
lich die Länder, die Gemeinden, die öffentlich­
rechtlichen Körperschaften. Alle diese Auf­
traggeber zusammen geben ungefähr 80 Prozent 
der Mittel, die in der Bauwirtschaft verbaut 
werden. 

Wir müssen selbstverständlich auch den 
Wohnungsbau in besonderer Weise in Unsere 
Betrachtung einbeziehen. Wir haben im 
Wohnungsbau über die öffentliche Bautätig­
keit hinaus doch eine sehr beachtliche private 
Bautätigkeit zu verzeichnen. Wenn ich da.s 
Teilheft "Bauten und Technik" richtig gelesen 
habe, so haben wir im Jahre 1967 beim 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 1777 Millionen 
zu verbauen, beim Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds 651 Millionen, 832 Millionen ' sind 
für die Wohnbauförderung der Bundeslä.nder 
vorgesehen, und darüber hinaus ist noch die 
Ermächtigung für den Finanzminister ge­
geben, weitere 700 Millionen Schilling Anleihen 
aufzunehmen. Das allein ergibt schon einen 
Betrag von 4060 Millionen Schilling. Nehmen 
wir noch den Anteil dazu, den die Bundes­
länder zu der Wohnbauförderung 1!}54 dazu­
legen müssen, nämlich 832 Millionen SchiJIing, 
so haben wir einen Betrag, der annähernd 
5 Milliarden Schilling ausmacht ; wobei noch 
gar nicht davon gesprochen wurde, daß die 
Länder ihre eigenen Wohnbaufonds haben, 
daß zum Beispiel auch Arbeiterkammern 
Wohnbaudarlehen geben, sodaß in der Bau­
wirtschaft wirklich sehr enorme Beträge allein 
für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen. 

Hier ergibt sich natürlich das Verteilungs­
problem. Dazu möchte ich ein paar Bemerkun­
gen machen. Wir haben jetzt die Diskussion 
über den Verteilerschlüssel bei der Wohnbau­
förderung 1954. Dieser Schlüssel ist im Bundes­
gesetz festgelegt ; er ist dort fixiert, aber 
er ist. nicht al1 7.11 klar !!efaßt, sodaß sich 
gewisse Differenzen in der � Auslegung ergeben 
haben. Das arithmetische Mittel aus der 
Bevölkerungszahl und dem Wohnungsfehl­
bestand wäre der eigentliche Prozentanteil, 
den die Länder bekämen. Nun hat sich aber 

200 
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auf Grund der letzten Volkszählung 1961 
eine Verschiebung ergeben. Diese Verschiebung 
war Anlaß ich muß sagen : 
ein sehr spät wahrgenommener Anlaß -, 
doch eine Verordnung der Bundes­
regierung zustande zu bringen, durch die die 
Neuverteilung nun festgelegt werden sollte. 

Diese Verordnung der Bundesregierung ist 
von einigen Bundesländern beim Verfassungs­
gerichtshof als gesetzwidrig angefochten wor­
den. Der Verfassungsgerichtshof hat dieser 
Klage stattgegeben, und die Bundesregierung 
ist nun verpflichtet, neuerlich eine solche 
Verordnung vorzulegen. Es ist halt sehr 
eigenartig : Jedes Bundesland will selbstver­
ständlich mehr haben, und kein Land will, 
auch wenn es das Gesetz vorschreibt, sich 
diesem Gesetzesbefehl beugen. Es ist daher 
vom Bundesland Wien der heftigste Protest 
erfolgt. (Abg. Weikhart: Denen will man ja 
etwas wegnehmen ! - Ruf: Auch von Pirol !) 
Natürlich auf GruQ.d der gesetzlichen Lage, 
Herr Staatssekretär Weikhart. Beim Land 
Tirol handelt es sich, wie ich glaube, um etwa 
1 Prozent. Ich weiß, die Tiroler Landes­
regierung ist auch nicht einverstanden. (Abg. 
Horej8: Aber zuer8t hat man dem Proksch die 
Schuld gegeben ! Jetzt macht der Herr Bauten­
minibter dasselbe !) Herr Abgeordneter Horejs ! 
Hören Sie mir doch ein bi ßchen zu ! Ich möchte 
gar nicht sagen, daß es hier eine "Parteiung" 
im üblichen Sinn gibt, sondern hier sind 
natürlich die Länder, die etwas hergeben 
sollen, gegen die, die etwas bekommen sollen. 
Als oberösterreichischer Abgeordneter bin ich 
natürlich interessiert daran, da.ß wir das 
bekommen, was im Gesetz vorgesehen ist. 
Oberösterreich hat den höchsten Wohnungs­
fehlbestand. Daß wir daher von rund 
18 Prozent, die wir derzeit haben, auf 24 Pro­
zent der Wohnbauförderungsmittel kämen, 
begrüßen wir sehr, und wir würden uns sehr 
freuen, wenn es nun zu dieser vom Gesetz 
vorgesehenen Regelung käme. 

Da es aber so heftige Widerstände gibt, 
sind Besprechungen im Gange, daß etwa ein 
anderer Schlüssel gefunden wird . Ich möchte 
hier zum Ausdruck bringen : Wir sind durchaus 
bereit, schon jetzt in diesem Fonds auf den 
Bevölkerungsschlüssel zu gehen, damit wir 
eine unanfechtbare Ziffer haben, wo es keinen 
Streit gibt. Man kann sagen : Soviel Prozent 
Bevölkerungsanteil - aus ! (Zwischenruf des 
Abg. Weikhart.) Aber selbstverständlich, 
Herr Staatssekretär, dazu müßten wir das 
Gesetz ändern. Wir sind auch dazu bereit, 
wenn das das Ergebnis der Länderbesprechung 
sein soll, aber natürlich nicht nur bei der 
Wohnbauförderung 1954, sondern dann müssen 
auch die Verteilungsschlüssel bei den anderen 
Fonds geändel't werden. 

Herr Staatssekretär Weikhart ! Sie haben 
vorhin selbst gesagt : Der Wohnhaus-Wieder­
aufbaufonds hat heute nicht mehr die Funktion; 
die er bei seiner Gründung gehabt hat. Der 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds hat seine Auf­
gabe erfüllt, daher - weitere Folgerung -
sehen wir auch nicht ein, daß bei diesem 
Fonds, der die meisten Mittel hat - ich habe 
es Ihnen vorgelesen : 1777 Millionen -, das 
Bundesland Wien weiterhin 58 Prozent be­
kommt, während . . .  (Abg. Wei khart :  E8 
hatte auch _ d·ie größten Bombenschäden ! ) Ja, 
es hatte die größten Bombenschäden, aber Sie 
haben ja selbst gesagt, das sei bereits passe, 
das sei bereits erledigt. Sie können also jetzt 
nicht sagen : Wir gleichen den Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds jetzt irgendwie dem Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds an, aber gleich­
zeitig möchten Sie die 58 Prozent der Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds-Mittel weiterhin für 
Wien behalten. Das geht nicht. Auch dann 
müßten wir beim Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds so wie beim Bundes-Wohn- und Sied. 
lungsfonds gleich auch auf den Bevölkerungs­
schlüssel übergehen. Reden wir darüber, 
das ist eine Möglichkeit. Aber nur den einen 
Schlüssel jetzt zu verhindern, ohne bei dem 
anderen ein Zugeständnis zu machen, das gibt 
es nicht. 

Herr Staatssekretär Weikhart ! Sie waren 
lange genug im Handelsministerium. Ich 
glaube, Sie wissen, das hier keine gesetzlichen 
Festlegungen sind, daß hier also eigentlich 
im kurzen Wege der Schlüssel abgeändert wer­
den könnte. Wir sind nicht der Meinung, 
daß wir hier einfach jemanden überfahren 
sollen . . . (Abg. Weikhart : Richtlinien des 
M inisterium8 !) Richtlinien des Ministeriums ! 
Aber Sie wissen, daß das natürlich weder 
Verordnungs charakter noch auch Gesetzes­
charakter hat. (Abg. Weikhart :  E8 ist im 
Gesetz festgelegt auf die Schadenshöhe !) Ja. 
Da haben wir aber selbst erklärt, daß das heute 
kein Maßstab mehr sein kann. Daher glaube 
ich, daß man hier auch zu einer Lösung 
kommen müßte. 

Herr Staatssekretär Weikhart ! Sie haben 
sich auch mit dem Bundes-Wohn- und 
8iedlungsfonds eingehender beschäftigt. Ich 
darf folgendes aus dem Rechnungshofbericht 
1965, den wir noch im Dezember behandeln 
werden, zur Kenntnis bringen. 

Unter Ziffer 47 des Einschauberichtes des 
Rechnungshofes, im Bericht über die Einschau 
beim Bundesministerium für Finanzen, stellt 
der Rechnungshof fest, daß die beiden Fonds 
ziemlich hohe flüssige Geldmittel haben. Der 
Rechnungshof vertrat gegenüber dem Bundes­
ministerium für Finanzen die Ansicht, daß die 
Bestände an flüssigen Mitteln der beiden 
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Wohnbaufonds derart hoch sind, daß die Fonds 
"die Anleiheerlöse offensichtlich überhaupt 
nicht, zumindest aber derzeit nicht benötigen. 
So betrugen zum 3 1 .  Dezember 1964 die 
flüssigen Mittel des Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds 874 Millionen Schilling, die des Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds 547 Millionen" 
(Abg. Weikha rt:  Die braucht er ja I) , "wozu 
beim zuletzt genannten Fonds noch Wert­
papierbestände im Ausmaß von 638 Millionen 
Schilling kommen." Der Rechnungshof stellt 
außerdem fest, daß er diese Beanstandung 
bereits im Bericht über 1964 gemacht hat. 

Und nun darf ich etwas dazu sagen : Am 
31.  Dezember, das ist am Ende des Jahres, 
haben die Fonds so viel Geld. Die Fonds 
konnten noch gar nicht die Gelder vom fol­
genden Jahr haben. Sie haben aber auch - zu­
mindest vom Bundes-Wohn- und Siedlungsfonda 
ist das zu sagen ; wir sitzen ja beide im parIa. 
mentarischen Beirat und haben die Gelder 
längst ausgegeben gehabt - Geldmittel, die 
nicht vom folgenden Budget stammen, son­
dern vom früheren. (Abg. Weikhart : Aber 
flüs8ig ! ) Ja, flüssig I Es ist schon richtig, 
Herr Staatssekretär, daß gewisse Mittel flüs­
sig sein müssen. Aber der Rechnungshof 
bemängelt die Höhe der flüssigen Mittel. 
Sie dürfen ja nicht vergessen, daß diese Summe 
beim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds prak­
tisch eine ganze Jahresquote ausmacht und 
daß das beim Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 
weit über die Hälfte einer Jahresquote hinau8-
geht. 

Auf der anderen Seite - und dazu möohte 
ich jetzt eine Bemerkung machen - haben wir 
im heurigen Jahr zum Beispiel einen gewissen 
Engpaß, weil der Finanzminister seine Er­
mächtigung zur Anleiheauflegung nicht im 
vollen Ausmaß benützt hat, sondern pro Fonds 
nur 150 Millionen Schilling aufgelegt hat. 
Wir haben also sowohl beim Bundes-Wohn­
und Siedlungsfonds wie auch beim W ohnhaus­
Wiederaufbaufonds um 150 l\tIillionen Schil­
ling weniger, die uns irgendwie abgehen. Wir 
haben sie schon verteilt, wir wissen das, aber 
das belastet uns im Jahre 1967, weil hier prak­
tisch schon Vorgriffe gemacht worden sind. 
Wie wäre es, wenn wir diese Rücklage, wenn 
wir diese flüssigen Mittel doch etwas vermindern 
würden, um diesen Fehlbetrag, der uns heuer 
entstanden ist, auszugleichen ? Wir würden 
hier einerseits unseren Bauwerbern einen guten 
Dienst erweisen, und wir würden auf der an­
deren Seite gleichzeitig auch dem Rechnungs­
hof entgegenkommen, praktisch seiner Bemän­
gelung Rechnung tragen. 

Ich weiß schon, daß die Geldinstitute, 
Herr Staatssekretär Weikhart, bei denen diese 
Gelder liegen, keine Freude haben, die Zentral-

sparkasse der Gemeinde Wien, die BA W AG, 
vielleicht auch noch die Girozentrale. (Abg. 
We i k ha  r t : Die Oreditanstalt ! ) Aber wir können 
doch nicht sozusagen mit unseren staatlichen 
Geldern, die wir für den Wohnbau notwendig 
brauchen, den Geldinstituten, welcher Couleur 
immer, einen Gefallen tun. Das ist nicht der 
Sinn eines solchen Fonds, sondern wir müssen 
trachten, das dem Wohnbau zuzuführen. 
(Abg. Wei khart :  Das wird ganz anders aU8-
schauen !) Darüber werden wir ja noch reden 
müssen. Ich glaube, daß das kein unsachlicher 
Vorschlag gewesen ist, wobei ich auch durchaus 
sagen möchte, daß Ihre Ausführungen,  Herr 
Abgeordneter Weikhart, zu der Wohnungsfrage 
im großen und ganzen durcha\ls sachlich waren. 
Ich wollte nur nicht jetzt auf einzelne Sach­
fragen eingehen, weil ja dazu noch Gelegenheit 
Bein wird, wenn wir die sogenannte kleine 
Wohnungsreform beschließen wollen. 

Aber, Herr Staatssekretär, Sie verzeihen, 
wenn ich doch auch sage : Sie haben heute 
wieder das Mieterschutzproblem angeschnitten 
und haben hier erklärt, der Mieterschutz ver­
hindere nicht, daß es zu Renovierungen in 
Althäusern kommt, daß es Neubauten gibt, 
und so weiter. Ich möchte darüber jetzt mit 
Ihnen nicht diskutieren. Aber eine Bemerkung, 
die Sie vor nicht allzu langer Zeit gemacht 
haben und die in der "Arbeiter-Zeitung" 
vom 16. November auch abgedruckt wurde, 
möchte ich doch zum Anlaß nehmen, um das 
hier vorzubringen : "Weikhart : VP will Mieter­
schutz beseitigen. Abgeordneter Weikhart wies 
darauf hill, daß die OVP-Regierung ernsthaft 
erwägt, den Mieterschutz und vor allem die 
Kündigungsbeschränkungen zu beseitigen. Das 
würde bedeuten, daß an jedem Monatsersten 
wieder tausende Menschen um das Dach über 
ihrem Kopf bangen müßten, wie dies bereits in 
Westdeutschland der Fall iöt." 

Herr Staatssekretär ! Ich weiß nicht, woher 
Sie die Meldung haben, daß die ÖVP-Allein­
regierung die Kündigungsbestimmungen unseres 
Mietengesetzes beseitigen will . (Abg. Weik­
hart : Freie Mietzinsvereinbarung ! - AbO. 
Dr. Kummer:  Davon war nie die Rede !) 

Wenn Sie sich sachlich mit dieser sogenannten 
freien Mietzinsvereinbarung a useinanderge­
setzt hätten, dann würde ich sagen : Selbst­
verständlich, ist in Ordnung, Sie müssen nicht 
dieser Auffassung sein. Aber hier einfach zu 
erklären, die ÖVP-AIleinregierung wolle den 
Kündigungsschutz so quasi in Bausch und 
Bogen beseitigen, das ist, glaube ich, nicht 
sachlich, diese Behauptung - ich möchte 
keinen scharfen Ausdruck gebrauchen, um 
hier nicht eine gewisse Mißstimmung aufkom­
men zu lassen - muß ich sehr entschieden 
zurückweisen. (Beifall bei der (j V P. - Abg. 
W e i khart, ein Schriftstück vorweisend : Dann 
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sind Sie also gegen die Forderungen des ÖV P ... 
Hausherrenbundes ! - Weitere Zwischenrufe.) 
Ja, das habe ich auch. Ich weiß, was in diesem 
Blatt steht. Aber genausQwenig, wie Sie 
sich mit dem identifizieren lassen, was etwa 
ein sQzialistischer Journalist schreibt, genaUSQ­
wenig lassen wir uns mit dem identifizieren, 
was in einem Blatt steht, das nicht der ÖVP 
gehört. (Abg. Weikhart :  Dann muß ich 
Ihnen die Ausführungen des Herrn Regensb·urger 
zeigen, die er dort gehalten hat, im Namen der 
O VP 1 - Abg. Lola Solar:  Das ist nicht iden­
tisch mit der O VP I) Im Namen der ÖVP hat 
er nicht erklärt, daß ·die ÖVP den Kündigungs­
schutz beim Mietengesetz aufheben will. Ich 
glaube, das hat kein AbgeQrdneter dieses 
Hauses gesagt. (Abg. M ayr : Das habe auch 
ich nicht erldärt !Y 

Aber in diesem Zusammenhang haben wir 
schon eine Schwache bemerkt, daß nämlich die 
WQhnbaustatistik noch nicht ganz unseren 
Vorstellungen entspricht. Wir haben zwar die 
neue Grundlage, das Bundesstatistikgesetz 
1965, aber die Meldungen dauern jetzt eher 
länger als vorher. Das ist nicht die Schuld 
des Statistischen Zentralamtes. (Abg. Sp i e l­
büchler :  Ein statistisches Unwesen . ist das I) 
Ja, Herr AbgeQrdneter Spielbüchler, wenn Sie 
das VQm Gesichtspunkt der Gemeinden aus 
betrachten, dann mag das wohl stimmen. 
(Abg. Sp ie lbüchler:  Von jedem Gesichtspunkt 
aus !) Aber wQher soll eine Statistik ihre Grund­
lagen nehmen, wenn wir nicht auch die Hilfe 
der Gemeinden in Anspruch nehmen 1 Nur: 
müßte sich die Statistik insofern auswirken., 
als wir dQch zu klaren Begriffen kQmmen und 
hier nicht eine Begriffsverwirrung eintritt. 
Ich habe schon vorher gesagt : WQhnungsfehl- . 
bestand - keiner weiß wirklich mehr, was. dei 
eigentliche Wohnungsfehlbestand js� : - quali­
tativer, quantitativer und was weiß ich welche 
:anderen WQ4u.ngsfehlbestände es nQch g�bti . 
(Zwischenruf des Abg . .  Weikhar t.) Ja, �ber 
Sie wissen, welche Debatten darüper entstanden 
sind. 

_ . ' . "  

· - Ebenso. ist es mit den leerstehenden :W�h-, 
nungen. Es geistern hier verschiedene Zahlen 
heru� : es gibt 95.000, es gibt . 100.000 leer­
stehende WQhnungen in Österreich. Und wenn 
man . der Sache nachgeht, dann stellt sich 
heraus, daß das weitgehend nicht verfügbare 
WQhnungen sind. Auch hQhe kirchliche Wür .. .  
denträger haben sich dieser Ziffern bei bestimm- ' 
ten Gelegenheiten bemächtigt. ( Zwischenruf 
bei den Soziali8ten.) 

Sie ' haben sich mit der Wohnbauleistung in 
Österreich beschäftigt. Ich will es mir er­
sparen, sehr viel dazu zu sagen. Sie haben 
Ziffern genannt; meine- Ziffern differieren 
etwas : Ich habe hier für die Jahre - 1945 bis 
1964 710.000 Wohnungen, ich habe eine- Mel­
dung . . . ( Abg; Wei khart :  Letzte Meldung 1 Das 
mÜS8en Sie lesen-l Monatsbericht des Ö8terreichi­
schen Instituts filr W irtsckaJt�forschung 'Vom 
Oktober ! Da haben Sie alle.s drinnen I) Ich habe 
meine Meldung aus dem Organ des Prüfungs­
verbandes, und da stehen halt ein bißehen andere 
Ziffern. Aber sie gehen nicht sehr weit auseiIi-' 
ander. Wenn es richtig ist, wasin der Bau- und 
Böden'-KQrresPQndenz zu · lesen war - ich 
mache ' hier nQch ein Fragezeichen· dazu -, 
daß wir im Jahr 1965 55.530 WQhnungen er­
baut haben, dann wäre das insgesamt bis 
Ende 1965 eine WQhnbauleistung von 
765.000 WQhnungen. Mit anderen WQrten, 
es würden, wenn ich jetzt pro Haushalt im Wir haben im Bezirk Linz und Umgebung 

Durchsohnitt drei PersQnen ' rechne, etwa genaue Untersuchungen gemacht, und es sind 
2,280.000 Österreicher bereits in Wohnungen lediglich 6 Prozent der als leerstehend ge­

leben, die nach 1945 erbaut wurden. Das ist meldeten · Wohnungen als tatsächlich leer­

ein schwaches Drittel der Gesamtbevölkerung stehend und verfügbar herausgekommen. Und 
Österreichs, das in NeubauwQhnungen wQhnt. damit kann man natürlich nichts anfangen, 
Ich , gebe aber zu, auch diese WQhnungen, wenn man so. grQße Ziffern hier hört. 

besonders die am Anfang der Wiederaufbau- Ich glaube, daß wir uns freuen dürfen,' 
periQde errichtet wurden, sind nicht nur Woh- daß auf dem Wohnbausektor schon viel ge .. · 
nungen, über die wir uns heute nQch freuen schehen ist, aber nir · werden uns selbst-� 
können. Aber immerhin wurde hier schon verständlich nQch den Kopf zerbrechen müssen, 
sehr, sehr viel getan. Ich glaube, wenn auch wie wir die PrQbleme lösen, die mit den hohen 
die Ziffer 55.000 nicht stimmt, so. können wir Baukosten zusammenhängen, mit den uner­
dQch annehmen, daß im Jahre 1965 die 50.000- schwinglichen Mieten (Abg. Weikhar t :  Bau­
Grenze in etwa erreicht wurde. Das werden wir grundkosten I) , auch mit den Baugrundkosten, 
nQch sehen. Wir sind auch für das Jahr 1965 mit den hohen Mieten- in den Neubauwohnun­
überrascht gewesen, daß wir eine so. hohe Lei- gen und so. weiter. Aber dazu wird später ein­
stung haben. Verbaut wurden tatsächlich mal Gelegenheit sein. 
bis Ende 1964 94,5 Milliarden Schilling. Ich möchte auch noch ganz kurz eine Be­
Wenn man das Jahr 1965 dazunimmt, haben merkung zum BundeshQchbau machen. Wir 
wir sicherlich die 100 Milliarden-Schilling- haben hier die Schulbauten, land- und forst­
Grenze schQn überschritten. Das ist sehr er- ! wirtschaftlichen Schulbau, Landesverteidigung 
freulich. . und sonstige weitere Bundesbauten. Auch hier 
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ist eine Steigerung des Aufwandes zu verzeich­
nen. Wir klagen, daß zuwenig geschieht. 
Na, selbstverständlich, wer würde hier nicht 
klagen. Es wird zuwenig bei den Universi­
täten getan. Wir haben die beredten Klagen 
der Universität Innsbruck gehört, wir haben 
von dem Schulbedarf in den Ländern an all­
gemeinbildenden höheren Schulen, an Höheren 
technischen Lehranstalten, an Pädagogischen 
;Akademien gehört, und jedes Bundesland hat 
hier seine Sorgen, und jeder Wahlkreis hat seine 
Wünsche. 

Ich darf mit ein paar " Bemerkungen, Herr 
Minister, auch die Wünsche meines Wahlkreises 
und besonders der Stadt Wels hier anmelden. 
Es ist in der Zeitung die Rede von einem ange­
drohten Schulstreik am Bundesrealgymnasium 
Wels gewesen, weil das der Schulbau in Öster­
reich ist, der die längste Bauzeit hat, die über­
haupt jetzt ein Bundesbau hat. Vier Jahre lang 
wird bereits gebaut, und der Bau ist noch 
immer nicht fertig ! Die Eltern sind sehr r be­
sorgt, ob im Schuljahr 1967/68 tatsächlich 
der Bau bezogen werden kann. Deswegen die 
Drohung mit dem Streik. 

" 

Ein weiterer Wunsch, der vorgebracht wer­
den soll, ist der Bau der Höheren technischen 
Lehranstalt in Linz. Herr Minister, ich glaube, 
die Mittel sind dafür vorhanden, und es ist 
unerfreulich, warum sich hier ewig nichts tut 
oder so wenig tut. 

Natürlich gibt es hier sehr viele offene Wünsche . 
Es ist nicht alles in Ordnung, es ist auch man­
ches in der Planung nicht in Ordnung gewesen . 
Wir sollten aber trotzdem . . .  (Zwischenruf 
bei der SPÖ.) Sicherlich, warum sollen wir 
das verschweigen 1 Wir sollten aber auch die 
Leistungen nicht über Gebühr vermindern. 
Der österreichische Straßenbau kann sich schon 
sehen lassen. (Beifall bei der Ö V P.) Es sind 
in der Vergangenheit Leistungen erbracht 
worden, die durchaus einen Vergleich auch mit 
anderen Ländern aushalten. Ebenso ist unser 
Autobahribau nicht so, wie er immer hingestellt 
wird, nur ein Fleckerlteppich. Darf ich Sie 
daran erinnern, es ist noch nicht so lange 
her, daß man den Autobahnbau überhaupt 
als Aprilscherz hingestellt hat. Und dann ist 
er begonnen worden, und es ist zu langsam 
gegangen ; dann hat man immer vom Fleckerl­
teppich gesprochen, und heute sind auch wieder 
die Vorwürfe gekommen : Das Stück ist noch 
nicht fertig, und das ist nicht fertig ! 
Wir sind halt so weit, daß wir überall dort, 
wo wir hinwollen, schon eine Autobahn haben 
möchten. Und das ist nicht möglich. (Ruf 
bei der .8PÖ ,' Aber ökonomibch war der Auto­
bahnbau nie ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Es ist auch für die Zukunft bereits in dieser 
Hinsicht ein Konzept vorhanden. Aber, Herr 
Abgeordneter Peter, natürlich wird sich ein 
solches Konzept auch wieder einmal ändern. 
Es muß vielleicht revidiert werden, wenn man 

. Di� Höh�re technische Le�ran�talt in Wels ' sieht, daß sich gewisse Bedingungen und Um­lS� eI�e �rlllg��de NotwendIgkeIt . ebensosehr stände geändert haben. Es ist nicht so sicher 
WIe dIe III Vocklabruck : Aber ICh glaube, für die Zukunft daß man nicht auch einmal 
man sollte dort anfangen, wo mit dem geringsten sagen müßte : Dort und da müssen wir jetzt 
Bauaufwand begonnen werden kann. unser Vorhaben einer Revision unter�iehen ! 

Herr Bundesminister, Sie haben sich vor 
einiger Zeit selbst überzeugt, "wie schlecht die 
Unterbringung der Bundesbehörden, des Fi­
nanzamtes, des Arbeitsamtes und der Polizei 
in Wels ist und daß hier auch etwas geschehen 
muß. Ich bitte nur sehr darum, daß das 
Bautenministerium die Koordinierung über­
nimmt, daß auch die anderen Ministerien ihre 
Wünsche offiziell anmelden und daß es mog­
liehst bald zu einem Einvernehmen kommt. 

Ich möchte sagen, daß hier sogar sehr weit­
schauend geplant wird, und als Beispiel die 
Innkreisautobahn erwähnen, wo bereits vor 
Jahren das Bundesstraßengesetz geändert und 
diese Autobahn aufgenommen wurde, obwohl 
noch lange nicht daran zu denken ist, daß mit 
dem Bau begonnen wird. (Abg. Pet  e r ,'  1980 
soll sie fertig sein !) Reden wir nicht über den 
Termin ! (Neuerliche Zwischenrufe des Abg. 
Peter.) Freilich reden wir nicht über den 

Wenn wir viele Wünsche haben, dann müssen Termin, sonst machen Sie wieder dem Minister 
wir aber trotzdem auch anerkennen, daß den Vorwurf, daß er einen Termin genannt hat, 
auf dem Sektor des Hochbaues viel geschieht. der dann nicht eingehalten werden konnte. 
Was menschenmöglich ist, wird, glaube ich , (Abg. Pe t er :  Einigen wir uns auf 1980 oder 
getan, und eine kommende Generation wird 1990 I) 
vielleicht gerechter über unsere Zeit urteilen Aber es ist erstens einmal eine Notwendigkeit, 
als wir selbst. die Planung jetzt durchzuführen, weil die deut-

Zum Straßen bau möchte ich mich nicht allzu- sehe Autobahn in den Raum Passau kommt, 
sehr äußern . Nur ein paar Bemerkungen. und zweitens, weil es natürlich auch sehr wichtig 
Heute scheint es so, als ob beim Straßenbau ist, rechtzeitig die Grundeinlösen durchzu­
überhaupt nichts Positives mehr zu sagen führen, damit nicht dann hohe Ablösesummen 
wäre, weil der gesamte Straßenbau so unter bezahlt werden müssen, weil die Trasse dann 
dem Eindruck des Bautenskandals steht. , unter Umständen bereits verbaut ist. 
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Also es ist nicht so, daß hier vollkommen 
ohne Konzept vorgegangen wird. Es ist 
ein Konzept vorhanden. 

Wir haben natürlich Sorgen um die Zukunft 
des Straßenbaues in Österreich. Es sind vor 
allem Sorgen auch um die Finanzierung. 
Es geht auch um die wirtschaftlichen N o twen­
digkeiten, um die Überlegungen der Verkehrs­
politik im allgemeinen, um die Strukturpoli­
tik und um die der Erschließung von Ent­
wicklungsgebieten. 

Darf ich jetzt auch etwas zur Donaubrücke 
in Grein sagen. Herr Abgeordneter Peter I 
Es geht nicht allein um die Verkehrsfrequenz, 
sondern es geht auch darum, ob ein Gebiet, 
das als Entwicklungsgebiet angesprochen werden 
muß, durch eine solche Baumaßnahme irgend­
wie einen wirtschaftlichen Vorteil erzielen 
kann ; und das ist durch diese Brücke im beson­
deren Maß für das Mühlviertel gegeben. 
Ich wundere mich -sehr, daß Sie als ober­
österreichischer Abgeordneter das nicht auch 
berücksichtigen. 

Ich glaube, daß die Erschließung von Ent­
wicklungsgebieten eben auch auf diese Weise 
geschehen muß. Eine Straße zum Beispiel -
ich glaube, Herr Professor Jäger hat das irgend­
wann einmal sehr deutlich gesagt - von Linz 
ins Waldviertel ist sehr notwendig, um dem 
Waldviertel den Anschluß an Oberösterreich zu 
ermöglichen, weil damit auch die Wirtschafts­
kraft dieses Gebietes . gehoben werden kann. 
Auch wenn jetzt die Verkehrsfrequenz nicht 
vorhanden ist, dann müßte man ja gewisse 
Gebiete beim Straßenbau überhaupt ab­
schreiben. Das ist natürlich auch nicht mög­
lich. 

Aber besonders überlegungen des Fremden­
verkehrs verlangen einen rascheren Ausbau 
des Straßennetzes. Die Gefahr der Abwande­
rung des Ausländerverkehrs ist nicht bloß 
ein Gespenst, das an die Wand gemalt wird, 
sie ist eine Realität ; und da müssen wir eben 
rechtzeitig festlegen, wo gewisse vordringliche 
Verkehrswege gebaut werden müssen. 

Ich möchte aber auch zur Finanzierung ein 
Wort sagen. Natürlich kann die Finanzie-

. rung durch Maut dort und da angewendet 
werden, aber ein allgemeines Finanzierungs­
prinzip kann, glaube ich, auch die Maut nicht 
sein. 

Der Finanzausgleich bringt nun auch 
den Ländern und Gemeinden einen Anteil an 
der Mineralölsteuer und auch auf weite Sicht 
die Kraftfahrzeugsteuer. Wir ha ben immer 
den Standpunkt vertreten, daß auch die Län­
der und Gemeinden mit Mitteln der Mineral­
ölsteuer versorgt werden müßten, weil ja die 
Kraftfahrzeuge nicht nur auf Bundesstraßen 

fahren, sondern selbstverständlich auoh auf 
Landesstraßen und Gemeindestraßen. Be­
sonders auf die Anstrengungen der Gemeinden 
darf ich in diesem Zusammenhang hinweisen, 
auf den Bau unzähliger Güterwege. Das alles 
gehört natürlich auch in ein Verkehrskonzept 
hinein. 

Ich möchte zum Abschluß eines sagen : 
Es können selbstverständlich nicht alle Wün­
sche, die an das Baubudget gestellt werden, 
auch nicht alle Wünsche, die ihre Berechtigung 
haben, im Jahre 1967 erfüllt werden. Wir 
werden aber doch gerne diesem Kapitel unsere 
Zustimmung geben, weil dadurch auch im 
Jahre 1967 wieder viel gebaut werden kann : 
viele Straßen, viele Schulen und viele Woh­
nungen. (Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kreisky (SPÖ) :  Herr 
Präsident I Hohes Haus ! Vorerst einmal möchte 
ich gerne dem Herrn Abgeordneten Dr. Gruber, 
der ja - wie ich glaube - ein gelernter Jurist 
ist, sagen, daß er die Frage der Minister­
verantwortlichkeit in einer Weise interpretiert 
hat, die jedenfalls mit der Interpretation des 
bedeutendsten Verfassungs- und Verwaltungs­
rechtIers unseres Staates, des Professors Adamo­
vieh, nicht übereinstimmt. Ich möchte ihm 
diesbezüglich die Stellen bei Adamovich 

'
vor­

lesen. (Rufe beiderSPÖ : " Wer ist Adamovich 1" 
Den kennt er ja nicht !) 

Der Präsident des Verfassungsgerichtshofes 
Professor Adamovich stellte in seinem "Hand­
buch des österreichischen Verfassungsrechts" 
fest : 

"Voraussetzung für die Geltendmachung 
der Verantwortlichkeit" - und ich sage das 
deshalb so akzentuiert, weil Sie, meine Herren, 
schon heute darauf vorbereitet sein sollen, 
daß wir uns, wenn wir das nächstemal disku­
tieren, mit dieser Frage befassen werden -
"ist daher : 1 .  der Nachweis, daß das betreffende 
Verwaltungsorgan innerhalb seines amtlichen 
Wirkungsbereiches eine Rechtsverletzung be­
gangen hat ; hiebei genügt regelmäßig der 
Nach weis der Verletzung eines einfachen Ge­
setzes, beim Bundespräsidenten ist jedoch die 
Verantwortlichkeit auf die Verletzung der 
Verfassungsgesetze des Bundes eingeschränkt ; 
2. das betreffende höchste Vollzugsorgan" -
also der Minister - "muß an der festgestellten 
Rechtsverletzung ein Verschulden treffen . . .  " 
(Abg. Dr. Hauser :  Sie sind bei der Minister­
anklage, Herr Kollege !) - Moment ! Ich wieder­
hole es, Herr Dr. Hauser, obwohl ich es sehr 
langsam vorgelesen habe : "Voraussetzung für 
die Geltendmachung der Verantwortlichkeit 
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ist daher . . . " (Abg. Dr. Haus e r :  Im Sinne 
der Ministeranklage !) Jawohl ! Aber die Mini­
steranklage bezieht sich ja auf die Minister­
verantwortlichkeit, sonst h,t sie ja nicht 
gegeben. (Abg. Dr. MU88U : Die rechtliche, 
aber nicht die politische !) - Ich wiederhole 
also : , ,2. das betreffende höchste Vollzugsorgan 
muß an der festgestellten Rechtsverletzung ein 
Verschulden treffen, sei es, daß es die Rechts­
verletzung . . .  oder aus Fahrlässigkeit be­
gangen hat, oder" - und jetzt kommt das We­
sentliche - "es bei der Führung der Geschäfte 
durch die ihm untergeordneten Verwaltungs­
organe, insbesondere bei der Auswahl der be­
auftragten Unterorgane, an der notwendigen 
Vorsicht mangeln ließ." 

Ich muß schon sagen : Das mindeste, was 
wir dem Herrn Vizekanzler Dr. Bock vor­
werfen können und auch werden, ist, daß er 
jedenfalls nicht jene Vorsicht walten hat lassen, 
die zu seinen Pflichten gehört. (Abg. M inko­
wit8en:  Dann ist bei jedem Verkehrsunfall 
der Verkehrsminister verantwortlich ! - Gegen­
rufe bei der SPO.) Die Beteiligten an einem 
Verkehrsunfall sind ja bekanntlich keine Or­
gane des Ministers. (Abg. Machunze :  Sie 
kennen die Verhältni88e bei der Bunde8bahn 
nicht !) Das ist, glaube ich, wirklich ein wenig 
zu weit hergeholt. 

Meine Frauen und Herren des Hohen Hauses f 
Es hat heute hier eine sehr erregte Situation 
gegeben, und ich fühle mich verpflichtet, hier 
mit aller Eindeutigkeit klarzustellen, was zu 
dieser Erregung geführt hat, weil vielen Mit­
gliedern des Hohen Hauses die Ursache nicht 
bekannt ist. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Gruber hat die 
Behauptung aufgestellt, daß jedem ein Malheur 
passieren kann, daß niemand für alle Menschen 
verantwortlich gemacht werden kann, mit 
denen er zu tun hat. Ich unterschreibe diese 
Äußerung vollkommen. (Abg. Dr. J. Gruber ,'  
Aber das il>t als "Provokation" bezeichnet 
worden !) Ich erkläre hier, daß in (liner großen 
Partei, in der viele hunderttausende Menschen 
vereinigt sind oder die so viele Anhänger hat, 
es immer wieder, weil man eben nicht für 
jeden garantieren und die Hand ins Feuer legen 
kann, passieren kann, daß ein solches Malheur 
- denn es ist ein Unglück, wenn ein Korrup­
tionsfall passiert und aufgedeckt wird -
geschehen kann. Das Kriterium ist lediglich, 
wie rasch und wie gründlich man sich einer 
solchen Korruptionsaffäre entledigt. Meine 
Damen und Herren, hier haben wir Ihnen 
eben den Vorwurf zu machen, daß Sie sich 
ein bißchen zuviel Zeit gelassen haben. 

Sie haben sich zum Beispiel schon einige 
Jahre in der NEW AG-Angelegenheit, von der 
ich nochmals sagen muß, daß sie dieses Hohe 

Haus noch gründlich beschäftigen wird, viel 
zuviel Zeit gelassen. Als wir das erste Mal 
im niederösterreichischen Landtag auf die 
NEW AG-Affäre aufmerksam gemacht haben, 
da sind wir bestraft worden, es ist uns, der 
Sozialistischen Partei, nämlich der Obmann 
des Kontrollausschusses weggenommen wor­
den - zur Strafe, weil wir Fragen gestellt 
haben, die der Mehrheit in Niederösterreich 
unangenehm waren. 

Ich muß daran erinnern - obwohl es Ihnen 
ja bekannt ist, auch wenn es noch so unan­
genehm ist, muß ioh daran erinnern - :  
Es ist natürlich ein großer Unterschied, 
wer an einer KorruptionsafIäre beteiligt ist. 
Das kann ein untergeordnetes Organ sein ; 
das ist unangenehm, das trifft auch den Vor­
gesetzten und seine mangelnde Obsorge, er 
kann dadurch in ein schiefes Licht kommen. 
Aber Sie können doch nicht bestreiten, daß 
der Herr Minister Dr. Krauland einer der 
höchsten Funktionäre des ÖAAß gewesen ist 
und daß ihn seinerzeit der Bundeskanzler Figl 
fallenlassen mußte, weil ihm der Bundes· 
präsident Dr. Renner gesagt hat : Den ernenne 
ich Ihnen nicht mehr. (Abg. Dr. Kumme r :  
Das war ganz ander8, Herr Mini8ter Kreisky !) 

Sie können doch auch nicht be&treiten, 
daß in der Affäre Haselgruber der Herr 
Landesparteiobmann der ÖVP für Wien, der 
Herr Polear, beteiligt war und daß damals der 
Herr Bundeskanzler Raab erklärt hat - viel­
leicht im hastigen übermut erklärt hat -, 
daß das alles, was die Volkspartei bekommen 
hat, auf Heller und Groschen zurückgezahlt 
werden wird. Wenn Sie also Testaments­
vollstrecker des verstor benen Bundeskanzlers 
sein wollen, dann seien Sie es gründlich 
und auch in diesem Fall ! (Beifall bei den Sozia­
li8ten.) 

Sie können doch nicht bestreiten, meine 
Damen und Herren, daß der Beteiligte 
an dem letzten und, wie ich glaube, allergrößten 
Korruptionsskandal der Republik der Herr 
Geschäftsführende Landesparteiobmann der 
ÖVP Niederösterreich Müllner gewesen ist. 

Und deshalb glauben wir, daß man doch nicht 
einfach jetzt nach der Methode vorgehen soll, 
die eigenen Fehler und Unterlassungen dadurch 
zu überdecken, daß man den Menschen zu 
der Behauptung Anlaß geben will : "Es sind 
eh alle Gauner." Das ist eben nicht der 
Fall. 

Wir gehen gar nicht 80 weit, meine Damen 
und Herren im Hohen Haus, daß wir die 
Behauptung aufstellen : Es sind alles Gauner, 
die auf der Seite (auf die Ö V P -Fraktion zei­
gend) sitzen. (Abg. Glaser :  Das hat aber einer 
Ihrer Parteifreunde gerufen !) Ich habe lediglich 
erklärt, und auf das komme ich . . . (Abg. 
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Dr. Withalm : Mit Ihrem Zwischenruf haben 
Sie das behauptet !) Moment, lassen Sie mich 
ausreden. Ich erkläre hier, daß ich der festen 
Überzeugung bin . . . (Abg. Dr. Wi thalm:  
Den Zwischenruf habe ich selber gehört !) Meinen 
Zwischenruf, den können Sie nachlesen. Ich 
erkläre hier, daß ich der festen Meinung bin, 
daß die überwältigende Mehrheit der Volks­
vertreter in Österreich sehr anständige Men­
schen sind, und ich würde nur wünschen, daß 
mit dem gleichen strengen Maß auch in gewissen 
Kreisen außerhalb der Politik gemessen wird 
wie im Bereich der Politik. 

Das ändert aber nichts an der Tatsache, 
daß wir Ihnen 'den ernsten Vorwurf machen 
müssen, daß Sie sich sehr lange Zeit gelassen 
haben in der Frage der Säuberung bei diesem 
Reinhaltungswerk das jeder politischen Partei 
obliegt. 

Und nun zum Schluß : Der Herr Dr. Withalm, 
der ja . . .  - lassen Sie es mich so sagen . . . 
(Abg. Dr. Withal m :  Reden Sie nur den Satz 
aus, er interessiert mich !) Der Herr Dr. Withalm 
hat sich in letzter Zeit 

'
- das muß ich als sein 

politischer Gegner sagen, obwohl ich kein 
Recht habe, andere Politiker zu klassifizieren 
und zu qualifizieren, jeder steht für das, was 
er sagt, in aller Öffentlichkeit ein - die Methode 
zurechtgelegt, immer wieder mit Vorhersagen 
und Drohungen zu kommen. Ich fordere 8ie auf, 
Herr Abgeordneter Dr. Withalm : Wenn Sie 
irgendwelches Material haben, das darauf hin­
deutet, daß die Sozialistische Partei oder ihre 
Spitzenfunktionäre, ihre führenden Funktio­
näre - und da konzediere ich Ihnen schon eine 
sehr breite Schicht - an einer Korruptions­
affäre beteiligt waren oder von ihr profitiert 
haben, dann lassen Sie doch das jemanden 
sagen, der dafür vor Gericht gradstehen muß. 
Das können Sie doch nicht im Schutze der 
Immunität sagen ! 

Und wenn ein Mitglied dieser Regierung, 
der Herr Staatssekretär Dr. Haider, in einem 
Zwischenruf uns entgegenruft, daß die Sozia­
listische Partei 120 SADI.Millionen bekommen 
hat, dann ist das eines Mitglieds der Regierung 
unwürdig ! Aber nicht nur das : Er soll doch 
jemanden in seiner Partei finden, der das in 
aller Öffentlichkeit erklärt und den wir dafür 
zur Rechenschaft ziehen können. 

Aber weil Sie immer von der SADI reden, 
Herr Dr. Withalm, und damit ein bißehen 
spekulieren, daß man nicht weiß, worum es sich 
handelt, möchte ich Ihnen folgendes sagen : 

Als in der Affäre um die SADI - das ist eine 
Vertretung der Stickstoffwerke, eine Firma 
im Ausland gewesen - zum erstenmal Be­
hauptungen aufgestellt wurden, die den Ver­
dacht, den bloßen Verdacht ergab:m, daß sich da 
irgend jemand einer strafbaren Handlung schul-

dig gemacht hat, hat der Herr Sektionschef 
Dr. Dipl.-Ing. Schopf am 21 .  4, 1961 in der 
Aufsichtsratsitzung der Österreichisc;hen Stick­
stoffwerke ersucht, ihm vor Eingang in mesen 
Tagesordnungspunkt das Wort zu erteilen, 
und er hat dann folgende Erklärung abgegeben :  

"Ich beehre mich mitzuteilen, daß im Hin­
blick auf die bekannten, gegen Herrn General­
direktor Viktor Hueber erhobenen Anschul­
digungen der Herr Vizekanzler" - diesmal 
reden wir von Vizekanzler Dr. Pittermann ­
"als zuständiger Ressortminister der Sektion IV 
des Bundeskanzleramtes die Staatsanwaltschaft 
Linz um Prüfung des Sachverhaltes in der 
Richtung, ob ein gerichtliches Einschreiten 
gegen Herrn Generaldirektor Hueber geboten 
ist, ersucht hat ." 

Sie sehen also, man kann schon etwas ra­
scher und gründlicher reagieren ! 

Damit Sie aber wissen, was bei der SADI­
Affäre schließlich herausgekommen ist -
allzu ausführlich will ich meine Intervention 
hier doch nicht gestalten �, möchte ich Ihnen 
mitteilen, daß einer Ihrer führenden Politiker 
in Oberösterreich, der Herr Ökonomierat 
Johann Blöchl, folgenden Brief geschrieben 
hat : 

" Auf Grund mir erteilter Informationen 
hatte ich es als meine Pflicht erachtet, gegen 
die SADI SocieM Anonyme d'Importatiop. 
und Sie als deren Verwaltungsräte bei den hiefür 
zuständigen Gerichten in der Schweiz Schritte 
einleiten zu lassen, ohne jedoch selbst auf die 
Formulierung der dort erstatteten Anzeige 
Einfluß zu nehmen. Im Zuge der in Österreich 
und in der Schweiz geführten Verfahren haben 
sich diese mir von dritter Seite zugekommenen, 
Ihre Ehrenhaftigkeit borührenden Informatio­
nen als nicht stichhältig herausgestellt." (Rufe 
bei der SP(j : Haider !) "Ich bedaure daher, 
daß durch die eingeleiteten Schritte Ihre 
Ehrenhaftigkeit unbegründet in Zweifel ge­
stellt war." 

Ich bitte den Herrn Staatssekretär Haider, 
die Ehrenhaftigkeit der Sozialistischen Partei 
nicht unbegründet in Zweifel zu ziehen ! 
(Lebhafter Beifall bei der BPÖ. - Abg. Bte i­
ninger :  So etwas nennt man Verleumdung !) 

Präsident Wallner : Zum Worte gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Dr . Withalm (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Herr 
Abgeordneter Dr. Kreisky, ich muß in Er­
innerung rufen, daß hier in diesem Hohen Haus 
von diesem Platze aus vor Jahren anläßlioh 
einer Debatte über einen Rechnungshofbericht 
von unserem damaligen Sprecher, dem jetzigen 
Innenminister Dr. Hetzenauer, festgestellt 
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wurde - das stand im Rechnungshofbericht ! 120 Millionen bekommen ! Beweisen Sie die -, daß an die SADI von den Sticksto:ffwerken Beschuldigungen des Dr. Haider !  Dazu haben 
allein in den Jahren 1954 bis 1 958 109,9 Mil- Sie als Generalsekretär die Verpflichtung !) 
lionen Schilling an Provisionen bezahlt wurden. Momentan rede ich, und ich habe Ihnen 
Ich rufe ins Gedächtnis für diejenigen, die sich gesagt, was ich behauptet und was ich fest­
daran vielleicht nicht mehr ganz genau er- gestellt habe. (Lebhafte Zwischem'ufe bei der 
innern können, daß die SADI ein Korrespon- SPÖ. - Abg. Gze t t e l : T-reten Sie den Wahr. 
denzbüro in Lausanne war, mit einem Schreib- heitsbeweis an ! - Präsident Wallner  gibt 
tisch und einem einzigen Mann, der dieses neuerlich das Glockenzeichen.) Meine Damen 
:Korrespondenzbüro betreute. Der Rechnungs- und Herren, ich war erstaunt über die Reak. 
hof hat damals festgestellt, daß von den ins- tion, die ich bei Ihnen feststellen mußte, 
gesamt bezahlten 1 65 Millionen Schilling Pro- als das Wort SADI gefallen ist. (Abg. Beny a :  
visionen - von 1954 bis 1958 H O  Millionen - Weil wir uns nicht beschuldigen lassen !) Ich 
mindestens 65 Millionen Schilling völlig über- bin jetzt wieder erstaunt, meine Herren, 
flüssig bezahlt wurden. Das war damals nicht daß Sie so erregt sind. Ich kann mir nicht yor­
eine Feststellung des Abgeordneten Doktor stellen, warum Sie sich so erregen. (Abg. 
Hetzenauer, sondern des Rechnungshofes ! G z ettel : Beweisen Sie die Beschuldigungen des 

Meine Damen und Herren ! Damals würde Dr . Haider ! Dazu haben Sie al8 General­
festgestellt, daß die Österreichischen Stick- 8ekretär die Verpflichtung ! - Zwi8chenrufe 
stoffwerke das einzige Stickstoffwerk von ganz des Abg. Dr. K reis ky.) Herr Abgeordneter 
Europa sind, das überhaupt Provisionen be- Dr. Kreisky, was wollen Sie � Ich weiß wirk­
zahlt hat, denn damals war es ja nicht so, lich nicht, warum Sie sich so erregen konnten. 
daß der Stickstoff nicht anzubringen gewesen Ich muß Ihnen ehrlich sagen, · ich kann nicht 
wäre. (Abg. Dr. Pit termann :  Nein, nein !) ohne weiteres begreifen, daß Sie sich zum Aus­
Herr Kollege Dr. Pittermann, Sie schütteln druck "Lumpenpack" für die ganze Öster­
das Haupt, und zwar in einer Richtung, daß reichische Volkspartei hinreißen ließen. (Abg. 
ich annehmen muß, Sie sind nicht ganz meiner Dr. Kreisky : Das habe ich nicht gesagt !) 
Meinung .  Sie hätten den Kopf an und für Entschuldigen Sie vielmals, wir werden an 
sich senkrecht in Bewegung setzen sollen, das Hand des stenographischen Protokolls fest­
wäre richtiger gewesen als in der Waagrechten. stellen lassen, ob dieser Ausdruck vermerkt 
(Heiterkeit bei der Ö V P.) Sie waren nämlich wurde. Ich sitze doch nicht in allzu großer 
damals ab dem Jahre 1956 der verantwortliche Entfernung von Ihnen, und ich war nicht der 
Minister . . . (Abg. Dr. Pit terman n :  Oho ! - einzige, der diesen Ausdruck gehört hat, son­
Abg. Gze t t e l : Beweisen Sie Ihre Behauptung !) dern mehrere von uns haben ihn gehört. 
Natürlich, ab 1956 waren Sie der zuständige (Abg. Dr. Kreisky:  Den Ausdruck habe ich 
verantwortliche Minister ! (Abg. Dr. pi t t er

.
- I gebraucht für diejenigen, die

" 
das b�haupten �) 

mann : Aber Withillm der Raab war e8 die Der Ausdruck "Lumpenpack hat SICh auf die 
IB V !  - Abg. Beny� : Von 1956 bis 1959 ganze Fraktion der Österreichischen Volks­
war es die I B V !  - Heftige Zwischenrufe.) partei bezoge?- ! ( Leb�afte �wische:"rufe. -
1959 waren Sie es aber auf jeden Fall ! (Abg. Abg. Dr. Kre � 8 k y :  Ne�n, ne�n !) WIr werden 
Oz ette l : So ernst nehmen Sie Ihre Argumente ! das an Hand des stenographischen Protokolls 
Da gehört etwas dazu ! - Weitere lebhafte feststellen. (Abg. Czet t� l :  Beweisen Sie d� 
Zwischenrufe. - Präsident Wallner  gibt das Behauptung d�8 Dr. Ha�der oder nehmen SU3 
Glockenzeichen.) Herr AbO'eordneter Dr. Pit- das in aller ÖOentlichkeit zurück ! So einfach 
termann, dann waren Sie

o
es 1959 auf jeden geht das nicht ! - Weitere ZwischenrUfe.) 

Fall, und nachher sind gleichfalls noch Provi- Ich behaupte gar nichts, ich stelle momentan 
sionen bezahlt worden. Sie wissen sehr genau, nur die Behauptung auf, daß Abgeordneter 
daß nachher gleichfalls noch Provisionen be- Dr. Kreisky für uns den Ausdruck "Lumpen­
zahlt worden sind. Ich stelle fest, daß diese l pack" gebraucht hat. (Abg. Dr. K r eisk1l:  
Beträge ohne jede Gegenleistung bezahlt wor- Das habe ich nicht !) 
den sind ! Meine Damen und Herren ! Sie haben Hasel-

Herr Kollege Dr. Kreisky, wenn das Ver- gruber, Krauland und so weiter aufgezählt. 
fahren mangels Beweisen eingestellt wurde, Sie scheinen sich nicht zu erinnern, mir ist 
ist damit noch lange nichts gesagt. (Abg. das gar nicht angenehm, wenn ich darüber 
Benya:  Zurückgezogen, nicht eingestellt ! - reden muß, daß wir hier in diesem Hohen 
Abg. Dr. Pit terman n :  Die Klage wurde Hause einmal den Fall KELAG behandelt 
zurückgezogen ! - Abg. Czet t e l :  Beschuldigen haben. Da ist es auch um sehr, sehr schöne 
Bie niemanden !) Wer beschuldigt 1 Ich habe Summen gegangen. (Abg. W e i k h art : Na 
erklärt, es wurden insgesamt 165 Millionen und ? Was hat das mit der Sozialistischen 
Schilling an Provisionen bezahlt. (Abg. Gze t- i Partei zu tun ? Wo hat die Partei etwas be· 
tel :  Haider hat erklärt, die Sozialisten haben ' kommen ?) Sie scheinen sich nicht mehr daran 
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zu erinnern, daß es in Kä.rnten - das scheint 
ein guter Boden dafür zu sein - den Fall 
Mayerhofer gegeben hat. (Abg. Weikhart: 
Der iBt verurteilt und aus der Partei aU8ge­
schlo8sen worden ! Das ist der Unterschied 
zwischen uns und Ihnen !) Ein Unterschied 
zwischen uns und Ihnen besteht in vielen 
Dingen. Das möchte ich ohne weiteres sagen. 
In vielen Dingen besteht ein Unterschied. 
(Abg. Weikhart:  Und Sie schützen den 
M iillner !) Zwischen uns und Ihnen besteht 
auch insofern ein Unterschied, daß bei uns 
erst dann einer verurteilt ist - das habe ich 
schon einmal von diesem Platz aus gesagt -, 
wenn das Gericht ihn schuldig gesprochen hat ' 
(BeiJall bei der O VP. - Abg. Weikhart : 
Warum ist er dann fristlos al8 Generaldirektor 
entlassen worden ? Weil er unschuldig ist ?) 
Stadtrat Mayerhofer von Klagenfurt ist jeden­
falls schuldig gesprochen worden. Ansonsten 
ist von denen, über die Sie gesprochen haben, 
bisher noch niemand schuldig gesprochen 
worden. (Abg. Oze ttel : Haider soll beweisen ! 
DaB war ein schwerwiegender VorwurJ!) 

Herr Abgeordneter Czettel, ich erteile Ihnen 
für den Ausdruck "Feigling" einen Ordnungs­
ruf. (Heftige Zwischenrufe.) 

Ich bitte, . nun den Abgeordneten Melter 
sprechen zu lassen ! (Abg. Ing. Häuser:  
Er soll es gleich machen und nicht verschieben ! 
Er soll den Mut haben und sagen: Ich habe 
die Anzeige erstattet ! - Weitere Zwischenrufe.) 
Der Abgeordnete Melter hat das Wort. Ich 
bitte um Ruhe. ( Abg. W ei/ehart : Staats­
aekretär Haider muß das beweisen !) 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Skandal­
geschichten, meine Damen und Herren, scha­
den dem Ansehen der- Republik Österreich ! 
Es ist kein geeigneter Weg, hier nun Schuld 
gegen Schuld aufzuwiegen oder mit Vorwürfen 
zu erwidern. Notwendig ist nach Auffassung , 
von uns Freiheitlichen, alle diese Schuldfragen 
zu klären und die Verantwortlichen eindeutig 
zur Rechenschaft zu ziehen, gleichgültig, ob es 
nun kleine Beamte, -kleine Angestellte in Bau­
firmen oder führende Funktionäre in den 
Ministerien oder in der Wirtschaft sind. Wir 
sind der Auffassung, daß derartige Schuld-

Der Herr Abgeordnete Dr. Kreisky hat fragen eindeutig und möglichst schnell ge­
a.n mich eine Aufforderung gerichtet. In Form klärt werden müssen und daß keine Drohungen 
�on Zwischenrufen zwischen den Bänken habe vor zukünftigen Enthüllungen Bremsen ein­
ich bereits gesagt - meine Damen und Herren, bauen sollen. 
nehmen Sie das bitte zur Kenntnis - : Ich Ich selbst habe mir vorgenommen, im 
nehme den Handschuh, den Sie mir hinwerfen, Rahmen der heutigen Debatte einiges zur 
auf. Sie haben mich aufgefordert, den Beweis Frage der Wohnungswirtschaft zu sagen, denn 
zu erbringen, daß, wie behauptet wurde, Geld hier ist leider auch die Situation gegeben, daß 
in eine bestimmte Richtung geflossen ist. durch Anschuldigungen gegen ein Mitglied 
(Abg. Dr. K reisky : Zur Partei ! Zur Soziali- dieses Hohen Hauses gewisse Zweifel in der 
Btischen Partei !) Bitte, wenn Sie es noch Öffentlichkeit aufgetreten sind, ob nicht in 
deutlicher haben wollen, meinetwegen : Zu der Wohnungswirtschaft genauso. schwere Ver­
Ihrer Partei. (Abg. Weikhart:  Wir haben fehlungen vorgekommen sind wie in der Bau­
nichts zu verbergen !) Meine Damen und Her- wirtschaft das heißt daß Zweifel daran be­
ren t Nehmen Sie zur Kenntnis, ich greife den stehen, ob die durch 

'
die Öffentlichkeit aufge­

Fehd�handschuh �uf (Abg. Ben.,!,a:  Na und ?), I brachten Mittel so verwendet worden sind, 
und ICh werde mIch sehr bemühen, der A�- wie man es in einem geordneten Haushalts­
forderung gerecht zu werden und Ihnen die wesen gerne sehen würde. 
Bew:eise, d

.
ie Sie haben wollen, zu erbring�n !  Ich bin der Auffassung, daß gerade die Mit­(Beifa�l be� der OVP. - Abg: Oz:t tel : Ha�der teilungen, die im Laufe der heutigen Debatte soll 8e'me Behauptungen bewe�8en . Solche V �- durch den Abgeordneten Moser schon zur würfe machen und nicht begrilnden ! ? Em Sprache gekommen sind bezüglich der Auf­Feigling Bind Sie, ein politischer Feigling sind hebung eines eingeleiteten Verfahrens um 

Sie ! - Geger::ru�e bei der . () V P. :- A�g. Auslieferung eines Abgeordneten, sehr, sehr Gzettel :  Ve�dachhgen und n�clU bewe�8en .km- bezweifeln lassen, ob die Einstellung des nen ! - We",tere lebhafte Zw�schenrufe be� der Herrn Generalsekretärs Dr. Withalm, für SPO.) Sauberkeit und Ordnung zu sorgen, tatsächlich 
Präsident Wallner (wiederholt das Glocken- so ernst gemeint ist, denn sonst müßte er größ­

zeichen gebend) : Zum Worte gemeldet ist der ten Wert darauf legen, daß durch die Aus­
Herr Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. lieferung und Klärung der Schuldfrage durch 
(Abg. Ozett e l :  Haider Boll beweisen oder die das zuständige Gericht klargestellt wird, ob 
Vorwürfe zurücknehmen ! Sie politischer Feig- und in welchem Ausmaß oder ob nicht etwas 
ling Withalm ! - Abg. Benya: Sie Bollten sich gegen die Gesetze geschehen ist. 
8.chämen ! - Abg. Ozettel : Verdächtigen und Wir Politiker haben dann zu beurteilen, ob 
niclU beweisen können ! - Abg. Ing. Häuser :  etwas getan wurde, was zwar nicht straf­
Das ist die Methode : Haltet den Dieb !) 

-
rechtlich verfolgbar ist, aber was, im gesamten 
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gesehen, gegen die Intentionen und Absichten 
dieses Hohen Hauses getan wurde, die etwa 
dahin gelautet haben, daß alle Mittel einzu­
setzen sind, die aufgebracht werden können, 
um den Wohnungsbau zu fördern. 

Gerade im Zusammenhang mit der Gesell­
schaft des Wohnungseigentums und mit der 
Verwendung der Mittel des W ohnhaus-Wieder­
aufbaufonds muß man sagen, daß gewisse 
Zweifel bestehen, ob immer eine nachdrückliche 
überprüfung der zweckmäßigen Verwendung 
erfolgt ist, insbesondere in bezug auf die 
Forderung auf überhöhte Mieten oder beim 
Wohnungseigentum in bezug auf die Forderung 
weitaus überhöhter Grundkostenanteile. Mir 
sind Fälle bekannt, in denen man für die 
Grundkostenanteile etwa den Betrag gefordert 
hat, der vom Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 
als zinsgünstiges Darlehen gewährt worden ist. 
In den Relationen ist also etwas sehr zweifel­
haft, und ich bin der Auffassung, daß man 
durch genaue überprüfung und Kontrollen 
vorbeugen könnte, um im Interesse der Mieter 
und der Wohnungsuchenden etwas Positives 
zu erreichen. 

Gerade die Frage der Wohnungs wirt­
schaft und der Wohnbauförderung ist für 
sehr viele Einzelpersonen oft wesentlich 
schwerwiegender als die die Gesamtheit der 
Bürger betreffende VerscWeuderung der Geld­
mittel beim Straßenbau, denn es sind ja 
Tausende in Österreich, die für die Erstellung 
von Eigenheimen oder für den Kauf von 
Eigentumswohnungen jahrelang sparen, jahre­
lang Opfer bringen, um zu einem für sie 
günRtigen und erträglichen Ergebnis zu ge­
langen. Dies darf aber nicht dadurch gefährdet 
werden, daß man die Wohnbauförderungsmittel 
zu teuren und ungünstigen Bedingungen her­
gibt beziehungsweise daß man Wohnbauförde­
rungsmittel in Kanäle fließen läßt, in die sie 
nicht fließen sollen. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu er­
wähnen, daß man bisher keine Vorsorge da­
gegen getroffen hat, daß verschiedene Wohn­
baumanager darangehen, diese Ersparnisse 
der '\Vohnungsuchenden für sich nutzbar zu 
machen, indem sie sich bereit erklären, Bau­
vorhaben auszuführen. Für die Finanzierung 
stehen dann nur die Eigenmittel der Wohnung­
suchenden zur Verfügung. Die Gesamtfinan­
zierung ist in vielen Fällen nicht geklärt, und 
fast immer fehlt nie ausreichende Deckung 
durch Eigenmittel des fÜl die Bauführung ver­
antwortlichen Unternehmers. Wenn dann für 
das erste Bauvorhaben die Mittel nicht mehr 
ausreichen, dann werden die Eigenleistungen, 
die schon für das zweite Bauvorhaben, das 
angekündigt wurde, eingezahlt worden sind, 
zur Weiterfinanzierung des ersten Vorhabens 

eingesetzt. Das setzt sich so fort, die Decke 
wird immer kürzer, und schließlich und end. 
lich kommen viele derjenigen, die ihre Erspar­
nisse eingezahlt haben, zu kurz, nach dem 
Sprichwort : Den Letzten beißen die Hunde. 

Wir Freiheitlichen sind in der Frage der 
Wohnungswirtschaft der Auffassung, daß sie 
auch nach den Prinzipien der sozialen Markt­
wirtschaft geregelt werden muß. Voraus­
setzung dafür ist allerdings die ausreichende 
Wohnraumbeschaffung. Solange ein großer 
Wohnraumfehlbestand ist, wird der übergang 
nicht möglich sein. Es ist daher dafür Vorsorge 
zu treffen, daß möglichst schnell Neubauten 
erstellt werden. Weiters ist dafür zu sorgen, 
daß der Altwohnbau erhalten bleibt und daß 
man dort die Voraussetzungen schafft, daß 
Reparaturen zu erträglichen Bedingungen 
durchgeführt werden können, einerseits etwa 
dadurch, daß man bei der Mietzinsgestaltung 
neue Wege beschreitet, andererseits dadurch, 
daß man in begründeten Fällen auch für die 
Erhaltung des Altwohnhausbesitzes zins. 
günstige Darlehen bereitstellt. 

Der Neubau von Wohnungen wird derzeit 
nach drei verschiedenen Bestimmungen von 
drei verschiedenen Wohnbaufonds gefördert. 
Wir Freiheitlichen sind grundsätzlich der Auf­
fassung, daß diese drei Wohnbaufonds in einen 
einzigen Fonds zusammengefaßt werden müs­
sen, der jedoch nur eine Zwischenfunktion 
auszuüben hat. In der gesetzlichen Regelung 
wäre nämlich unserer Auffassung nach vorzu­
sehen, daß diese Fondsmittel auf die Bundes· 
länder verteilt werden. Bezüglich des Auf­
teilungsschlüssels hat hier Dr. Gruber einiges 
gesagt. Die Kopfzahl nach den nur alle zehn 
Jahre erfolgenden Bevölkerungszählungen 
allein ist allerdings nicht ganz befriedigend, 
weil damit ja nicht berücksichtigt wird, daß 
in einzelnen Bundesländern der Zuwachs 
an Bevölkerung wesentlich stärker ist als in 
anderen Bundesländern. Dieser Zuwachs 
an Bevölkerung charakterisiert ja auch den 
besonderen Mehrbedarf an Wohnraum. Dabei 
muß besonders beachtet werden, daß dieser 
Bevölkerungszuwachs in der Regel in Alters­
gruppen erfolgt, die im Erwerbsleben stehen, 
und in Altersgruppen, die auf Grund ihrer 
Erwerbstätigkeit auch in der Lage sind, neue 
Familien zu gründen und in der Folge auch 
Kinder zu zeugen. Dafür müßte bei der Ver. 
teilung nach der Kopfzahl durch eine Zu­
wachsrate entsprechend vorgesorgt werden. 
Zumindest wäre vorzusehen, daß innerhalb 
der zehnjährigen Volkszählungsfrist Zwischen­
zählungen durchgeführt werden, die als Basis 
für die Berechnung der Verteilung der W ohn­
bauförderungsmittel dienen könnten. 

Es geht aber nicht nur um die Verteilung 
der '\Vohnbauförderungsmittel, sondern auch 
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um die gesamte Kompetenz für die Wohnraum- schutzwohnung odel' eine Wohnung ist, die 
,wirtschaft. Es steht , außer ' Zweifel, aus öffentlichen ' Mitteln wesentlich gefördert 
daß in den verschiedenen Bundesländern, ins- worden ist; bedeuten, daß grundsätzlich auf 
besondere im Vergleich zur Bundeshauptstadt, eine der Begünstigungen zu verzichten ist und 
grundsätzlich unterschiedliche Verhältnisse im daß man hiefür die gesetzlichen Voraus­
JJest,and an Wohnungen und in der Einstellung setzungen schaffen muß : entweder Kündigung 
,der Bevölkerung bestehen. Dem soll :man da- des günstigen Darlehens oder eine Kündi­
,durch Rechnung tragen, daß man sowohl , die gungsrriöglichkeit für die , Mieterschutzwoh­
.Gesetzgebung als auch ' die Vollziehung im nung, damit der Betreffende in die Eigentums­
,Bereich der Wohnungswirtschaft, insgesamt �ohnung, die �us öfl"entlichen Mitteln gefördert 
also , Wohnungsbau, Mietenwesen und der- , wurde, einziehen kann. 
gleichen mehr, auf die Bundesländ�r überträgt. Der ' Mietzins ist ein besonderes , Problem. 
j)a� ist eine Grundforder,mg, die wir Freiheit" Wir müssen immer wieder feststellen; daß , hier lichen erheben. 

' ' 
ganz gewaltige Unterschiede bestehen, die zum. 

" Beim Mietwesen sind wir selbstverständlich Großteil auch dadurch mitverursacht werden, der Auffassung, daß der bestehe.nde Kündi- daß die drei bestehenden Wohnbauförderungs­
gu,ngsschutz erhalten bleiben muß. Wir sind richtlinien sehr , unterschiedliche ' Darlehens� 
aber gleichzeitig der Auffassung, daß bei Neu:. ansmaße und Darlehensmöglichkeiten zulassen. 
vermietungen eine andere Regelung Platz zu 
greifen hat, daß die Kündigungsbestimmungen Dazu ist zu sagen, daß wir in Vorarlberg 
jn solchen Fällen neugeordnet werden, indem leider ' nicht mit ei�em Grundm'ietzins ' von 

nur 12 bis 15 S rechnen müssen, sondern aaß man etwa befristete Mietverträge zuläßt, ' die 
bei Ablauf des Mietvertrages durchsetzbar leider, schon Fälle bekannt sind; 'wo nach der 

KaJkUlation ' ein: Grundmietzins von 35 S be­sind, oder inde:ql man etwa eine Kündigungs-
möglichkeit unter ganz konkreten Voraus- rechnet , wird : beim sozhilen Wohnungsb"all 
setzungen schafft. Dahei ' bestünde " die Mög- der Vorarlberger Wohnungsbau- und Sied� 
llchkeit, daß die öffentliche Hand- oder die aus lungsgesellschaft. 
öff@tlichen Mitteln geförderten Siedlungs- Man ersieht daraus, daß hier ganz krasse 
gesellschaften entsprechende Ersatzwohnungen Unterschiede etwa , zwischen dem östlichen 
wenigstens bei Ablauf der Kündigungsfrist und dem westlichen Bundesgebiet bestehen, 
bereitstellen. Dann würde eine ganz " wesent- die nur dann ausgeglichen werden k�nneil, 
liehe Erleichterung eintreten, die insbesondere wenn man eben ,den einzelnen Bundesländern 
die Voraussetzung dafür wäre, daß die ge- die Mögiichkeit , gibt, nach ihren eigenen :se­
horteten Wohnungen, die derzeit einfach dürfnissen und nach den Vorstellungen ihrer 
deshalb nicht vergeben werden, weil sich' der Wohnbevölkerung eine Ordnung " dieser Pro­
Eigentümer sagt, daß er dann, wenn er einen bleme zu bekommen. 
,Mieter hineinläßt, ihn nicht mehr hinaus,. In Vorarlberg hat man sehr erfolgreich , ver­bekommt, für die Wohnungsuchenden wieder sucht, die Objektförderung durch die Subjekt-:verfügbar würden. Das , würde eine ganz ' 

förderung zu ergänzen. Es gibt sowohl für wesentliche Entlastung bedeuten. Man denke Mietwohnungen wie auch für Eigentums-daran; daß etwa 100.000 Wohnungen nur aus ' 
diesem Titel der Angst, einen �eumieter nicht wohn�ngen , oder Ei�enheime Mietzins- ,be� 

ziehungsweise Annuitätenzuschüsse, die auf mehr hinauszubekommen, in Reserve gehalten . J: il' g ht W h g f d' H"h eIne Jam len eree e 0 nun , au le 0 e werden. Diese leeren Wohnungen stellen bei 
dem bestehenden' Fehlbedarf zweifellos einen des AufWandes für die Wohnung - also 

gleichgültig, ob Miete oder Darlehensiü(;k­unerträglichen ' Luxus' dar. zahlungen -' und auf das Familieneinkommen 
' . '  Die Österreichische Volksparwi hat nach abgestellt sind. Dies ist zweifellos eine , ganz 

den Wahlen unter anderem: aUch in der Re- zweckmäßige Regelung, die jährlich neu er­gierungserkIärung zum Ausdruck gebracht� folgt und jährlich neu berechnet wird, sodaß daß es' notwendig wäre, die Fragen der Woh- Änderungen , im Familienstand, in den Dar­nungswirtschaft mit ' Mut anzugehen, und, daß lehensbelastungen und im Familieneinkommen man möglichst schnell zu einem Ergebnis ge- immer wieder berücksichtigt werden. Daher langen müsse. Die ersten 100 Tage sind auf bekommt also nur derjenige Zuschüsse, der 
diesem Gebiete nach außenhin jedenfalls nutz- darauf angewiesen ist und der nach objektiven los ' verstrichen. Wir sehen keine konkreten Gesichtspu-:Ikten einen Anspruch darauf er­
Vorschläge. Es fehlt eine Regierungsvorlage, heben kann. die geeignet wäre, eine Neuordnung dieses 
ganzen Problemkreises in die Wege zu leiten. Hier ist auch das Problem der Wohnungs­
Die zur Sprache gebrachten Vorschläge, daß beihilfen in die Erörterung zu werfen. An 
eine Familie nur eine begünstigte Wohnung Wohnungsbeihilfen wird jährlich etwa 1 Mil. 
haben soll, gleichgültig, ob dies eine Mieter- liarde Schilling ausbezahlt. Die Wohnungs-
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beihilfe erhaltell viele, die keinen Mietaufwand 
zu tragen haben, wo sie also nicht gerecht­
fertigt ist. Andere hingegen, die eine Miete 
von 1000 S, 1500 S oder 1 800 S zu bezahlen 
haben, bekommen als Wohnungsbeihilfe nur 
den Betrag von 30 S bezahlt. Diese Relationen 
haben nach den heutigen wirtschaftlichen 
Verhältnissen keine Berechtigung. Hier würde 
eine Umverteilung der Erträge des Wohnung� ­
beihilfenbeitrages für bestimmte ·Wohnungs­
beihilfenleistungen eine ganz gewaltige Stei­
gerung der FörderungtüeiF;tungen für den 
Wohnungsneubau und auch Leistungen für 
jene Fälle ermöglichen, in welchen durch die 
Mietzinsbelastung eine unerträgliche Ein­
schränkung der sonstigen Lebenshaltungs­
kosten für die Familie eintritt. Auf diesem 
Gebiet müßte also eine ge:delte Verteilung 
einsetzen, bei der insbesondere kinderreiche 
Familien und junge Familien zu fördern sind. 

Eine Neuregelung würde zweifellos auch 
eine ganz fühlbare Verwaltungsvereinfachung 
ermöglichen, die durch die . dann folgenden 
Einsparungen die Zweckförderung wiederum 
verbessern würde. 

Im Lebenshaltungskosten-Index II ist der 
Aufwand für Wohungen immer noch mit 
einem Anteil von 4,9 Prozent eingesetzt. 
Diese Zahl, die bei Berücksichtigung des 
Einkommens . und des Wohnungs bedarfes 
keineswegs mehr gerechtfertigt ist, hätte auf 
Grund der tatsächlich gegebenen Verhältnisse 
zweifellos schon lange geändert werden müssen. 

Wir &ind auch der Auffassung, daß die 
gesamten Darlehenshingaben im Hinblick auf 
den Zeitraum der Rückzahlung nicht mehr 

ein Zweitauto zulegen, indem sie sich sehr 
stark modernisieren - es sei ihnen gegönnt, 
aber uns geht die Linderung der Wohnungsnot 
vor. Es ist demzufolge Vorsorge zu treffen, 
daß die dafür von der Gesamtheit der Steuer­
zahler aufgebrachten Mittel in erster Linie 
für die Wohnungsuchenden eingesetzt werden. 

Wenn also nach Ablauf dieser 10 oder 
15 Jahre Schutzfrist für zinsfreie Darlehen eine 
Zinsbelastung vorgeschrieben wird, dann wird 
mancher doch eher bereit sein, das Darlehen 
schneller zurückzuzahlen. Dadurch Rtehen 
dann früher größere Mittel zur Verfügung, 
die dann dazu dienen können, daß man den 
Prozentsatz, der mit 60 Prozent der Gesamt­
kosten vom Herrn Abgeordneten Weikhart 
dargestellt wurde, wieder auf 80 oder 90 Pro­
zent hinaufsetzen kann, um dadurch einem 
größeren Teil der Bevölkerung das Wagnis 
einer Eigenheimerstellung zumuten zu können: 

Wir Freiheitlichen sind auch der Auf­
fassung, daß die ganze W ohnungswirtschaf� 
irgendwie in . die Regionalplanung eingebaut 
werden muß, daß auf diesem Sektor auch 
die Entwicklungstendenzen abgeschätzt werden 
müssen. Schließlich und endlich ist die Auf­
stellung von Flächenwidmungs- und Ver� 
hauungsplänen auf Gemeinde- und Landes­
ebene zu fördern. Sie sollen es ermöglichen, 
bestimmte im Verbauungsgebiet liegende Ge­
biete für den Wohribau zu reservieren. Durch 
Aufschließung und durch die folgende Be­
lastung mit Beiträgen zu den Aufschließungs­
kosten ist dazu beizutragen, daß diese Gründe 
eher für den Wohnungsmarkt zur Verfügung 
gestellt werden. 

gerechtfertigt sind. Eine Annuität, die sich In diesem Zusammenhang ist auch ein 
auf 70 Jahre erstreckt, bei der also ein Wunsch an das Ministerium zu richten, 
Wohnungsneubau vom Ersteller, von seinen welches gerade durch die Straßenplanung 
Kindern und Enkelkindern finanziert wird und die Autobahnplanung sehr wesentlich 
- eine Wohnung, die dann vielleicht nicht in das Konzept der Flächenwidmung eingreift 
mehr bewohnbar ist -, läßt sich nicht recht- und sehr wesentlich dazu beiträgt, daß in 
fertigen. Wir sind also der Auffassung, daß manchen Gebieten der Wohnbau nicht so 
die Wohnbauförderungsmittel schneller um- voranschreitet, wie es an und für sich wün­
gesetzt werden müssen. Das heißt, es wäre schenswert wäre. Das ist auf Bausperren 
etwa Vorsorge dafür zu treffen, daß die für große Gebiete zurückzuführen, die einmal 
Darlehen für 10 oder vielleicht auch 1 5  Jahre irgendwie für eine Autobahntrasse in Er­
zinsfrei zu geben sind, daß dann jedoch, wägung gezogen wurden. Hier sei gerade 
wenn sich die Einkommensverhältnisse und das Beispiel von Bregenz vor Augen geführt� 
die familiären Verhältnisse des Darlehens- wo eine Unzahl von Trassen in Erörterung 
nehmers geändert haben, ein bestimmter I gestanden ist und wo für jede dieser Trassen 
Prozentsatz an Zinsen zu fordern ist, damit der I ein 60 bis 80 m breiter Streifen freigehalten 
Betreffende das ihm günstig zur Verfügung werden muß, der nicht verbaut werden darf, 
gestellte Darlehen schließlich nicht noch in weil vor Jahren einmal angenommen wurde, 
Luxusartikel umsetzt. Es zeigt sich ja immer es könnte vielleicht die Autobahn dort geführt 
wieder, daß viele Eigenheimersteller in der werden. Es müßte also dafür Vorsorge ge­
Lage wären, die zinsgünstigen Darlehen wesent- troffen werden, daß die Baugründe in jenen 
lich schneller zurückzuzahlen. Da sie aber Bereichen, wo einmal geplante Trassen völlig 
billiges Geld haben, verwenden sie es lieber ausgeschieden sind, für die Verbauung wieder 
für andere Zwecke, indem sie sich vielleicht freigegeben werden. 
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Zum Schluß möchte ich noch darauf zu 
sprechen kommen, daß uns Vorarlberger der 
Bautenskandal auch direkt berührt, weil da­
durch der Ausbau der Vorarlberger Autobahn 
eine wesentliche Verzögerung erfahren hat. 
Es wurde der Ausschreibungstermin unter 
Hinweis darauf hinausgeschoben, daß einzelne 
Positionen neu berechnet werden müßten. 
Dadurch ist ein Zeitverlust von mehreren 
Wochen eingetreten. Dann wurde die Aus­
schreibung durchgeführt, die Voranschläge 
wurden eingereicht. Nun muß man wegen 
der Zweifel über verschiedene ungute Vor­
kommnisse in der Bauverwaltung längere 
Zeit warten, bis das zuständige Ministerium 
die Entscheidung trifft und den Zuschlag 
erteilt._ Wir bedauern es, daß in Vorarlberg 
verschiedene Baulose deshalb noch nicht in 
Arbeit sind, weil Unterlassungen vorliegen, 
weil verschiedene Skandale vorgelegen haben, 
die die Verzögerung verursachen. 

Wir erwarten von der Bundesregierung, 
daß möglichst schnell Ordnung geschaffen 
wird und daß insbesondere das von der ÖVP 
versprochene Konzept für die Wohnungs­
wirtschaft erarbeitet und dem Hohen Hause 
zur Entscheidung vorgelegt wird, damit die 
Wohnungsuchenden auf die Erlösung von 
ihren Sorgen nicht allzu lange warten müssen. 
(Beifall bei der F PO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Scherrer. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Scherrer (ÖVP) : Herr Präsi­
dent I Hohes Haus I Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Für denjenigen, der 
gestern die Zeitungen gelesen hat, ist es 
nicht verwunderlich, daß heute die Namen 
jener weiteren Firmen bekanntgegeben wurden, 
die im Bauskandal in Untersuchung gezogen 
wurden. Schon gestern konnte man es sich 
an den Fingern abzählen, um welche Firmen 
es sich dabei handeln könnte. Ich war aber 
trotzdem überrascht, daß sich darunter eine 
Reihe von Firmen befindet, von denen wir 
wissen, daß sie gerade in unserem Heimatland 
Niederösterreich in den letzten 20 Jahren 
durch ihre Leistungen aufgefallen, bekannt­
geworden sind. Sie haben tatsächlich bisher 
als gute, solide Baufirmen gearbeitet. 

Da ich mich aber mit der Bauwirtschaft 
seit über 50 Jahren besonders verbunden 
fühle, da ich sonderbarerweise in meiner 
beruflichen Tätigkeit und auch als Gründer 
der ältesten Bausparkasse Österreichs mit 
der Bauwirtschaft immer sehr viel zu tun 
hatte, kann ich sagen : Ich weiß, wie schwer 
es diese Bauwirtschaft gerade in den letzten 
20 Jahren beim Aufbau unserer Heimat hatte. 
Ich möchte Sie daher bitten, mir denn doch 

einmal zu folgen und diese Ereignisse von 
einem anderen Gesichtspunkt aus Z'!l be-
trachten. 

-

Erinnern Sie sich an das Jahr 1945, an 
eine Zeit, in der "jeder nichts mehr" besessen 
hat. Die Baufirmen konnten in den letzten 
Kriegsjahren in diesem Land überhaupt keine 
Tätigkeit mehr entfalten, sondern die Unter­
nehmer waren zu einem großen Teil in die 
Oststaaten oder sonstwohin dienstverpflichtet, 
um dort strategische Bauwerke zu errichten. 
Sie sind im Jahre 1945 oder auch später 
zurückgekommen und haben sofort damit 
begonnen, mit ihren braven, treuen Mit­
arbeitern aus der vergangenen Epoche die 
Betriebe wiederaufzubauen. 

Sie alle werden sich daran erinnern, daß 
es unsere Beamten und unsere Behörden 
hier in Wien genauso schwer hatten. Sie 
wußten nicht, wie sie leben, wie sie ihren 
Lebensunterhalt weiter bestreiten sollten. Sie 
sind aber trotzdem an ihre Schreibtische 
gegangen und haben die Behörden und die 
Ämter, so auch die Bauämter des Landes 
und des Bundes, wiederaufgebaut. 

Aber was war nun in der Folge notwendig, 
um überhaupt bauen zu können � Die Heimat 
war zerschlagen und zerstört, und für die 
Baufirmen lag eine ungeheure Auftragsfülle 
vor. Sie sind darangegangen, jenen Menschen, 
die sie für die Arbeit brauchten, das Brot 
zu sichern. In diesen ersten Jahren nach 
dem Krieg konnte nur derjenige irgendeine 
Baufirma in Anspruch nehmen und Arbeiter 
bekommen, der auch dazu bereit war, dafür 
Lebensmittel zur Verfügung zu stellen. So 
hat man diese Lebensmittel nicht nur für 
die am Bau Beschäftigten gebraucht - denn 
es war für den Unternehmer selbstverständ. 
lich, daß er für die Versorgung seiner Mit­
arbeiter aufzukommen hatte, sonst hätten 
sie doch nichts leisten können -, sondern 
es mußte auch dafür gesorgt werden, daß 
jene Hunderte und Tausende von Beamten, 
die in der Großstadt Wien in den Behörden 
saßen, auch für ihre Tätigkeit, die sie aus­
üben mußten, die notwendige Nahrung er­
hielten. So ist man eben von draußen, vom 
Lande, mit Paketen nach Wien gefahren, 
um die erforderlichen Materialien zu bekommen 
und um allen jenen, deren Mitarbeit man 
brauchte, das Brot zu geben, das sie in die 
Lage versetzte, ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. 

In der späteren Folge ist aus dem Lebens­
mittelpaket meist Alkohol geworden. Ich 
erinnere mich ganz genau, wie schwierig es 
war, Aufträge ausgeführt zu bekommen, wenn 
man nicht in irgendeiner Form mit Naturalien 
geholfen hat. So haben wir uns in die Jahre 
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1950, 1951 und 1952 hineingearbeitet. Nun 
begann durch die große Aufbauleistung in 
der Heim.at auch der große Baueinsatz auf 
dem öffentlichen Auftragssektor , auf den 
Autobahnen, im Wohnbau, der seit dieser 
Zeit ungeahnte Erfolge erzielen konnte. 

Wir haben damit in dieser Form unsere 
Heimat aufgebaut. Alle haben sich angestrengt 
und ihre Lei"ltungen bis zum äußersten ge­
trieben. Aber, meine lieben Freunde, ich 
muß Sie hier um Verständnis bitten : Die 
Bauwirtschaft war kapitallos, sie hatte prak­
tisch nichts. Der technische Fortschritt 
zwischen 1950 und 1960 begann Formen 
anzunehmen, die eine ungeheure Verschuldung 
der Bauwirtschaft mit sich brachten. Ich 
bestreite nicht, daß es dadurch vielleicht da 
und dort vorgekommen ist, daß ein Unter­
nehmer, um seine Raten für die Baumaschinen 
bezahlen zu können oder aber um seinen 
Mitarbeitern, um die er ja ohnehin schon 
kämpfen und ringen mußte, den Arbeitsplatz 
zu erhalten, versuchte, einen Auftrag auf eine 
Art zu bekommen, die vielleicht nicht mehr 
ganz korrekt war. 

Aber man hatte es ja in den vergangenen 
zehn Jahren mit dem Lebensmittelpaket und 
dann dem Alkoholpaket beginnend gelernt, 
wie man unter Umständen später dann auch 
schon mit blauen Scheinen zu diesem oder 
jenem Auftrag kommen kann, um die Rate, 
die fällig wird, bezahlen zu können und durch 
diese Leistungen den Zusammenbruch der 
mühsam aufgebauten Unternehmungen zu 
verhindern. (Abg. Herta Winkler: Ist das 
eine Erklärung ?) 

Ich glaube, meine Damen und Herren des 
Hohen Rauses, so war es in diesen letzten 
20 Jahren, und ich bin der Meinung, daß 
wir unter diesen widrigen Umständen, unter 
denen die Bauwirtschaft die großen Leistungen 
der letzten 20 Jahre erbracht hat, sehr stolz 
auf sie und zufrieden sein müssen mit dem, 
was trotzdem erreicht werden konnte durch 
die Zusammenarbeit von Unternehmern und 
Mitarbeitern und durch die Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmern und unseren Behörden, 
insbesondere mit den Baubehörden. (Abg. 
Herta W inkler: Das ü,t ja unerhört I) 

Nun, meine Damen und Herren, so sind 
diese 20 Jahre vergangen. Ich muß Ihnen 
gestehen, wenn ich heute Gelegenheit habe 
- das kommt ja doch wiederholt vor -, 
durch das Land zu fahren, und wenn wir uns 
dann mit Freunden oder Fremden zusammen­
setzen und über dieses herrlich schöne Land 
reden, in dem in den letzten 20 Jahren ein 
so gigantischer Aufbau vollbracht wurde, 
dann können wir doch auf das, was hier 
von der Bauwirtschaft Österreichs geleistet 

wurde, mehr als stolz sein. Und da haben 
alle zusammengeholfen. (Beifall bei der Ov P. 
- Der Präsident übernimmt den Vorsitz.) 

Wir sehen in unserer Heimat die Straßen, 
die ihre Visitenkarte sind, und können an 
jeder den Jahrgang, zu dem sie gebaut wurde, 
ablesen. Denn wir wissen, daß die wichtigsten 
Bundesstraßen die ersten waren, die in Angriff 
genommen wurden. Aber wenn wir heute 
auf diesen Straßen fahren, gefallen sie uns 
nicht mehr ; sie sind in einem Zustand, der 
uns deswegen keine Freude bereitet, weil die 
Straßen der letzten zehn Jahre oder gar 
der letzten fünf Jahre viel, viel schöner und 
weitaus besser ausgeführt worden sind, als 
es in der Vergangenheit der Fall war. (Abg. 
Gertrude W ondraclc: Aber auch viel, 'Viel 
teurer I) 

Ich habe gerade im letzten Jahr im Urlaub 
Gelegenheit gehabt, mir die herrlichen Straßen 
Kärntens, unsere Bundesstraßen, die dort neu 
gebaut wurden an unseren herrlichen Seen, 
anzusehen, und ich muß sagen : Jeder Öster­
reicher ist stolz auf die Leistungen, die hier 
erbracht worden sind. (Abg. Dr. Pittermann: 
M ölltalstraße ! ) 

Hohes Haus ! Ich bitte Sie daher, wenn 
nun tatsächlich Vorkommnisse in der Bau­
wirtschaft die öffentliche Meinung sehr gegen 
sie eingenommen haben, denn doch zu be­
denken, daß sie es nicht leicht hatte : der 
ungeheure Mangel an Personal, die gegenseitige 
Abwerbung der Arbeitskräfte - ioh will 
nicht von den Ingenieuren und Technikern 
sprechen, die ja unbedingt notwendig waren, 
um die Betriebe überhaupt aufbauen und 
vergrößern zu können -, der Mangel an 
diesen Kräften und dann die gegenseitige 
Abwerbung, meist auch eine Abwerbung, 
die in das Ausland führte, und auf der anderen 
Seite die junge Beamtenschaft, die an diesem 
Aufbau mitarbeitete und vielleicht da und 
dort schwach geworden ist, wenn sie gesehen 
hat, daß der eigene Kollege, mit dem man 
auf der Schulbank gesessen ist, den doppelten, 
ja oft sogar den dreifachen Monatsbezug 
gegenüber jenem erreichen konnte, den man 
selbst als öffentlich Bediensteter hatte. Ja 
wo käme denn dieses Land hin, wenn wir 
nicht diese braven und treuen Mitarbeiter 
im Land und im Bund hätten, die hier ihre 
Aufgaben und Pflichten unter viel schwierigeren 
und viel unangenehmeren Bedingungen er­
füllen müssen als alle jene, die draußen auf 
den Baustellen und in den Bauunternehmungen 
eine gleichartige Tätigkeit auszuüben haben 1 

Ich bitte Sie daher, nicht immer den Stab 
über diese braven Menschen zu brechen, 
auch nicht über die Unternehmer, die da und 
dort vielleicht schuldhaft in etwas hinein-
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geraten sind, das sie leider nicht mehr rück- weil es unsere öffentlich Bediensteten auch 
gängig machen konnten, und dadurch in hier nicht leicht haben, wenn sie solchen 
einen Verdacht gekommen sind. Ich bin .Angriffen ausgesetzt sind und sich gegen sie 
aber überzeugt, daß in wenigen Monaten zur Wehr setzen müssen. 
die völlige Ordnung hier wiederhergestellt sein 
wird und wir wieder so wie in der Vergangen­
heit auf unsere ·  Bauwirtschaft stolz sein dürfen 
und uns darüber freuen können, daß alle 
miteinander, Unselbständige und Selbständige 
- wie wir heute schon gehört haben, 
30.000 selbständige Unternehmer und über 
300.000 Mitarbeiter -, zusammen mit der 
großen Schar von braven und tüchtigen 
Mitarbeitern in unseren Behörden und Ämtern, 
diesen Aufbau unserer Heimat bewirkt haben. 
(Abg. Gertrude W ondrack: Das iBt sehr billig I) 
Das ist die Situation und der Stand, über 
den ich sprechen wollte, heute hauptsächlich 
aus dem Grund, weil ich weiß, wie schwer 
die Kritik ist, die hier geübt · wird. 

Nun möchte ich aber, da hier im Teilheft 
des Bundesvoranschlages auf Seite 88 Beilage C 
in einer Aufstellung die Entwicklung des 
Autobahnbaues finanziell genau aufgeschlüsselt 
wird und auf der anderen Seite eine Ent­
schließung des Finanzausschusses vorliegt (Un­
ruhe - der Prä8ident gibt das Glocken­
zeichen) - sie ' wurde heute schon einmal 
verlesen -, in der es im Punkt 3 ausdrücklich 
heißt, daß dem Nationalrat so rasch wie möglich 
ein langfristiges Straßenbauprogramm unter 
Berücksichtigung der &ich aus der Verkehre­
lage . ergebenden Schwerpunkte vorzulegen ist, 
denn doch den Herrn Bundesminister bitten : 
Wenn -.wie sicherlich alle bestätigen wetden- ' 
ein langfristiges festes StraßenbauprogramlIl 

Ich möchte aber auch noch eine Fest- .  entwickelt· werden soll, dann sollen hier 
stellung treffen. Ich habe, wie ich betont nicht endgültig alle Ziffern festgenagelt werden, 
habe, viel in der Bauwirtschaft zu tun und da es durch eine Veränderung in der Verkehrs" 
habe auch in den letzten Jahren sehr viel lage, durch eine Veränderung der · äußereB 
bei den Landes- und bei den Bundesbehörden Verhältnisse unter Umständen notwendig wer­
auf dem Gebiet des Straßenbaues zu tun den kann, daß auch ein solches Programm 
g�haht. Ich muß feststellen, daß hier seit geändert wird. 
zirka zwei Jahren, seit Beginn der Prüfungen 
durch den. Re.c:tlDungshof, bei dies�n Behörden Ich möchte hier nur' eiri einziges Beispi�l 
eine gewisse Angst entstanden ist, die irgendwie anführen, das mir zutreffend erscheint ' und 

uns uQ,ter : Umständen eine · Überraschung lähmend auf die Tätigkeit . · dieser unserer . 
Beamten gewirkt hat. Als heuer im Frühjahr bri�gen könnte : SQn�e es gelingen, . bei�piels-
dUrch eine Baufirma, die ich finanziell · zu . welse das CER�-Prolekt, um das sIch · Oster­
betreuen habe, anläßlich eines Bauskandals reich ja so sehr bemüht, tatsächlich in d� 
auch mein Name in' den Zeitungen stand, Waldyiertel zu bekommen, dann werden meiite. 
bekam ich Anrufe aus dem ganzen Bundes.-

Meinung nach sofort Straßenbaumaßnahmen 
gebiet von Männern, die ich nicht kenne notwendig sein in einem bedeutenden Ausmaß, 
und <:lie mich alle gebeten haben, daß ich die in · einem Vorausprogramm natürlich gar 

nicht . festgelegt s�in können. Dann wird als Abgeordneter zum Nationalrat doch dahin sofort die Schnellstraße zwischen St. Pölten wirken solle, daß auch den öffentlich Be- und Krems . und von Krems in das Wald­diensteten dann, wenn sie angegriffen werden, 
w�H sie eine Tätigkeit setzen mußten, weil viertel hinauf zur Durchführung kommen 

müssen, was sicherlich · beachtliche Mittel in sie Risiko zu tragen hatten, wenn sie nachher 
über Auftrag des Rechnungshofes in ein Anspruch nehmen wird. Aber es · wird in 

dieses große Pr0l' ekt, · zu dem auch · der Bund Disziplinarverfahren oder zur Verantwortung 
gezogen werden, Gerechtigkeit widerfährt. Der seinen Beitrag wird leisten müssen, einge-
TeQhniker weiß eben nicht, wenn er seine schlossen sein. Daher, glaube ich, müssen 

Entscheidungen zu treffen hat, wie er nun wir immer wieder, auch jetzt bei der Er­

mit dieser Entscheidung ankommen wird. stellung eines solchen Programms, Vorsorge 
Er kann in den Boden nicht hineinschauen. treffen, daß nicht alle · Mittel restlos erschöpn 
Wir wissen, daß Bohrversuche - gerade die werden. 
Westeinfahrt nach Wien zeigt das - nicht Ich möchte m,ir bei dieser Gelegenheit 
eindeutig ergeben, was nun wirklich mit gestatten, auf eine besondere Sorge hinzu­
dem Boden vorgeht und ob die Maßnahmen weisen, die wir - und das nicht nur in Nieder­
richtig sein werden. (Abg. H orr: Hören Sie auf! österreich - schon lange haben und die 
Hören Sie auf! Da muß man eben 50 sich mit jenem Projekt beschäftigt, das leider 
Löcher mehr bohren I) Und so kam es eben dazu, noch nicht fertiggestellt werden kann, nämlich 
daß hier Fehler geschehen sind, für die sie mit der Südumfahrung Wiens. Sie wissen, 
verantwortlich gemacht wurden. Dadurch daß dies - das gebe ich ohne weiteres zu -
mußten die Beamten ihre Entscheidungsfreude seit eh und je ein Projekt des Landes Nieder­
einbüßen. Auch das muß hier gesagt werden, österreich war ; an dieser Südumfahrung 
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wurde schon zur Zeit der Reichsautobahll- Verkehr, der hier in Wien gaI nichts zu tun 
verwaltung, also während des Krieges, ge- hat, fertiggestellt werden sollte. Wir sollten 
arbeitet und gebaut, und wir haben auf dieser doch diese Wünsche, wenn es finanziell irgend-
38,8 km langen Strecke immerhin auch schon wie durchführbar ist - für die nächsten 
rund 300 Millionen Schilling investiert, und zwei Jahre reichen jedenfalls die vorgesehenen 
zwar in einem großen Brückenbogen am Mittel nicht aus -, daß diese Rundfahrt 
Steinhäuslberg, den Sie j a, wenn Sie schon um Wien, der Anschluß an die Südautobahn 
einmal auf der Autobahn gefahren sind, fertiggestellt wird, zu erfüllen trachten. 
kennen und der die Möglichkeit zur Abfahrt 
zur Südautobahn bietet. Dieses Stück ist Und zum Abschluß eine Bitte. Ich habe 

bis Klausen-Leopoldsdorf fast fertig. Ich hatte mich vor Jahren bemüht, für eine Gemeinde 

selbst Gelegenheit, mit dem verstorbenen an der Westautobahll eine Abfahrt zu be­

Herrn Landeshauptmanll HaItmann beim kommen, und ich habe mich überzeugen 

Herrn Bundesminister deswegen vorzusprechen, lassen, daß dies nicht möglich ist. Man sagte 

und es wurde uns versichert, daß diese mil, daß die Autobahn, genauso wie ein 

12% km fertiggestellt werden. Leider scheinen D-Zug nicht überall stehenbleiben kann, 

durch den Mangel an Personal insbesondere ?ben eine Schnellstraße. ist. Freilich muß�e 

bei den Landesbehörden die Dinge hier wieder IC� dann zur Ken�tms 
.
nehme�, �aß dIe 

schwieriger geworden zu sein. Mir wurde VIelzahl vo� Parkplatzen Ja schlIeßhch 
.. 
auch 

jedenfalls versichert, daß mit der Fertig- I 
v�rkehrsbeh�ndernd und verk�hrsstorend 

stellung dieses Vorhabens vor 1969 leider WIrkt. Aber ICh habe nachher a
.
uch In Deutsch­

nicht zu rechnen ist .  Auf der anderen Seite j land �esehen, daß ganz bescheIdene Abfahrten 

ist von Vösendorf bis Brunn am Gebirge I· zu 
. 
emz�ln�n �rtschaften an . der Autobahn 

ebenfalls mit großem Kostenaufwand die d?c·h .mogl�ch smd u�d daß Sie da und dort 

Einbindung in die Südautobahn fertiggestellt VielleIcht eme Aufse�Ießun� von bedeutend�n 

worden und ein Teilstück von 2 %  km prak-
I Fremdenv�rkehrsgebIeten slCherst�llen .

. 
Es 1st 

tisch schon befahrbar. Im nächsten Jahr aber paSSIert, daß man trotz dIeser Immer 

wird hier jedenfalls keine weitere Einsatz- wieder gewünschten Abfahrt kurz .. v�r der­

tätigkeit mehr notwendig sein. Es bleibt sei ben und kurz nach derselben fur mterne 

das Zwischenstück. Ich bitte den Henn Autobahnz�"ecke Bog�nannt� .
Baustell�nab­

Bundesminister, bei der Erstenu n� eines fahrten errIchtet hat, mcht mIt emem germgen 

Straßenbauprogramms doch dafür zu sorgen, Kostenauf:vand, sondern 
.�

ehr bedeuten�e Ab­
daß dieses Stück auch fertiggestellt werden fahrten, dIe aber nur f�r Gend.armerIe u�d 

kann. Warum ? 'Vir wissen, daß die Verkehrs- Auto?a�nfahrzeuge bestlI�ll�t . sl11d . 
.
Es .ISt 

entwicklung ungeheuer ist begreIflIch, daß dann dleJemgen, dIe SICh . 
eine solche Abfahrt - wenn schon nicht 

Meine Damen und Herren des Hohen Auffahrt - für ihr Gebiet wünschen - und 
Hau .. es ! über kurz oder lang wird doch die es handelt sich hier sicherlich um sehr große 
Entscheidung über den Bau der Ölpipeline Gebiete -, umso weniger Verständnis dafür 
von Triest nach Schwechat fallen. Damit aufbringen, daß nicht auch ihrem "\Vunsche 
wird die Kapazität der Raffinerie Schwechat entsprochen wurde, die eine Abfahrt dort 
bedeutend gesteigel t werden können, und es zu machen. Ich bitte daher den Herrn Bundes­
wird alles, was hier an Derivaten anfällt, minister, darauf bei künftigen Planungen 
in erster Linie mit rollenden Bombern nach I Rücksicht zu nehmen. Ich bin überzeugt, 
dem Westen gehen. Ich kann mir trotz der daß er davon gar nichts wußte, denn ich habe 
nunmehr fertiggestellten Wien-Einfahrt nicht selbst im Lande Niederösterreich sehr lange 
vorstellen, daß dieSel ganze schwere Lasten- suchen und forschen müssen , bis ich die zu­
verkehr weiterhin durch die Stadt Wien ständigen Henen gefunden habe, da selbst 
rollen soll . Ich weiß, daß in Schwechat ein der Baudirektor des Landes von der Errichtung 
Brü.ükenobjekt vorgesehen ist und daß wir solcher Abfahrten keine Kenntnis hatte, son­
über diese Brücke den ganzen Norden Wiens, dern mir erst die zuständigen Techniker ver­
die ganzen Industriegebiete von der Autobahn sichern konnten, daß es sich um Ausfahrten 
aus direkt erreichen könnten, also eine Maß- ausschließlich für Streufahrzeuge und für 
nahme, die sicherlich im öffentlichen Verkehrs- sonstige Fahrzeuge der Autobahnverwaltung 
in teresse liegt, insbesondere in Ansehung der handelt. 
bevorst.ehenden ungeheuren Entwicklung der 
Verkehrsziffern, die wir erwarten müssen. 

Ich glaube daher, daß der Wunsch - und 
er wird immer wieder an uns herangetragen -
berechtigt ist, daß diese Südu mfahrung schon 
zur Entlastung der Wien-Einfahrt für den 

Das wollte ich zu jenen Problemen 
sagen, die für die österreichische Bauwirtschaft 
sicherlich bedeutend geworden sind, die aber 
besonders im Interesse der Fremdenverkehrs­
wirtschaft denn doch Berüeksichtigung finden 
sollen. 

201 
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M�ine Damen und Herren !' Wenn wir aus Abgeordneter DDr. Pittermann (fort8etze�a),: 

dieser Skand�laffäre wiederum geteinigt her- Ich habe nach der Übernahme in Ausübung 
vorgehen - icb bin persönlich ii.berzeugt, der mir übertragenen Befugnisse und Pflichten 
daß ein großer Teil unserer Baufu'men sich als Vertreter des Aktionärs, der Republik 
hier überhaup� nichts hat zuschulden kommen Österreich, die .Hauptversammlungen für die 
lassen, das wird die Untersuchung sicher Öster�eichische Stickstoff werke A. G. durch-
ergeben -, dann werden wir uns so wie in gefüIITt. . ' , _ 
der Vergangenheit, so wie bisher auf unsere 
Bauwirtschaft und vor allem auch auf die Die erste Hauptversammlung, die in ' meine 

Amtstätigkeit fiel und die die Bilanzen für die Beamtenschaft, die ' mit der Bauwirtschaft Geschäftsjahre 1960 und 1961 zu genehmigen unseres Landes beschäftigt ist, verlassen hatte, fand am 13. 12. 1962 statt. Ich habe können. ( Beifall bei der (J V P.) hier nur die Abschriften, die Protokolle kann 
Präsidept :  . Zum Wort gemeldet ist der Ihnen der Herr Staatssekretär Taus, der jetzt 

Abgeordnete Dr. Pittermann. Ich erteile es die Abteilung übernommen hat, ja zur Ver­
ihm. fügung stellen. Ich habe also hier als Haupt-

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPÖ) :  versammlung folgenden Beschluß gefaßt :: � 
Hohes Haus ! Die Ausführungen des Herrn "Dem Vorstand, mit Ausnahme des früheren 
Abgeordneten Dr. Withalm zwingen mich zu Vorsitzers Generaldirektor Kommerzialrat 
ein paßtf . tatsächlichen Feststellungen. Viktor Hueber, lind deIll Aufeichts;at wird 

Es . ist falsch, wenn . der Herr Abgeordnete für die Geschäftsjahre 1960 und i96( . die 
Dr. Withalm behauptet hat, daß ich seit 1956 Entlastung erteilt. . . '  
die Verantwortung für die verstaatlichten Vorbehalten bleibt bis' zur weiteren Klärung Unternehmungen getragen habe. . (Abg. des Sachverhaltes die Entlastung der Vor. Dr. Withalm:  Ist schon klargestellt !) Nein, standsmitglieder Generaldirektor-Stellvertreter das haben Sie bis jetzt nicht zurückgenommen ! Professor Dr. Hans Hohn, Kommerzialrat Ich wurde am 29. 7. 1959 durch Bestellung . Direktor Viktor Haider und Direktor Dkfm. seitens des Herrn Bundespräsidenten mit· der D K I L' k s . d Mit li d . d Führung der Agenden der Sektion IV des r . ar mec er OWle er g e er es 
Bundeskanzleramtes betraut, und ich habe Aufsichtsrates hinsichtlich der Tätigkeit, welche 

im Zusammenhang mit den vom Rechnungs­nach · Durchführung der Liquidation der IBV, hof beanstandeten Provisionsverträgen ' zwi­der vorgängigen Verwaltungseinrichtung, mit sehen SADI und ÖSW steht." . 1. Jänner 1960 die Geschäfte faktisch über-
nommen. Herr Abgeordneter Dr. Withalm, Sie sind 

Zweitens : Der Einschauberieht des Rech- rechtskundig und wissen, was ein solcher 
nungshofes erstreckt sich bei den Österreichi- Vorbehalt, der im Protokoll der Hauptver­
schen Stickstoff werken auf die Zeit bis Ende sammlung aufscheint, für Konsequenzen hat. 
1958. Wenn Sie es mir nicht glauben, dann Ich habe die nächste Hauptversammlung 
erkundigen Sie sich beim derzeitigen Vize- über das Geschäftsjahr 1962 am 8. 1 1 .  1963 präsidenten des Rechnungshofes Dr. Marschall, abgeführt und dort folgenden Beschluß gefaßt :  der damals als leitender Beamter des 
Rechnungshofes diese Einschau durchgeführt " .  . .  wird die Entlastung des Vorstandes 
hat ; der damQ.lige Bericht des Rechnungshofes und Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 1962 

liegt . überdies im Hohen Hause auf. Die beschlossen. 
Verantwortung für die Gestion der Stickstoff- Vorbehalten bleibt bis zur weiteren Klärung 
werke war nach der Kompetenzregelung von des Sachverhaltes die Entlastung der Vor-
1956 einer Industrie- und Bergbau-Verwal- standsmitglieder Generaldirektor-Stellvertreter 
tungsgesellschaft übertragen ; an der Spitze Dr. Hans Hohn, Kommerzialrat Direktor 
der Geschäftsführung stand Generaldirektor Viktor Haider und Direktor Dkfm. Dr. Kar! 
Dr. Hans Igler, an der Spitze des Aufsichts- Linecker sowie der Mitglieder des Aufsichts­
rates, mit Dirimierungsrecht. ausgestattet, der rates hinsichtlich der Tätigkeit, welche im Zu­
dama.lige Bundeskanzler Ing. Julius Raab. sammenhang mit den vom Rechnungshof b�aJl:­
(Abg. Dr. Withal m :  Die Reae war von standeten Provisionsverträgen zwischen SADI 
120 · Millionen ! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. und ÖSW steht." 
Weihs:  Die Unwahrheit, die Sie gesagt haben, Erst in der Hauptversammlung am 22. 6. 
interessiert uns hier !) - Sie haben behauptet, 1964,' in der die Entlastung für das Geschäfts­
ich hätte die Verantwortung für die Stickstoff- jahr 1963 gegeben .wurde, wurde dieser Vorbe­
werke seit Juli 1956. (Anhaltende Zwischen- halt nicht mehr gemacht, und zwar aus 
rufe.) folgendem Grund : . 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Das Am 17 .  9. 1965 hat der Aufsichtsrat der 
Wort hat Dr. Pittermann ! Österreichischen Stickstoffwerke beschlossen, 
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DDr. Pittermann 

die anhängigen Verfahren, auch das mit der i Präsident (das Glockenzeichen gebend) : .Zum 
SADI, durch Vergleiche zu beenden. j Wort gemeldet ist der Abgeordnete Moser. Ich 

Ich kann mit Rücksicht auf die mir auch ' erteile es ihm. (Anhaltende Zwischenrufe. -
nachträglich noch auferlegte Pflicht zur Abg. Dr. Wi thalm : E.r; war nur die Rede von 
'Wahrung des Geschäftsgeheimnisses nicht alles ' 120 Millionen Schilling ! - Abg. Dr. P it ter­
hier sagen, was in dem Vergleichsprotokoll mann : Nein, Sie haben beschuldigt, daß ich 
steht, aber Sie können sich ja durch Ihre die Verantwortung filr die Stickstoffwerke in der 
Vertrauensleute in den Österreich ischen Stick- ! im Einschaubericht des Rechnungshofes er­
stoffwerken sicherlich Einblick verschaffen. i wähnten Zeit getragen habe ! - Abg. Dr. Wit­
Ich zitiere daher nur jene Vergleichsstelle, die halm : Es hat sich herausgestellt; daß Sie erst 
durch die APA ausgesandt wurde und auch ab 1959 die Geschäfte geführt haben ! Das habe 
in . der "Neuen Zürcher Zeitung" erschienen I ich zugestanden ! - Abg. Dr. K re i s  ky : Ein 
ist, in der Herr Landeshauptmannstellvertreter I schlechter Verlierer ! - Weitere Zwischenrufe.) 
a. D. Ökonomierat Johann Blöchl namens der Ab d t M (SPÖ) H h H I Ö t . h· h S '  k' ff . � I d E geor ne er oser : 0 es aus . . s erreiC ISC en tIc sto werke �o gen e r- M . D . d H '  . r (A h l d klärung abgab : eme amen un erren . n, a ten er 

Lärm.) 
" Wir erklären hiemit, daß sich die gegen I •• • . 

die SADI und deren Verwaltungsräte erho- I Prasldent : Jetzt Ist der Abgeordnete Moser 
benen Vorwürfe strafrechtlicher Natur im I am Wort ! Ich bitte das Hohe Haus, sich nicht 
Zug� der bisherigen Verfahren als unberechtigt I' in eine neu� Erregung hineinzusteiger� ! (An-
herausgestellt haben. "  haltende Zw.�schenr'l1fe. - Abg. Dr. � � tha lm:  

. . . ' 
Da8 habe wh · doch dort festgestellt ",m 'steno-

.I� Zuge dle�es VergleIChes haben dIe Öster- graphischen Protokoll 1 - Der Präsident  gibt 
relChlschen S.tlCkstoffwerke Forderungen der erneut das Glockenzeichen.) Also Schluß der 
S

.
ADI

. 
ve�glel��sweise anerkannt und dafür Debatte ' Das Wort hat Abgeordnet.er Moser ! 

emen m die MillIOnen gehenden Betrag bezahlt. 
Das ist der Tatbestand Herr Abgeordneter Abgeordneter Moser (fortsetzend) : Als ich 

Dr. Withalm. (Abg. Dr. W i thalm :  Das Geld �ich heute �ben� in di.e Red�er�iste e�ntrag�n 
zurückgekriegt � dann ist es in Ordnung !) ! lIeß, hatte ICh eIgenthch wlrkhch mcht dIe 

I h k ' .  t 11 I ß . Z . , Absicht, zum Bauskandal zu reden. Aber c ann mIr vors e en, ( a man Im uge einer d A ' 
hit . l·t· h D b tt ' 1 . . es war em bgeordneten Dr. Gruber vorbe-zlgen po I ISC en e a e emma - WIe WIr zu h ] d' . . 

. fl " b  d' H" d ht I h a ten, Ieses Thema hIer 1m Hause hochzu-sagen p egen - u er Ie ur en ge . C . 1 (A ' . 
mo·· ht 'cht All · h' Id' f d . SpIe en. bg. N�mmervo l l :  Das Mt der C e m eInsc u Ige au er eInen W · d T ) E . 
SeI·te suchen Ab t ' 'bt H 

'ttz es ages 1 r memte, da ß er vom . er e w as gI es, err 
H Ab d W 'kh . d' S Dr W'th 1m W . h ·  t d errn geor neten eI art III leser ache • . .1 a : enn man SIC Irr un wenn provoziert worden wäre. man Jemand, entgegen der Aktenlage, un- . ' 

richtigerweise beschuldigt, dann, glaube ich, Meme Damen und .Herren ! 'Yas hat der 
ist es auch unter Abgeordneten gegnerischer ' Herr .Abgeord�ete Welkhart ('rkl�rt ? �r. hat 
Parteien üblich, daß man das wieder zurück- am Emgang semer Rede gesagt : DIe Sozmhsten 
nimmt. (Abg. Dr. Withalm : Ich habe über- wollen heute über den Bausku,ndal nicht reden, 
haupt niemanden beschuldigt I) Sie haben weil. die Sozi�li8ten ver

.
langt haben. d�ß. die 

erklärt, daß ich seit 1956 die Verantwortung i R:egIeru.ng bezleh�ng8welse :Jer Bautenmmlster 
f

. 
ür die verstaatlichten Unternehmungen trage I b.IS zu em�m b��tlmm�en Zeltp�nkt dem Ham�e 

und auch für den Zeitraum in dem der emen BerICht uber dIese Vorfalle zu erstatten 
Rechnungshof den Einschaub�richt gegeben I 

habe. �r .hat dazu�esagt u�d angekündigt, 
hat. Ich stelle hier vor dem Honen Hause , daß naturbch nach dIesem BerIcht von unserer 
fest, daß ich zu diese:.:n Zeitpunkt keinerlei ' ��ite zu die

.
sem Ska�dal, den er als Schande 

Verantwortung für die Österreichischen Stick- fur ÖsterreIch beZeichnet hat, Stellung ge. 
stoffwerke zu tragen hatte, sondern die damalige nommen werden wird. 
IBV diese Verantwortung zu übernehmen hatte, Meine Herren von det Österreichischen 
und daß ich in der Zeit meiner Geschäfts- Volkspartei ' Wie schlecht muß doch eigentlich 
führung so lange den etwa in die Mfäre Ihr Gewissen sein, wenn allein diese paar 
verwickelten Mitgliedern des Vorstandes und Sätze für Sie bereits eine Provokation bedeuten 
des Aufsichtsrates pflichtschuldigst die Ent- sollen ! (Zustimmung bei der SPÖ.j Denn 
lastung verweigert habe, bis der Aufsichtsrat mehr hat der Herr Abgeordnete Weikhart zu 
durch einen Vergleich diese Angelegenheit dem Bauskandal in Österreich nicht gesagt. 
aus der ""Veit geschafft hat. (Lebhafter Beifall (Abg. Dr. J. G ru be r :  Mehr hat er gesagt ! ­
bei der SPÖ. - Zwischenrufe. - Abg. Weik- Abg. Dr. W-i thalm : Eine Provokation i8t es 
hart :  Was sagen Sie jetzt ? - Abg. Dr. Wit- nur, wenn wir was sagen 1 Wenn Sie was sagen, 
ha  l 1'n : Die Frage des Abgeordneten ist damit ist das nie eine ! H ochintere88ant I) Sie fassen 
nicht bea.ntwortet !) also auch das, was Weikhart gesagt hat, 
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Moser 
bereits als Provokation der Österreichischen 
Volkspartei auf. Herr Generalsekretär ! Wir 
können doch wirklich nichts dafür (Abg. 
Dr. Withalm:  Sie heißen Moser, aber Sie 
sind eine Mimose !) , daß namhafte Leute Ihrer 
Partei in diese M fären verwickelt sind. Die 
haben doch wir nicht erfunden, und die haben 
wir nicht gemacht. Wir können also nichts 
dafür. Natürlich : Wir verstehen, daß fo3ie 
in dieser Frage außerordentlich empfindlich 
sind. Aber wenn hier ein Abgeordneter namens 
seiner Partei erklärt : Reden wir dann über 
den Skandal, wenn der verlangte Bericht hier 
im Hause eingelangt sein wird ! und wenn Sie 
das bereits als Provokation der Österreichischen 
Volkspartei bezeichnen, dann, wiederhole ich, 
Herr Generalsekretär, müssen Sie in dieser 
Sache doch ein sehr, sehr schlechtes Gewissen 
haben. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. Withalm : Nein ! Er hat gesagt : Reden 
wir nicht über die Schande ! Das war die 
Provokation ! - Abg. Dr. J. Gruber :  Moser ! 
Das Wort "Provokation" habe ich erstens nickt 
verwendet, und zweitens hat der Herr Abgeordnete 
Weikhart . . .  !) Das gehört jetzt auch schon 
zu Ihrer Methode, daß man das, was man sagt, 
hinterher wieder bestreitet. Sie haben zum 
Beispiel folgendes hier gemeint . . .  

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bitte 
keine Zwiegespräche ! 

Abgeordneter Moser (fortsetzend) : . . . daß 
die Freiheitliche Partei nur eine so kleine 
Minderheit in der Bevölkerung sei, daß es unter 
Ihrer Würde ist, auf Verlangen, die die Frei­
heitliche Partei hier stellt, einzugehen ; so 
ungefähr hat es geklungen. (Abg. Dr. W i t­
halm : Sie sind die Lamperln !) Sie meinten : 
Seinerzeit, da hat es einmal eine "Neue Freie 
Presse" gegeben. Wenn der Chefredakteur 
dieser "Neu�n Freien Presse" einen Minister 
stürzen wollte, dann hat er ihn auch gestürzt, 
und zwar deshalb, wie Sie sagten, weil diese 
"Neue Freie · Presse" ein Sprachrohr eines 
großen Teiles der Bevölkerung gewesen ist. 

Herr Abgeordneter Gruber ! Darf ich Sie 
doch in aller Bescheidenheit daran erinnern, 
daß der Mißtrauensantrag gegen den Herrn 
Handelsminister und Vizekanzler Dr. Bock 
nicht von den Freiheitlichen, sondern von den 
Sozialisten in diesem Hause gestellt wurde, 
unterstützt von den Freiheitlichen ! Darf ich 
Sie daran erinnern, daß Sie als Österreichische 
Volkspartei in der Bevölkerung Österreichs 
keine Mehrheitspartei sind, sondern eine 
Minderheit, der es nur durch die sonderbare 
Konstruktion unseres Wahlrechtes gelungen 
ist, bei dieser Wahl die ·Mehrheit in diesem 
Hause zu erreichen ! (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPÖ.) 

Ich muß sagen : Ich habe mich gewun­
dert . . . (AnhaUende Zwischenrufe. - Abg. 
Dr. Withalm : Herr Minister Kreisky / Ich 
habe das schon einmal erklärt, ich weiß nickt, 
ob Sie 8ick erinnern können: Die LalJour 
Party hat 48 Prozent, genauso wie wir ! - Abg. 
Weikhart:  Bleiben Sie in Osterreick !) Aber 
die Labour Party . . . (AnhaUende Zwi­
schenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Meine 
Damen und Herren ! Ich bitte, sich etwas zu 
beruhigen ! Ich warne rechtzeitig, bevor sich 
die Stimmung wieder erhitzt, weil ich sonst, 
wenn das der Fall sein sollte, die Sitzung 
unterbrechen würde. (Weitere anhaUende 
Zwischenrufe.) Ich bitte, sich zu beruhigen ! 

Abgeordneter Moser (fort8etzend) : Meine 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei ! Ich lade Sie ein, es so zu machen 
wie die Labour Party, nämlich, als es zu 
kritischen Situationen gekommen ist, zu sagen : 
Das ist unser Programm ! Wir müssen den 
Leuten das sagen, wir sagen es ihnen, und 
jetzt : Volk entscheide, was wir tun sollen ! 
Und eine übergroße Mehrheit der Labour 
Party ist in die neue Regierung eingezogen. 
(Abg. Dr. Withalm: Was sollen wir machen ? 
Den Lohnstopp wie Wilson 80llen wir einführen ? 
Das macken wir nicht !) Nein, Sie haben nicht 
den Mut, jetzt vor die Bevölkerung hinzu­
treten und ihr zu sagen, was Sie noch alles 
im Schilde führen 1 (Weitere Zwi8chenrufe.) 

Präsident : Meine Mahnungen gehen nach 
allen Seiten ! Es ist keine Partei bevorzugt 
oder benachteiligt ! Ich bitte, den Abgeordneten 
Moser nicht zu unterbrechen ! ( Zw'ischenru/e 
des Abg. H orr.) 

Abgeordneter Moser (fortsetzend) : Abge­
ordneter Gruber ! Ich muß sagen : . Ich war 
erschüttert. Ich war erschüttert ; doch viel­
leicht war es - das müßte ich Ihnen zugute 
halten - die Hitze des Gefechtes. Aber ich 
war erschüttert, als Sie auf einen Zwischenruf 
des Herrn Abgeordneten Libal gesagt haben, 
Sie hielten ihm gerne eine Leichenrede. (Abg. 
Dr. J. Gruber :  Das ist eine Verdrehung /) 
So weit, meine Damen und Herren, kann 
es doch auch bei politischen Gegensätzen 
nicht -gehen, daß man dem politischen Gegner 
bereits den Tod wünscht und eine Leichenrede 
für ihn halten will ! (Zwischenrufe. - Abg. 
Dr. J. Gruber :  Ich habe gesagt: "Eher" ! 
Das ist eine vollkommene Verdrehung /) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Ich 
bitte, sich etwas zurückzuhalten, jeder kann 
sich zum Wort melden ! 

Abgeordneter Moser (fort8etzend) : Herr 
Abgeordneter Gruber ! Man sollte auch mit 
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Moser 
der Zitierung von Zeitungsüberschriften vor­
sichtig sein, denn in derselben Zeitung, aus 
der Sie eine überschrift zitiert haben, findet 
sich auf der nächsten oder übernächsten Seite 
nämlich auch eine überschrift : " Wer wird jetzt 
sammeln gehen 1" Ich brauche Ihnen den 
Inhalt dieses Artikels wahrscheinlich nicht zu 
erläutern. 

Bestimmung entzieht." (Ruf bei der SP(J : 
Jawohl !) 

" Der Auslieferungsantrag gegen Franz 
Prinke - der Nationalrat muß binnen sechs 
Wochen zustimmen oder ablehnen - löste 
innerhalb der ÖVP verschiedene Meinungen 
aus . .  , In dieser Lage entschloß man sich, 
zwei Rechtsgutachten einzuholen : Professor 
Dr. Friedrich Nowakowski sollte prüfen, ob 
die Transaktionen der Freunde des Wohnungs­
eigentums überhaupt strafbar seien, Professor 
Dr. Günther Winkler sollte sich dazu äußern, 
ob in diesem Fall eine AusJieferung den 
Gepflogenheiten des Parlaments entspräche." 

Was ist das sonderbare bei uns heute 1 Ich 
fragte heute nachmittag den Herrn Justiz­
minister : 'Vie ist das eigentlich 1 Ich höre, 
daß in der Frage des gestellten Auslieferungs­
begehrens gegen einen Abgeordneten Ihrer 
Partei ad eins versucht wird, den Unter­
suchungsrichter in Innsbruck irgendwie zu 
animieren, dieses Auslieferungsbegehren zu- y?r ein paar Stunden weiß der . Justiz­
rückzuziehen und ich höre daß ad zwei mInIster von solchen Gutachten gar nIchts -
während des

'
laufenden Verfahrens Gutachten sie liegen aber schon da. (Abg. Dr. W ithalm : 

eingeholt werden sollen, ob dann der Richter Was ge�t da8 Sie an, . w��n 
. 
wir Gut�chten a�­

das überhaupt darf und ob da ein strafbarer ' f�rde;n . Das geht S",e ubefha:!'pt mcht.s an .) 
Tatbestand vorliege I Sle hegen nun da, und man hore und staune : 

. 
. 

. . Man kommt zu der Auffassung, daß eine Aus-
Meme Damen und Herren ! SIe reden Immer I lieferung in diesem Falle überhaupt nicht 

so viel, daß man sich in schwebende Verfahren I üblich sei. 
nicht einmischen solle. (Abg. Dr. Wi t halm : , .. 
Wer animiert " ?  Es würde mich sehr interessie- Meme Damen und Herren ! Daruber ent-
ren, �er "animiert " !) Am Abend kriege ich I scheiden, ob ein� .

�uslieferung übl�ch ist, kann 
den Kurier" in die Hand Herr General- I nur der Immumtatsausschuß (ZwMchenruf des 
sekretär ! Sie wissen wahrsch�inlich jetzt mehr I Abg. !i ulhanek} ,  der immer nur ents�heidet, 
sogar, als in der Zeitung steht. Da steht in �b dIe Tatbestand�, de�entweg�� dIe Aus­
der Zeitung . . .  (Abg. Dr. Withalm : MiCh l h.eferUng b�gehrt. WIrd,. eme pohtl�che Fr�ge 
würde intere88ieren, wer "animiert " ?) Da habe SInd o

,
der em D�hkt, beI dem ausgelIefert ·wlr

.
d. 

ich den Herrn Minister gefragt ; er sagte, er i (Zustzm.mung be� der S�(J. - Abg. Dr. W",t­
hat keine �hnung, ihm ist a�so nic�t� be- I halm : �8t U�8 �ar mehts Neues.1 -

, Ab�. 
kannt. (Zwt8chenr'uje.) Sagte mIr der Mmlster ! I Dr: X. re '/,s

,
ky : D�e8e �utaehten �md ?a �

,
n 

Derselbe Minister sagte mir aber auch : nein, W'trkhchkett e�ne Presswn gegen d'te Gerzckte . )  
e s  sei kein Gutachten eingeholt worden, er Meine Damen und Herren ! Verstehen Sie 
wisse von nichts. (Zwi�chen.ruj des Abg. nun, daß ich auch heute gesagt habe, daß 
Dr. Mussi l.) man zu dieser Regierung kein Vertrauen haben 

Nun steht im "Kurier" von morgen : "In kann ? Denn was hat den Herrn Miniflter 
einer Sitzung am zeitigen Morgen" , also eigentlich gehindert, uns zu sagen : Mir ist es 
gestern, nein heute früh (Abg. D1'. W ithalm : bekannt ; zwar nicht von mir, also vielleicht 
Heute früh !) , ja, heute früh, es ist noch nicht vom Ministerium, aber innerhalb der Öster­
so weit, , ,-sie begann um acht Uhr -, beschloß roichischen Volkspartei wurde ein solches Gut­
der Klub der ÖVP-Abgeordneten, die Frage der achten eingeholt. (Zwischenruf des Abg.

· 

Auslieferung des Abgeordneten Franz Prinke Glaser.) Oder haben Sie ihn nicht informiert 1 
nicht selbst zu entscheiden, sondern der Partei- Weiß er wirklich nichts ? Aber so ins Eck 
führung der ÖVP zu überlassen . Der Bundes- gestellt schaut er mir doch noch· nicht aus, 
partei vorstand wurde für Freitag einberufen." daß er nicht informiert worden wäre. 
(Abg. Dr. Witha l m :  Ich darf Bie beruhigen : Das ist ja die Situation, daß man sich auf 
Die Frage haben wir überhaupt rI'icht besprochen die Auskünfte, die wir haben, nicht verlassen 
im Klub !) kann, (Ab!!. Dr. Withalm:  Sie scheinen über-

Dann kommt der Inhalt dieses Auslieferungs- hört zu haben, daß ich ge8agt habe, daß wir im 
begehrens ; ich habe dieses noch nie gesehen, Klub überhaupt nicht geredet haben ! 
aber hier steht es in der Zeitung, die Fakten. Abg . We i k h a rt :  Da8 glaubrn Sie selber nicht ! ­
"DasInnsbruckerGerichtbegründeteaufdiesem Abg. Dr. Withalm : Entschuldigen Sie, das 
Sachverhalt den Verdacht, daß ein Verbrechen werde ich schon wi88en !) 
nach § 25 des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes Meine Damen und Herren ! Was hier ein 
vorliege. Nach diesem Paragraphen macht I Regierungsmitglied - nicht ein Abgeordneter, 
sich strafbar, wer Geldbeträge, die ihm auf I sondern ein Mitglied dieser Regierung ! - ein­
Grund des Gesetzes gewährt wurden, ihrer i fach an unerwiesencr, verleumderischer Be-
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Moser 
hauptung einer anderen Partei im Hause Beschrärikung für die Miete mehr besteht, ver­
gegenüber sich geleistet hat, habe ich - ich langen die deutschen Zinshausbesitzerver­
bin seit dem Jahre 1959 in diesem Haus - bände vom Staate, vom ' Bunde Mittel, um 
noch nicht erlebt ! ihre Häuser reparieren zu , können, '  weil sie 

Herr Abgeordneter Withalm ! Auch Sie darauf gekommen sind, daß auch eine völlige 

sind hier am Rednerpult gestanden und haben Freigabe der Mieten nicht imstande ist, den 

nur anonyme Verdächtigungen ausgesprochen . ungeheuren Nachholbedarf an Reparaturen 

(Abg. Oz e ttel:  Zum zweitenmal' 8Chon l) zu bewerkstelligen. 

Mir scheint, daß das nunmehr auch zum Wenn Sie nun hier die Mieten freigeben 
politischen Rüstzeug Ihrer Partei gehört, wollen, dann brauchen Sie gar keinen KÜDdi­
nach , dem Motto : Vielleicht wird schon gungsschutz aufzuheben, denn er wird. auto­
irgendwo was häJigenbleiben, vielleicht glaubt matisch von selbst zur Farce und überholt; 
schon irgendwer was r (Abg. Dr. Withalm : das wollte ich dazu noch gesagt haben .. (Abg. 

_Bie müssen mir sagen, worin die Verdächtigung Dr. Kumm e r : Sie widersprechen sich . ja 
besteht !) Meine . Damen und Herren I So haben selber.) 
seinerzeit Faschisten die Demokratie zugrunde Zum Schluß noch ein Wort . Der ' Ren­
gerichtet (lebhafte Zustimmung bei der Sp(j) , Abgeordnete Gruber hat hier so getan, als ob es 
mit diesen immer wiederkehrenden unbe- im nächsten Jahr beim Wiederaufbaufonds 
wiesenen Behauptungen. (Abg. Dr. Withalm : so rosig aussehe. Woher er die Ziffer nimmt, 
Bie müssen mir sagen, worin df,e Verdächtigung weiß · ich nicht. Ich nehme allerdings . nicht 
be8teht !) Ich warne davor, 'diesen Weg fortzu- irgendwelche Ziffern, sondern den Wirtscbafts� 
setzen I (Abg. B enya : Jetzt müssen ' wir _ bald plan des Wiederaufbaufonds für das- k9JTI­
den Stahlhelm nehmen l) mende Jahr. (Abg. Dr. J. Grub er: Das 

Ich hatte mir ursprünglich vorgenommen, Budget habe ich genommen I) Der Herr Ab­

zu einem ganz anderen Thema �u reden . Ich geordnete Gruber , sagte" es werden 1770 Mil­

werde es bei einer anderen Gelegenheit nach- lionen Schilling neu vergeben werden. Ich 

holen . Ich möchte nur noch dem Herrn weiß nicht, wer recht hat. Hiet im , Wirt­

Abgeordneten Gruber zu einer von ihm aufge- schaftsplan steht : 988 Millionen. 

stellten Behauptung etwas sagen. Er meinte, Es ist ja auch sonderbar, daß das :Budget 
der Herr Abgeordnete Weikhart habe erklärt, etwas ganz anderes weiß, als die Verant­
die Volkspartei will den Mieterschutz beseitigen, wortlichen für den Fonds wissen.' Aber bei 
und das sei falsch und das sei 'unwahr, denn den Einnlhmen, die Sie gezählt haben, sind 
niemand hätte in der ÖVP gesagt, daß der auch die 350 Millionen Schilling Kredit­
Kündigungsschutz abgebaut werden soUte. ermächtigungen; Anleiheermächtigungen ent­
Ich bestätige das. Niemand hat bei Ihnen halten. . Daher schaut es zuerst ganz schön 
gesagt : Der Kündigungsschutz soll abgebaut aus : 300 Millionen Schilling. Sie meinten 
werden ! Ich weiß schon, wie man das heut- allerdings, weil so viele flüssige Mittel vor­
zutage macht : Man redet von etwas anderem handen seien, habe der Finanzminister 'nicht 
(Abg. Staud inger: Eine anonyme Verdächti.:. zugestimmt, daß die ganze Anleihe aufgelegt 
gung !), meint aber das, denn seit es einen wird, sondern er habe nur zu 150 Millionen 
Mieterschutz gibt; gibt es im Gesetz eine Schilling die Zustimmung gegeben. 
Bestimmung, daß die Nichtza.hlung des · Miet- Woher Sie Ihre Weisheit beziehen, weiß 
zinses einen Kündigungstatbestand d,arstellt. ich nicht. Die Fondsverantwortlichen schrei­
Was wollen Sie mit der Freigabe der Mieten ben jedenfalls , in einem Begleitschreiben an itir freie Wohnungen � Die Zinse hinauf- die Mitglieder des Beirates, daß im Jähre 
numerieren, freigeben, dem- deutschen Beispiel 1966 lediglich . F()ndsanleihen in Höhe 'von 
folgen; wo wir heute in Zeitungsüberschriften 150 Millionen Schilling untergebracht werden 
lesen können : Und jetzt jagen sie die Alten I ; konnten. Das ist schon etwas ganz anderes ! 
und wo Reporter mit alten Menschen mit- Die Fondsverwaltung schreibt weiter, daß 
ziehen und das Leid erleben müssen, wie schnell im Hinblick auf die derzeitige Liquiditätslage 
je�and p,us der Wohnung hinausfliegt und wie der Kreditinstitute zu erwarten ist, daß 
schwer er eine neue Wohnung wieder bekommt, auch im Jahre 1967 die Ermächtigung des 
Das sonderbare is:t, daß Sie diese Freigabe damit Bundesfinanzgesetzes �ur Aufnahme von An­
begründen, daß man ja diese Mittel aufbringen leihen nur zum Teil ausgenutzt werden. kann. 
müsse, um die Häuser zu reparieren und zu Nicht der Herr Finanzminister stimmt , also 
modernisieren. ni.cht zu, weil so viele flüssige Mittel in ,den 

In Deutschland, wo von 560 Kreisen Fonds liegen, sondern das qeld kann gar 

-:- glaube ich � bis auf 50 Kreise alle schon nicht aufgebracht werden. 
sogenannte Weiße Kreise sind, in denen die Wenn Sie der Meinung sind, daß das eine 
Mieten völlig frei sind, wo üherhaupt keine Fondsverwaltung ist, die sich irren · kann 
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� sie unterstehen zwar beide einem Minister-, Ihnen so vcrachteten kleinen Fraktion zehn­
so möchte ich Ihnen zur Kenntnis bringen, mal hieher an das Rednerpult kommen muß : 
daß der Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds "Tir werden es in dieser Sache verhindern 
an die Mitglieder des Beirates schreibt - ich und verhüten, daß es Ihnen möglich ist, 
nehme an, Sie haben es bekommen -, daß der breiten Öffentlichkeit Sand in die Augen 
im Jahre 1967 beim Bundes-\Vohn- und zu streuen, wie Sie e� durch Ihre letzten 
Siedlungsfonds zunächst nur 3 1 5  Millionen Beihäge hicl' versucht haben. Wenn Sie 
Schilling vergeben werden können. Sollten mein Erscheinen mit Wehlauten beklagen 
Kredite erlangt werden können, wird ein und einleiten, dann werde ich Ihnen einmal 
weiterer Teilbetrd.g bis zu 350 Millionen zeigen, daß auch ich sechs Stunden zum 
Schilling - siehe Ermächtigung im Bundes- Bauskandal reden kann ! (Abg. Sta '/.td inger: 
finanz gesetz - vergeben werden . Aber nicht zu. u.n __ '! !) Das werde ich Ihnen 

Man soll die Menschen nicht irreführen , unter Beweis stellen. Also empfehle ich Ihnen : 
man soll ihnen sagen, wie fiie Dinge sind. hören Sie sich vorerst ruhig an, was ich Ihnen 
Man soll sagen, was die ÖVP-Alleinregierung zu sagen habe, denn Sie werden mit jedem 
für das Jahr 1 967 auf dem Sekt,or des sozialen Zwischenruf vier weitere Redner hier auf 

'Vohnungsbaues vorgekehrt hat. Wenn Sie den Plan bringen. 
al1es in allem nehmen : Sie hat weniger vor- Sie haben es gerade in dieser kritischen gekehrt, nls in den schlechtesten Zeiten Zeit für notwendig befunden, die FPÖ-Fraktion früherer Regierungen vorhanden �wa.r. (Abg. mit Ihrem "Exklusiv"-Unternehmen (der Dr. Wi thalm: Da ha,t es keine .schlechten Redner hält ein Exemplar davon in die Höhe) Zeiten gegeben ! Oder hat es schlechte Zeiten in unqualifizierbarer Weise zu verleu.mden gegeben ?) Das Budget für das kommende und in der Öffentlichkeit herabzusetzen, in Jahr wird mehr als 78

. 
Milli

.
arden. Sc

.
hil�ing einer Situation, in der wir Sie zwingen mußten, umfassen, aber es findet 81?h

.:l
1lch�

. 
em emZl�er 

I über diese Eiterbeule "Bauskandal" hier im Groschen echter Bundesbeitrage fur den SOZla- Hau s die Debatte überhaupt zu eröffnen. len Wohnungsbau darin. Trotz alledem hat man auch heute noch 

. 
De:r Herr Abg�ordnete Weikhart hat he�te versucht, durch billige Ahlenkungsmanöver 

m semer Rede emen Satz gebraucht, den ICh das Jahr 1 945,  die Not dieser Zeit herauf­
aufnehmen möchte. Er ist weder von ihm zubeschwören, auf alles das, was geleistet 
noch von mir erfunden worden , sondern er "''1lrde, hinzuweisen und die vielen Tausenden 
findet sich in der Regierungserklärung und und Zehntausenden von ordentlichen Bau­
bringt zum Ausdruck, daß es ein familien- unternehmern und die Hunderttausenden von 
polit�s�hes 

. 
Ziel der . ÖVP ist, unseren ju?gen ordentlichen und fleißigen Bauarbeitern in 

FamIlIen eme ausreIChende Zahl von famIlIen- Schutz zu nehmen. Ja, meine Damen und 
g�rechten Wohnungen zu erschwinglichen Be- Hen en, die haben wir ja gar nie angegriffen ! 
dmgungen zur Verfügung zu. stellen. Die Es blieb Ihnen vorbehalten, schon am Beginn 
"ausreichende Zahl" - und das sagen wir der ganzen Affäre "Bauskandal" dadurch, 
den Woh;1Ungsuchenden - ist

. 
für d�s Jahr daß Sie so getan haben, als ob Pauschal-

1 967 germger geworden, als SIe es III den urteile ausgesprochen würden, von dem ab­
vergangenen Jahren war. Wenn man das zulenken, worum es hier wirklich geht. 
Gesamtbudget betrachtet, kann man nur die 
Überzeugung gewinnen : Übriggeblieben bei 
diesem Budget sind die Sozialpolitik u.nd der 
Wohnungsbau. Das ist das Fazit, das ist 
eine unwiderlegbare Tatsache, die die ÖVP 
allein zu verantworten hat. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Am 23. Novemher wurde hier im Haus 
von der Opposition die Debatte über dieses 
Thema erzwungen. Was hat sich seither 
ereignet � Es wurde inzwischen der Innungs­
meister der Goldschmiede verhaftet. Es wurde 
der für die Notenkontrolle in der National­
bank verantwortliche Ingenieur verhaftet ;  Präsident :  Zum Wort gemeldet ist der vorläufige Schadensumme 600.000 S. In der-

Abgeordnete Dr. Scrinzi. (Ru.fe bei der Ö V  P: selben Zeit ging der Prozeß gegen den Bau-o je !) Ich erteile es ihm. verein der Österreichischen Akademikerinnen 
Abgeordneter Dr. Serinzi (FPÖ) : Herr Präsi- über die Bühne, der mit einer Verurteilung 

dent ! Meine Damen und Herren ! An die zu schwerer Kerkerstt'afe endete . Frau Doktor 
Adresse der rechten Seite des Hauses gerichtet Sedlarik, eine im Handelsministerium bestens 
möchte ich vorerst sagen: Wenn Sie glauben, empfohlene Funktionärin, wurde wegen wider­
durch Ablenkungsmanöver, wie sie jet,zt ein- rechtlicher Aneignung eines Baugrundes � in 
geleitet wurden, erreichen zu können, daß Baden in der Größe von mehr als 8000 Quadrat­
Sie in der Sache des Bauskandals hier im metern verurteilt. Die verantwortliche Chefin 
HauB das letzt.e Wort haben werden , dann des ganzen zweifelhaften Unternehmens, zu 
irren Sie sich ! Und wenn jeder von der von deren Geschädigten unter anderen auch ' ich 

/ 
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gehört habe, wurde mangels an Beweisen 
freigesprochen. So nebenbei hat man erfahren, 
daß durch Schlampigkeit in der Buchführung 
ein Betrag von einer runden Viertelmillion 
Schilling verludert und verschlampt wurde. 
( Abg. Lola Solar: Aber dieser Verein hat 
mit der (j V P nichts 'Zu tun !) Er hat sich aber 
des außerordentlichen Wohlwollens der ÖVP 
erfreut. Ich habe es in den Jahren 1956 
und 1957, als ich die Gestion dieses Vereines 

, in einer . offenen Versammlung anzuzweifeln 
wagte, erleben müssen, daß man sich auf 
die guten Beziehungen zu dem damaligen 
und von uns heute so angegriffenen Handels­
minister berufen hat und damit schon den 
Nachweis seiner Integrität erbracht zu haben 
glaubte. 

Im Bauskandal sind inzwischen zwölf weitete 
Verhaftungen erfolgt beziehungsweise zwölf 
weitere Firmen in die Untersuchung einbe­
zogen worden. Heute lesen wir, daß der 
Generaldirektor der Casino-Gesellschaft in Haft 
genommen wulde. 

Ja, meine Damen und Herren, geht es da 
noch an, so zu tun, als ob hier zu Unrecht 
von einer den ganzen Staatskörper umfassenden 
Korruption die Rede sein muß � Das hat gar 
nichts damit zu tun, daß man aus Scham 
Urteile ausspricht. Zweifellos ist die Krankheit 
"Korruption" weit, weit in den Organismus 
des österreichischen Staatswesens eingedrun­
gen. Wir haben Gelegenheit gehabt, kundzutun, 
worin wir die eigentlichen Ursachen dieser 
Korruption sehen. Denn es gibt ja eine Korrup­
tion, die sich nicht unmittelbar in Schillingen 
und in Millionen ausdrücken läßt, die ver­
schoben wurden, verschmiert wurden und 
dergleichen mehr. Wir haben Ihnen sagen 
müssen, daß es auch eine Korruption im 
Personellen gibt, daß es auch eine KOn'uption 
in Form des Gesinnungsterrors gibt, wie er 
jahrelang und jahrzehntelang in diesem Land 
ausgeübt wurde. 

Das letzte, was wir in den heutigen Abend­
zeitungen lesen, ist, daß der Chef eines Kredit­
büros geflüchtet ist und sich dem Zugriff der 
Justiz entzogen hat. 

Als Sie über die Frage, ob es einen Ver­
trauensnotstand in unserer Demokratie gibt, 
eine Fernsehdiskussion abführten, da war es 
Ihr Generalsekretär - den Beweis dafür 
haben wir ja in der Zwischenzeit erbracht -, 
der die fleiheitliche Opposition von dieser 
Diskussion ausgeschlossen hat. (Abg. Doktor 
With.aZm: Da werden Sie einen Nach.weis 
erbringen mÜ8sen ! Das haben" wir dort geklärt, 
an Ort und Stelle !) Es gibt sehr viele andere 
Dinge, die hier nachzuweisen sind. Es genügt 
uns, daß wir ·  das bestätigt erhalten haben, 
was wir von vornherein in der Sache . ver mutet 

haben. Wir legen gar keinen Wert darauf, 
hier einen gerichtsordnungsmäßigen Beweis 
anzutreten. Wir wissen ja, daß Sie in dieser 
ganzen Affäre lange Zeit darauf spekuliert 
haben, daß in vielen Fällen der gerichts­
ordnungsmäßige Beweis nicht anzutreten ist. 
Das kennzeichnet ja auch Ihre Haltung zu 
unserer Fordelung auf Rücktritt des verant­
wortlichen Ministel s. 

Sie reden von einem Eingriff in ein schweben­
des Verfahren und davon, daß man abwarten 
müsse. Ja, worauf sollen wir in dieser Affäre 
noch walten � Was muß noch passieren, 
damit einem Minister seine Unfähigkeit, ein 
solches Amt zu führen, bescheinigt wird ? 
Was !p.uß noch alles passieren ? 

Sie haben auf die englische Demokratie 
abgelenkt und haben gemeint, dort könnte 
so etwas nicht passieren, dort wäre es un­
möglich, daß in dieser Form in der Öffentlich­
keit diskutiert wird . .  Ich habe Ihnen darauf 
eines zu sagen : Ich bin auch der Meinung, 
daß dort eine solche Diskussion unmöglich 
wäre - aber deshalb, weil unter vergleich­
baren Verhältnissen jeder englische Minister 
in der ersten Stunde von selber zurückgetreten 
wäre ( Beifall bei der F P(j), denn dort bemüht 
man sich, schon den Schein zu vermeiden. 
Es ist mancher Ministerrücktritt zu ver­
zeichnen, der aus dem Grund erfolgt ist, 
weil ein Minister bloß in den Schein der 
Bestechlichkeit oder in den Schein geraten ist, 
sein Amt nicht ordentlich ausgeübt zu haben. 

Aber Sie wollen uns damit vertröst.en, 
daß Sie sagen : Warten wir ab, was die Gerichte 
sagen. Sie wollen ein eminent politisches 
Problem auf ein ganz falsches Gleis schieben. 
- Was die Gerichte hier ZU tun haben, das 
werden sie machen, ohne und vielleicht sogar 
gegen die ÖVP. 

Sie haben gesagt, daß über die Frage der 
Ministermoral eine Mehrheit zu entscheiden 
hat. Sie haben uns die Legitimation abge­
sprochen, den Rücktritt eines Ministers zu 
verlangen. Meine Damen und Herren ! Bei 
einer solchen Einstellung und Haltung müs�n 
wir mit Berechtigung Zweifel anmelden, daß 
man wirklich gesonnen ist, durchzugreifen. 
In dieser Situation, wo Sie wirklich mehr als 
im Glashaus sitzen, haben Sie juristische 
Kapazitäten bemüht, um offensichtlich schon 
jetzt den von Ihnen beabsichtigten Rückzug 
im Immunitätsausschuß antreten und moti­
vieren zu können ! . Es war bisher nicht üblich, 
Gutachten von Nichtangehörigen des Hauses 
einzuholen, wenn über die Frage eines Aus­
lieferungsbegehrens zu entscheid-en war. Aber 
weil Sie sehr genau wissen, daß diese Aus­
lieferung vielleicht der Beginn einer Lawine 
ist, die ins Rollen kommt und die Sie da.Im 

36. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)120 von 148

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 36. Sitzung - 6. Dezember 1966 2893 

Dr. Scrinzi 
vielleicht nicht mehr aufhalten können, darum 
versuchen Sie mit allen Mitteln, sich der 
Verantwortung zu entziehen. 

Aber wir betonen noch einmal : Es wird 
Ihnen nicht gelingen, uns hier zum Ver­

gesprochen. Ich möchte sehr deutlich fest· 
stellen, daß es zirka 62 Prozent sind, keine 
80 Prozent, und daß beim Wohnbau die Mittel 
in den letzten zwei Jahren zwischen 43 Prozent 
und 62 Prozent zugeflossen sind. 

stummen zu bringen, denn die Krise ist so, Jetzt ein paar Worte zum Bundes-'Vohn­
daß eingegriffen und durchgegriffen werden und Siedlungsfonds. Ich würde nicht darauf 
muß. Ihre bloßen Versicherungen sind uns zurückkommen, wenn Sie nicht gesagt hätten, 
dafür keine Gewähr. Vergleichen Sie damit, daß Mittel zurückgelegt wurden. (Abg. Doktor 
wie es mit der Verantwortlichkeit in allen J. G r ube r :  Der Rechnungshof hates festgestellt !) 
anderen, weniger entscheidenden Bereichen Ich kann Ihnen nur sagen, daß beispielsweise 
des Lebens ist. Darf ich Sie daran erinnern, in Niederösterreich durch die Unzukömmlich­
wie es zum Beispiel mit der Verantwortlich- keit.en, die es in diesem Lande gegeben hat 
keit eines Operateurs ist.  Vielleicht haben - icb nenne gar keine Namen -, eine Aus­
Sie den Prozeß gegen jenen Chirurgen noch finanzierung mit den Landesmitteln nicht 
in Erinnerung, der bestraft wurde, möglich war. Ein Beweis dafür ist, daß heute 
weil eine untergeordnete Hilfskraft seiner no eh in Niederösterreich mit zirka 18.000 An. 
Station ein Narkosemittel verwechselt hat. suehen auf die Ausfinanzierung gewartet wird, 
Der mußte auch strafrechtlich - zivilrechtlich daß ah;o 400 bi s 500 Personen durch eine Au.s. 
sowieRo - die Verantwortung dafür tragen. finanzierung von 300.000 S bis 500.000 S - das 

Vor zwei Tagen haben wir von jenem ! i�t allge
.�
nein bek�nnt - zum

. 
Zuge gekommen 

Prozeß gelesen, der einen pharmazeut.ischen smd, wahre�d dIe anderen dIe 30.000 S oder 

Industriellen vor die Schranken des Gericht.es 40.000 S mcht bekommen haben. Ich mu.ß 
gebracht hat. Er und seine Gattin haben d�s sehr . de'?-t.lich sag.en, damit man weiß, 
eine empfindliche Freiheitsstrafe erhalten, weil WIe es wlrkh�h um dIe Gelder des Bundes­
sie es in einem Fall, der dann tragische Wohn- und SIedlungsfonds steht. 
Folgen hatte, unterlassen haben, die not- Im Jahre 1963 hat eine Unterkommission 
wendige Aufsichtspflicht auszuüben. der Paritätischen Kommission - der Beirat 

Wir fragen Sie also : Was muß noch ge- für Wirtschafts- und Sozial fragen - angeregt, 
Bchehen, damit Sie endlich der Forderung eine Untersuchung der Lage auf dem Bau­
deI' vereinigten Opposition dieses Hauses sektor durchzuführen, um Vorschläge über 
Rechnung tragen und einen offem,ichtlich eine Konsolidierung des Baumarktes auszu­
unfähigen Minister abberufen ? (Beifall bei der arbeiten. Diesem Gedanken lag eine Diskussion 
F PO.) der Paritätischen Kommission zugrunde, in 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der der der Bau wirtschaft vorgeworfen wurde, 
Abgeordnete Horr. Ich erteile es ihm. daß sie mit ihrem 'Virtschaftsablauf dazu 

Ö 
beitrage, die Preisauftriebstendenzen zu 

�bgeordneter Horr (SP ) :  Hohes Haus ! fördcrn. 
MeIne Damen und Herren ! leb möchte zu 
den Ausführungen der Vorredner ein paar I Die Wirtschafts. und Sozialpart�er haben 
kurze, weniger polemische als mehr sachliche auf Grund. de� Auftrages des WIrtschafts. 
Bemerkungen machen. und SozIal beIrates versucht, Experten 

Z d H Ab d t S h heranzuziehen, die eine derartige Studie be-
u em, was e�r �eor ne er c eITer werkstelligen können. vorgebracht hat, mochte ICh nur sagen, daß 

wir auch mit dem Baugewerbe zu tun haben. 
Es wäre sehr, sehr billig, wenn man sagen 
würde, man wüßte nicht, wie der Zustand 
unter der Oberfläche ist . Man muß nicht alle 
zehn Meter, sondern man kann alle fünf oder 
drei Meter, je nachdem, wie das Gelände ist., 
bohren_ Aber ich pflichte ihm bei, daß man 
deswegen die Bauwirtschaft nicht samt und 
sonders verdammen kann. Für Absinkungen 
von vier und fünf Metern muß man jedoch 
- das möchte ich hier sehr deutlich sagen -
schon die zuständigen Firmen beziehungsweiHc 
diejenigen, die die Vorbereitungen zu treffen 
haben, velantwortlich machen. 

Vertreter der Bundeswirtschaftskammer, der 
Arbeiterkammern, der zuständigen Gewerk­
schaften und vor allem Persönlichkeiten der 
Bauwirtschaft, die jahrzehntelang in der 
Bauwirtschaft gearbeitet haben, bildeten einen 
Arbeitskreis, bestehend aus 26 Personen. 
Dieser Arbeitskreis hat fünf Unterkommissio. 
nen zustande gebracht : eine Unterkommission 
zur Koordinierung,Verdingung und Vergabe, 
eine zweite für das statistische Programm 
für die Bauwirtschaft, eine drit,te zur Finan­
zierung in der Bauwirtschaft, eine vierte für 
die Bauforschung und eine fünfte für soziale 
Fragen. 

Ein paar Worte zum Herrn Dr . Gruber :  Ich möchte sagen, daß diese fünf Kommis-
Er hat von 80 Prozent der öffentlichen Hand sionen gut gearbeitet haben und daß mau die 
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Ergeb:nisse dieser fünf Kommissionen seit 
Jahren - ich betone das - kannte. 

Im Interesse der gesamten Bevölkerung 
unseres Staates und der "verschiedenen Wirt­
schaftszweige wäre es wünschenswert , wenn 
die Bundesregierung beziehungsweise das Mini­
sterium die gemachten Vorschläge überprüfen 
und verwirklichen würde. Ich weiß , daß man 
jet�t in der Paritätischen den wesentlichsten 
Teil beschlossen hat, aber ich halte es für 
notwendig, darauf zu verweisen, daß diese 
fünf Kommissionen bereits seit J amen ver­
nünftige Arbeit geleistet haben. 

Diese Vorschläge bieten ' die Grundlage ' für 
einen ruhigen Wirtschaftsablauf, eine Ver­
besserung der wirtschaftlichen Situation, einen 
ausgeglichenen Arbeitsmarkt und eine weitest­
mögliche Beseitigung der Winterarbeitslosig­
keit. 

Im Bel"eiche der Volkswirtschaft spielt die 
Bauwirtschaft eine " besondere Rolle. Als 
Produzent . del" Bauwerke einerseits und als 
ausschlaggebender Faktor des Arbeitsmarktes 
andererseits nimmt sie eine Schlüsselstellung 
ein und beeinflußt damit viele andere Wirt­
schaftszweige. Ich sage das deshalb, weil wir 
immer wieder, wenn wir von Arbeitslosigkeit 
reden, die Saisonberufe in den Vordergrund 
stellen müssen und weil wir damit mehr oder 
weniger im großen gesehen das Baugewerbe 
meinen. 

Bei einer Gesamtbeschäftigtenzahl von 
3,370.000 Personen - Selbständige und Un­
selbständige - umfaßt das Baugewerbe 16 Pro­
zent aller Beschäftigten in Österreich. " 

Der Einfluß der Bauwirtschaft auf die 

Beschäftigungspolitik wird aus " den Zahlen 
der im Winter vorgemerkten Arbeitsuchenden 
deutlich. Ende ' Jänner 1964 waren rund 
57.000 Al-beitel" aus den Bauberufen arbeitslos ; 
das sind rund 32 Prozent des gesamten Bau­
arbeiterpotentials ohne Lehrlinge ! Außerdem 
waren 6385 Arbeitssuchende aus der Baustoff­
erzeugung festzustellen. . ' Für beide Gruppen 
dauert die Winterarbeitslosigkeit rund zehn 
bis zwölf Wochen . 

Ich will nun einige Stichtage anführen : 
Am 1. 2. 1963 gab es 135.000 Beschäftigte, 
am 1. S; 1963 202.000, sm 1. 2. 1964 141 .000, 
am 1 .  8. 1963 206.000, am 1 .  2. 1965 147.000 
und · am 1 .  8. 1 965 207.000. 

Selbst unter den Angestellten, deren Zahl 
ich ebenfalls anführen könnte, gibt es- jährlich 
im Rahmen des Baugewerbes eine " sehr hohe 
Arbeitslosigkeit . Das soll hier einmal deutlich 
festgehalten werden. 

Mit Stichtag Ende Februar 1963 wurde ein 
Höchststand an Arbeitslosen mit rund '60.000 
und mit Ende September 1963 ein Tiefstand 

mit · zirka 1500 in Wien festgestellt. . '  Ich 
möchte nicht wieder die Zahlen aller Jahre 
aufzählen, weil das zu. lange dauern würde. 

Sie können verstehen, . meine Damen . und 
Herren, warum die Gewerkscha.ft der Bau­
und Holzarbeiter immer wieder verlangt, daß 
die Zeiten der Beschäftigungslosigkeit" für die 
Berechnung des Pensionsbezuges anerkannt 
werden sollen. Wenn ein Saisonarbeiter, ein 
Bauarbeiter in Pension geht, dann ist ' seine 
Pension um 300 bis 500 S geringer, und das 
ist für denjenigen, der sozusagen im Ausge­
dinge ist, ein sehr hoher Betl"ag. 

Eine der vorgenannten fünf Untersuchungs­
kommissionen beschäftigte sich mit der Analyse 
des derzeitigen Zustandes und erstattete Vor­
schläge zur Verbesserung der Koordinierung 
und des Vergabe wesens in der Bauwirt s�haft. 

Diese Kommission stellt fest : Die öffentliche 
Hand - Bund, Länder, Gemeinden, Körper­
schaften und Fonds - hat eine behenschende 
Stellung in der " Bauwirtschaft. Das hat heute 
bereits jeder Redner gesagt. Mangels einer 
entsprechendeu Koordinierung zwischen den 
öffentlichen Auftraggebern beziehungsweise 
den Finanzierungsstellen kommt es zu keiner 
wirtschaftlichen Ausnützung ' des vorhandenen 
Baupotentials. Dies hat zur Folge : . 

1. keine Kontinuität im Baugeschehen ; 
. 2. keine koordinie.rten, langfristigen Pro­

gramme und Vergaben nach territorialen, 
zeitlichen und branchenmäßigen Grundsätzen ; 
folglich 

3. keine Marktübersicht, btachliegende Kapa­
zitäten, aber auch Auftragsballungen, ' somit 
Leerlauf und Verluste bei der Winterarbeits­
losigkeit einerseits und Überhitzung und Über­
preise auf der- anderen Seite ; keine betriebliche 
Dispositionsmöglichkeit, unsichere Investi­
tionsentscheidungen, verstärkt durch . die 
schwache ' Stellung der Bauwirtschaft auf dem 
Kapitalmarkt, daher Schwierigkeiten bei der 
Kreditbeschaffung ; 

4. keine langfristige Budgetierung, daher 
unzureichende . Vorbereitung und · Planung, 
verspätete Vergabe mit forcierten Bauterminen, 
unklare und uneinheitliche Ausschreibungen ; 

5. Hemmung der Vergabe und Belastung 
der Liquidität, Kalkulationen und betrieblichen 

Organisation der BauwiI1ischaft durch budget­
rechtliche Bindung, keine Möglichkeit, unver­
brauchte Gelder und Kredite in spätere Budget­
jahre zu übernehmen, daher . Ballungen gegen 
Ende des Budg�tjahres ; 

6. unnötiges Abweichen von der Önorm, 
unbillige Wagnisüberbürdungen ; 

7 .  keine zeitgerechte Leistung der' Teil­
zahlungen durch den Auftraggeber und daher 
.bauverteuernde Zwischenfinanzierung ; 
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8. keine einheitlichen baurechtlichen Vor­
schriften der einzelnen Länder, daher ver· 
schiedene Herstellungskosten. 

Das wußte das Ministerium, das wußte 
zwar nicht der heutige Minister - ich möchte 
das ausdrücklich sagen -, das wußte die 
Innung, und es ist bei der Paritätischen 
Kommission immer wieder von einer Sitzung 
zur anderen darauf verwiesen worden. 

Rechtzeitige Erfassung der für das jeweilige 
Budget jahr vorgesehenen und nach Verab. 
schiedung des Budgets bewilligten Budget. 
mittel, getrennt nach Bundesländern und Bau· 
sparten, als Grundlage für die Besprechungen 
mit den Sozialpartnern und für die zeitliche 
und öttliche Koürdinierung in den Bundes. 
ländern. 

4. Beiziehung der wichtigsten privaten 
Auftraggeber zu den BeIatungen der Koordi. 

Es wurden aber auch Vorschläge für Ver- nierungsstellen in den Bundesländern. 
besserungen gemacht. Ich möchte sie eben- 5. Förderung des Winter·baues. 
falls hier anführen. Zur bes�eren. Au�nützung 6. Ordnung des Vergabe wesens ; rechtzeitige 
d�s . vor�andenen .B�upotentIals Slll� m .erster Erstellung baureifer Projekte, unbeschadet �ml.e em� .langfrIstIge .. 

Pl�nung, WIe �le �er ihrer budgetmäßigen Behandlung innerhalb JetzIge Mllllster angekundlgt hat, SOWIe eme I der langfristigen p. rogramme ' verbindliche 
Koordinieru.ng der großen Bauvorhaben not- AnwendunO' der Önorm A '2050 u.nd der 
wendig. Dane�en können auch Verbesseru�gen sonstigen 0 lechtliehen und technischen 
a�f dem GebIet des VeI gabewesens emen Önormen beim Absehluß von Bauverträgen. 
relbungs]oseren Ablallf des Baugeschehens 

W·· 11 ' d . h It d H r .. . h d d h f 1 d M ß are a em as emge a en WOI en, er ermoghc en. Es wer en a er 0 gen e a - M' ' t d k" t h t . d Z 't n nahmen em fohlen : mls er, an� .:mn e eu e m en el �nge p 
nur sehr wemg uber Bauskandale geschaeben 

1 .  Aufstellung langfristiger Bauprogramme werden. Wäre allein das VQm ehemaligen 
und deren Koordinierung auf Bundesebene ; Handelsminister eingehalten worden, dann 
innerhalb der einzelnen Ressorts und zwischen würden wii' heute anders dastehen und müßten 
d�esen unter Leitung einer zentral�n Koordi- , nicht mehr oder wenigel das gesamte Bau­
merungsstelle, auf Länderebene ; m Zusam- gewerbe in Mißkredit bringen lassen. 
menarbeit mit der Bundesstelle und innerhalb Verwendung allgemein anerkannter Form­
der Länderstellen in zeitlicher und örtlicher blätter bei den Ausschreibungen, angemessene 
Hinsicht, Beratung der Programme mit den Fristen für AnbotsteIlung, Arbeit.svorbereitung 
Arbeitgebet - und Arbeitnehmerorganisationen und Ausführung. 
auf jeder Ebene d?r Ko�rdinierung unter

, Zulassung von Alternativangeboten mit ge­Bedachtnahme auf dIe Arbeitsmarktlage. ! änderten Baufristen oder in geänderter Bau-
Das ist notwendig, denn wenn man sich I weise zum Ausgleich der Beschäftigungslage 

die Arbeitsmarktlage in den verschiedenen und deren Berücksichtigung bei der "Wertung 
Ländern ansieht, dann bemerkt man eine I der Angebote. 
Art von West-üst-Gefälle mit AuSnahme j' Bezahlung von Bauleistungen entsprechend 
von Wien. In den westlichen Bundesländern dem Bau fortschritt. Es ist in letzter Zeit 
gibt es weniger Arbeitslose , wobei Wien im besser geworden, aber ich erinnere mich, 
Verhältnis zur Gesamtbeschäftigtenzahl die daß wir Gewerkschafter nicht einmal, sondern 
wenigsten Arbeitslosen hat. zwei- bis fünfmal im Jahr mit den Arbeit­

2. Zu diesem Zweck Errichtung der zentralen 
Koordinierungsstelle beim Bund und analoger 
Stellen bei den Landesregierungen. Bei der 
Koordinierung i st auf das öffentliche Interesse, 
die finanziellen Möglichkeiten und die Bau­
kapazität Rücksicht zu nehmen. 

3. Neben der Programm gestaltung hat die 
zentrale Koordinierungsstelle folgende Auf­
gaben :lU e.rfÜ11en : 

Ermittlung und Veröffentlichung der mehr­
jährigen Bauprogramme. Es gibt immer wieder 
Bauprogramme, die meist nach einem, späte. 
stens nach zwei Jahren nicht mehr verfolgt 
werden können. Es ist notwendig, einmal 
wirklich für längere Zeitri;\.ume ein Bau­
programm, vor allem auf dEm Gebiet des 
Straßenwesens, zustande zu bringen und dann 
entsprechend zu forcieren. 

gebern im Ministerium vorsprechen mußten, 
um zu erreichen, daß die Gelder entsprechend 
dem Baufortschritt den Baufirmen gegeben 
werden. Ich sage noch einmal : Es ist wesent. 
lieh besser geworden, aber das sollte bei einer 
vernünftigen Bauweise auf alle Fälle berück­
sichtigt werden. 

7. Koordinierung der baurechtlichen Vor­
schriften der Länder. Wenn etwa eine Brücke 
über die Leitha von Niederösterreich ins 
Burgenland gebaut wird, muß man fest­
stellen, daß es in diesen Ländern verschiedene 
Bauvorschriften gibt. Ich muß Ihnen sagen : 
Ein halbes Jahr Verlängerung ist meistens 
sehr wenig, denn jedes Land beharrt auf 
seinen Bauvorschriften. Es ist klar, daß 
es bei Brücken- und Straßenbauten sowie 
ähnlichen Zweigen sehr große Schwierigkeiten 
gibt. 
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In den einzelnen Sparten der Bauwirt­

schaft sind die Schwierigkeiten, die durch 
die öffentliche Auftragsvergabe entstehen, ver­
schiedenartig. 

Im Straßen- und Autobahnbau wechseln 
in . den verschiedenen Jahren Erdbaulose mit 
Deckenbaulosen ab, oder es fehlen infolge un­
zulänglicher Budgetmittel überhaupt größete 
Vergaben. Das bedeutet längeres Stilliegen wert� 
voller Geräte und die Nichtbeschäftigung 
oder die weniger produktive Beschäftigung 
der für diese Maschinen und Arbeiten ge­
schulten Fachkräfte. Dies ist ein Zustand, 
der wie beim Fehlen der Aufträge im Straßen­
bau eingearbeitete Teams zerfallen läßt und 
zu beträchtlichen Verlusten und damit zur 
Erhöhung der Baukosten führt . 

Für den Straßenbau braucht man lang­
fristige Bauprogramme und deren Koordi­
nierung sowie die Sicherstellung der notwen­
digen Budgetmittel. Es zeigt sich immer 
wieder, daß durch mangelhafte Koordinierung 
zeitliche Unterbrechungen notwenaig werden 
und daß sich dadurch die Baukosten wesent­
lich erhöhen. 

Im Falle einzelner Bauabschnitte kann man 
wirklich nicht von Koordinierung sprechen, 
wenn beispielsweise zuerst die Straßen oder 
Teilstücke der Straßen und erst im Anschluß 
daran ' die Brücken gebaut werden. So et­
was gibt es : Zuerst baut man die Straßen, 
und dann beginnt man mit dem Bau der 
Brücke. Daß das mindestens eine 1 0pro­
zentige Verteuerung bedeutet, kann sich jeder, 
der mit dem Baugewerbe zu tun hat, vor-
stellen. . 

Man könnte aber auch beispielsweise in 
den weniger schneereichen Gegenden ÖsteI ­
reichs die Schlechtwettermonate zu VOI be­
reitungsarbeiten für die schöne Jahreszeit 
nützen, so wie es in anderen Ländern Europas 
gang und gä.be ist. 

Eine .. Ausarbeitung technischer Richtlinien 
füt, Winterarbeiten würde dazu beitragen, 
Qualitätsmängel zu vermeiden. Es sollen 
a.uch Mittel und Wege gefunden werden, 
das VeI ständnis der Bauwirtschaft für den 
Winterbau zu fördeln. 

Die Bestimmungen des Schlechtwetter-Ent­
schädigungsgesetzes wären ein wirksamer Re­
gulator, um den Dienstnehmern den durch 
Schlechtwetter entstandenen Lohnausfall zu 
vergüten, ohne daß dadurch eine Bauver­
teuerung eintritt. Voraussetzung ist eine Ver­
besserung . in der , Dotierung des Schlecht­
wetter-Entschädigungsfonds. In diesem Zu­
sammenhang wäre besonders bemerkenswert, 
daß dadurch Gelder aus ' dem Arbeitslosen­
fonds gespart werden könnten. 

Die zuständige Kommission machte darauf 
aufmerksam, daß sich auch andere Institu­
tionen mit dem Problem der Bauwirtschaft be­
faßt haben. Es waren dies : das Internationale 
Arbeitsamt mit seinen Entschließungen der 
6. Bautagung im Jahre 1959 sOWle der 7.  Bau­
tagung im Jahre 1964, die Bundesinnung 
der Baugewerbe am Landestag in Ober­
östeITeich am 4. 4. 1964 sowie die Gesell­
schaft für das Straßenwesen zum 26. Straßen­
tag 1964 und die Gewerkschaft der Bau­
und Holzarbeiter in ihrem Antrag zum Bundes­
kongreß des ÖsteITeichischen Gewerkschafts­
bundes im September 1963. 

Ich habe bereits im Finanzausschuß über 
das Kapitel Forschung einiges gesagt. Ich 
stelle hiezu fest, daß mir ein Betrag von 
500.000 S für Zwecke der Bauforschung viel 
zu gering erscheint. Will man die Forschung 
für die Bauwirtschaft wirklich ernst nehmen, 
dann muß in Zukunft für eine entsprechende 
Dotierung gesorgt werden. Wir haben einige 
Forschungsinstitute - ich bin selbst Mit­
glied eines solchen Institutes -, und ich 
möchte nur sagen : Der Betrag von 500.000 S ----'­
das reicht vielleicht für einzelne Forschungs­
aufgaben - ist völlig unzulänglich. Wenn 
man einen Fortschritt erzielen will, muß 
man in Zukunft wesentlich höher dotieren. 

Ebenso große Schwierigkeiten macht der 
Berufsnachwuchs im Baugewerbe. Wenn die 
Entwicklung auf diesem Gebiet so weiter­
geht, werden der Bauwirtschaft in Zukunft 
weniger Fachkräfte, dafür aber umso mehr 
Hilfskräfte zur Verfügung stehen. Ich möchte 
nicht aUe Berufe anführen, die dazugehören, 
aber doch einige Ziffern bringen. 1958/59 
hatten wir noch über 17 .000 Lehrlinge, 1961 /62 
14.100, 1962/63 ebenfalls 14.000. In diesem 
Jahr gibt es durch das bekannte 9. Schul­
jahr fast überhaupt keinEm Zuzug. In Zu­
kunft wird es so sein, daß es bedingt durch 
die schlechten Verhältnisse noch weniger Lehr­
linge im Baug�werbe geben wird oder LeKr­
linge einen Beruf des Baugewerbes erlernen 
wollen. 

Nicht zuletzt - '  das möchte ich deutlich 
hier sagen -- trägt zu dieser negativen Ent� 
wicklung bei, daß die Unterbringung der in 
der Bauwirtschaft Beschäftigten - mit weni­
gen Ausnahmen - völlig unlWreichend ist 
und daß zum Teil katastrophale Zustände 
auf diesem Gebiet heITschen. Nur wenige 
Baufirmen kommen ihrer Verpflichtung nach. 
Nur die Großbaufirmen gehen in den letzten 
Jahren dazu über, in den größeren Städten, 
in den Landeshauptstädten eigene Arbeiter­
wohnhäuser zu schaffen. 

Das Pendler wesen ist im Baugewerbe von 
entscheidender Bedeutung. In den einzelnen 
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Bundei:!ländern gibt es ungleiche Arbeits- normalen Straßellbau bez iehungsweise wie 
bedingungen, unterschiedliche Lohnverhält- hoch ist hievon der Lohnanteil ? 
nisse ebenso wie verschiedene :Möglichkeiten Das muß ich fragen, denn ich weiß, daß 
einer eventuell auch in den Schlechtwetter- sich technisch auf dem Straßenbausektor 
monaten weiterlaufenden Beschäftigung . Das ungeheuer viel geändert hat. Wenn man hier 
spürt - wenn ich das vom Standpunkt von einem hohen Lohnanteil spricht -- ich 
Niederösterreichs aus betrachte - besonders möchte Vergleiche mit dem Ausland gar 
dieses Land, weil wegen Ger bes8eren Arbeits- nicht heranziehen -, so muß man dazu 
möglichkeit besonders viele Pendler aus Nieder- Stellung nehmen , 
österreich nach Wien kommen, 

h f 't  W' . ht es 1111't der Ic rage we1 er : 1e 81e Ich möchte euuge für Niederösterreich Unter- oder überführung der Hainburger 
wichtige Fragen vor allem an den Herrn Bundesstraße aus ? Stimmt es _ wie es 
Minister herantragen. Wir sprechen immer in den Zeitungen steht _, daß eine wesent­
wieder von der Abwanderung aus den Grenz- lieh bessere Verbindungsstraße, als sie heute 
gübieten. Wir müssen feststellen, daß die besteht, zwischen St. Pölten und Krems Straßen, die zu Orten und St ädten dieser gebaut wird ? Man liest von den Varianten 1 
Grenzgebiete führen,  äu ßerst sehlecht sind, und 2, und die Variante 3, die etwas billiger Eine der Hauptstrecken, wie etwa die Bundes- wäre,  dafür aber eine Kleinigkeit länger ist, �traße v.on Horn nach �mül1d,

. 
w�ist noch soll also gebaut werden, Wenn man aber 

Immer eme :Menge �nfertlger Tel�stucke auf. das nur so "anonym" in den Zeitungen liest, 
Wie kann man verhmdern, daß dIe Menschen reie ht uns das _nicht, Wir würden gel'ne von dort in andere Gebiete abziehen, wenn : wirisen, Herr Minister, ob das auch stimmt. selbst eine der wichtigsten Straßen, an der ,I " _ '  y '  " , , f man Heit Jahren haut , noch immer llleht Die gleIChe Not",end1g�e1t cr g1btL SiCh au 
in Ordnung ist ? Ich bin der "Meinung , daß I der Bundesstraße 17 b�l de: Orl sausfahrt 
hier endlich etwas geschehen muß . von 'Viener Neustadt ,lll R1?htung Neun-

., h b d kirchen . Hier möchte ICh, mcht ci wa um Ic� mochte n�c et�vas 
. . 

sag<:m, . a er �s 
gegen Krems zu polemisieren, nur feststellen : le'3e wh vor, wetI es so W IChtIg 1st, damIt '"fr; h h '  ' V  gl l' ch gezogell . ., Ir a en nnluer etnen er e , , nicht nachher Jemand kommt und sagt., , ft d' B h b ' d ' t Z1' aell Unter . ., WIe 0 1e a n el er J e , b ' -ICh hatte �twa� anderes gesagt :

. führung in Krems täglich vorbeifährt und 
Sollte dIe Sudautobahn von Wlener Neu- wie oft sie in 'Viener Neustadt fährt. Das stad� über das Burgenlancl geführt werden Verhältnis ist 1 : 6. Trotzdem hat man früher 

und nicht weiter über niederö:'lterreichis�hen dort beaomum, wo das Verhältnis 1 liegt . 
Boden - eine gründliclH� �herprüfung (he8er Daher fr'age ich Sie : Wann werden diese Frage hat d�r Herr lHlluster zuge�agt .. -, Über- oder Unterführungen endlich in Ord­dann mu ß dte Bundesst·raße Nr. u4 uber nung gebracht werden ? den \Vechsol eYanz wesentlich verheRsert wer-

I h .. ht S hl ß kommend, noc h d ' b
'":)

· ' I  . d' N k' h c moc e, zum c u en, so WIe eiSpIe 8welse . 1e r enn 1rc ner cl ß b" t t el'ner wirk-sagen , a man 18 Je z von Allee, lichen Planung, von einer Koordinierung -
Ich weiß schon, daß hier verschiedene wenn man das Wort Planung nicht hören 

Fragen eine wichtige Rolle spielen . Aber will _ nicht allzu viel gesehen hat, Ich wenn diese Autobahn über das Burgenland möchte sagen, daß in der Vergangenheit 
geführt wird, dann muß die Aspanger Bundes- im Rahmen des Straßen-,  vor allem aber 
straße, die Bundesstraße Nr, 54, die jetzt des Autobahnbaues sehr, sehr oft dilettantisch 
nur teilweise ausgebaut ist, auch entsprechend gearbeitet wurde. Heuer haben wir allein 
ausgebaut werden, 52 Baustellen auf der Westautobahn gehabt, 

Der Genetalsekretär der Bundeswirtschafts- einmal da, einmal dort. Da erst vor 
kammer Dr. MussiJ hat gestern eine sehr kurzer Zeit die Arbeiten auf der Autobahn 
merkwürdige Bemerkung gemacht. Er hat fertig waren, dürft.e es so viele Baustellen 
gestern hier erklärt - wir wer den uns die nicht geben, Ich könnte jetzt einige anführe�, 
Rede noch ansehen -, die Arbeiterschaft bei denen es dringend notwendig wäre, sie 
stelle überhöhte Lohnforderungen. Daher zu reparieren , Fahren Sie einmal VOI oder möcht.e ich an den Herrn Minister einige nach einer Brücke, besonders bei der jetzigen 
Fragen stellen, Auffahrt, etwas schneller, dann werden Sie 

Da immer wieder behauptet wird, daß feststellen, daß die Fahrbahnen völlig unzu­
der Lohnanteil beim Straßenbau sehr hoch länglich sind, daß sie Unterschiede von 2, 3 
sei, f("age ich den Herrn Minister : Wie hoch und mehr Zentimeter aufweisen, und das 
wa("en die Gesamtkosten Hit, 1 km Südauto- bedeutet für eine Autobahn verdammt viel. 
bahn und wie hoch ist hievon der Lohnalltei1 1 Soviel ist es, wir haben selbst Messungen 
Wie hoch sind weiters die Kosten für 1 km vorgenommen, 
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' .  Meine Dame,n und Herren ! Sie werden 
verstehen, daß. es im , Kapitel Bauten und 
Technik, im besond�ren im · Straßenbau, noch 
sehr , viele Unzukömmlichkeiten gibt, für , die 
sicher - das möchte ich deutlich sagen -
der lleutige Minister nicht verantwortlich 
ist, wohl : aber sein Vorgänger - auch das 
m�9 deutlich gesagt werden. , Ich kö.r;rnte 
über die einZelnen Fonds, den Wasserwirt-
8chaftsfonds und den Wiederaufbaufonds, wo 
ich selbst Mitglied bin, einiges sagen. Ich 
Will 'es Ihnen aber wegen der vorgerückten 
Stunde ersparen. Ich · kann nur feststellen, 
daß man sich dort ....;.:..:.. besonders beim Wieder­
au.fbaufonds - mcht allzuviel Mühe ge­
nommen hat, . besonders nicht von Seite 
des heutigen Viz.ekanzlers Dr� " Bock . .  

' Ich ,. möchte . zum S·chlusse .komriIen und 
Sägen : Solange wir nicht deutli,ch und' klar 
sehen, ru,.ß sich hiet etwaß ändert, . ist es 
8en�stverständlich; daß wll- Sozialisten diesem 
Kapitel unsere Zustimm�ng nicht geben kön-
nen. (Beifall bei .der SPtJ.) , " . ' 

ist. Daher lautet unser ganz , besonderer 
Wunsch : Verbesserung unserer Straßen. 

Ganz besonders möchte ich die Triester 
Bundesstraße vom Semmering bis Dürnstein 
an der Kärntner Landesgrenze nennen. Sie 
ist die Hauptader und weist eine Länge von 
167 km auf. Diese Straße ist zugleich im 
Straßennetz. von Europa als Europastraße. N r. 7 
bezeichnet. 

Die Ortsumfahrungen von Bruck an der 
Mur, MürzzuschIag, Kindberg und Judenburg 
sowie der Ausbau der Bahnkreuzung' 'bei 
Kaisersberg sind dringend notwendig. Sie 
selbst, sehr geehrter HeiT MinisteI KotZina" 
habe!! uns bei einer Anfrage gesagt, daß 'das 
die am stärksten frequentierte Straße Öster­
reichs ist. 

, Die ' ,  Grazer Blllldesstraße von Bruck n�ch 
Sp.ielfeld bis zur Staatsgrenze ist rund 103 km 
lang und ebenfalls Europastraße. Die Stadt­
einfahrt von' Raac4 nach Graz ist vierbalÜiig 
projektiert und teUs schon im Bau. , ' , , . 

, Präsident : Zum ' Wort gemeldet ·ißt der Dje Ausschaltung der Badlwandgalerie , mit 
Abgeordnete Frodl. Ich .. erteile es ihm; , der Ortsllmfahrung von Peggau sind wich­

tigst. 
Abgeordneter . Frodl (ÖVP) : Herr Pra- Die Ellllstal-Bundesstraße ' von der Salz-sident ! Hohes Haus ! Ich möchte generell burger Landesgrenze von Mandling nach z,u �em . Thema "Bautenskandal"� das hier Hieflau ist eine Haupteinzugsstraße für unseren hochgespielt Wtlrde, sagen : Haben Sie die Fremdenverkehr und rund 104 km lang. Versicherung, daß wir von der Östetreichischen Der Ausbau mit einer Betondecke von Mand­Volkspartei das Vertrauen haben, daß unsere ling bis Klaus ist ein besonderer Wunsch. österreichischen Gerichte hier Ordnung schaffen Dadurch wäre diese Bundesstraße dann von werden. , ' ., Liezen bis zur Landesgrenze ausgebaut. 

' Wenn ' ich. als steirischer Abgeordneter zum 
Kapitel Bauten spreche, dann werden . Sie Ich hätte hier noch eine ganze Galerie, 

Will aber nicht alles aufzählen, weil verstehen" daß ich über unsere Landessorge, . 
näß!.licll die größte Sorge in unserem Limd, 

schon sehr spät . ist und Sie alle sehr 
über die , steirischen Landesstraßen hier be- duldig sind, niuß Ihnen aber doch 
richte� , einiges sagen : 

es ' ja 
unge­
noch 

Es l'st b k ·  nt d ß d g B d- ' . Die Lahns�ttel-Bundesstraße von M. ürz-e an � a as anze un es- hl b' M . II d f . 
straßennetz von Österreich eine Länge von zusc ag IS arlaze ,be ar noch weIterer 
rund 923

'
. 7 km f '  t ' D' G tl" g I Baulose, um den Verkehrsanforderungen ge-au welS . le esam an e ' . . ' d'er B,  nd sst ' ß d St '  k b t .. t recht zu werden, vor allem dIe Umfahrung u e ra en er elermar e rag b rund 1295 km, das sind 14: Prozent des öster- von Neu erg. 

reichischen Straßennetzes. Es ist sehr be- Die Obere Murtal-Bundesstraße ab Scheif­
dauerlich, daß die Steiermark anteilsIDäßig ling bis zur · Salzburger Landesgrenze - bei 
je 100 Einwohner nur 1 14 Laufmeter Bundes- Predlitz ist für uns ebenfalls eine Zubringer­
straße hat. Von den 1295 km Bundesstraßen, straße des Fremdenverkehrs aus dem Bundes­
von denen ich gesprochen habe, sind rund land Salzburg. Unsere Wünsche wären, sehr 
1215 km mit staubfreiem Fahrbahnbelag ver- geehrter Herr Minister, die Ortsumfahrung 
sehen, während 80 km noch Schotterstraßen von Teufenbach, Frojach und von Predlitz. 
si?-d. Voll ausgebaut sind 437 km, das sind Eine der wichtigsten Verkehrsadern für 
leIder nur 33 Prozent. die Steiermark - das möchte ich hier fest-

Sie werden sagen :  Nun erzählt er �s 'halten, eben weil es sehr, sehr wichtig ist -
von den steirischen Straßen. Ich muß es ist die \Vechsel-Bundesstraße von der nieder­
Ihnen aber sagen, denn- Sie müssen wissen - österreichischen Landesgrenze, weil nach dem 
und Sie wissen es ja auch -, daß die Steier- Ausbau der Autobahn von Gleisdorf nach 
mark geographi'3ch sehr entlegen und vom Mooskirchen die Wechsel-Bundesstraße als 
internationalen Verkehrsnetz fast abgeschlossen provisorische Fortsetzung der Autobahn an-
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zuse�en, sein wird. Sie weist �och
_ 

sehr viele I Nebenbei - sei gesagt - wirkt �ich für 
SChWIerIge und ausbaunotwendIge Stellen auf. I die Steier mark die Aufschlü':\�ehmg der Bundes-

Bezüglich der Autobahn, von der ich schon ! min�ralölsteuel' nach Kilometern nachteilig 
gesprochen habe, möchte ich doch noch aus, da dieses dichtbesiedelte Land, im Ver­
sagen, daß das eine unserer größten Sorgen hältnis zu andere� Bunel�släU(�ern, auf die 
in der Steiermark ist und daß wir Sie bitten Kopfquote aufgeteilt wellIg KIlometer hat. 
und auffordern, dieses Projekt so schnell Für das Jahr 1967, so sagen die Fachleute, 
wie möcrlich durchzubrinaen und zu forciereü , wären aber rund 500 :Millionen Schilling not­
damit �ir in der Steier�ark endlich einmai wendig, um den dringendsten Erfordernissen 
einen guten Anschluß an das internationale bei den Bteirischen Straßen nachzukommen� 
Verkehrsnetz bekommen. Für die an und für sich arme Steiermark 

Bei der Packer Bundesstraße wären Um- ist der jetzt anlaufende Fremdenverkehr von 
fahrungen von Köflach und von Edelschrott allergrößter Bedeutung, und Sie alle, meine 
äußerst notwendig. Sie wissen, daß die West- Damen und Herren, wissen ganz genau, daß 
steiermark vom Fremdenverkehr sehr frc- die \Verbung für den Fremdenverkehr durch 
quentiert ist ; in den Ortschaften Köflach gute Straßen am wirksamsten ist . 
und Edelschrott gibt e3 immer ein Gedränge, Der gesamte Transport unBerer Wirtschaft 
das wirklich zu einer Verkehrsmisere ersten würde sich leichter abwickeln, wenn unsere 
Ranges im steirischen Raum führt. steirischen Straßen besser wären. Das Grenz-

Als Abgeordnetem des steirischen Grenz - lann hätte nicht so große Sorgen und Schwierfg­
landes liegt mir aber die Sobother Bundes- keiten, wenn es durch gute Straßen be�ser er� 
straße, welche von Eibiswald bis Mauthnereck schlossen wäre, Ganz besonders ließen .sich 
bereits fertiggestellt ist, ganz besonders am i leichter Er�atzbetr

.
�ebe für unsere Kohlen­

Herzen, Die Fortsetzung des Straßenstückes bergbaubetrIebe grunden, wenn wir ein bes­
bis Krumbach ist bereits in Arbeit. Sie, seres Straßennetz hätten. 
sehr geehrter Herr Minister, haben im Laufe Und schon zum Schlusse kommend, möchte 
dieses Jahres diese Straße einmal besichtigt ich anführen, daß die Straßen in unserem 
und waren von der Trasse und der schönen, Zeitalter eines der aktuellsten Probleme dar­
waldreichen Gegend begeistert. Unser Wunsch stellen, daß die Mittel hiezu auf alle Fälle 
ist nur, so schnell wie möglich elen weiteren erhöht, werden müssen. 
Ausbau dieser herrlich angelegten Straße Sehr geehrter Herr :Minister ! Aus den an-
durchzuführen. geführten Gründen richte ich die Bitte und 

Die volle Verkehrsbedeutung d ieses Straßen. 
zuges wird erst dann erreicht werden, wenn 
auch das benachbarte Kärnten das auJ seinem 
Territorium liegende weitere Straßenstück nach 
Lavamünd ausbauen wird. Damit wäre eine 
der wichtigsten Verkehrsverbindungen , be. 
ginnend von Radkersburg über die Untere 
Murtal-Bundesstraße bis Spielfeld-Straß und 
über die südsteirische Grenz-Bundesstraße 
nach Eibiswald und von dort über die 
Sobot,her Bundesstraße bis Lavamünd ent­
lang der österreichisch-j ugoslawischen St.aats­
grenze, hergestellt. 

Weitere Bundesstraßen seien nicht nament­
l ich aufgezählt, jedoch ah; baunotwendig nicht 
zu vergessen. 

Der ständig ansteigende Fremdenverkehr 
erfordert eine größere Beschleunigung der 
Ausbaumaßnahmen und dadurch auch größere 
Kreditsummen als bisher. Die Steiermark, 
die mit 14 Prozent am Bundesstraßennetz 
beteiligt ist , bekommt leider auch nur 14 Pro­
zent von der gesamten Bundesmineralölsteuer, 
welche die Finanzierungsquelle unserer Bundes­
straßen ist. Der Betrag liegt ungefähr bei 
300 Millionen S()hilling und ist bei weitem 
zu niedrig. 

den Wunsch : bessere Straßen für die Steier­
mark und - was nicht in Ihr Ressort fällt, 
was ich aber ebenfalls anführen möchte -
Elektrifizierung der Eisenbahn von Graz bis 
Spielfeld sowie Ausbau des Grazer Fiug­
hafens. (Bei/all bei der Ö V P.) 

Präsident: Zum 'Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete \Vielandner. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Wielandner (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Ich hätte mich heute gerne mit Ihnen 
wieder über Wa8�errecht.s1ragen unt.erhalt.en, 
werde das aher mit Rücksicht auf die vorge­
gese hrittene Zeit unterlassen. Allerdings wäre 
e8 ganz interessant gewesen. Vor wenigen 
Tagen hätte ein parlamentarisch-wissenschaft­
liches Gespräch übel' diese Wasserrechtsfragen 
stattfinden "Iollen. Es ist leider geplatzt, 
weil die Politiker nicht Zeit hatten ; 80 ist es 
zumindest nachträgli ch in der Zeitung ge­
standen, nachdem llmll vorher geschrieben 
hatte, daß die W'issenschaftler dort gesprochen 
hätten, und ihre Reden abdruckte. 

Eines kann ich Ihnen allerdings nicht er­
sparen : Ich muß feststellen, daß die Aus­
führung des Herrn Finanzministers in seiner 
Budgetrede, daß wesentlich erhöhte .Mittel 
für elen 'Vasserwirtschaftsfonds vorhanden 
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wären, nicht stimmt. An Bundeszuschuß Strecke Lend-Taxenbach ; auf der Gasteiner 
sind hier 20 Millionen enthalten, 1965 waren Straße der Strecke von Lend zur Gasteiner 
es 25,2, 1966 allerdings auch weniger. Klamm, auf der Ennstal-Bundesstraße von 

Nun zu einem anderen Kapitel, das heute Bischofshofen nach Eben im Pongau und 
hier schon sehr oft angeklungen hat, es ist auf der Katschbergstraße der Strecke von 
das Kapitel der Straßen. Seit Jahren fordern Radstadt nach Untertauem, die Ortsum­
die 'Politiker des Salzburger Landes, und fahrungen \Verfen, Radstadt, Mittersill, die 
zwar die Politiker aller Parteien, den Aus- Verbindung zur Felbertauernstraße. Meine 
bau der Bundesstraßen im Lande Salzburg. sehr geehrten Herren ! Solange wir die Straßen­
Die Verkehrszählungen, die dort vorgenommen bauförderungsmittel gleich aufteilen je Kilo­
wurden, haben wesentlich höhere Zahlen er- meter ebenes Land und je Kilometer Gebirgs­
geben als etwa auf den Strengbergen oder land, werden wir wahrscheinlich hier keine 
auf der Brennerstrecke. Auf der Niederalm- Vei'besserungen erzielen. 
brüoke wurden rund 6400 Fahrzeuge pro Es wäre allenfalls möglich, daß die Tauern­
Tag gezählt, auf den Strengbergen 4700, und schnellstraße eine Wandlung btingen könnte. 
zwar bevor noch die Autobahn errichtet Vor einiger Zeit hat das Institut für Raum­
wurde, und auf der Brennerstraße 2700. Es planung Untersuchungen im Auftrag des 
hat sich vor einiger Zeit eine Konferenz von Finanzministeriums durchgeführt und fest­
Nationalratsabgeordneten, Landtagsabgeord- gestellt, daß es wesentlich und wichtig wäre, 
neten und Bürgermeistern mit dieser Frage diese Tauernschnellstraße so zu forcieren, 
beschäftigt, und es wUIde dort festgestellt, wie es seinerzeit einmal dem Anschein nach 
daß die Straßenverhältnisse im Pongau, im geschehen sollte. Es ist die einzige wintel'­
Pinzgau und in den anderen Gebirgsgauen be- sichere Straßenverbindung zur Überwindung 
sonders schlecht wären, und wir können es des Tauernhauptkammes zwischen Schober­
ja jeden Sommer am eigenen Leib verspüren ; paß und Brelmer, eine Transitstraße von 
auch bei den Kolonnenbildungen und wäh- Nord nach Süd . .  Sie würde eine Entlastung 
rend der Wintermonate genauso. Wir können I der örtlichen Straßenzüge bringen und wäre 
feststeHen, daß während der Frühjahrsmonate von wesentlicher Bedeutung für die wirt­
kilometerlange Frostaufbrüche den Verkehr schaftliehe Entwicklung der Gebirgsgaue des 
behindern, daß wir nicht genug tun können, Landes Salzburg, insbesondel e der Entwick­
um bessere Verhältnisse zu schaffen. lungsgebiete des Lungau<:;, die derzeit noch 

Das betroffene Gebiet ist für den Fremden- eine ' 25prozentige Winterarbeitslosigkeit auf­
verkehr wesentlich wichtiger als andere. Ich weisen , außerd�� für die 

.. 
�be�8teiermark, für 

nehme die Vergleichszahl des Herrn Kollegen den Raum SPlt ,a.I und fm VIllach . 
Frodl von der Steiermark ; dort gab es Am 2 1 .  Juni 1966 w-urde ein Initiativantrag 
5,432.000 Übernachtungen ; die beiden Be- aller dl ei Parteien eingebracht : 
zirke Pongau und Pinzgau haben 6,760.000. "Der Herr Bundesminister für Bauten und 
Ich glaube, es wäre hier wirklich zweck- Technik wird ersucht, ehebaldigst einen Be­
mäßig und notwendig, endlich etwas Ent- richt über den Stand der Vorarbeiten zur 
sprechendes zu tun. Schaffung der Tauernschilellstraße zu geben, 

Der Ausweitung des Fremdenverkehrs in um damit den Nationalrat über die notwen­
unserem Gebiet steht die Straßenmisere ent- digen gesetzgeberischen Maßnahmen hinsicht­
gegen. Um zu erkennen, von welch wesent- lich einer Novellierung des Bundesstraßen­
lieher Bedeutung der Fremdenverkehr für gesetzes, beziehungsweise Schaffung eines eige­
unser ganzes Land ist, brauohen wir uns nur nen Mautstraßengesetzes für diese wichtigste 
die gestern gehaltenen Reden zu überlegen Straßenverbindung über den Tauernhaupt­
und uns die Zahlungsbilanz wieder vor Augen kamm zu informieren." 
zu führen. Solange wir hier keinen Wandel Nun lesen wir in der "Salzburger Landes­
schaffen, wird keine Verbesserung, sondern zeitung" vom 2. November 1966, daß dort 
ein rascher Rückgang auf dem Fremden- eine Enquete stattgefunden hätte und daß 
verkehrs sektor zu verzeichnen sein, und wir man darüber- gesprochen habe, wie man das 
können sagen, daß diese Straßenverhältnisse etwa forcieren könnte. Man schreibt als 
wirklich eine negative Wertung erzielen wer- Überschrift : "Sonderfinanzierung für die 
den. Tauern-Autobahn. Neue Nord-Süd-Ver-

Es wurde in diesem Zusammenhang ge- bindung, Bestandteil des Europa-Straßen­
fordert : Ausbau der Salzachtal Bundesstraße netzes. "  
auf der Strecke Sulzau-Imlau - die Eng- Diese Aussprache war a m  2 1 .  Oktober 
stelle südlich Werfen ist als Beginn für die 1966. Kurze Zeit später hat der Herr Bundes­
Umfahrung sehr zweckmäßig -, dann weiter minister im Finanz- und Budgetausschuß beim 
die Maut südlich Schwarzach und auf der Kapitel Bauten erklärt, daß die Vorplanung 
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für die Tauern-Autobahn noch nicht so weit in Österreich so hoch mit unseren Autobahnbau­
gediehen wäre, daß er sich am Vortag darüber preisen liegen. 
informiert hätte und daß nun die Situation Manche Bauabschnitte entsprechen darüber 
kaum vor einem Jahr rein von der Planungs- hinaus auch nicht einmal den primitivsten 
seite her geändert werden könnte. Sie werden bautechnischen Erfordernissen. Wir erleben 
mir, Herr Minister, wahrscheinlich auch heute dadurch Schäden größten Ausmaßes, wir 
wieder sagen, daß man kein Geld dazu hat, brauchen nur an den Strengberg zu denken. 
diese Straße zu errichten. Da darf ich auf Die Koaten für diese Schadensbehebungen 
einige Dinge eingehen, die heute hier in werden zum Großteil wieder nicht von den 
diesem Hause immer wieder angeklungen Firmen getragen, sondern wiederum vom 
sind. Ministerium aus Steuergeldern. Das bedeutet 

Vor wenigen Tagen hat hier der Herr aber eine neuerliche Baukostenerhöhung auf 
Bundeskanzler eine Erklärung abgegeben und Kosten der Steuerzahler. 
hat den Kreis der Firmen und Personen un- Um dieses schöne System zu erhalten, 
gefähr mit 100 und 150, also 250 zusammen, war es bisher nötig, Schmiergelder von der 
umrissen. Von diesem Kreis möchte ich Steuer abzusetzen und sie noch zusätzlich 
heute sprechen, und zwar von den Symptomen, in Rechnung zu stellen. Wenn wir uns nun über-
die sich daraus ergeben. legen, daß ein Kilometer Autobahn in Italien . " . 9,75 Millionen Schilling kostet, in Holland Hohes Haus ! Wenn WIr uns uberlegen, 13 llf'll ' . d S h . 17 2 ll"I'llionen d ß ·  Z 't d h' E kl" j. I Ionen, In er c welZ , .LU , a In el ungen un .. ler 

. 
r arungen 1 in der Bundesrepublik 22,75 und in Österreich a�gegeben wurden, so mussen WIr uns doch 1 32,5, obwohl wir zum Teil gleiches Gelände emmal vor Augen halten : In welcher Form h b " ' d ß hl'er doch , d . a en, so mussen WIr sagen, a WIrd denn nun das argestellt, was praktIsch t ' ht t' k In den letzten , d I t J h ' Ö  ' h . e was DIC S Immen ann, In en e zten a ren In sterreIC paSSIert hn J hr d d 19 Mill' arden , t 2 D Mi '  te ' h t t '  I '  ze a en wur en run I IS . as ms rIUm a zuers elnma eIne S h'll' b t W , . t t neh h ' , C I Ing ver au . enn wIr Je z an -Bauaussc reIbung vorzunehmen, und dIese d ß d K'l t t ' Dr'ttel , . .. men, a er I ome er e wa nur em I Ba
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legen sie dem Ministerium vor, Der zuständige Es wäre hoch an der Zeit, hier entsprechend 
Ressortbeamte genehmigt die Offerte be- Wandel zu schaffen, aber mit Mitteln, welche 
ziehungsweise die Vergabe, und zwar wieder nicht nur das Fieber vertreiben, sondern 
zu den von den Fh men angegebenen Preisen, welche die Krankheit heilen. Wir sagen 
Es werden auch Fertigstellungstermine verein- Ihnen eines : Stimmen Sie uns zu, ein modernes 
bart und durch Pönalzahlungen abgesichert, Wettbewerbsrecht, ein bchlagkräftiges Kartell­
Bei Fristüberschreitungen sollen diese Beträge gesetz und ein wirksames Antikorruptions­
zum Tragen kommen. Dann kommt es zur gesetz zu schaffen, dann werden diese Skandale 
Baudurchführung. Wenn wir von der Art sicherlich b�hoben werden können. (Beifall 
der Baudurchführung ganz absehen wollen, bei der SPÖ,) 
so müssen wir feststellen, daß die Fertig­
stellung meistens nicht zu den Terminen 
erfolgt, die vereinbart worden sind, sondern 
Monate und Jahre später. Es ist sehr oft 
nicht die Schuld der Baufirmen allein, sondern 
es fehlt ja an einem grundlegenden Konzept, 
es fehlt hier an der vorausschauenden Planung 
über mehrere Jahre und an der Sicherstellung 
der erforderlichen Gelder, die notwendig wäre, 
Schließlich und endlich kommt es zur Ab­
rechnung, und es kommt neuerlich zu erhöhten 
Beträgen, die vom Ministerium gefordert und 
schließlich auch genehmigt werden, 

Wenn wir uns überlegen, daß diese zweimal 
erhöhten Bausummen neuerlich erhöht werden, 
wenn die Pönalzahlungen nachgelassen werden, 
so müssen wir sagen : Das ist eine wirkliche 
und zusätzliche indirekte neuerliche Erhöhung 
der Baupreise, und sie bewirkt wohl, daß wir 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Babanitz , Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Babanitz ( SPÖ) : Sehr geehrter 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Obwohl mir bewußt ist, daß die 
meisten von Ihnen denken : Warum sagt er 
noch etwas dazu, es ist ja die Zeit schon sehr 
vorgeschritten, glaube ich doch, im Interesse 
der Bauarbeiter einige Worte zur Frage 
Bauten und Technik sagen zu müssen, 

Mein Vorredner, der Herr Kollege Horr, 
der so wie ich in der Gewerkschaft der Bau­
und Holzarbeiter die Interessen der Bau­
arbeiter vertritt, die ja leider allzuleicht 
in den Bauskandal als Mitschuldige mit 
hineingezogen werden, zumindest indirekt, 
hat schon darauf hingewiesen, daß die Gewerk­
schaft der Bau- und Holzarbeiter seit Jahren 

202 
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verlangt, daß in der Bauwirtach�ft Ordnung aus dem Ausland zu uns in das Land gekommen 
gemacht wird, und zwar dahin gehend, daß sind. Und wenn man· bedenkt, daß speziell 
entsprechende Auftragsvergaben rechtzeitig in dem starken Reisemonat August über 
erfolgen und dergleichen mehr. 2 Millionen Fahrzeuge zu uns hereingekommen 

Es war der Herr Kollege Horr, der darauf sind, dann kann man erst die Notwendigkeit 

hingewiesen ' hat, daß die Gewerkschaft der und die Wichtigkeit des Straßenbaues er .. 
Bau- und lIolzarbeiter bei einer Studienarbeit kennen. Es ist ja so, daß zu den fremden 
mitgewirkt hat, und ich möchte dazu fest- Fahrzeuge:n speziell in den Sommermonaten 
stellen, daß es für uns eine Selbstverständlich- auch noch die eigenen kontmen, die gerade 

keit war, hier mitzuarbeiten, um wieder in diesen Monaten sehr stark auf den Straßen 

Ordnung in die Bau wirtschaft hineinzubringen. unterwegs sind. 

Ich möchte aber auch ganZ eindeutig fest- Darf ich noch Zur Ergänzung beziehungs-

steUen, daß die Gewerkschaft der Bau- und weise zur Anregung einige Worte aus der 

Holzarbeiter bereits im Frühjahr dieses "Studie der Bauwirtschaft" zitieren, die 
Jahres --:- ich habe hier die Fotokopie der speziell dieses Problem betreffen. Es heißt 

heiden Briefe - dem Herrn Bundeskanzler, hier : 

aber auch dem neuen Herrn Bautenminister Wie sieht es nun mit der Bewältigung dieser 
dieses Elaborat, das damals noch lange nicht Probleme aus 1 In Österreich gibt es derzeit 
von der Paritätischen Kommission zur etwa. 9200 km Bundesstraße B, zirka 400 km 
Kenntnis genommen wurde, übermittelt und :Bundesstraße A/Autobahn, zirka 23.000 km 
bereits damals darauf hingewiesen hat, daß es Landesstraßen, in diesem Falle ohne Wien, 
mit diesen Vorschlägen, mit dieser Unter- und zirka 57.000 km Gemeindestraßen, eben­
suchungsarbeit möglich sein müßte, Ordnung falls ohne Wien. Dazu kommen noch rund 
in die Bauwirtschaft hineinzubekommen. Es 33.000 km Straßen sonstiger Rechtsträger, 
hätte vielleicht das eine oder das andere das sind also Mautstraßen, Privatstraßen, 
in dem Bauskandal , der heute mehr als die Güterwege und dergleichen. 
Gruppe Bauten und Technik zur Diskussion Es ist verständlich, daß diese Straßennetze, 
gestanden ist, vermieden werden können, die hier aufgezählt sind, sehr hohe Mittel 
wenn man rechtzeitig diese Vorschläge aufge- für die Aufroohterhaltung, den Ausbau und 
griffen hätte, vor allen Dingen wenn man sie dergleichen erfordern. Es ist aber nach meiner 
in Anwendung gebracht hätte, so wie es vom Meinung auch notwendig, daß hier sehr viel 
Herrn Bundeskanzler und vom Herrn Bauten- dazu getan werden muß, um diese · finanziellen 
minister zugesagt worden ist. Ich hoffe aber Probleme zu lösen, und hier ist ebenfalls in 
trotzdem, meine sehr verehrten Damen und der Studie der Bauwirtschaft sehr ein­
Herren, daß wir hier im Hohen Häuse noch gehend davon die Rede, und es sind auch sehr 
Gelegenheit haben werden, ausführlich zu bemerkenswerte Vorschläge drinnen. Ich 
dieser Studienarbeit Stellung zu nehmen. möchte 13ie hier nicht separat zitieren. 
(Präsidem Dipl.-Ing.J Waldbrunner über- Ich glaube, der Herr Bundesminister hat 
nimmt den Vorsitz.) diese Studie auch vor k11rzem neuerlioh 

Wenn ich nun im Rahmen der Gruppe bekommen, und er wird sicherlich Gelegenheit 
Bauten und Technik noch speziell zur ' Frage nehmen, diese Fragen a,uch dort naohzttlesen. 
Straßenbau einiges sagen darf, dann möchte Ich möchte ihn vor allen Dingen auf die 
ich feststellen und darauf hinweisen, daß in Seite 50 dieser Studie verweisen, wo dezidiert 
Österreich in den letzten Jahren sehr viel an aufgezählt wurde, was �u tun wäre. Aus 
Straßenbauten durchgeführt wurde, daß aber diesen Ausführungen ist zu entnehmen, daß 
die Mittel nicht immer so ängewendet worden mit den derzeit vorhandenen Mitteln sicherlich 
sind und die Arbeiten nicht so vorbereitet nicht das Auslangen gefunden werden kann, 
wurden, wie das erforderlich gewesen wäre. 

und ich möchte noch einmal ersuchen, daß 
Ich darf hier vieneicht noch die Studie der man wirklich alle Möglichkeiten dutchdisku­

ßauwirtschaft zitieren, die besagt, daß in tiert, um hier eine Änderung herbeizuführen, 
Österreich in den Jahren 1955 bis 1963 um hier raschest und schnellstens auch den 
32 Milliarden Schilling für den Straßenbau Anforderungen des modernen Straßenverkehrs 
aufgewendet wurden und daß diese Summe in bezug auf den Ausbau der Bundesstraßen 
in den Jahren 1965/66 sicherlich nicht kleiner nachzukommen. 
geworden ist. Es muß aber auch festgestellt Ich möchte aber auch noch auf eines hin­
werden, daß Österreich als Fremdenverkehrs� weisen : Es ist für einen reibungslosen Verkehr 
la.nd auch im Straßenbau zusätzlich große auch notwendig, daß der Erhaltung der 
Verpflichtungen für die Durchreise der · Straßen und Brücken erhöhtes Augenmerk 
Fremden hat, weil immerhin in den letzten zugewendet wird. Ich kann daher nicht ganz 
zwei Jähren jährlich II Millionen Pkws verstehen, wenn im Budget für das Jahr 1967 
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im Kapitel Bauten und Technik unter 64218 den Herrn Bundesminister darauf aufmerksam 
Post 29 an Stelle von 261 Millionen im Jahre machen, daß zwar nunmehr im Burgenland 
1966, die für die Erhaltung von Straßen und in jedem Bezirk eine eigene höhere 
Brücken vorgesehen waren, nur mehr 88 Mil· Schule errichtet worden ist, daß aber die 
lionen Schilling aufscheinen und im Jahre 1965 Möglichkeiten zum Ausbau so langfristig 
laut Rechnungsabschluß noch 294 Millionen gesetzt sind, daß es kaum möglich sein wird, 
Schilling verausgabt wurden. Das gleiche den Schulbetrieb aufrechtzuerhalten, wenn 
gilt auch für die Position 64318, wo es um die nicht rasehest auch an den Ausbau dieser 
Erhaltung der Autobahnen und Brücken geht Schulen gegangen wird. Im Augenblick wird 
und die Beträge ebenfalls von 28 Millionen zwar das Realgymnasium in Oberpullendorf 
Schilling auf 1 1 ,5 Mjllionen Schilling gekürzt und die Höhere Bundesgewerbeschule in 
wurden. Pinkafeld errichtet, wir glauben aber, daß 

Ich habe im Finanz. und Budgetausschuß es notwendig wäre, daß man jetzt schon 

den Herrn Bundesminister darüber befragt ; Mittel vorsieht, auch den Schulausbau der 

der Herr Bundesminister hat zwar eine schrift. höheren Schulen in den anderen Bezirken 

liehe Anfragebeantwortung zugesagt, ich habe Güssing, Neusiedl und Jennersdorf so rasch 

aber bis heute eine solche nicht erhalten . Es wie möglich beginnen zu können. 

wäre daher sehr wünschenswert, wenn ich Eine zweite Frage ist für uns Burgenländer 
eine diesbezügliche Antwort bekommen könnte. die · der Autobahntrassenführung "Süd" über 
Persönlich bin ich der Meinung, daß man aus das Burgenland. Der Kollege Graf von der 
propagandistischen Gründen anscheinend ver- Österreichischen Volkspartei, der ebenfalls aus 
sucht, die Ausbaumittel mehr zu forcieren dem Burgenland kommt, hat ja bei seinen 
und auf der anderen Seite die Erhaltungsmittel Ausführungen zu den Strukturproblemen be­
zu kürzen. Ich kann das für das Burgenland sonders darauf hingewiesen, daß diese Frage 
auf Grund eines Beispieles beweisen, wo die kein Justamentstandpunkt für das Burgen­
Erhaltungsmittel sehr wesentlich gekürzt land ist, sondern daß hier eine Lebensnot­
wurden, während man auf der anderen Seite wendigkeit für das Burgenland besteht, da 
versucht hat, dadurch etwas mehr aus propa- damit auch das Burgenland wirtschaftlich 
gandistischen Gründen für den Ausbau bereit- \lTesentlich besser erschlossen werden kann. 
zustellen. Ich wäre dem Herrn Bundes- Ich würde daher nochmals bitten, daß diese 
minister daher sehr dankbar, wenn ich eine Arbeiten, die zur überprüfung vom Herrn 
diesbezügliche Antwort bekommen könnte, Bundesminister angesetzt wurden, so rasch 
weil ich glaube, daß die Erhaltung der Straßen wie möglich durchgeführt werden und daß 
auoh sehr wesentlich zur Erhaltung der Voll- vor allen Dingen sehr rasch auch eine Ent­
beschäftigung in dieser Berufsgruppe bei- · scheidung über die Trassenführung durch 
tragen könnte . das Burgenland erfolgt, weil damit bereits 

Dafür, daß es notwendig wäre und auch Vorarbeiten begonnen werden können. 
möglich ist, die Mittel termingemäß zu ver- Ich darf noch einige Wünsche in bezug 
geben, sieht man den besten Beweis darin, auf das Burgenland vorbringen, und zwar 
daß beispielsweise das Bundesland Salzburg wäre es sehr notwendig, Herr Bundesminister, 
seit Jahren einen Terminplan für Bauzwecke daß raschest, ebenfalls zur Lösung der Wirt­
erEstellt hat und daß es dort möglich war, die schaftsprobleme, ein Ausbau der Bundes­
Winterarbeitslosigkeit im Baugewerbe von straße über den See und im Seewinkel er-
40 Prozent auf nicht ganz 9 Prozent herunter- folgen würde und daß vor allem auch einige 
zudrücken. Ich möchte daher ganz kurz zu Landesstraßen vom Bund übernommen wür­
den Vorschlägen und zu den Anträgen, hin- den. Obwohl Sie, Herr Minister, im Finanz­
sichtlieh derer ich gesagt habe, daß sie disku- ausschuß erklärt haben, daß derzeit kein 
tiert werden sollen, vorschlagen, daß der Herr Geld vorhanden ist, glaube ich doch, daß 
Bundesminister vor allen Dingen im Sinne das gerade für das Burgenland eine Not· 
des Minderheitsberichtes dem Nationalrat in wendigkeit wäre, damit seine Wirtschafts ­
bezug auf den Straßenausbau ein langfristiges probleme und die Probleme der Arbeitslosig. 
Straßenbauprogramm unter Berücksichtigung keit und des Pendlerwandertums einer Lösung 
der sich aus der Verkehrslage ergebenden zugeführt werden können. 
Schwerpunkte vorlegt. Ich möchte noch einen dritten Wunsch 

Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen vorbringen. Vielleicht gehört er nicht ganz 
und Herren ! Ich glaube, Sie werden mir hierher, ich glaube aber, daß auch die über­
gestatten, daß ich in diesem Zusammenhang nahme der Lafnitz und der Pinka als Bundes­
auch noch einige Worte zu den Problemen gewässer eine Notwendigkeit darstellte, weil 
und den Wünschen des Burgenlandes sage. damit meiner Meinung nach verschiedene 
In der Frage des Hochbaues möchte ich Angelegenheiten besser gelöst werden können. 

203 
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Eine letzte Anfrage noch, Herr Bundes- Gewerbebetriebe in Gebieten anzusiedeln, wo 
minister : Ich habe gehört, daß bei der Ver- es vorher keine gegeben hat, sehr viele Schwie­
teilung der Wohnbauförderungsmittel ein neuer rigkeiten gibt. Um Arbeitsplätze schaffen zu 
Schlüssel festgelegt werden soll. Ich möchte können, glaube ich, müßten aber auch einige 
hier ganz offiziell anfragen, ob es richtig ist, Voraussetzungen gegeben sein. 
daß für das Burgenland ein besserer Schlüssel Ein integrierender Bestandteil jedes ' wirt­zur Anwendung kömmen -soll, weil ich glaube, schaftlichen Ausbaues, aber auch jeder weiteren daß das Burgenland da9.urch, daß es bisher wirtschaftlichen Entwicklung ist das Wasser� nur 2 4 Prozent bekommen hat, aber fast Das Ziel, neue Industrie- und Gewerbebetriebe ' 4 Pro�ent des B�völkerungsanteiles hat, doch in unseren Entwicklungsgebieten anzusiedeln, sehr benachteiligt worden ist. Wenn im aber auch die schon bestehenden auszubauen, Burgenland vielleicht quantitativ . der � o�- ist ohne eine ausreichende Wasserversorgung mingsfehlbestand nicht so groß Ist WIe In nicht zu verwirklichen. Vor allem was die anderen Bundesländern, darf ich. do�h darauf Förderung oder den Ausbau des Fremden­verweisen, daß gerade der qualitatIve W?h- verkehrs anbelangt, ist einwandfreies Fließ­nungsfehlbestand im Burgenland sehr groß 1st. wasser' aus einer zentralen Wasserleitung eine Ich würde daher ' bitten, daß diese Fr�ge der Hauptvoraussetzungen. Wir sehen auch, einer wirklichen "Oberprüfun� un�rzogen W1I'd daß sich die Entwicklung der Industrie imm?r und daß das Burgenland In dieser Frage, mehr auf Wasser konzentriert. Wo es kem ich will nicht sagen bevorzugt wird, aber Wasser gibt, sehen wir, daß die Industrie zumindest den gerechten Anteil bekommt. stagniert. Das hat a.uch das Burgenla.nd 

Hohes Haus ! Iqh möchte abschließend, erkannt, als bei der Volkszählung im Jahre 
da die Zeit schon sehr weit fortgeschritten ist, 1951 festgestellt wurde, daß nur 6,3 Prozent 
folgendes sagen : Wenn wir als Sozialisten der Haushalte des La.ndes an eine zentrale 
- und das wurde bereits zum Ausdruck Wasserleitung angeschlossen sind. Damals 
gebracht - dem Kapitel Bauten und Technik haben sich die Verantwortlichen den Kopf 
im Rahmen des Budgets 1967 nicht die Zu. zerbrochen, wie dieses Übel abzustellen ist. 
stimmung geben, dann vor allen Dingen de�- Die einfachste Form einer Wasserversorgung wegen, weil wir der Meinung sin.d, daß ?ie 

ist die einer Wasserleitung für eine einzelne derzeitige ÖVP-Alleinregierung bIsher keIne 
Gemeinde und zwar auf der Grundlage einer Voraussetzungen geschaffen hat, eine Bereini- , 

ll ' Ma . d . d h" lb . örtlichen Que e. n W1I' Sle es 110 Immer gung der Unzukömmlichkeiten .in 
.�

er �au-
dort bauen, wo sich in der Nähe Quellen wirtschaft soweit sie durch die off entliehe 
befinden. Man sieht aber immer . mehr, daß, Hand erf�lgen muß, herbeizuführen. Meiner 
um zentrale Wasserleitungen bauen zu könn�m� Meinung nach ist dazu notwendig, da� 

.
durch größere Wassermengen vorhanden sein müssen. eine langfristige Planung und Koordiruerung Der immer mehr ansteigende Wasserverbrauch eine rechtzeitige . Vergabe und Finanzierung bringt es mit sich, daß die örtlich vorhandenen der Bauvorhaben und damit auch auf dem 

Wasservorkommen meist nicht ausreichen. Bausektor die Vollbeschäftigung und die Be-
Auch wir im Burgenland mußten feststellen, seitigung der Winterarbeitslosigkeit erreicht 
daß es zwischen dem Leithagebirge und dem werden können. Neusiedler See sowie dem niederösterreichischen Ich darf abschließend noch einmal darauf Grenzgebiet keine größeren Wasservorkommen hinweisen, daß die in der Studie "Neuordnung gibt. Erst nach langen Untersuchungen hat der Bauwirtschaft" aufgezeigten Vorschläge es sich ergeben, daß sich knapp an der nieder: konsequent und gut durchdiskutiert werden österreichisch.burgenländischen Grenze ' bel müßten und daß dann durch sie auch ein Neudörß und bei Neufeld an der Leitha �ntsprechender Weg zur Bereinigung der größere Wasservorkommen befinden. Vorfälle in der Bauwirtschaft gegangen werden 

kann. (Beifall bei der BP().) Wir sind auf Grund dieser Tatsachen daran-
gegangen, diese Wasservorkommen zu er-Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als schließen. Bei diesem Projekt wurde auch die nächstem Redner erteile ich dem Herrn Erkenntnis der Fachkreise berücksichtigt, Abgeordneten Robak das Wort. (Zwischen- nämlich daß die Zukunft größeren, sich über rufe.) weite Gebiete erstreckenden Wasserversor-

Abgeordneter Robak (SPÖ) : Hohes Hau� ! gungsanlagen gehört : nicht nur, weil die 
Meine Damen und Herren ! Ich habe mIr Wasserversorgung umso teurer wird, je kleiner 
vorgenommen, zum Kapitel Bauten über ein das Versorgungsgebiet ist, sondern bei kleinen 
spezielles, aber für uns Burgenländer sehr Wasserversorgungsanlagen ergeben sich auch 
brennendes Problem zu reden. Aus der Er- viele Schwierigkeiten, nicht zuletzt was die 
fahrung der letzten Jahre wissen w�, daß ständige Wartung und den Ausbau der be­
es bei dem Vorhaben, neue Industrle- und stehenden Anlagen anbelangt. Kleine Wasser-
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versorgungsgenossenschaften können keinen gleich der finanzgesetzlichen Ansätze des 
selbständigen Wartungsdienst aufbauen und Bundesvoranschlages 1966 mit den Ansätzen 
erhalten. Die Betriebssicherheit und damit des Bundesvoranschlagsentwurfes 1967" heißt 
der Wert der Wasserversorgungsanlagen hängen es auf Seite 36 : "Bundes beitrag zum Wasser­
aber entscheidend von ihrer fachmännischen wirtschaftsfonds", und eine zweite Post lautet : 
Betreuung und Betriebsführung ab. "Gruppenwasserversorgung Burgenland". Ver-

Bevor aber an die Realisierung eines so schiedene Aussprachen mit den zuständigen 

großen Projektes herangegangen werden amtlichen Stellen lassen befürchten, daß knapp 

konnte, mußten auch die gesetzlichen Voraus- vor der Fertigstellung des Projektes eine 

setzungen geschaffen werden. Auch die finan- andere Finanzierung erfolgen soll. Es ist 

zielle Grundlage mußte geklärt werden. Nach für den Verband aber nicht tragbar, wenn 

Erstellung des Generalprojektes, der wasser- nunmehr knapp vor der Fertigstellung des 

amtlichen Kommissionierung und der Ge- Bauvorhabens die Umstellung erfolgen würde. 

nehmigung dieses Projektes konnte dann am Ich frage Sie daher, Herr Minister : Ist 

9. Dezember 1958 der Spatenstich zum Ausbau in diesem Betrag von 20 Millionen Schilling 
dieses großen Projektes gemacht werden. auch für die Gruppenwasserleitung Nördliches 

Inzwischen wurden in einer Rekordzeit von Burgenland ein Betrag vorgesehen, und wie 

knapp sieben Jahren über 200 km Transport- hoch ist dieser Betrag 1 
leitungen mit einem Durchmesser von 500 Weiters frage ich, ob unter besonderer 
bis 150 mrn fertiggestellt sowie 500 km Orts- J Berücksichtigung der Finanzschwäche . des 
netze. Es wurde auch Speicherraum für Burgenlandes die Finanzierung wie bisher im 
34.000 m3 Wasser gebaut. Subventionswege und außerhalb der Fonds-

Mit Ende des Jahres 1966 werden genehmigung aufrechterhalten wird. 
23.000 Haushalte, Industrie- und Gewerbe- Ich möchte auch wissen, ob das, was bereits 
betriebe in allen dem Verband angeschlossenen fertiggebaut wurde, und zwar mit Genehmi­
Gemeinden mit Wasser versorgt sein. Die gung, noch finanziert wird. Wir haben bisher 
Kosten dieses Projektes belaufen sich auf vom Bund 39 Millionen Schilling bekommeu, 
Grund des Generalprojektes auf 250 Millionen vom Land 59 Millionen. Der Verband hat 
Schilling, wovon bisher 200 Millionen Schilling bis jetzt alle Rechnungen und alle Arbeiten 
verbaut wurden. Der Restbetrag soll in den bezahlt, der Bund ist noch mit 20 Millionen 
Ja.hren 1967 und 1968 verbaut werden. Schilling im Rückstand, außerdem wären 

Ich möchte hier auch erklären, daß es uns noch zirka 100 Millionen Schilling zu verbauen, 
dmch die Fertigstellung dieses großen Bau- und auch hier müßte der Beitrag des Bundes 
vorhabens gelungen ist, einige größere Betriebe noch zirka 25 Millionen Schilling ausmachen. 
zu uns zu bringen. Ich erwähne nur Felix- Ich habe in großen Zügen das Problem 
Austria in Mattersburg und die große Kon- der 47 Gemeinden behandelt, die im großen 
servenfabrik in Neusiedl am See. und gesamten bereits mit Wasser versorgt 

Wir haben für dieses Projekt vom Bund sind. Im Seewinkel und im nördlichen Teil 
30Prozent Subventionen für Transportleitungen des Bezirkes Neusiedl am See gibt es aber 
bekommen und 20 Prozent für die Ortsnetze. noch 19  Gemeinden mit 30.000 Einwohnern, 
Auch das Land hat uns das gleiche gegeben. die noch keine zentrale Wasserleitung haben. 
Für die Hilfe, die uns der Bund nach 1945 Vor allem der Seewinkel, der ein Hoffnungs­
nicht nur für die Wasserleitung, sondern auch gebiet für den Fremdenverkehr ist, braucht 
für andere Projekte gegeben hat, sind wir aber unbedingt · Wasser. Nach langwierigen 
dankbar. Aber diese Hilfe konnte nur wenig Untersuchungen hat es sich nämlich heraus­
das wirtschaftliche Gefälle West-Ost ab- gestellt, daß der Seewinkel noch weniger 
bauen. Wir können daher nicht umhin, immer Wasser hat als jenes Gebiet, für das der 
wieder darauf hinzuweisen, daß unser Land Verband für das nördliche Burgenland ge­
mehr Förderung, mehr Hilfe und mehr Ver- gründet worden ist. 
ständnis braucht. Es gibt nur eine Möglichkeit, dieses Gebiet 

Hohes Haus I Anstatt uns mehr Hilfe an- um den Neusiedlersee mit Wasser zu ver­
gedeihen zu lassen, müssen wir aber das sorgen, und zwar wenn vom Wasserleitungs­
Gegenteil erleben, und daher habe ich mich verband Nördliches Burgenland eine Leitung 
zum Wort gemeldet, um das vorzubringen. über den See gebaut wird und von Illmitz 
Im Bundesfinanzgesetz i967 scheint die Post aus dann diese ganze Gegend bis hinauf 
"Wasserleitungsverband nördliches Burgen- zur tschechischen Grenze irgendwie mit Wasser 
land" nicht mehr auf. Auf Seite 1 14, Gruppe 6, versorgt werden könnte. Die meisten Ge­
scheint unter "Beitrag zum Wasserwirtschafts- meinden dieses Gebietes haben bereits ein­
fonds" der Betrag von 20 Millionen Schilling stimmige Gemeinderatsbeschlüsse gefaßt. Das 
auf. Im "Umstellungsverzeichnis zum Ver- Projekt dürfte rund 100 Millionen Schilling 
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kosten, und unsere große Sorge ist es, wie 1 1indische Volksblatt" : "Bundeskanzler Doktor 
es jetzt auf Grund dessen, was jetzt vom Josef Klaus : ÖVP für Burgenland und Öster­
Bund neu in die Wege geleitet wurde, weiter- reich." Dr. Klaus sagte : "Das Burgenland 
gehen wird. muß in der Zukunft noch stärkere Förderung 

Hohes Haus ! Das Burgenland ist ein durch den Bund erhalte�; Die Regierung wird 
kleines und armes Land und hat auf einer dem Bur�enlan� helfe�. 

-Länge von mehr als 200 km eine tote Grenze. . Und hier. mochte Ich sagen : l\'�an kann 
Wir suchen unsere wirtschaftliohen Probleme I Dloh� auf dIe pauer neben den.. Wirtschafts­
zu meistern, soweit dies in unserer Kraft steht. I berelohen, GebIeten und �undesla�dern, d��en 
Wenn auch in den letzten 15 Jahren hundert es gut geht, andere, WIrtschaftlioh zuruck­
neue Industrie- und Gewerbebetriebe errichtet l gebliebene Gebiete bestehen lassen. Sowohl 
wurden, so zeigt es sich jetzt, daß im Lande I im W�ltmaßstabe als a�ch im engeren wirt, 
manche Voraussetzungen fehlen, vor allem I schaftlichen . Rahmen emes . Staates kommt 
Arbeitsplätze für Männer schaffen zu können. ,I man um dIese Tatsac�e DIcht he�um. Das 

G" t' 
. d b d' V 

. f" Burgenland braucht Hilfe, aber DIcht Ver-
. uns Ige� �m a er le oraussetzungen ur I sprechen. Daher verlangen wir mit Recht, eme IntenSIVierung des Fremdenverkehrs. Was I daß die nooh ausstehenden in Anbetracht den �emdenv�rk�hr' �nbelangt, sind große der Gesamtsumme geringen Restarbeiten auf Ent�oklung�moghchkClten vorhande�, besan- I Grund der Erlässe 65.357/1-7-1958 und ders Im G?bl?t rund u� den NeUSI?dle�see, i 67.633/1-7-1959 wie bisher außerhalb der 

besonders m lenem Geb1et, von dem .lOh Jet�t J Fondsmittelzuteilung abfinanziert werden. g�sproohen habe. und das n�ch . DIcht . mIt Damit möchte ich schließen, · meine Damen W asser versorgt Ist. Aber a�lem smd. WIr zu und . Herren, und möchte bitten, daß dieses 8C�wach ; der Bund . muß el�en Tell d�zu I Projekt . wirklioh unterstützt wird, daß sich beI��agen, u� das wirt�chafthche .. und SOZIale I die zuständigen Stellen und der Herr Minister Qefalle zu mIldern. DIe Unterstutzung darf I den Kopf zerbrechen ob es nicht dooh eIne sich nur nicht . in schönen Reden u�d Ver- I Möglichkeit gibt, dieses Projekt in dem spl'�chungen bel Konferenzen und FeIern er- gleichen Rahmen wie hjsher. zu Idrdern und schopfen. . fertigzustellen. (Beifall bei der SPO.) 
Der Herr Abgeordnete Graf hat in seiner .. . . . 

Rede zum Kapitel "Oberste Organe" auf .. Prasldent DIpl.-Ing. .  W�dbrunner . Als 
einige Pro bleme . hingewiesen ; ich möohte nachstem Redner. .erteIle ICh dem Herrn 
auf diese Probleme nicht eingehen. Er hat Abgeordneten Z�Illmger das .Wort. (Abg. 

an vielen Beispielen aufgezeigt, wie arm und Dr. Kumme r: E'me Stunde, zwe", Stunden 1) 

wirtschaftlich schwach das Burgenland noch I Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Guten 
immer ist. Er hat auch erklärt, . daß die Morgen, meine Damen I Guten Morgen, meine 
Regierung dem Burgenland helfen wird. Ich Herren ! (Heiterkeit.) Als wir gestern die 
möchte nur einige Beispiele nennen, die zeigen, Debatte über das Kapitel Bauten begonnen 
Wie diese versprochene Hilfe ausschaut. haben, da haben eigentlich nur wenige an-

Ich habe hier eine Zeitung der Öster- genommen, daß wir gestern fertig werden 
reichischen Volkspartei. Hier heißt es : Bundes- würden. tJbrigens, die Hauptregisseure, die 
kanzler und ÖVP-Bundesparteiobmann im es für richtig gefunden haben, das Kapitel 
Burgenland ! Burgenland hat Anrecht auf �auten . an einem Nachmittag anzU8etz�n, 
Hilfe vom Bund ! In der nächsten Woche die schemen schon schlafen gegangen zu sem. 
wieder : Nicht mit leeren Händen ! Hier heißt Aber daß es so lange gedauert hat - ich 
es :  Bundesminister Dr. Weiß gab in seiner glaube, darüber sind wir uns einig -, ist 
Festansprache eingangs der Freude Ausdruck, eigentlich jenem Herrn zu verdanken, der 
daß er seinen ersten offiziellen Besuch im sich nach mir noch einmal zum Wort gemeldet 
Burgenland nicht mit leeren Händen abstatten hat und der mir die Möglic�eit gibt, vielleicht 
muß, sondern es ihm vergönnt sei, in Eisen- noch einmal nach ihm zu sprechen. Das. ist 
stadt als vorweihnachtliche Gabe eine neue der Kollege Gruber, der zum zweitenmal 
Postgarage dem Betrieb zu übergeben. Ich dann noch, glaube ich, das Wort ergreifen 
muß hier sagen : Es freut uns, daß wir eine will. 
bekommen haben, aber nicht der jetzige Jmmerhin ist es uns heute gelungen - ich 
Minister Weiß hat dies veranlaßt und in die glaube, das ist einmalig in der Parlaments­
Wege geleitet, sondern es war unser ehemaliger geschichte -, nicht nur das Stenographenamt 
Minister Probst, der schon vor einigen Jahren hier lahmzulegen, sondern es ist uns auch 
mit dem Bau begonnen hat. gelungen, noch während der Sitzung die 

Ein Beispiel noch : Der Herr Bundeskanzler heutigen Zeitungen in die Hand zu bekommen, 
hat am 19. November wieder im Burgenland in denen bereits steht, was wir in dieser 
gesprochen. Darüber schreibt das "Burgen- i Sitzung gesprochen haben. 
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Ich bin zum Beispiel bei einer Zeitung 
in der glücklichen Lage, noch vor dem Er­
scheinen, also noch bevor sie die Leute in 
die Hand bekommen, hier im Hause richtig­
zustellen, was offensichtlich von dem Ver­
fasser dieser Glosse mißverstanden worden ist. 
In der morgigen "Presse" steht zu lesen : 
"In der Hand der Opposition." - (Abg. Doktor 
Pi tt ermann: Es ist schon morgen I) In der 
heutigen "Presse" ,  pardon, in der heutigen 
"Presse" steht : , ;In der Hand der Opposition." 
Ich werde darin zitiert, ich hätte gesagt, 
daß hier Regie geführt wird. Das Wort 
"Regie" hat sich nicht auf die Rednerliste 
bezogen - ich weiß nicht, ob jemand da 
ist von der "Presse" -, sondern darauf, 
und das wird leider hier verschwiegen, daß 
immer die der Regierung unangenehmen 
Ministerien nachmittags angesetzt worden sind. 
Auf Grund einer Vereinbarung, daß das 
Fernsehen nachmittags keine Aufnahmen 
machen durfte, war die Sicherheit gegeben, 
daß diese unangenehmen . . .  (Abg. Kr  0 t t e n­
dorjer: Das Fernsehen 'War hier 1) Darf ich 
nur fertigsprechen 1 Als ich das sagte, war 
noch vereinbart, daß das Fernsehen nicht 
hier sein darf. Da ist man so streng gewesen 
- Herr Kollege, Sie brauchen nur im Präsidial­
protokoll nachzulesen, daß das Ansuchen des 
Fernsehens abgelehnt worden ist -, daß das 
Fernsehen, als es bei der Prader-Debatte 
noch aufnehmen wollte, den Saal verlassen 
mußte. 

Nun haben wir gestern ganz offen gesagt, 
daß wir der Regie widersprechen. Wir haben 
uns den Proporz, den wir bekämpfen, insofern 
zunutze gemacht, daß wir gesagt haben : 
Wir werden jede Rundfunksendung und jede 
Fernsehsendung dazu benützen, um der öster­
reichischen Öffentlichkeit die Methoden der 
Österreichischen Volkspartei vor Augen zu 
führen. Ich anerkenne, daß Ihnen bereits die 
erste Darbietung genügt hat und daß sich 
der Generalsekretär Withalm - der geistige 
Vater dieses Systems, der Zensor der öster­
reichischen Bevölkerung - entschlossen hat, 
nun für heute . . .  Er ist schon schlafen ge­
gangen. (Abg. Dr. W i thalm kommt in den 
Saal.) Ah, da ist er schon ! (Heiterkeit bei 
der (JVP. - Abg. Dr. Wi thalm: Ich werde 
Ihren Ausführungen mit großer Aufmerksamkeit 
folgen 1) Ich bin also sehr glücklich. Ich bin 
der Ansicht, Herr Generalsekretär : Wenn 
Sie schon hauptschuldig daran sind, daß wir 
bis um halb ein Uhr hier sitzen müssen, dann 
sollen Sie auch hier sitzen und zuhören, was 
wir zu sagen haben. Da sollen nicht nur wir 
hier sitzen, sondern da sollen Sie auch zuhören. 
(Abg. Dr. W i thalm: Ich bin auf Ihre 
interessanten Ausführungen sehr neu­
gierig I) 

Aber ich wollte mich an und für sich be­
danken und anerkennen, nachdem ich Sie 
heute beschuldigt habe, daß Sie immer die 
kritischen Ministerien so ansetzen, daß sie 
nicht übertragen werden können, daß Sie nun 
heute auf Grund unseres Protestes, zumindest 
bei den Bauten - beim Pr ader ist es ja noch 
gelungen, es zu verhindern -, aber zumindest 
bei den Bauten . . . (Abg. Dr. Wi thalm: 
Wir haben zusätzliche Zeiten bekommen 1 ) Nein, 
haben wir nicht bekommen, sondern Sie, 
Herr Generalsekretär, haben Ihr Übertragungs:, 
veto aufgehoben. Wir waren ohnehin alle 
einverstanden, daß es übertragen wird. Wir 
Freiheitlichen haben es immer verlangt, wir 
haben ja dauernd davon gesprochen. Herr 
Vizekanzler Pittermann als Klubobmann der 
Sozialisten wird Gelegenheit haben, hier zu 
sagen, ob er Ihre Politik unterstützt oder 
nicht. Bisher war unbestritten, daß Sie, 
Herr Generalsekretär, der geistige Vater sind. 
(Abg. Dr. Withalm: Wir haben in der Ob­
männerkonJerenz eine bestimmte Anzahl von 
Minuten für beide tJbertragungen vereinbart 1 
Jetzt bekommen wir für nachmittag eine zusätz­
liche Anzahl von Minuten !) Wenn Sie sagen, 
wir haben vereinbart gehabt, Herr General­
sekretär, so ist es wohl ein Irrtum, wenn Sie 
in der Wir-Form sprechen ( Abg. Dr. W i tha lm: 
Mit dem Kollegen van Tongel l), denn wir 
Freiheitlichen haben bestimmt nicht vereinbart, 
daß unsere Sendezeit jetzt noch weiter gekürzt 
wird, mit dem Hinweis darauf, daß das für 
sechs Mandate genug wäre. Da haben wir 
nicht zugestimmt. 

Aber ich nehme, Herr Generalsekretär, Ihre 
jetzige, um 0.25 Uhr gemachte Bemerkung 
zum Anlaß, Ihnen zu erklären : Kein freiheit­
licher Klubobmann wird in der Präsidial­
sitzung noch ein Entgegenkommen zeigen, 
wenn Sie glauben, sich hier auf eine Zu'­
stimmung auf Kürzung der Sendezeiten be­
rufen zu können, die niemals von einem 
freiheitlichen Klubobmann gegeben worden ist. 
Sie können sicher sein : Sie können in Zukunft 
diktieren, Herr Generalsekretär, wie Sie wollen 
(Abg. Dr. W i tha lm: Ich habe die Kürzung 
verhindert, Herr Kollege I), aber mit der 
Zustimmung der Freiheitlichen werden Sie 
hier nicht rechnen können . Mein Klubobmann 
Kollege Tongel ist, wie Sie wissen, bedauer­
licherweise im Spital, weil er das von Ihnen 
hier vorgelegte Tempo einfach nicht durch­
gestanden hat. Sie werden aber seine Ab­
wesenheit nicht benützen können, um ihn 
hier auszuspielen. Rechnen Sie in der Zukunft 
nicht damit, daß wir noch einmal eine Zu­
stimmung geben. Sie können das von mir 
aus mit den Sozialisten ausmachen, das werden 
Sie vielleicht zustande bringen . (Abg. Doktc',. 
Pi t t ermann: Erlauben Sie es uns ?) Bitte, 
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Zeillinger 

ich kann über Sie nicht befinden, Herr Vize­
kanzler� 

Aber ich kann Ihnen hier erklären, Herr 
GeneI:alsekretär : Von freiheitlicher Seite wer­
den Sie die Zustimmungen, die Sie dann so 
zitieren können, als ob wir einverstanden ge­
wesen wären, daß wir statt 10 Minuten nu.r 
noch 6 % Minuten Sendezeit haben, nicht 
mehr bekommen. Das ist Ihre Erfindung, 
das ist Ihre Methode, das ist der Stil der 
Regierung Klaus-Withalm, das ist die Methode 
der absoluten ÖVP-Mehrheit. Wir weichen 
der Gew,alt, Herr Generalsekretär. Aber be­
haupten Sie nicht, daß wir einverstanden 
sind. · Wir protestieren bei jeder Gelegenheit. 
Ich danke Ihnen, daß Sie es gesagt haben. 
Ende mit dem Entgegenkommen. Nehmen Sie 
das zur Kenntnis ! 

um die österreichische Demokratie. (LehM/te 
Zustimmung bei FP() und SP(). - 'Abg. 
Dr. Withalm: Sie werden mir sagen, was ich, 
mir verbitte !) Ein Irrtum, Rerr General­
sekretär I Ich habe Ihnen nichts gesa.gt, 
außer daß ich Sie eingeladen habe, hier an der 
Debatte teilzunehmen. Aber das Wort "ver­
bieten" haben Sie ausgesprochen. Nehmen 
Sie das zur Kenntnis. (Abg. Dr. Withatm: 
N at'Ürlich, ! Und Sie haben von "unfair" ge­
sprochen, daß wir es vereinbart haben ! ) Ja wohl, 
Herr Kollege ! Ich bekenne mich dazu ! 
Ich finde es merkwürdig, daß Sie sich jetzt 
darauf berufen. Wir werden . es klären, der 
Dr. Tongel wird gesund werden, aber ich 
halte fest : Sie haben gesagt, daß Dr. Tongel 
einverstanden war, daß die Sendezeit von 
10 auf 6% Minuten gesenkt worden ist, und 
daß wir das vereinbart hätten. 

Und zweitens : Wir werden jetzt jede Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich bitte Gelegenheit, jede Minute, die wir im Rundfunk den Redner, zur Sache zurückzukehren ! und Fernsehen noch haben, benützen, um 
Ihre Methoden anzuprangern. Denn das, Abgeordneter Zeillinger: (fortsetzend) : . Da 
was Sie jetzt getan haben; war, ·glaube ich, muß ich aber bitten, Herr Präsident, auf 
an Unfairness das Letzte. Es sind heute sehr Zwischenrufe antworten zu dürfen, zumal 
scharfe Worte gesprochen worden, aber das hier in diesem Fall unser leider Gottes er­
war an Unfairneß das Letzte, was Sie hier krankter Klubobmann angegriffen worden ist 
noch tun konnten: Unseren Klubobmann und ich den Abwesenden eben in Schu.tz 
vielleicht hier auszuspielen und zu versuchen, nehmen muß. (Abg. Dr. 'W itkalm: Ich inöchte 
es so darzulegen, als ob er uns hereingelegt nur wissen, wer ihn angegriffen hat !) Sie, Herr 
hätte. (Abg. Dr. W itkalm: Das müssen Sie , Generalsekretär ! Sie wissen das gar nicht 
mit Ihrem Klubobmann ausmachen, nicht mit mehr, Sie wissen gar nicht - mehrt 
mir !) Herr Kollege ! Sie können es im Protokoll daß jede Ihrer Äußerungen provokant 
nachlesen, hier läuft ein Tonband - mit, Sie ist. (Abg. - Dr. Withalm: Was Sie zusammen­
können, nachlesen, was Sie jetzt gesagt haben : reden ! I eh staune nur ! I eh habe nur geaagt, 
Wir hätten es vereinbart, w i r t  (Abg. Doktor daß ich heute verh,indert habe . • .  ) Herr Kollege, 
Withalm: Ich habe gar nichts ausgespielt ! sehen Sie : Wenn Sie jetzt mit dem Abqualifi­
Fragen . Sie Ihren Klubobmann, und dann reden zieren beginnen, so wie der Minister Prader 
Sie weiter !) Wir haben mit Ihnen gar nichts den Oberst, wenn Sie jetzt glauben, Sie können 
vereinbart, sondern �ie diktieren hier. Wir mich abqualifizieren mit "zusammenreden" , 
müssen uns der Gewalt, der ÖVP-Gewalt, dann mUß ich es mir ersparen, daß ich meine 
leider Gottes in diesem Hause beugen. (Abg. Gedanken über Ihre Äußerungen · hier sage, 
Dr. Withalm: Reden Sie von unfair, wenn denn dann würde ich mir einen Ordnungsruf 
Sie mit Ihrem Klubobmann gesprochen haben ! zuziehen. (Abg. Dr. Wi thalm: Sie scheinen 
Vorher ·verbitte ich mir, daß Sie das sagen ! - nicht richtig verstanden zu haben, was ich 
Zustimmung bei der () VP.) Herr Kollege, gesagt habe : Ich habe heute . . . ) Oh, ich habe 
Sie können verbieten., Sie sind · bereits vom sehr genau verstanden, Rerr Kollege Withalm. 
Machtrausch der 85 Mandate 80 weit erfaßt, Ich verstehe Sie sehr richtig ! Aber ich muß 
daß Sie glauben, Sie können hier etwas ver- jetzt aufhören (Abg. Dr. Withalm : Ich, Jasse 
bieten, Sie können immer wieder Ihre 85 Man- Bie reden, aber es wäre gut, wenn Sie sich das 
date einsetzen und abstimmen lassen. Das anhören würden !) , denn - ich bekomme ja die 
können Sie. Aber verbieten, Herr Kollege, Ermahnung vom Herrn Präsidenten. Der 
was ich hier spreche, dazu reicht es nicht ! Herr Präsident hat ja nicht Sie ermahnt, 
Solange noch Wähler da sind, die uns Frei- daß Sie mich weiterreden lassen sollen, sondern 
heitliche wählen, werden Sie, Herr Withalm, ich habe eine Ermahnung bekommen, Ihnen 
uns nicht verbieten können, das zu sagen, nicht mehr zu antworten, weil ich auf jeden 
was wir sagen wollen. Die Demokratie und Zwischenruf zu antworten pflege. Das ist 
die Rechte der Parlamentsabgeordneten be- für , mich die schwierige Situation; (Abg. 
stimmt nicht der Generalsekretär der Öster- Dr. Withalm: Ich habe heute gesagt, datJ' ich 
reichischen Volkspartei, und schon gar nicht verhindert habe, daß die heutigen Sendezeiten 
der . Withalm, denn sonst stünde es schlecht gekürzt werden !) Herr Präsident, darf ich- . . . 
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Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Herr 
Abgeordneter Withalm, so lassen Sie ihn doch 
zur Sache zurückkehren. Sonst geht ja dieses 

. Zwiegespräch weiter. Der Herr Abgeordnete 
Zeillinger spricht zum Kapitel Bauten. (Abg. 
Dr. Withalm: Ich bin neugierig, ob er das 
tUff, wird !) Ich bitte den Redner, fortzu­
fahren. 

Abgeordneter ZellUnger (fortsetzend) : Herr 
Kollege ! Sie sind neugierig, ob ich es tun 
werde. Ich werde Ihre Neugierde sofort 
befriedigen, ich werde mich nun den Aus­
führungen des ÖVP-Redners Gruber zu­
wenden, der vor mir gesprochen hat und der 
sich a.uch nach mir wieder zum Wort gemeldet 
hat. 

Der Kollege Gruber hat mich heute bei der 
Diskussion zitiert. Er hatte großen Beifall. 
Er hat mich übrigens falsch zitiert, er hat das 
Sprichwort vom falschen Begräbnis mit dem 
von der falschen Leiche verwechselt und hat 
gesagt : "Sie" - die Freiheitlichen - "werden 
bei keiner Leiche dabei sein, das kann ich 
Ihnen sagen. "  

Nun, ich darf also zuerst einmal feststellen, 
ich habe das Sprichwort vom falschen Be­
gräbnis hier gebraucht, und ich bin nach wie 
vor der Ansicht, daß wir heute die Debatte 
über den Bautenskandal vor einem - nicht 
falachen Minister, ich bitte, mich nicht mißzu­
verstehen, aber nicht vor dem dafür verant­
wortlichen Minister durchführen. Der dafür 
Verantwortliche ist gestern hier gesessen. 
Aber wenn Sie nun sagen, wir Freiheitlichen 
werden bei keiner Leiche dabei sein - wir 
haben gar nichts dagegen, wenn Sie den 
Vizekanzler Bock im stillen Kämmerlein be­
seitigen wollen. (Heiterkeit bei F p() und SPO.) 
Wir legen gar keinen Wert darauf, daß wir 
Freiheitlichen dabei sein müssen. Wir haben 
nur etwas dagegen, wenn Sie weiterhin glauben, 
Sie können einen durch seine Tätigkeit derart 
angeschlagenen Vizekanzler weiterhin in dieser 
Position halten und Sie können den Schleier 
des Vergessens und des Schweigens - und 
jetzt reden wir von etwas anderem - darüber­
breiten. 

Und wenn Sie auch noch so viel androhen 
- der Generalsekretär Withalm hat ja bereits 
mitgeteilt, daß er eine große Mappe von 
Unterlagen hat gegen die Sozialisten, und wir 
sind sicher sehr interessiert, davon einiges zu 
hören, aber das alles kann doch davon nicht 
ablenken. Nun, das wäre ein neuer Rechts­
begriff, daß man sagt : Ich bitte um Frei­
spruch, denn ich weiß etwas über einen 
anderen. (Heiterkeit bei F pO 'und SPO.) 
Das wäre ein in Österreich bisher nicht üblich 
gewesener Rechtsstandpunkt , der allerdings 
heute hier angekündigt worden ist. 

Der Kollege Gruber hat auch gesagt : Die 
Köpfe werden nicht rollen, wenn die Freiheit­
liche Partei es will. Also so blutrünstig, Herr 
Kollege Gruber, wie Sie uns darstellen, waren 
wir gar nicht. Wir wollen ja gar nicht den 
Kopf. Den Kopf hat nur einmal einer aufs 
Spiel gesetzt, das war der ehemalige Staats­
sekretär Kotzina, der sich in selbstloser Weise 
vor seinen damaligen Minister stellen wollte 
und seinen Kopf angeboten hat. Aber der 
Minister Bock war vorsichtig. Der Minister 
Bock hat, wenn Sie aufgepaßt haben, bis 
heute noch nie seinen Kopf angeboten. Ich 
glaube, er hat die stille Angst, daß sein Kopf 
angenommen werden würde (Heiterkeit bei 
FP() und SPOj, auch von seiner eigenen 
Partei. 

Nun, Herr Kollege Gruber, Sie haben die 
"Neue Freie Presse" zitiert. Ich weiß nicht, 
ob Sie sie damals überhaupt gelesen haben. 
Ich muß sagen, in meiner Jugendzeit habe 
ich sie gelesen, und das war eine sehr 
interessante Zeitung. Sie haben gesagt : Das 
war das Sprachrohr der breiten Bevölkerung. 
Ein Massenblatt in dem Sinne war sie nicht, 
aber sie war eine beachtliche Zeitung mit 
Niveau. 

Sie haben gesagt, die "Neue Freie Presse" 
sei damals zum Beispiel in der Lage gewesen, 
einen Minister zu Fall zu bringen. Sehen Sie, 
wie sich die Zeiten geändert haben. Damals 
genügte eine Zeitung, die einen Skandal auf­
deckte, um einen Minister zu Fall zu bringen, 
und heute kann die gesamte österreichische 
Presse über einen Bautenskandal, den Minister 
Bock zu verantworten hat, berichten, heute 
kann die ganze öffentliche Meinung davon 
reden, heute können 80 Abgeordnete in diesem 
Haus seine n Rücktritt verlangen : alles langt 
nicht, denn Sie haben 85 Mandate . Überlegen 
Sie einmal den großen Unterschied zwischen 
Ihren Kollegen, die seinerzeit, zur Zeit der 
"Neuen Freien Presse", hier gesessen sind 
auf den Regierungsbänken, denen es genügte, 
wenn eine als seriös geltende Zeitung so etwas 
schrieb. So ein Skandal war es nicht, viel 
kleinere Skandale haben damals schon genügt, 
um einen Minister nach Hause zu schicken. 
Denken Sie einmal selber, jeder einzelne von 
Ihnen, an den Unterschied : Eine Zeitung - der 
Kollege Gruber hat es gesagt, ich hätte gar 
nicht gewagt, es zu sagen -, eine Zeitung 
genügte damals, um das Gewissen der Regie­
rungsabgeordneten zu wecken. Heute genügt 
Ihnen die ganze Presse nicht, die gesamte 
öffentliche Meinung nicht. Heute genügen 
Ihnen Gerichtsverfahren nicht, heute sind 
80 Abgeordnete zuwenig - denn "wir sind 
85" . 85 entscheiden darüber, was Recht oder 
was Unrecht ist. Die 85 sagen : Der hat zu 
bleiben, denn er hat zu Recht gehandelt. 
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Z�nger 
�as ist eb�n d�e �erschworene Gem�in�chaft " �er

.� �ollege Gruber, das ist wohl eine sehr Jener 85, die ml� Ihrem Bock und mIt Ihrem Irrtumliche Auslegung jener Bestimmungen, Prader durch dick und dünn gehen, die all daß man über ein schwebendes Verfahren IÜchf. 
dem die Mauer machen, was geschehen ist, und I öffentlich berichten darf. Aber bitte es war die damit die Verantwortung für das mit- mir neu, daß bereits ein Verfahren Über den tragen, was in diesen Ministerien in der Zeit Vizekanzler schwebt. Wenn Sie uns etwas 
geschehen ist. Näheres darüber mitteilen können - bitte das 

Nun, Kollege Gruber hat au ch gesagt : im Protokoll nachzule��n, ich hab� die Stelle 
Wenn nur ein kleiner Teil der Bevölkerung nachgelesen -, dann ware das sehr mteress�nt, 
die Forderung stellt, ist das noch kein ' Anlaß, aber �a�n soll man es doch �em Haus . :l11C�t 
um die Konsequenzen zu ziehen. Sehen Sie, .

ve�helm��hen. .Y' arum
, die . Gehelm�ls­

das ist typisch. Ich stehe auf dem: Standpunkt : kramerel . Das ware doch befreIend, und 'ICh 

Wenn etwas Unrecht ist, dann müßte eigentlich g��ube , sog?,r um 1 Uhr nachts würden die 
einer genügen, der das vorbringt, und es �eltungen eme solche Meldung noch sehr gerne 
müßten die Konsequenzen gezogen werden. ubernehmen. ' , , ' " Es kommt nicht darauf an, wie viele es fordern Sie haben England zitiert, Herr Gruber, 
und wie viele ein Unrecht aufdecken, sondern und haben gesagt, daß das dort nicht möglich 
es kommt darauf an, ob ein Vorwurf zu Recht wäre; Ja, das ist richtig. Dort würde es 
besteht oder nicht zu Recht besteht. Und ob niemals zu einer solchen Diskussion kommen; 
das jetzt 6 sind oder 74 oder 85 sind oder ob Denken wir doch gerade an die englische 
es nur einer wäre, das ist gleichgültig. Ent- Demokratie. ' Ich bin der letzte, der immer 
scheiden.d müßte doch sein, ob das, was diesen das AUsland zum Vergleich heranzieht, bei 
Ministern vorgeworfen wird, zu Recht besteht Gott der letzte, der sich immer das Ausland 
oder nicht zu Recht besteht. Und das müßte zum Vorbild nimmt, aber haben Sie nicht das 
man klären. Da müßte man den Willen dazu Gefühl, daß dort die Minister schon wegen 
haben, zu klären, ob der von uns behauptete viel kleinerer Anlässe zurückgetreten sind 1 
Amtsmißbrauch, zum Beispiel im Falle Prader, Ich denke an den englischen Verteidigungs­
vorliegt oder nicht vorliegt. Aber wenn Sie von minister -- Profumo hat er geheißen --, der 
Haus aus sagen : Wir sind 85, und die 85 ent- mit irgendeinem Skandalmädchen :- ich weiß 
seneiden, daß der Prader bleiben wird, daß nicht, in Wien, im "Renz" war sie auch einmal 
der Bock bleiben wird, daß nicht untersucht (Heiterkeit bei Fp(J und BP(J) -- irgendeine 
werden darff, dann dürfen Sie sich nicht Affäre gehabt hat. Sehen Sie, der ist zurück­
wundern, daß ' die Öffentlichkeit sich sagt : getreten. Ich glaube, daß das schon viel 
Wie schlecht muß das Gewissen einer Regierung kl�inere.  Dinge sind. Wir ' wollen über solche 
sein, wenn sie eine objektive, eine loyale Unter- Dmge hier gar nicht sprechen, das ist gar nicht 
Buchung verhindert. Denn mit der Ausrede unsere Art. (Abg. Dr. J. Gruber : Weil er das 
" schwebendes Verfahren" hat das gar nichts Parlament belogen hat !) Halt, Herr Kollege ! 
zu tun. Niemand will in das schwebende Ver- Danke. Sie sind der Ansicht : Wenn es der 
fahren eingreifen, und es war mir eigentlich ��osition gelingt, nachzuweisen, daß ein 
unverständlich. was der Kollege Gruber gesagt MInIster das Parlament belogen hat, dann hat 
hat im Zusammenhang mit Vizekanzler Bock. er zurückzutreten. Einverstanden 1 Das Wort 
Er hat gesagt : Wir lehnen es ab, daß hier ein gilt ! (Heiterkeit bei FP() und 8P(}.) Wir 
schwebendes Verfahren angezogen wird. Ich werden diesen Beweis führen, Herr Kollege, 
darf den Kollegen Gruber, der sich ja nach mir aber Sie werden dann hier Ihr Wort wieder­
zum Wort gemeldet hat, bitten : Mir ist bisher holen. Ich werde den Beweis führen. Ich 
nicht bekannt gewesen, daß der Vizekanzler danke für die Einladung. Ich werde den 
Bock in ein schwebendes Verfahren einbezogen Beweis an Hand der parlamentarischen 
ist. Und ich würde ihn bitten, uns mitzuteilen, Protokolle führen. Ich werde den Beweis 
welches Verfahren das ist, denn man müßte führen, daß ein Minister dieser Regierung 
sich vielleicht wirklich ,  manche Äußerungen nicht einmal, sondern mehrmals, und in einem 
überlegen. Aber wenn es noch kein schweben- Fall sogar mehrmals innerhalb einer Sitzung, 
des Verfahren ist über Vizekanzler Bock, wenn das Parlament eindeutig angelogen , hat, auf­
es noch nicht eingeleitet ist, dann würde ich merksam gemacht worden ' ist, daß er gelogen 
doch vorschlagen, daß er sich nicht dahinter hat, und bei der Lüge geblieben ist. Ich darf 
versteckt, daß er sagt : Man soll über den wiederholen : Ihr Standpunkt war : Er muß 
Fall Bock nicht reden, weil man in ein schwe- zurücktreten, weil er das Parlament belogen 
bendes Verfahren eingreift. Denn wenn der hat ! Ich hoffe, Herr Kollege, Sie bleiben bei 
Beamte Huber oder Meier vor Gericht steht : diesem Standpunkt, wenn uns Freiheitlichen 
Sollen wir hier nicht über die Arbeit des Vize- dieser Nachweis gelungen ist. 
kanzler� Bo�k reden können, weil gegen Huber Ich darf Ihnen übrigens sagen : Herr Kollege 
oder MeIer elll Verfahren sohwebt 1 Ich glaube, Gruber ! Es mag der Eindruck entstehen, daß 
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ZeiWnger 

ich Ihnen jetzt in vielen Punkten wider­
sprochen habe. Ich habe Ihnen nur einen 
Vorwurf zu machen, den Ihnen wahrscheinlich 
auch Ihre Kollegen machen : Sie haben hier 
eine Debatte angezündet, die in diesem Aus­
maß gar nicht vorgesehen war. Aber ich bin 
absolut - ebenso wie Sie - der Ansicht, daß 
es das größte und schwerstwiegende Delikt, 
der Bchwerstwiegende Vorwurf ist, den man 
einem Minister machen kann : daß er das 
Abgeordnetenhaus anlügt. Ich bin froh, daß 
ich das schon gesagt hatte, bevor Ihr heutiger 
Zwischenruf kam, und zwar damals in der 
Diskussion um den Herrn Landesverteidungs­
minIster Prader. Denn damals ist es im Zu­
sammenhang mit ihm um dieses Problem 
gegangen. Wir sind in diesem Punkt - das 
möchte ich feststellen - völlig einer Meinung . 
Ich hoffe nur, Herr Kollege Gru ber, Sie bleiben 
bis zur letzten Konsequenz bei diesem Stand­
punkt. 

Meine Damen und Herren ! Nachdem ich die 
heutigen Zeitungen schon zitiert habe, darf 
ich sagen : Hier ist eine Meldung über eine 
Diskussion, die sehr bedenklich ist. Wir haben 
gestern j a  beim Kapitel Justiz die Diskussion 
über neue Methoden des Auslieferungsver­
fahrens in diesem Parlament gehabt. Ich 
möchte das gar nicht zitieren, weil es fast 
beschämend ist, was in einer bei Gott nicht 
den Freiheitlichen, sondern, ich glaube, viel 
eher Ihnen nahestehenden Zeitung, dem 
"Kurier" ,  steht : Sie können hier lesen, daß 
Ihre Fraktion heute eine Sitzung hatte und 
daß plötzlich Universitätsprofessoren aufge­
boten worden sind, um zu ldären, ob ein 
Antrag eines Untersuchungsrichters zu Recht 
besteht oder ob, wie hier steht, überhaupt 
eine Schuld vorliegt. (Abg. Dr. K rei8  ky:  Eine 
echte Einmi8chung !) 

Ich glaube, wir sind u,ns alle darüber im 
klaren, daß das ein völlig neuer Weg ist. 
Man kann darüber reden, man kann dafür sein, 
man kann dagegen sein. Leider ist die Justiz­
debatte abgeschlossen, aber der Herr Präsident 
wird mir diesen einen Satz hier gestatten : Das 
ist das, wogegen wir uns, wogegen sich alle 
Sprecher und wogegen sich auch der Herr 
Juatizminister heute im Hause gewandt hat. 
Denn hier beginnt jetzt der Druck auf den 
Richter, der Druck auf das Gericht, hier wird 
plötzlich an Hand von Gutachten von Univer­
sitätsprofessoren nachgewiesen, daß das 
System, das wir seit Jahrzehnten in diesem 
Hause praktiziert haben, nicht mehr zu Recht 
besteht, da wird plötzlich nachgewiesen, daß 
ein Antrag zu Unrecht besteht. Hier beginnt 
die politische Einmischung in ein schwebendes 
Gerichtsverfahren ! (Zu8timmung bei der .F PÖ 
'u:na bei der SPO.) Das, meine Damen und 
Herren, stelle ich ohne Rücksicht auf die Partei 

fest. Ich darf noch einmal sagen : Ich bedaure 
wirklich all das, und zwar aus menschlichen 
und persönlichen Gründen. Aber ich möchte 
warnen . . . (Zwischenruf bei der Ö V P.) 
Herr Kollege ! Ich kann ja auch auf diesen 
Ton eingehen. Herr Kollege ! Wenn Sie also 
polemisieren wollen, dann muß ich sagen : 
Ich kann es vielleicht noch besser. Aber ich 
will es in diesem Falle nicht tun, weil ich 
das alles zu ernst nehme. Ich meinte es ernst, 
als ich gestern sagte : Hände weg von der Justiz ! 
Fangen wir nicht damit an ! Erkennen Sie 
denn nicht, daß diese Regierung und daß 
diese Regierungsmehrheit allmählich immer 
stärker in den Ruf kommt, sie wollen etwas 
verdecken, sie wollen etwas vertuschen, sie 
verhindern die Aufdeckung, die Untersuchun­
gen, sie verhindern Untersuchungsausschüsse 1 
Sie behindern die Gerichte, sie liefern nicht aus ! 

Bedenken Sie doch, welch gefahrvollen Weg 
wir gehen. Seien Sie überzeugt : Wenn Sie 
diesen Weg weitergehen, wird es Ihnen viel­
leicht gelingen, in irgendeinem Fall einen 
momentanen Erfolg zu erringen. Aber seien 
Sie ebenso überzeugt : Es geht viel verloren, 
Herr Generalsekretär, viel verloren, wenn 
dieser Weg weitergegangen wird. 

Seien wir froh, daß wir noch eine intakte 
Justiz haben. Jedem fällt es einmal auf den 
Kopf : einmal Ihnen, einmal Ihnen, einmal 
uns. Ich habe heute ja schon einmal gesagt : 
Es kommt nicht darauf an, was geschieht 
und wer es macht, sondern es kommt darauf 
an, wie sich die politische Gemeinschaft, die 
Partei in jedem Falle dazu verhält. Ich 
darf Ihnen hier sagen : Diese Zeitungsmeldung 
von heute nacht über Ihre Klubsitzung ist 
mehr als bedenklich, sie ist ein Alarmzeichen 
und sollte uns eigentlich veranlassen, die abge­
geschlossene Justizdebatte noch einmal aufzu­
rollen. 

Meine Damen und Herren ! Es war an und 
für sich die große Chance der neuep. Regierung 
Klaus, hier den Ruf der Sauberkeit . . . (Abg. 
Pet  e r überbringt dem Redner einen Zettel.) 
Herr Kollege Fachleutner ! Sie sind heute 
hier schon einige Male durch sehr prägnante 
Zwischenrufe aufgefallen. Sie haben ja dem 
Kollegen Scrinzi gesagt, Sie haben ihn aufge­
schrieben und er komme bei Ihnen noch dran. 
Ich weiß also nicht, wer da bei wem noch dran­
kommt. (Heiterkeit.) Aber wir warten ja schon 
auf thre Attacke gegen Primarius Scrinzi. 
Ich habe leider Ihren Zwischenruf nicht 
gehört, wo Sie gesagt haben, ich gehöre ausge­
liefert. Ich darf Ihnen ruhig sagen : Ich weiß 
nicht, warum Sie mich ausliefern wollen. 
Es gab gegen mich schon zweimal ein Aus­
lieferungsverfahren, einmal wegen eines Ver­
kehrsunfalles und einmal deswegen, weil mich 
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der jetzige Außenminister auf Ehrenbeleidigung 
klagte. Ich beantragte damals meine eigene 
Auslieferung, aber die Fraktion des Herrn 
Außenministers hat meine Auslieferung nieder­
gestimmt, damit ich vor ·Gericht damals nicht 
die Richtigkeit des Vorwurfes nachweisen 
konnte, er sei ein Lügner. Das liegt aber schon 
zehn Jahre zurüok. 

Ich wollte nur sagen, das ist meine Ein-

des Bautenministers, im Falle des Vizekanzlers. 
Wir wollen Klarheit, Herr Bundeskanzler ! 
Sie können mich heute in einem Zwischenruf 
der Gemeinheit beschuldigen, aber Sie können 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich die 
öffentliche Meinung und auch die Zeitungen 
- Sie brauchen sie nur zur Hand zu nehmen -
i.il diesem Punkte sehr wesentlich geändert 
haben. 

stellung. Ich habe in jedem Falle sofort Es kommt nicht auf die' Schärfe der Polemik 
ersucht, der Auslieferung stattzugeben, weil an, sondern es kommt auf den Willen der 
ich auf dem Standpunkt stehe : In solchen Gemeinschaft an, Klarheit zu schaffen, um 
Fällen ist die Immunität tatsächlich nicht zu zu klären, wo Schuld besteht und wo keine 
gebrauchen. Aber ich hoffe, Herr Kollege, Schuld besteht. Wenn aber keine Schuld 
Sie melden sich zum Wort und sagen, welche besteht - ich erkläre das hier und habe es 
strafbare Handlung Sie mir vorwerfen. Mit auch in der Verteidigungsdebatte, Herr Bundes­
der Ehre eines anderen spielt man nicht 80 kanzler, erklärt -, bin ich der erste, der herauB­
ohneweiters !  Sagen Sie mir, warum ich ausge- geht und eine Ehrenerklärung abgibt. Aber 
liefert gehöre ! Herr Kollege ! '  Ich habe sehr dort, wo Schuld besteht, müßten wir a.lle 
viel übrig für Zwischenrufe, aber sie sollen eigentlich der Meinung sein, daß wir dafür 
nicht ätzend und beleidigend sein, wohl aber Sorge zu tragen haben, daß die Schuld beseitigt 
witzig, geistvoll, was Ihnen sicher liegt (leb- wird. (Abg. Dr. Klau8: Wa8 meinen Sie 
hafte Heiterkeit bei F P(J und 8 P(J), aber eigentlich, Herr Abgeordneter ?) " 
nicht beleidigend. (Abg. Fachleutner:  Von I Zur Schuld Herr Bundeskanzler darf ich 
Ihnen kann man n�chta 

.
erwarte"}' !! I�h weiß, I Ihnen sagen : 

'
Es sind also Vorwürfe erhoben Herr �oll��e, das Ist .dle Tragik .  SIe sag�n, worden. Ich habe das in der Verteidigungs­von mll' 

.
konne m�n mchts erwarten.. Das Ist debatte zum Beispiel mit dem Vorwurf des d�s TragIsche. �lr aUe warten auf .Sle : Aber Mißbrauches der Amtsgewalt zusammenge­SIe gehn halt me oba. und reden DIe I Daher faßt. Dieser Vorwurf muß untersucht werden bin ich ja nur die 

,�
Brücke, bis en�ch d�r aber die Mehrheit lehnt diese Untersuchung ab: 

"g�oße Fachleut�er kommt, um hier dIe Und solange das nicht geklä.rt werden kann.' 
MemU?g der RegIerung zu vertreten. solange der · Untersuchungsausschuß nioht 

Nun aber darf ich zum Schluß und damit eingesetzt werden kann, nicht amtieren kann. 
noch zu einem ernsten Abschluß kommen : Die wird nicht geklärt werden können, ob der 
Regierung Klaus-Withalm-Bock-Schmitz hat, Vorwurf, der von Offizieren und Beamten in 
als sie die Alleinregierung übernahm, versucht, erster Linie aus dem Verteidigungsininisterium 
sich mit dem Nymbus der Korrektheit, des selbst erhoben wird, zu Recht besteht oder· 
Ordnungmachens, der Sauberkeit zu umgeben. nicht. Ich bin in diesem. Falle niohts and"ree 
Es war ihr ein Vertrauensvorschuß nicht nur als der Bote, der das, was von den Mit­
von den Wählern, sondern damals auch von arbeitern des Verteidigungsministers gesagt 
der öffentlichen Meinung gegeben worden. Bei worden ist, diesem Hause weitergegeben hat. 
jedem Kapitel, bei jeder Debatte, die wir jetzt (Abg. Dr. Klaus: Was hat das mit dem Kapüel 
weiter hier miterleben, müssen wir in immer Bauten zu tun ?) Wir sprachen von der 
stärkerem Maße sehen, daß Sie nicht willens Sauberkeit, Herr Bundeskanzler, und da haben 
sind, · Klarheit zu schaffen, jene Klarheit, Sie den für einen Bundeskanzler ungewöhn­
welche die Voraussetzung für die Sauberkeit lichen Emwurf der "Gemeinheit" gemacht. 
ist. (Abg. Dr: Klaus : Eine große Gemeinheit Und dasselbe ist jetzt im Falle des Bauten­
von Ihnen !) Das ist geschehen, Herr Bundes. sektors, Herr Bundeskanzler. (Abg. Dr. KZaud: 
kanzler . . . (Abg. Weikhart:  Wa8 soll denn Was hat das mit Sauberkeit zu tun ?) 
da8 heißen, Herr Bundeskanzler ? - Abg. 
Ozettel : Ordnungsruf für den Herrn Bundes­
kanzler !) Das überlasse ioh dem Herrn 
Präsidenten. 

Das ist geschehen, Herr Bundeskanzler, 
im . Falle Prader, wo wir nichts anderes als 
eine Untersuchung wollten. Ich kann gar 
nicht beurteilen, ob die Vorwürfe, die gegen 
ihn erhoben werden, in vollem Umfange zu 
Recht bestehen oder nicht. Wir haben nur 
eine Untersuchung verlangt, dies auch im Falle 

Sie waren wahrscheinlich nicht hier t als 
ich sagte, es sei bedauerlich, daß wir heute 
hier einen Mann sitzen haben, gegen den wir 
keinen Vorwud erheben wollen. Wenn Sie, 
Herr Bundeskanzler, den ganzen Tag 
hier gewesen wären, dann hätten Sie gesehen, 
daß nicht wir Freiheitlichen diese Diskussion 
entfesselt haben. Lesen Sie sich die erste 
Rede unseres Parteiobmannes durch ! Wir 
haben die Diskussion · in dieser Form und in 
dieser Art und Weise nicht gewünscht. Ich 

• 
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glaube - Sie können Ihre Fraktionskollegen mich nie anpassen ! (Beifall bei F pO und 
fragen -, es war Ihr Parteifreund Gruber, 8PO.) 
der eine neue Note, einen neuen Ton herein­
gebracht hat. Nur sind wir nicht diejenigen, 
die dann, wenn die Regierungsfraktion selber 
eine derartige Diskussion wünscht, einer solchen 
Diskussion ausweichen. Sie haben die Dis­
kussion gewünscht, wir haben diese Töne 
nicht angeschlagen. Glauben Sie nicht, wie 
Ihr Generalsekretär gesagt hat, daß 85 hier 
sind und wir daher nicht mehr reden dürfen. 
Reden, unsere Meinung äußern dürfen wir 
noch, das kann uns niemand verbieten, wenn 
auch heute zum erstenmal das Wort "verbieten" 
gefallen ist. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Skritek das Wort. (Abg. Ozettel:  
Der Bundeskanzler soll vom AbgeordnetenpuU 
aus sprechen ! Es wäre ganz interes8ant, was 
er zu sagen hat ! - Ruf bei der BP(j: Er hat 
ia nichts zu sagen; er weiß ia nicht8 ! - Abg. 
Dr. K laus: Ich werde mich nicht wn Ihnen 
zum Rednerpult bitten lassen ! - Abg. Doktor 
Withalm: Wir haben heute schon "Lumpen­

pack" gehört ! - Abg. Dr. K reisky: Ich habe 
das zu denen gesagt, die Verleumder sind!) 
Bitte, nioht neue Nervositäten l Es ist ein 
Uhr naohts. Behandeln wir da& Thema weiter r 
Hören Sie sich den Redner an I 

Man kann eine Mauer machen, man kann 
versuchen, alles ungesehen zu machen : Nichts 
sehen, nichts hören, nichts reden - eine alte 
asiatische Weisheit ! Man kann diesen Versuch Abgeordneter Skritek (SPÖ) : Hohes Haus t 
machen. Aber auf die Dauer wird diese Rech- Meine Damen und Herren ! Ich möchte hier 
nung nicht aufgehen. Besser ist es, wenn noch ganz kurz zu einigen Fragen, die das 
man versucht zu klären, wenn man versucht, Ressort des Ministers für Bauten und Technik 
Schuld von Unschuld zu trennen. Wir Frei- betreffen, voIp. Standpunkt des Bundeslandes 
heitlichen sind die ersten, die bereit sind, Wien, der Bundeshauptstadt, Stellung nehmen. 
zu sagen : Hier sind zu Unrecht Vorwürfe Ich habe auch in der letzten Budgetdebatte 
erhoben worden ; wir bekennen, das war über diese Frage gesprochen und mit der 
Unrecht. Hier aber sind die Vorwürfe zu Feststellung geschlossen, daß Sie, Herr Mini­
Recht erhoben worden. Wir haben die Kon- ster, als neuer Mann in diesem Amt hoffentlich 
sequenzen zu ziehen. mehr Verständnis für die wichtigen Belange 

Mit der Verhinderung der Untersuchung des Bundeslandes Wien, der Bundeshaupt­
verhindert man diese Trennung von sauber stadt, für diese Belange, die Ihr Ministerium 
und unsauber. Das ist nichts Neues, Herr zu betreuen hat, haben werden als Ihr Vor­
Bundeskanzler, sondern das sagen wir seit gänger. Das betrifft Ihren Vorgänger in 
Wochen. Ich bin erstaunt und bin auch einem anderen Zusammenhang, nicht in dem, 
neu�ierig, �b der Herr Pr��ident dara,!f I der vorher zur Diskussion stand. 
reagleren WIrd ; erst�unt daruber, daß elll i Herr Minister ! Ich glaube, daß sich diese 
Abge�rdn�ter, der SeIt Wochen etw�s s�gt, I Hoffnung, die wir gehabt haben, zumindest was In dIesem Hause alle sagen, m emer bisher nicht erfüllt hat. Wir haben schon 
Deba�te, deren Schärfe vo� der Regierungs- im Finanz- und Budgetausschuß fest&tellen 
fraktIon vorgelegt worden 1st, vom Kanzler müssen daß für den Ausbau des Hochwasser­
mit dem Worte "Gemeinheit" bedacht worden schutze� in Wien zunächst für das außer 
ist. Wenn das 

. 
der �eue �til ist, 

,
Herr Kanzler Streit gestellte rechte Donauufer für das 

- dem pass� lC� �ICh nIcht �n .  (Abg. Doktor Jahr 1967 kein Ansatzposten im Budget 
K laus: WetZ Ste 1et� schon etne ha�be Stunde vorgesehen ist. Sie beantworteten meine 
versteckt U�auiJ.erkeit und dergle'tchen vor- Anfrage im Finanz� und Budgetausschuß ein­
werfen !) Nem, nIcht ,:"erste?kt, Herr �anzler. fach damit, daß Sie zwar die Notwendigkeit, 
Herr Ka�zler, das Ist em Irrtum . (Abg. die Bedeutung der Verbesserung des Hoch­
Dr. Kre'tsky : Den ganzen Tag 8chon ! - wasserschutzes für Wien anerkennen, aber es 
Abg. Dr. Klaus:  In u:elcherr: konkreten Fa1:l ?) sei leider noch nicht möglich gewesen, für 
Det:;t ganzen Tag WIrd hIer ( Wettere das Jahr 1967 eine Ausgabenpost vorzusehen, 
ZwtBchenrufe.) vielleicht wäre es für 1968 dann doch endlich 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Der möglich, die erste diesbezügliche Post ein­
Redner ist am Wort und spricht zum Thema I zusetzen. 

Abgeordneter ZeUUnger (fortsetzend) : Ich Meine Damen und Herren ! Ich brauche 
darf feststellen : Den ganzen Tag wird hier in diesem Hohen Hause nicht darauf hinzu­
dieser Vorwurf gegen die Regierung erhoben, weisen, wie dringend der Ausbau des Hoch­
nur Sie haben es jetzt für notwendig gefunden, wasserschutzes geworden ist. Der Sommer 
mir gegenüber das Wort "Gemeinheit" zu dieses Jahres, die Erfahrungen, die wir in 
gebrauchen. Ich darf noch einmal sagen : einigen Bundesländern leider sammeln mußten, 
Diesem Stil, Herr Bundeskanzler, werde ich und die Ereignisse, die wir auch in unserem 
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Nachbarland Italien feststellen mußten, werden 
doch jeden von uns davon überzeugt haben, 
daß man über die Tatsache, daß . man den 
AusbaU des Hochwasserschutzes urgiert, als 
�gend hinstellt, nicht hinwegsehen kann. 

Herr Mi�ster I Ich darf nochmals darauf 
hinweisen ; Für Wien ist der Ausbau des 
Hochwasserschutzes eine ebenso dringende 
Angelegenheit wie für all� anderen beq.rohten 
Bundesländer! Wir haben vier Großbezirke 
mit mehr als 300.000 Einwohnern, die vom 
Hochwasser, falls dieser . Hochwasser-scbutz 
nicht rechtzeitig gebaut werden kann, bedroht 
sind. Dazu kommt eine Reihe ganz großer 
Industrieanlagen. Der Schaden, der durch 
eine Verzögerung entstehen kann, wäre außer­
ordentlich groß. 

. Deshalb, Herr Minister, möchte ich doch 
noch einmal ' festhalten, daß wir leider wieder 
ein Wichtiges Jahr verloren haben. Das wäre 
vielleicht in einer Zeit, in der es keine Hoch­
waEisergefahren gegeben hat, nicht so be­
deutungsvoll. Ich habe schon festgestellt : 
In der jetzigen Zeit kann jedes Jahr von 
allergrößter Bedeutung sein. 

Sie haben, Herr Minister, schon beIm ver­
gangenen Budget .darauf hingewiesen, es seien 
mit Wien noch einige Fragen zu klären, Sie 
würden solche Gespräche in die Wege leiten. 
Ich hotte, Sie haben sie in die Wege geleitet, 
a.1lerdiil.gs immer wieder einige Male ver­
schoben ; diese Gespräche haben erst in der 
vergangenen Woche beginnen können. Sie 
werden verstehen, Herr Minister, daß auch 
diese Verzögerung für Wien nicht sehr er­
munternd ist. Ich gebe schon zu, daß Sie 
in Ihrem Ressort, wie wir heute gehöJ,'t haben, 
viele dringende Sorgen haben, die Sie vielleicht 
gehindert haben, diese Gespräche ·.durchzu­
führen. Aber ' das ist kein Trost für , Wien, 
denn · es besteht die Gefahr, daß nicht nur 
das kommende Jahr, sondern dann, wenn es 
in diesem Tempo weitergeht, vielleicht noch 
ein. . Jahr· -vorübergeht, bevor es zu einer 
Regelung in _ dieser Frage kommt. 

. Wir bevorzugen eS, wenn hier keine langen 
Prozesse geführt werden müssen, da ja nach 
der Rechtsansioht des Bundeslandes Wien 
der Bund dazu verpflichtet wäre, die Kosten 
für den Ausbau, für die Verbesserung des 
Hochwasserschutzes in Wien zu zahlen. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß 
Wien von dem Notopfer für die Hochwasser­
geschädigten einen außerordentlich großen 
Anteil der Mittel, die hier aufgebracht werden, 
aufzubringen . hat. Da brauchen Sie sich nur 
das Steueraufkommen, Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer , anzusehen. 

Wir verstehen durchaus auch, daß die 
dringendsten Notwendigkeiten berücksichtigt 

werden, auch wenn sie nicht Wien betreffen, 
aber ich möchte doch hinzufügen, daß wir 
uns das Recht . vorbehalten und die Mahnung 
aussprechen müssen, daß das dringende An­
liegen Wiens nicht dauernd zurückgestellt 
werden kann, daß auch die berechtigten 
Wünsche der Bundeshauptstadt, des Bundes­
landes Wien, auf diesem Sektor Berücksichtigung 
finden müssen. 

. 

Ich . darf noch eine kurze Be�erkung zum 
Straßenbau machen . Es ist in diesem Rohen 
Haus schon wiederholt ausgeführt worden, 
daß sich das Bundesland Wien, die Bundes� 
hauptstadt, auch bei der Verteilung .der 
Mittel schwer benachteiligt fühlt. In . Wien 
werden zirka 40 lTozent der Mineralölsteuer 
und des Zuschlages zur Mineralölsteuer auf­
gebracht. 1965 waren es 3,5 Milliarden, davon 
wurden schätzungsweise 1 ,4 Milliarden in 
Wien aufgebracht. Insgesamt wurden 3 Pro­
zent . vom Gesamtbetrag für den Straßenbau 
in Wien aus�egeben. 

Nach diesem Voranschlag werden ' 
die Ein­

nahmen aus der Mineralölsteuer plus Zuschlag 
im Jahre 1967 mit. rund 4,6 Milliarden ge­
schätzt. Davon werden in Wien 1,8 Milliarden 
aufgebracht. Diesmal werden es knapp 5 &0-
zent vom gesamten Betrag sein, die in Wien 
verausgabt werden. Das sind die Berechnungen 
ohne EinbeziehllJlg der Kraftfahrzeugsteuer, 
von der ja auch ein großer Anteil in ' Wien 
aufgebracht wird: Diese Tatsache ergibt sich 
einfach daraus, daß von den Straßen Wiens 
derzeit nur 33 . km als Bundesstraßen an­
erkannt sind. Es wurde heute sch�n .von 
den Vertretern einiger . anderer Bundesländer 
das Gesamtnetz dargestellt·: 9230 km Bunde8� 
straßen, davon 33 . km in Wien, das sind 
0,3 Prozent . Es ist also eine lächerliche ,Zahl 
von Kilometern, die der Bund' für, Wien zu 
betreuen hat. 

. Es ergeben sich - das wissen Sie, Herr 
Minister - daraus eine. ganze Reihe von 
Schwierigkeiten, weil die meisten Bundes­
straßen entweder an der Grenze ' von Wien 
als soiche enden oder dann irgendwo vor 
dem Zentrum Wiens einfach aufhören, Bundes­
straße zu sein. Nicht einmal die Bundes­
straßen, die von Niederösterreich nach Wien 
führen, werden bis ins Zentrum Wiens als 
Bundes8traßen geführt. Ich glaube, daß sich 
daraus schon eine ach were Benachteiligung 
Wiens ergibt und daß wir die Aufgabe haben, 
diese Benachteiligung hier zur Sprache zu 
bringen und Abhilfe zu verlangen. 

Herr Minister ! Sie haben angekündigt, 
daß Sie' in der nächsten Zeit mit einer Bundes­
straßengesetz-N ovelle rechnen. Ich darf schon 
hier in aller Form anmelden, daß Wien einige 
Forderungen auf Aufnahme von Straßenzügen 
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in das Bundesstraßennetz hat. Denn es ist 
unmöglich, Herr Minister, daß bei einer Auf­
bringung von 40 Prozent der Mittel tatsächlich 
nur ein so kleiner Prozentsatz in Wien veraus­
gabt wird. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Diese Tatsache wollte ich noch ganz kurz 
- wenn es auch in den Morgenstunden ist ­
hier vorbringen, weil ich der Meinung bin, 
daß es notwendig ist, die Wünsche und Not­
wendigkeiten der Bundeshauptstadt hier zur 
�prache zu bringen ; denn sonst könnte es 
einmal heißen, Wien hat sich ja überhaupt 
nicht gerührt, die Wiener sind mit dem, 

; was ihnen zugeteilt wird, zufrieden. Ich darf 
hier nachdrücklich feststellen : Sie sind mit 
dem nicht zufrieden, Herr Minister, waS sie 
von Ihrem Ressort erhalten, und sie erwarten, 
daß die berechtigten Ansprüche Wiens in 
Zukunft entsprechend berücksichtigt werden. 
( Beifa II bei der S PO.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : über 
ausdrückliches Verlangen erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Klaus den Ordnungs­
ruf für den Zuruf: "Das ist eine Gemeinheit !" 
(Beifall bei der SpO.) Ich verbitte mir jeden 
Szenenapplaus für den Präsidenten ; weder 
Kritik noch Zustimmung für Entscheidungen 
des Präsidenten sind erwünscht. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Gruber gemel­
det. Redezeit 5 Minuten ! 

Abgeordneter Dr. Josef Gruber (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus r Ich muß den Ab­
geordneten Zeillinger enttäuschen, ich werde 
nicht auf seine Ausführungen eingehen, sondern 
ich habe mich lediglich zu einer Wortmeldung 
des Herrn Abgeordneten Moser gemeldet, 
um einige Dinge richtigzustellen. 

Mir war es leider nicht möglich, in das 
stenographische Protokoll einzusehen. Der 
Abgeordnete Zeillinger konnte das ; ich weiß 
nicht, wie das kommt. Aber ich darf zuerst 
einmal folgendes festhalten : Ich erinnere 
mich nicht, gesagt zu haben, daß die Wort­
meldungen der Abgeordneten Peter und Weik­
hart eine Provokation dargestellt haben. Ich 
habe lediglich festgestellt : Wenn von den 
Abgeordneten der Oppositionsparteien das 
Thema angeschnitten wird, dann nehme ich 
auch für mich das Recht in Anspruch, zu 
diesem Thema zu sprechen. 

Zweitens : Die Zitierung des Herrn Abge­
ordneten Moser bezüglich der Ausführungen 
des Herrn Staatssekretärs Weikhart waren 
nicht vollständig. Es ist nicht richtig, daß 
nur diese einleitenden Worte gebraucht wurden, 
sondern es war ausdrücklich die Rede von 
der nochmaligen Forderung, daß rasch, rigoros 

und ohne Ansehen der Person durchgegriffen 
wird. In diesem Zusammenhang wurde von 
dem Abgeordneten Weikhart . . .  (Abg. Doktor 
K r  ei  8 k 11: Das i8t nicht verboten ! ) Nein, das 
ist riicht verboten, aber darauf durfte ioh 
mich beziehen. 

Das dritte, was ich hier festhalten will : 
Ich habe nicht davon gesprochen, daß ioh 
lieber die Leichenrede auf den Herrn Abge­
ordneten Libal halten will. Es ist dies eine 
völlig falsche Darstellung. Ich habe gesagt, 
weil von einer "Leich" die Rede war, "eher 
noch zu Ihrer" .  Das heißt, zeitlich würde ioh 
es eher noch erleben. (Abg. Benya : Aber nicht 
viel I)) Nein, es ist schon ein Unterschied, 
ob ich einen Wunsch ausdrücke, bei einem 
Abgeordneten die Leichenrede zu halten. 
(Abg. Dr. Pi t t ermann: Gruber, so ! - Der 
Zwi8chenrujer kratzt sich mit der rechten Hand, 
über den Kopf greifend, am linken 
Ohr.) Nein, Herr Abgeordneter Pitter­
mann, so ist das nicht. Ich habe mit 
Herrn Abgeordneten Libal ein sehr gutes 
persönliches Verhältnis und lege daher Wert 
darauf, klarstellen zu können, daß das falsch 
zitiert war. (Beifall bei der Ö V P. - Ruf bei 
der SP(): Es war nicht falsch zitiert !) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Bauten Dr. Kotzina. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina : Hohes Haus ! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren ! Ich habe 
heute zu Beginn der Debatte über mein 
Ressort schon gefürchtet, daß die Diskussion 
zu kurz käme im Vergleich zur geschliffenen 
Diskussion um das Ressort der hohen Justiz. 
Nun ist auch das Bautenressort eingehend 
besprochen, beleuchtet und belichtet worden. 
Ich darf um Verständnis bitten, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, wenn ich nicht 
in die einzelnen Details der Anfragen eingehe, 
weil ich ansonsten das Hohe Haus noch einige 
Stunden bemühen müßte, mir zuzuhören. 
Ich werde mich daher darauf beschränken, die 
Anfragen und die Hinweise, die von den 
Damen und Herren des Hohen Hauses gemacht 
wurden und die für meine künftige Arbeit 
richtunggebend sind, zusammenfassend und 
in groben Zügen zu beantworten. 

Ich darf feststellen, daß ein Teilgebiet 
meines Ressorts, nämlich die Technik, nicht 
behandelt wurde, möchte aber doch auch 
auf dieses wichtige Gebiet, das mir anvertraut 
ist, besonders hinweisen. Ich darf das Augen­
merk darauf lenken, daß das Forschungs­
zentrum Arsenal, das gegenwärtig im Auf­
und Ausbau ist, in meinen Augen gesehen 
ein wichtiges künftiges Zentrum der For-
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schung und . des Versuchswesens darstellen 
wird. Es würde mich freuen, wenn die Damen 
und Herren Abgeordneten sich im Laufe des 
nächsten Jahres zur gegebenen Zeit auch Zeit 
nehmen würden, diese Tätigkeiten, die , dort 
entwickelt werden, auch einmal unter Augen­
schein zu nehmen. In diesem Sinn werde ich 
mir gestatten, den zuständigen Ausschuß 
auch einmal einzuladen. 

den Bau von öffentlichen Gebäuden, Bundes­
behörden und dergleichen mehr vorgesehen 
waren, gekürzt wurden. Ich habe mich auf den 
Standpunkt gestellt, daß dem Schulbau der 
Vorzug gegenüber den übrigen Hochbauten zu 
geben ist. 

Ein Wort, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, bezüglich des Tempos, das da und 
dort Anlaß zur Kritik gibt. Das sei jetzt nicht 

Nun zur Wasserversorgung. Herr Abgeord- nur bezogen auf den Hochbau, sondern auch 
neter Robak, Sie haben die konkrete Frage auf den Straßenbau. ·  Sie wissen, daß auf 
aufgeworfen, ob das Burgenland für die Ring- Grund der verfassungsmäßigen Situation WJ,d 
wasserleitung, die schon weitgehend mit Hilfe auf Grund der Erkenntnisse des Verfassungs­
des Bundes gebaut wurde, auch noch weiterhin gerichtshofes die Agenden des Bundes-Hooh. 
die notwendigen Mittel für den Weiterbau baues, aber auch die Agenden des Bundes­
erhalten werde. Ich darf ' Sie beruhigen. Straßenbaues in der mittelbaren Bundesver­
Wenn auch konkret kein besonderer Ansatz waltung liegen. Wenn das Ressort und wenn 
dafür vorhanden ist, daß die Mittel für den letzten Endes der Minister für alles, was in 
Weiterbau im Rahmen des Wasserwirtschafts- den Bundesländern gebaut wird, 'Ob im Tief­
fonds bereitgestellt werden, so kann ich mir bau oder im Hochbau, verantwortlich . ist, 
gegenwärtig nicht den Kopf darüber zer- dann muß der Einfluß . des Ministers, des 
brechen, wie · die von Ihnen weiterhin ange- Bundesministeriums, ein viel unmittelbarerer 
meldeten Wünsche hinsichtlich der weiteren werden, als er gegenwärtig ist. loh bin nioht 
Arbeiten im südlichen Burgenland - Si� der Meinung, daß es weiterhin angeht, die 
haben auf den Seewinkel hingewiesen - , letzte Verantwortung für all die Dinge und 
betreffend eine zusätzliche Wasserleitungs- Versäumnisse, die aus den Gegebenheit,en 
versorgung mit einem Kostenbetrag von etwa erwachsen, zu tragen, wenn nicht auch der 
100 Millionen Schilling in der nächsten Zeit unmittelbare entscheidende Einfl.uß in . aiI 
in Angriff genommen beziehungsweise ver- diesen Belangen gegeben ist. Das sind Dinge, 
wirklicht werden können. die in der näohsten Zeit erörtert gehören, 

Herr Abgeordneter Skritek l Ich glaube 
unter Beweis gestellt zu haben, daß ich bemüht 
bin, auch den Bedürfnissen der Stadt Wien 
in �ezug auf den Donauhochwasserschutz die 
geb�ende Beachtung und die gebührenden 
Bemühungen meinerseits zu widmen. Es . ist 
auch nicht BO, daß im heurigen Budget für 
den Hochwasserschutz der Donau im Bereiche 
der Stadt Wien nichts vorgesehen wäre. Es 
sind in meintm Augen gesehen lediglich zu­
wenig Mittel vorhanden, um in einem erhöhten 
Tempo die Aufgaben des Hochwasserschutzes 
am rechten Donauufer in ' Angriff zu nehmen. 
Ich darf aber ' darauf hinweisen, daß die 
Besprechungen des Herrn Bürgermeisters 
Marek und seiner Herren mit mir am 
1 .  Dezember nicht erst auf Grund mutwilliger 
Verzögerungen zustande gekommen sind, 
sondern daß die�e Besprechungen,' die eben 
erst am 1 .  12. möglich waren; auch in der 
Frage des Zusamme�wirkens der Stadt Wien 
mit dem Bund die Grundlagen für eine Eini­
gung in der nächsten Zeit gesetzt haben. 

Zum Hochbau darf ich darauf hinweisen, 
Herr Abgeordneter Gruber und Herr Abge­
ordneter Babanitz, daß auch der Schulbau 
im kommenden ' Jahr erhöhte Mittel vorge­
sehen bekommen hat. Diese erhöhten Mittel 
für den Schulbau sind allerdings erst dadurch 
möglich geworden, daß die Ansätze, die für 

die aber in dem Zusammenhang auch von­
meiner Seite ausgesprochen werden müssen. 

Ein sehr wichtiges, vielleicht das wichtigste 
Gebiet in meinem Ressort überhaupt stellt 
der Wohnbau dar. Es haben sich auch eine 
Reihe von Rednern aus allen drei Parteien 
mit diesem Problem, das in der nächsten 
Zeit zu bewältigen ist, eingehend befaßt. 
Ich darf darauf hinweisen, daß gegenwärtig 
lediglich die kleine ' Reform, die kleine Wohn­
baureform, zur Entscheidung des Hohen Hauses 
gestellt ist, und ich hoffe, daß, wenn sie gegen­
wärtig auch nur einen kleinen Schritt für die 
Übergangszeit darsteJlt, doch in diesen wichti­
gen Fragen der Wohnbaupolitik eine Einigung 
der Parteien dieses Hohen Hauses erzielt wird. 
Die Dinge sind entscheidungsreif, und wir ' 
werden im Laufe der nächsten Tage durch die 
zuständigen Ausschüsse die Regierungsvor­
lagen beraten. 

Es ist zu hoffen, daß auoh auf dem Gebiete 
der Wohnbauförderung 1954, wo bekanntlich 
der Bund lediglich 50 Prozent der Mittel an 
die Länder gibt und die Bundesländer die 
weiteren 50 Prozent dazugeben, für die Über­
gangszeit des Jahres 1967 bis hinein in das 
Jahr 1968 eine Einigung der Bundesländer 
erzielt wird. Es ist mir vollkommen klar t 
daß sowohl die Verordnung aus dem Jahre 
1954, die auf Bedingungen aufgebaut ist, die 
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heute nicht mehr geIten, nicht die richtige 
Basis darstellt als auch die Verordnung, die 
sich auf Grund des Gesetzes nunmehr ergeben 
würde. Es wäre richtig, wenn sich die Bundes­
länder in der mittleren Linie finden würden, 
um damit eine Einigung zu erzielen, die die 
Grundlage für eine Verordnung beziehungs­
weise für eine Gesetzesänderung ergeben 
würde, die auch die Wohnbauförderung 1954 
auf eine geeignete und gerechte Basis stellen 
würde. 

In diesem Zusammenhang darf ich die 
konkrete Frage des Herrn Abgeordneten 
Babanitz dahin gehend beantworten, daß 
der von mir für das Burgenland vorgesehene 
Schlüssel jedenfalls höher als der gegenwärtige 
oder zur Diskussion stehende Schlüssel ist, 
weil ich mir durchaus der Notwendigkeit 
bewußt bin, daß gerade im Burgenland der 
Wohnbedarf besonders akut ist und daß 
durch eine Verbesserung des Länderschlüssels 
die notwendigen Hilfen für das Burgenland 
auf diesem Sektor gegeben werden sollten. 

Zum Straßenbau, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist folgendes grundsätzlich 
zu sagen : Gerade gewitzigt aus den V 01'­
kommnissen der Vergangenheit bin ich grund­
sätzlich nicht dafür zu haben, daß durch 
rasche Planungen, die noch nicht abgeschlossen 
wurden, Handlungen gesetzt werden, die dann 
den Keim des Unvollkommenen und des 
Unzuträglichen in sich schließen. Das war auch 
die Ursache, Herr Abgeordneter Wielandner, 
daß ich die Mitteilungen, die ich seinerzeit 
sowohl von den Landesbaudirektionen als 
auch im besonderen aus meinem Hause 
erhielt, daß die Planung für die Tauern­
schnellstraße abgeschlossen worden sei, nach 
einer genauen Überprüfung nicht aufrecht­
erhalten konnte. Diese Tatsache hat mich 
dann dazu veranlaßt, klipp und klar zu sagen, 
daß mit Rücksicht darauf, daß die Planung 
nicht abgeschlossen ist, nicht durchstudiert 
erscheint, auch nicht die Voraussetzung ge. 
geben ist, mit dem Bau dieser Autobahn zu 
beginnen. Im übrigen darf ich darauf hin­
weisen, daß die Tauernschnellstraße, die 
Tauernautobahn, bis jetzt auch keinen Nieder­
schlag im Bundesstraßengesetz gefunden hat, 
daß aber auch sonst keine gesetzliche Regelung 
auf Bundesebene für den Bau dieser durchaus 
wichtigen Straße gefunden wurde. 

Wenn geglaubt wird, daß man im besonderen 
aus Ersparnissen beim Straßenbau oder bei 
dem Bau von Autobahnen die notwendigen 
Mittel abzweigen könnte, um diese sehr wichti­
ge und kostspielige Tauernautobahn zu bauen, 
dann irrt man auch hier. Denn für ein 
so gewaltiges Bauwerk, wie das, das hier vor 
uns steht, muß man vorher auch die notwendige 

Klarheit hinsichtlich der Finanzierung finden, 
und zwar bevor man eben eine solche gewaltige 
Aufgabe beginnt. 

Diese von mir kurz gemachten Hinweise, 
meine Damen und Herren, führen uns nun­
mehr zu den Überlegungen, die vom Abgeord. 
neten Horr und im besonderen vom Abge. 
ordneten Peter vorgebracht wurden : Wie 
soll es denn künftighin weitergehen � Es 
sind - und ich bekenne mich absolut dazu -
sehr wichtige, sehr zielführende und sehr durch· 
dachte Vorschläge vom sozial- und wirt· 
schaftspolitischen Ausschuß der Paritätischen 
Kommission erstattet worden. Ich möchte 
sagen : Diese Vorschläge sind zur guten 
Stunde gekommen, um eine gute Grundlage 
auch dafür zu bieten, wie die Dinge hinsichtlich 
der Vergebung, der Kontrolle, der Abrechnung, 
der verschiedenen Bauaufgaben des Bundes 
auch durchgeführt werden. Ich werde alle 
Sorgsamkeit und alle Achtsamkeit aufwenden, 
um diese guten und . wertvollen Vorlagen und 
Studien den Überlegungen bei den konkreti­
sierten und zu konkretisierenden Maßnahmen 
zugrunde zu legen, worüber ich nicht nur der 
Bundesregierung, sondern zu gegebener Zeit 
auch dem Hohen Hause berichten werde. 

Es darf aber in dem Zusammenhang 
denn doch nicht gesagt werden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, daß in der 
Vergangenheit die Aufträge "naoh dem Gefühl" 
vergeben wurden, sondern es war gerade das 
Vergabewesen sehr klar und sehr eindeutig 
auch gegliedert in der Kontrolle hinsichtlioh 
der Vergebung der Aufträge. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß die zuständige Landes­
baudirektion durch den zuständigen Abteilungs­
leiter oder Gebietsabteilungsleiter zunächst 
die in offener und freier Ausschreibung und 
nicht im engen Kreis eingeholten Offerte - es 
konnte sich jede Baufirma daran beteiligep -
geprüft hat. Die geprüften Offerte wurden 
nach den verschiedenen Gesichtspunkten dann 
auch geordnet hinsichtlich der Preise, der 
Güte der Firmen, der Einsatzfähigkeit der 
Firmen, und damit ist man zu einer gewissen 
Rangordnung gekommen. Diese Vorschläge 
'wurden dann weitergegeben an den Landesbau­
direktor , der eine ähnliche Überprüfung durch­
geführt hat. Letzten Endes sind sie mit dem 
Antrag des zuständigen Landeshauptmannes 
an das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau und gegenwärtig an das Bauten­
ministerium gegangen, und hier hat auch 
wieder eine ähnliche Prozedur der Üb el"­
prüfung stattgefunden. Ich glaube, man darf 
auch rückschauend nicht sagen, daß diese 
Aufträge leichtfertig oder gefühlsmäßig 
vergeben wurden, insbesondere wenn man 
bedenkt, daß Aufträge, die über 2 Millionen 
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Schilling gegangen sind, dem Minister zur 
letzten Entscheidung vorbehalten blieben. 
Über dieses ganze Vergebungswesen sind über 
jedes einzelne Projekt klare und eindeutige 
Aktenunterlagen vorhanden. 

Ich räume ein, daß insbesondere in der 
Kontrolle des Straßenbaues oder Autobahn­
baues manches hätte besser gemacht werden 
sollen, das haben uns die jüngsten Vor­
kommnisse und die Begebenheiten des Streng­
berges durchaus bestätigt. 

Besonders schwierig - das ist vielleicht das 
heikelste Kapitel, das zu meistern sein wird -
sind die Abrechnungen, die insbesondere dann 
durch Zusatz auf träge entstanden sind, die nicht 
seinerzeit im Zuge einer ordnungsgemäßen 
Ausschreibung erteilt wurden. Aber hier 
müssen Mittel und Wege gefunden werden, 
um Unzukömmlichkeiten,. wie wir sie in der 
letzten Zeit feststellen mußten, in Hinkunft 
zu vermeiden. 

Jetzt ein kurzes Wort zur Behauptung, daß 
der österreichische Autobahnbau im beson­
deren kostspielig, teuer und aufwendig gewesen 
sei. Ich habe mir die entsprechenden Unter­
lagen unserer Nachbarländer vorlegen und aus 
diesen Vorlagen auch die entsprechenden Hin­
weise ausarbeiten lassen. Es ist wichtig, daß 
sie bekannt werden, damit wir selbst eine 
eigene Kontrolle über unsere eigenen Kosten, 
die wir ja verantworten müssen und die wir im 
Rahmen der Möglichkeiten auch senken sollen, 
haben. 

Ich darf in dem Zusammenhang darauf 
hinweisen, daß auf der Westautobahn, abge­
rechnet mit Ende September 1966, ein Kilo­
meter Autobahn im Schnitt 25,5 Millionen 
Schilling gekostet hat. Auf der Strecke Wien ­
Wiener Neustadt, die eine Sechsspur-Autobahn 
ist und durch ein sehr industriereiches, sehr 
dicht besiedeltes Gebiet führt, kostet der 
Autobahnkilometer im Schnitt 32 Millionen 
Schilling. 

Die vergleichbaren Kosten in der Bundes­
republik Deutschland betragen auf einfachen 
Strecken pro Kilometer zwischen 24 und 
28,5 Millionen Schilling und im bewegten 
Gelände, wobei ich darauf hinweisen darf, 
daß die Strecke Wien-Salzburg im wesent­
lichen durch bewegtes, schwieriges Gelände 
führt, zwischen 32,5 und 35 Millionen Schilling. 

In unserem Nachbarland, der Schweiz, wo 
die Geländeverhältnisse vielleicht da und dort 
noch ungünstiger sind als in Österreich in den 
vergleichbaren fertiggestellten Autobahnge­
bieten, sind die Kosten wie folgt, und zwar 
bezogen auf einzelne Autobahnabschnitte, 
weil dort zufolge der Differenzen, Gegeben­
heiten und auch Schwierigkeiten auch die 

Kosten entsprechend different sind. So __ betra­
gen sie zum Beispiel auf der Autobahn Rothrist 
-Lenz burg - das ist eine 27 km lange Bahn -
per Kilometer 37,8, an der Autobahn­
strecke entlang des Genfer Sees, und zwar 
von Genf-Stadt-Route Suisse nach Grand 
Saconnex kostet der Kilometer 70,8 Millionen 
Schilling, oder an derselben Autobahn von 
der Kantongrenze Genf/Waadt nach La 
Maladiere im Schnitt pro Kilometer 52,8 Mil­
lionen Schilling, und die teuerste Strecke im 
Raum von Zürich-Brunau-Richterswil -das 
ist eine 23 km lange bisher fertiggestellte 
Autobahn - sogar 96 Millionen Schilling. 
(Abg. Dr. Pitterm a n n :  Aber mit anderen 
Grundablösebeträgen !) Jawohl ! Ich darf in 
dem Zusammenhang auf diesen berechtigten 
Einwurf des Herrn Dr. Pittermann auch hin­
weisen. Gerade das letzte Beispiel, das ich 
hier aus der Schweiz mit 96 Millionen Schilling 
angeführt habe, führt uns zur Betrachtung 
der Grundpreise, die auch in Österreich ganz 
exorbitant steigen. 

Ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit, 
das mich zu einer eigenen Kontrolle und zu 
eigenen Überlegungen veranlaßt hat, aus dem 
Raume Wels : Im Raume Wels soll jetzt die 
sogenannte Osttangente gebaut werden, das 
ist die Verbindung der Inntal-Schnellstraße 
zur Pyhrnpaßstraße. Diese Osttangente, die 
lediglich etwa 9 km lang ist, kostet in toto 
165 Millionen Schilling, wovon allein die 
Grundablösekosten über 70 Millionen Schilling 
betragen. 

Wir sehen also aus diesem einzigen Bei­
spiel - ich könnte insbesondere in Kärnten 
und aus anderen Fremdenverkehrsgebieten 
noch viele andere Beispiele anführen -, daß 
die Grundkosten für den Straßen- und Auto­
bahnbau . von Jahr zu Jahr steigen. Dies ist 
eine Entwicklung, die auch in unseren Nach­
barländern in noch viel rasanterem Tempo zu 
verzeichnen ist und hier echte Bea,chtung ver­
dient. 

Daher erscheint es mir von ganz besonderer 
Bedeutung, daß ehestmöglich Österreich zu 
einem allumfassenden Bundesstraßen-, aber 
auch Autobahnkonzept kommt, weil ich der 
Meinung bin, daß das bisherige Bundes­
straßengesetz, das zwar auch ausreichend - von 
der finanziellen Seite aus gesehen - die Auto­
bahnstrecken, die zu bewältigen und zu bauen 
sind, beinhaltet, denn doch auf lange Sicht 
gesehen dieses ausgeweitete und Totalkonzept 
für den Autobahnbau Österreichs umfassen 
sollte, ins besondere deswegen - man kommt 
ja nicht in den nächsten Jahren dazu, dieses 
ausgeweitete Autobahnkonzept zu realisieren, 
weil nicht nur die finanziellen Mittel dazu 
fehlen, sondern weil es eben auch dem Bau-
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tempo und den Baumöglichkeiten angepaßt hohes Maß an Verantwortung getragen wird, 
werden müßte -, weil dies auch einen wichti- sondern auch umgekehrt ein gewisses Maß 
gen Hinweis in der Konzeption der Paritäti- an Vertrauen der anderen Seite, das heißt 
sehen Kommission darstellt. Es erscheint mir seitens der Abgeordneten, notwendig erscheint. 
aber auch deswegen besonders notwendig, Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
damit, worauf verschiedene Herren Abgeord- Nunmehr noch ein letztes Wort zur Wohnbau­
nete berechtigt Hinweise gegeben haben, die i reform. Ich habe darauf hingewiesen, daß 
Trassen, die für diese künftigen Autobahnen ' wir zurzeit lediglich vor kleinen Veränderungen 
notwendig sind, freigehalten werden. Im gegenüber dem gegenwärtigen Zustand stehen. 
Zuge einer Planung muß auch klargestellt Es sind lediglich kleine Schritte in der An­
werden, in welchen Gebieten welche Trassen- passung der Fonds vorgesehen. Ich bin mir 
führungen für diese Autobahnen für den dann durchaus bewußt, daß dieser gegenwärtige 
später einmal zu erfolgenden Bau freigehalten Schritt unbefriedigend ist, insbesondere unbe­
werden sollen. Als Etappe zwei soll nach Fest- friedigend für den Bundes-Wohn- und Sied­
legung dieser Trassen, die natürlich erst auf lungsfonds. Ich appelliere hier an das Hohe 
Grund des Gesetzes möglich ist, möglichst Haus, an alle Parteien. Ich habe mit 
versucht werden, auch die notwendigen Grund- besonderer Genugtuung vermerkt, daß insbe­
einlösungen zu besorgen, um hier einen weiteren sondere in der Diskussion um den Wohnungs­
Schritt in der Vorbereitung einer solchen großen bau mehr oder minder einheitliche Auf­
Aufgabe zu setzen. fassungen vertreten wurden. Es könnte daher 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Das 
sind tatsächlich nur einige wenige und sehr 
schlagwortartig zusammengefaßte Hinweise, 
die lediglich dartun sollen, daß das Ressort 
bemüht ist, die Aufgaben, die gegenwärtig und 
in der nächsten Zeit in erhöhtem Maße noch 
zu meistern sind, auch zu erfüllen. 

Ich darf in dem Zusammenhang dankend 
vermerken, daß von dem einen oder anderen 
Abgeordneten darauf hingewiesen wurde, daß 
die Beamtenschaft meines Hauses, die gegen­
wärtig unter besonders erschwerten Umständen 
arbeiten muß, auch echt bemüht ist, diese 
Arbeiten unter dem verminderten Arbeits­
potential, das gegenwärtig gegeben ist, auch 
zu meistern. Ich darf diesen Dank an die 
Beamtenschaft, die gegenwärtig in meinem 
Hause am Werk ist, insbesondere in der 
Straßenbausektion, besonders hervorheben. 
{Beifall bei der (J V  P.) Ich würde bitten, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
daß Sie dieser Beamtenschaft, die jetzt noch 
in meinem Hause tätig ist (Abg. Zei l l inger :  
Noch ! Noch !) , jawohl, die jetzt in meinem 
Hause tätig ist, dieses notwendige Vertrauen 
auch für die Zukunft entgegenbringen. Es ist 
notwendig - ich habe bereits bei anderer 
Gelegenheit darauf hingewiesen -, daß bei 
diesen großen Aufgaben, die dem Ressort 
zweifelsohne gestellt sind, nicht nur für den 
Wasserbau, nicht nur für die Belange der 
Technik, sondern insbesondere für den Woh­
nungsbau und für den Straßenbau, den Be­
amten auch Vertrauen entgegengebracht wird. 
Wenn wir überlegen, daß dem Ressort in 
diesem Budget ein Betrag von über 10 Mi!­
Harden Schilling an Sachaufwand, also im 
wesentlichen an Krediten für den Wohnungs­
bau und für den Straßenbau anvertraut ist, 
so muß man sagen, daß hier nicht nur ein 

nicht allzu schwierig sein, diese kleinen Diffe­
renzen, die da und dort beim Wohnungsneubau 
noch existieren, auf einen gemeinsamen Nenner 
zu bringen, um in absehbarer Zeit eine Reform 
des Wohnungsneubaues zu bewirken, um diese 
Ungerechtigkeiten und diese Verschiedenartig­
keiten der drei Fondsbestimmungen wegzu­
schaffen. 

So darf ich denn, Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, danken für das 
Interesse und für die Mitwirkung, für die An­
regungen, die heute im Zuge der Diskussion 
bis tief in die Nacht gemacht wurden, und ich 
bitte andererseits von mir die Bereitschaft 
und den besten Willen zu einer gedeihlichen 
Zusammenarbeit entgegenzunehmen. (Beifall  
bei der ÖV P.) 

Präsident Dipl.-Ing Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. Der Herr Spezialberichterstat­
ter verzichtet auf ein Schlußwort. Damit ist 
die Aussprache über die Gruppe XIII 
b e e n d e t. 

Wir kommen zur Abst i mmung. Die Bera­
tungsgruppe XIII umfaßt Kapitel 64 : 
Bauten und Technik. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Kapitel in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
die Mehrheit. Ang e n o m men. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die zu dieser Gruppe eingebrachten drei 
Entschließungsanträge, die dem Ausschuß­
bericht beigedruckt sind, sodann über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Weikhart und Genossen. 

Im ersten E n t s c h J i e ßungsantrag  wird 
die Bundesregierung ersucht, für eine rasche 
und rückhaltlose Aufklärung der Vorfälle 
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Präsident Dipl.-Ing. WaldbruDDer 
in der ßauwirtschaft Sorge zu tragen und dem 
Nationalrat hierüber bis 31 . Dezember 1966 
einen eingehenden Bericht zu erstatten. Ferner 
wäre dafür Sorge zu tragen, _ daß korrekte 
Beamte und Unternehmer vor falschen Ver­
dächtigungen geschützt, die Arbeitsplätze der 
Arbeiter und Angestellten gesichert sowie 
Störungen in der Bauwirtschaft verhindert 
werden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Er ist e i n s ti mm i g  ange n o m m e n. 

Im zweiten E n t s c hl i e ß u n g s a n t r a g  wird 
der Bundesminister für Bauten und Technik 
aufgefordert, im Rahmen seines Wirkungs­
bereiches Vorsorge zu treffen, daß die Straßen­
bauuntersuchungen so' rasch wie möglich 
vorangetrieben werden, ferner dem Nationalrat 
bis 31 .  Dezember 1966 einen diesbezüglichen 
umfassenden Bericht vorzulegen sowie Maß­
nahmen zu ergreifen, die Kontrollen gewähr­
leisten, welche bei Auftragsvergabe und -durch­
führung beziehungsweise bei der Bauab­
rechnung eine Wiederholung derartiger Vor­
fälle ausschließen. Weiters soll dem Nationalrat 
ehestens ein langfristiges Straßen bauprogramm 
unter Berücksichtigung der sich aus der 
Verkehrslage ergebenden Schwerpunkte vor­
gelegt werden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Auch dieser Entschließungsantrag ist 
e i n s t i m m i g  ang e n o m m e n. 

_ Im letzten dem Ausschußbericht beige­
druckten E n t s c h li e ß u n g s a nt r a g  wird die 
Bundesregierung ersucht, dem Nationalrat 
ehebaldigst einen Bericht über Maßnahmen 

zur Koordinierung der Bauwirtschaft sowie 
zur Einführung rationellerer Arbeits- und Bau­
methoden, insbesondere unter Berücksichtigung 
der Vorschläge des Rechnungshofes und des 
Bauberichtes des Beirates für Wirtschafts� 
und Sozialfragen, vorzulegen. 

Ich- bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Auch dieser - Entschließungsantrag ist e i n� 
s t immi g angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s c h l i e ß ungsantrag der Abge­
ordneten Weikhart und Genossen, betreffend 
Veranstaltung einer Enquete über eine Reform 
der Förderungsmaßl'1ahmen des Bundes-Wohn­
und Siedlungsfonds. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit. Der Antrag 
ist a b ge l e h n t. 

Die Tagesordnung ist er s c h öpft. Ich 
b r e c h e  die Verhandlungen ab. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 9 Uhr 
vormittag mit folgender Tagesordnung ein : 

1 .  Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (204 der Bei­
lagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1967 
(258 der Beilagen) .  Spezialdebatte über Be� 
ratungsgruppe VIII : Kapitel 60: Land- und 
Forstwirtschaft, Kapitel 62 : Preisausgleiche, 
Kapitel 77 : Österreichische Bundesforste. 

2. Bericht des Ausschusses für Land- , und 
Forstwirtschaft, betreffend den Bericht der 
Bundesregierung gemäß § 9 Abs. 2 des Land­
wirtschaftsgesetzes {232 der- Beilagen}. 

Die Sitzung ist ge s c h l o s s en. 

SchlUß der Sitzung : 1 Uhr 40 Minnten 

österreichische Staatsdruckerei 1 1 .236 66 
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